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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Trotz Frühling wünsche ich Ihnen einen wunderschönen winterlichen Morgen.

Die 41. Sitzung des Wiener Gemeinderates, heute, am 26. März 2004, ist somit eröffnet.

Entschuldigt sind Frau GRin Frauenberger, die krank ist, ebenfalls Frau GRin Korosec, Herr GR Dr Salcher bis mittags, Frau GRin Schöfnagel, die im Ausland ist, Frau GRin Stubenvoll, die den Herrn Bürgermeister vertritt, Frau StRin Vassilakou bis mittags und Herr GR Kurt Wagner, der leider auch krank ist.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP/01295/2004/0001-KVP/GM) wurde von Frau GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Werden Sie künftig die seinerzeit überaus erfolgreiche Aktion "Theaterdienstag" wieder öffentlich bewerben?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie fragen mich, ob ich den Theater-Dienstag in Zukunft wieder öffentlich bewerben werde. Meine Antwort darauf ist: Nein.

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Entschuldigen Sie, Herr Stadtrat.

Meine Damen und Herren, am Wort ist der amtsführende Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny (fortsetzend): Danke. – Meine Antwort darauf ist: Nein.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die erste Zusatzfrage.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

In den Umbau des Ronacher werden bis zu 40 Milli-onen EUR investiert. 

Warum setzen Sie nicht einen Bruchteil des Geldes dafür ein, die Theaterschaffenden in Wien zu unterstützen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Wie Sie wissen – wir diskutieren das immer ausführlich im Ausschuss – haben wir sehr viele und, wie ich meine, auch international vergleichbar sehr hohe Mittel für die Unterstützung der Theaterschaffenden in Wien eingesetzt. Das kostet, wenn man die großen Bühnen, obwohl das auch Theaterschaffende sind, einmal exkludiert, 20 Millionen EUR. Wie die Studie, die wir gemeinsam in Auftrag gegeben haben, beweist, sind auch die Mittel für die freien Gruppen, international gesehen, durchaus hoch. Also ich glaube nicht, dass wir, wiederum im internationalen Vergleich gesehen, darunter leiden, dass wir zu geringe Mittel haben. Natürlich wäre es immer schön, wenn man noch mehr hätte, aber ich glaube, das war nie das Thema der Diskussion. Das ist das eine.

Das andere ist eine völlig andere Frage, die mit der überhaupt nichts zu tun hat, nämlich die Frage nach dem Umbau des Ronacher. Aber dazu hatte ich schon Gelegenheit, ausführlich Stellung zu nehmen und es wird sicher auch noch Gelegenheit dazu sein. 

Ich halte jedenfalls fest, dass die eine Sache, nämlich Mittel für die Betriebe und die Subventionen für die laufende Finanzierung von Gruppen und von kleinen und mittleren Theatern nichts mit dem Ausbau des Ronacher zu tun hat, der aus einem ganz anderen Topf finanziert wird.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die zweite Zusatzfrage? Haben Sie die erste Zusatzfrage, Frau GRin Mag Feldmann, schon vorher gestellt? (GRin Mag Barbara Feldmann: Ja, eine. Noch eine zweite?)
Die zweite Zusatzfrage wird von Frau Mag Unterreiner gestellt.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich bin in der Hinsicht Ihrer Meinung. Ich denke, auch wenn man 100 Jahre lang den Theater-Dienstag bewerben würde, würde das nicht eintreten, was wir uns alle erhoffen, und zwar mehr Publikum ins Theater zu bringen. Denn das Einzige, was notwendig ist, um Publikum ins Theater zu bringen, ist Theater für das Publikum zu machen, also gute Komödien, wo man sich nicht schämen muss, wenn man lacht, und Tragödien, wo man das Stück wiedererkennt, wenn man hineingeht.

Barbara Petsch hat vor ein paar Tagen einen ganz guten Artikel dazu geschrieben. Ich möchte einen Satz herausholen und zitiere sie: "Die Klassiker sind so etwas wie Rohstoff geworden, mit dem man nach Belieben verfahren kann." – Ich sehe das genau so. 

Viele Menschen gehen deswegen nicht mehr ins Theater, weil sie nicht mehr vorfinden, was sie suchen, und zwar authentische Stücke. Sie suchen auch unverfälschte, also ungekürzte Texte. Sie suchen auch eine gepflegte Sprache, wo man noch in der letzten Reihe hört, was eigentlich vorne gesagt wird. All das wird seit vielen Jahren nicht mehr immer geboten. Ich denke mir, wenn ich im Theater nicht mehr das Lachen vorfinden kann, nicht mehr weinen kann und wenn man auch nicht mehr die Sprache findet, dann geht man halt nicht mehr so gerne ins Theater.

Wir haben uns aus der Theaterreform zurückgezogen. Einer unserer Schwerpunkte war, wie Sie wissen, die Pflege der Sprache, weil wir empfinden, dass das unsere Tradition und unsere Identität ist, aber auch wir haben schon gesagt, das verlorene Publikum ist wieder zurückzuholen. Ich habe eher den Eindruck, dass einer der Schwerpunkte war, ein neues Publikum zu gewinnen. Das ist auch in Ordnung, aber ich habe nie so sehr herausgehört, wie man das verloren gegangene Publikum zurückholen will.

Meine Frage ist: Was werden Sie tun, um dieses Publikum, das ich vorhin beschrieben habe, wiederzugewinnen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es ist zum Glück nicht die Aufgabe des Kulturstadtrates, Publikum, jedenfalls nicht im Theater, zu gewinnen. Dazu haben wir Theaterleiter, Theatermacher, Leute, die für das Theater verantwortlich sind. Der Kulturstadtrat kann die Rahmenbedingungen dafür sicherstellen, dass diese Theaterleiter dann möglichst gute Bedingungen vorfinden, um Publikum anzusprechen. Ich glaube, das ist eine Diskussion, die so alt wie das Theater und damit mehrere Tausend Jahre alt ist. Wie man Publikum gewinnt, dafür lassen sich natürlich keine letztgültigen Antworten geben. 

Es ist in der Tat richtig, dass wir in den Jahren seit 2001 einen geringfügigen Rückgang, was die Theaterbesucher in Wien anbelangt, vorfinden. Dieser Rückgang ist allerdings nicht ein Rückgang in der Auslastung, sondern der Rückgang ist, wie wir nachgeforscht und vorgefunden haben, ausschließlich einer, weil es weniger Produktionen gibt. Weniger Produktionen gibt es in Wien deshalb, weil es weniger Subventionen gibt, nicht von Seiten der Stadt, sondern von Seiten des Bundes. So ist es. Auch wenn es Ihnen nicht Recht ist, aber das ist der einzig nachvollziehbare Grund, warum es zu einem Rückgang gekommen ist. Im Übrigen sind diese Zahlen auch schon wieder umgekehrt, also es gibt wieder eine leichte Steigerung in den Besucherzahlen festzustellen.

Was nun die Sprache anbelangt: Ich weiß, es gibt von Ihnen die Initiative zum Schutz der deutschen Sprache. Ein Ausfluss dieser Initiative sollte sein, dass die fremdsprachigen Produktionen bei den Wiener Festwochen und wahrscheinlich auch in den Kinos zurückgehen. Dabei werden Sie in mir einen ganz entschiedenen Widerstand und auch eine Ablehnung finden. Ich meine, dass fremdsprachige Produktionen sowohl bei den Wiener Festwochen als auch bei den Wiener Theatern als auch in Kinos absolut eine Bereicherung für diese Stadt sind und dass wir uns bemühen sollten, vielleicht sogar noch mehr fremdsprachige Produktionen sowohl in den Kinos als auch in den Theatern laufen zu lassen. Dies sage ich auch am Vorabend der Erweiterung der EU, wo es dann 25 oder jedenfalls 20 verschiedene Sprachen geben wird. Ich meine, dass es das falsche Signal wäre, einen Rückgang von fremdsprachigen Produktionen zu fordern.

Im Übrigen, wenn sie sagen, früher war es im Theater sozusagen sehr viel besser und da hat man gewusst, was man sieht, sage ich Ihnen, es wird am Sonntag eine Nestroyproduktion im Burgtheater geben, wo Robert Meyer inszeniert und spielt. Er wird zum Beispiel die Nestroy-Couplets ein wenig anders gestalten, wie ich heute früh im Radio gehört habe. Das wird Tango- und Popanklänge haben. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die wurden immer anders gestaltet!) Jetzt weiß ich nicht, ob das innerhalb dessen ist, was Sie als Komödie und Tragödie ansehen, wegen der man gerne ins Theater geht, aber es soll nur ein bisschen darauf hinweisen, dass es – das ist das Wesen des Theaters – aktuelle Strömungen und Entwicklungen aufnimmt. Das war eigentlich in der Kunst immer so. Kunst hat immer das aufgenommen, was gerade eine gesellschaftliche Relevanz hatte. Es wäre auch schade, wenn es nicht so wäre. 

Ich glaube, dass die Wiener Theaterschaffenden kompetent genug sind – das beweisen auch die Zahlen –, Publikum anzusprechen und die Menschen gehen ins Theater. Theater ist in Wien eine wichtige Geschichte. Das, was wir von uns aus machen können, um dafür zu sorgen und die Bedingungen sicherzustellen, werden wir auch tun. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Letzte Zusatzfrage, Frau Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich glaube, Sie machen es sich ein bisschen leicht mit dieser Frage. Ich gebe zu, dass es auch leicht ist, auf die Frage der Frau Unterreiner so zu reagieren, wie sie das tun. Tatsache ist aber doch viel mehr, dass die Frage, wie wir es schaffen, dass sich mehr Leute fürs Theater interessieren, ursächlich in unserer kulturpolitischen Verantwortung liegt und auch nicht von der Frage, welche kulturpolitischen Schwerpunkte man setzt, zu trennen ist und insofern durchaus auch etwas mit den 30 bis 40 Millionen für den Umbau des Ronacher zu tun hat, denn – ich glaube, das ist etwas, was wir ernst nehmen müssen, Herr Stadtrat – die Theaterschaffenden in dieser Stadt verstehen tatsächlich nicht, wieso wir einerseits eine Theaterreform machen, von der Sie wissen, dass ich sie vollinhaltlich unterstütze, und andererseits aber in Bereichen, die tatsächlich in eine ganz grundsätzlich andere Richtung als die Zielsetzungen unserer Theaterreform gehen, ein bisschen Geld investieren. Wenn dann zu Recht die Nachfrage kommt, was wir kulturpolitisch dafür tun, dass mehr Menschen ins Theater gehen, sagen Sie, dass Sie damit nichts zu tun haben. Das ist, glaube ich, ein Fehler.

Wir diskutieren sehr über die Frage, ob es mehr oder weniger Publikum gibt. Es gibt die Methoden der Markt- und Meinungsforschung, die man ganz selbstverständlich in allen anderen Bereichen einsetzt. Mich würde interessieren, ob Sie bereit sind, eine Studie zu finanzieren, die dann auch öffentlich zur Verfügung stehen wird und die erhebt, weshalb Menschen ins Theater gehen, warum sie das tun und was sie sich noch gerne anderes anschauen würden. Denn ich glaube, die Herausforderung, die tatsächlich bei uns liegt, ist darüber nachzudenken, wie wir jene Leute, die heute ins Musical gehen, morgen ins Burgtheater und übermorgen in die Drachengasse bringen. Das sollte erforscht werden.

Deshalb die Frage an Sie, ob Sie bereit sind, eine derartige Studie zu finanzieren.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich glaube nicht, dass man sagen kann, dass ich damit nichts zu tun haben möchte. Ich engagiere mich für die Theaterreform, die wir gemeinsam machen. Das ist selbstverständlich eine Aktion, die einmalig ist. Diese Form der Theaterreform wurde ab und an angedacht, aber die gab es hier genauso wenig wie die große.

Wenn man sagt, dass Menschen ins Theater gehen, bitte ich Sie auch zur Kenntnis zu nehmen – ich betone, das ist nicht unmittelbar meine Zuständigkeit – man kann nicht 600 000 Leute, die ins Musical gehen, einfach wegtun und sagen, das ist eine Kategorie, die uns nichts angeht, das ist uns egal, über die rümpfen wir die Nase, das ist sozusagen schlechte Kunst und Kultur. Weil da würden wir schön ausschauen, wenn wir die Zahl derer abziehen, die ins Musical gehen. Dann wäre nämlich die Zahl der Leute, die ins Theater gehen, eine besonders niedrige. Also die 600 000 Leute, die ins Musical gehen, soll man einfach nicht permanent schlecht machen und sagen, das ist eine schlechtere Kategorie, wozu machen sie das und das interessiert uns nicht.

Meine Aufgabe sehe ich schon so, dass ich die gesamte Bandbreite der Kultur in Wien sicherstelle. Das reicht von der Avantgarde und von den ganz kleinen avancierten Produktionen bis hin auch zum Musical. Die große Theaterreform soll genauso wie die kleine diese Vielfalt in Wien sicherstellen. Das ist im Grunde eine einmalige Vorgangsweise, die es bisher in dieser Stadt und auch in anderen Städten nicht gegeben hat. Wir sichern das Große genauso wie, wenn wir schon bei dieser komischen Einteilung bleiben, das Kleine. 

Noch einmal, die Mittel für das Ronacher sind Mittel, die gar nicht über das Kulturbudget laufen. Das sind Mittel, die zusätzlich kommen. Ein solches Theater wurde im Übrigen in einer anderen Stadt wie Budapest um ein Vielfaches von dem, was wir investieren, auch renoviert, der gleiche Bau, vom selben Architekten gemacht. Es gibt genügend andere Beispiele, wo Städte sagen, sie haben eine historische Bausubstanz und ein interessantes Theaterhaus, das sie erhalten, noch dazu an einem solchen Standort. Wenn das Geld sozusagen zusätzlich kommt, dann meine ich, ist es eine gute und wichtige zusätzliche Investition in die Kultur dieser Stadt.

Warum Menschen ins Theater gehen, zeigen sie wohl am ehesten, indem sie ins Theater gehen. Es ist tatsächlich so und alle Untersuchungen zeigen das, dass Menschen in Wien dieses ganz breite Angebot nutzen, so wie Sie selbst gesagt haben. Sie gehen einen Tag ins Musical, am nächsten Tag ins Burgtheater, am übernächsten Tag ins Jugendstiltheater und vielleicht dazwischen auch ins Kino, in einen Klub oder sonst wohin. Genau diese Vielfalt und dieses Kulturleben gilt es sicherzustellen. Darum hat Wien eine gute Tradition und das werden wir auch weiter so halten. 

Ich kann mir das gerne überlegen, ob eine solche Untersuchung sinnvoll ist. Wir werden einmal schauen, ob wir eine solche haben und ob es ein sinnvoll angelegtes Geld ist. Ich greife diese Anregung gerne auf. Ich werde das gemeinsam mit unseren Beamten überlegen. Jedenfalls sollten wir nicht sozusagen Geld für Studien ausgeben, was in der Sache ganz offensichtlich ist. Aber ich werde mir das noch einmal durch den Kopf gehen lassen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage, Frau Mag Feldmann. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Mich würde interessieren, warum sie gegen die Bewerbung des Theater-Dienstags sind, wo diese Aktion das letzte Mal innerhalb von sieben Wochen einen Zusatzverkauf von rund 10 000 Karten gebracht hat beziehungsweise welche anderen Marketingmaßnahmen Sie setzen möchten, um der rückläufigen Zuschauerzahl entgegenzuwirken.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich sage noch einmal, die rückläufige Zuschauerzahl ist nicht auf Grund einer mangelnden Marketingmaßnahme oder auf Grund der Unfähigkeit der Theaterleute oder auf Grund der Unfähigkeit der großen Produktionen, sondern weil es weniger Produktionen in dieser Stadt gibt, weil es weniger Subventionsgeld, nicht von Seiten der Stadt, sondern von Seiten des Bundes gibt. Das ist der Grund, warum es einen Rückgang in der Zuschauerzahl gibt. (Aufregung bei der ÖVP. – GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist nicht wahr!) Es ist so. Ich weiß, es gefällt Ihnen nicht, aber es ist einfach so. Vielleicht sollten Sie diese Anfrage, die Sie mir gestellt haben, den Kolleginnen und Kollegen im Parlament, dem Staatssekretär Morak oder dem Bundeskanzler Schüssel stellen. (Beifall bei der SPÖ.)
Was den Theater-Dienstag anbelangt, Frau Magister, waren Sie zu dieser Zeit noch nicht hier, aber ich kann Ihnen gerne sagen, dieser Theater-Dienstag war nicht erfolgreich. Er hat nämlich dazu geführt, dass Leute, die sonst an einem Samstag, Donnerstag, Freitag oder an irgendeinem anderen Wochentag ins Theater gegangen wären, am Dienstag ins Theater gegangen sind. Damit wurden normalpreisliche Theaterbesuche durch extrem verbilligte Theaterbesuche substituiert. Das, was vielleicht ein paar Wochen nach Erfolg ausgesehen hat, hat sich im Nachhinein – fragen Sie die Theaterleute – als Misserfolg herausgestellt, weil zum Schluss weniger Geld in die Theaterkassen gekommen ist. Das hat auch mehr Subvention bedeutet. Es gab eine Geschichte, die letztendlich erfolgreich war, die "Aktion 7", so sich Mittelbühnen zusammengeschlossen haben. Aber darüber hinaus halte ich diesen Theater-Dienstag nicht für eine geeignete Maßnahme, um Publikumszuwächse zu erzielen, sondern ich meine, die geeignetste Maßnahme wäre wohl, die 15‑prozentige Subventionskürzung seitens des Bundes aufzuheben. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dankeschön, Herr Stadtrat, 

Die 2. Frage (FSP/01294/2004/0001-KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen) gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Wann wird die Pflegemilliarde wirksam werden?

Ich ersuche um Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Auf Ihre Frage, wann die Pflegemilliarde wirksam wird, könnte ich die Beantwortung sehr leicht machen, indem ich Ihnen sage, in den nächsten sieben Jahren, was ich aber nicht tun will. Das ist, wie ich mehrmals betont habe, aus meiner Sicht gesehen, ein viel zu wichtiges Thema, als dass man sich selbst gestatten sollte, es sich selbst, wenn es auch noch so verlockend sein mag, im parlamentarischen Raum allzu leicht zu machen. Es ist aus meiner Sicht heraus gesehen zunächst zu sagen, selbstverständlich werden im Laufe dieser sieben Jahre aus den entsprechenden Verstärkermitteln, aus den Rücklagen, die es im KAV selbst gibt, und aus den notwendigen Zusatzmitteln, die auf Grund einer Reform der Finanzierung des Gesundheitswesens unerlässlicherweise zu erarbeiten sind, diese notwendigen Mittel bereit gestellt. 

Aber ich bin, mag sein, der altmodischen Auffassung, dass man zunächst wissen sollte, was man will, was man tut und dann für die finanzielle Bedeckung der jeweiligen Projekte zu sorgen hat. Genauso wollen wir auch vorgehen. Wir hatten Gelegenheit, im Zuge der Debatte im Kontrollausschuss über die entsprechenden Kontrollamtsberichte dazu eine ganze Reihe von Eckpflöcken einzuschlagen, wenn man das so sagen will. Entlang derer wird nun bis zum Sommer ein entsprechendes Aktionsprogramm vorbereitet, das auch einen Zeitplan vorsieht. Ich kann ihnen einmal mehr zusagen, dass dann die nötigen Finanzmittel zur Umsetzung dieses Aktionsprogramms, das ich, wenn gewünscht, in Folge gesehen gerne wiederhole, vorhanden sind. Nachdem wir auf Grund der demographischen Entwicklung – das begründet auch dieses Datum von 2010 – in den Jahren 2011, 2012, vor einem erheblichen, weitaus größeren Bedarf stehen, Fachleute sprechen vom dreifachen Bedarf als das heute der Fall ist, müssen bis dahin zwangsläufig die notwendigen Möglichkeiten, die notwendige strukturelle Reform und somit auch die notwendige Finanzierung sichergestellt sein und das wird auch so sein.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die erste Zusatzfrage, Herr Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich bedanke mich. Ich darf nur feststellen, dass nach den Vorfällen in Lainz voriges Jahr eine breite Diskussion stattgefunden hat und dass vor allem von unserer Seite Frau StRin Landauer erst darauf hingewiesen hat, dass nur mit großen Finanzmitteln jene Probleme bewältigt werden können, die im Bereich der Geriatrie anstehen. Der Begriff der Pflegemilliarde wurde von ihr geprägt. Allerdings darf ich dazu festhalten, dass Frau StRin Landauer damals pro Jahr eine Pflegemilliarde gefordert hat. Wir hören aber von Ihnen, dass Sie innerhalb von sieben Jahren eine Pflegemilliarde zur Verfügung stellen oder irgendwo auftreiben wollen. Damals ist die Bevölkerung sehr bedrückt gewesen, weil sie nicht wusste, woher diese Geldmittel kommen sollen. Es war geradezu ein Aufatmen, als Sie damals gesagt haben, Sie werden die Pflegemilliarde zur Verfügung stellen.

Jetzt muss ich natürlich sagen, bei Ihren Ausführungen haben Sie davon gesprochen, dass sie sich unter anderem aus den Rücklagen des KAV zusammensetzen wird. Wir wissen nunmehr, dass der KAV heuer seine Rücklagen verbrauchen wird und dann gibt es nichts mehr. Man wird also sehen, wie sich die Pflegemilliarde zusammensetzt. Wir haben diese Pflegemilliarde gesucht. Im Wirtschaftsplan des KAV ist sie nicht gestanden. Im letzten Budget haben wir auch nichts gefunden. 

Wir hatten vor ein paar Tagen ein interfraktionelles Gespräch, wo der Generaldirektorstellvertreter des KAV eine Liste in Planung beziehungsweise in Vorbereitung befindlicher Großinvestitionen und Betriebsausstattungen vorgelegt hat, alles Dinge, die sofort in Angriff genommen werden müssen. Er hat mit gerunzelter Stirn und sorgenvoller Miene vorgetragen, dass das geschehen muss. Von einer Finanzierung konnte er allerdings nichts sagen. 

Jetzt frage ich, wann Sie die ersten Mittel, in welcher Art und Weise, zur Verfügung stellen werden, weil mit den vorhandenen Geldmitteln ohne dieses Teiles der Pflegemilliarde werden diese Vorhaben, die hier angesagt sind, in keiner Weise durchgeführt werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich bin Ihnen sehr dankbar, weil Sie hier mit großer Offenheit eine Frage dargelegt haben, die mich schon die längste Zeit beschäftigt. 

Es ist offensichtlich die KAV-Führung durchaus in der Lage, bestimmte strukturelle Vorschläge zu unterbreiten, die zu einer kontinuierlichen Verbesserung im Laufe der nächsten sieben Jahre auf den gewünschten Sollzustand führen. Die gerunzelte Stirn oder welche Falten Sie sonst in den Gesichtszügen der KAV-Führung ansprechen wollen, ist mir bedauerlicherweise zu wenig. Daher sage ich Ihnen, dass ich mir Leute suchen werde, die nicht nur willens, sondern auch in der Lage sind, über entsprechende Konzeptionen zu verfügen, die die Frage der Finanzierungen einschließen und dieses Aktionsprogramm auch umsetzen. Sollten diese Personen nicht in der Lage dazu sein, dann werden es andere sein.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die zweite Zusatzfrage, Frau Dr Pilz. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Der eine Skandal, der Pflegeskandal, ist noch nicht ausgestanden, jetzt gibt es schon einen zweiten in der medizinischen Versorgung der Stadt. Es gibt, was weltweit einzigartig und eine Schande ist, eine vierte Schicht bei der Dialysebehandlung in Wiener Spitälern. Diese unzumutbare medizinische Situation, die Ärzte als Kunstfehler bezeichnen, wird von der Frau StRin Pittermann nicht nur geduldet, sondern angeordnet. Sie hat im Februar das Wilhelminenspital schriftlich ersucht, eine vierte Schicht einzuführen. Das Projekt ist jetzt aus guten Gründen gestoppt, denn es gibt einen Todesfall im AKH und alle putzen sich ab. Frau StRin Pittermann sagt, das war gar nicht die vierte Schicht, obwohl sie mir selbst in einer Anfragebeantwortung aus allerjüngster Zeit mitgeteilt hat, dass die vierte Schicht im AKH um 21 Uhr beginnt und der Todesfall um 23 Uhr passiert ist. Direktor Kaspar sagt mir, er ist nur für die ordnungsgemäße Durchführung der Dialyse zuständig, aber darüber, wann sie stattfindet, hat er nicht zu befinden. Alle meinen, das ist den Patienten höchstens unangenehm, aber es wäre nicht gesundheitsgefährdend. Trotzdem warnt die Gesellschaft für Nephrologie, also die zuständigen Fachärzte, mit großer Besorgnis vor den gesundheitlichen Folgen dieser vierten Schicht. 

Jetzt frage ich Sie, Herr Bürgermeister, nachdem Ihre Frau Stadträtin und Ärztin, Frau Dr Pittermann das nicht als Kunstfehler sieht, was die Ärzte so sehen: Werden Sie eingreifen und werden Sie dafür sorgen, dass die vierte Schicht in der Dialysebehandlung, die europa- und weltweit eine einzigartige Schande in Wien ist, zu Gunsten der Patienten und des Personals endlich abgeschafft wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich weiß zwar nicht ganz genau, was das mit dem aktuellen Thema zu tun hat, aber im weitesten Sinn wahrscheinlich schon. Es ist Ihren Berichten nach immer ein bisschen eigen, dass Sie jene Meinungsäußerungen, die Ihrer Auffassung entsprechend entgegenkommen, hier als eine allgemein gültige Meinung zitieren, denn über dieser Frage gibt es eine ganze Reihe von Diskussionen und eine ganze Reihe von unterschiedlichen Meinungen innerhalb der Fachleute, auch innerhalb der Ärzte. Ich maße mir jedenfalls das Urteil nicht an zu sagen, dieses sei richtig und jenes sei falsch. 

So gesehen ist aber auch der Punkt erreicht, wo ich Ihnen nicht Unrecht gebe, denn nach Gesprächen, die ich mit zuständigen Ärzten geführt habe, sind viele der Auffassung, dass es sich bei dieser vierten Schicht nicht so sehr um ein Problem für den Patienten handelt. Der Patient hätte ein Problem, wenn er überlang auf eine entsprechende Dialyse warten müsste. Es handelt sich aber sehr wohl um ein Pflegeproblem, also das Problem jener, die dort beschäftigt sind und daher diese Handlungen an den Patienten durchführen müssen. 

Ich habe daher gebeten, dass man die Frage der vierten Schicht vor diesem Hintergrund einer entsprechenden Neubewertung unterzieht. Wir wollen versuchen, im Interesse der Patienten zu handeln, genauso wie wir entsprechende Organisationsänderungen im Pflegebereich zu machen haben. Ich habe schon einmal die Diskussion über die Frage der Zwölfstundenschicht angeregt. Wir wollen, dass dies einer gleichen oder ähnlichen Diskussion zugeführt wird. Ich denke, wir sollten die Diskussion auch dort führen, wo sie hingehört, nämlich als eine Organisationsfrage, die im Interesse der Bediensteten entsprechend zu lösen ist und nicht als Bedrohungspotenzial für den Patienten, wiewohl ich weiß, dass Letzteres natürlich in der Öffentlichkeit besser verkaufbar ist.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die dritte Zusatzfrage, Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Die Zusage einer Pflegemilliarde hat augenscheinlich nur die Opposition so verstanden, dass wirklich rasch Geld zur Verfügung gestellt wird. Es gibt keinen Ansatz im Budget, keine leuchtenden Augen von der Frau Gesundheitsstadträtin und auch nicht eine Erklärung, wann sie das bekommt und wie sie es ausgeben will.

Ich habe von Ihnen eine Anfragebeantwortung bekommen. Meine Frage war: "Wie wird die Budgetierung der von Ihnen angekündigten Pflegemilliarde künftig genau aussehen?" – Ihre Antwort, ich darf nur ein Stück daraus zitieren: "In den Jahren 2004 und 2005 sind im Bereich des Wiener Krankenanstaltenverbundes Inve-stitionen in der Höhe von durchschnittlich 140 Milli-onen EUR vorgesehen. Allein schon die bloße Beibehaltung dieser Investitionssumme ergibt bis zum Jahre 2010 eine Gesamtsumme von rund 1°Milliarde EUR, die in die Modernisierung der Pflegeheime und Spitäler der Stadt Wien investiert werden kann."

Herr Bürgermeister, Sie werden wissen, dass für die Jahre 2004 und 2005 dieses Geld bereits vorhanden ist und auch schon Pläne da sind, wie die Investition erfolgt. Zusätzlich wären das also vom Jahr 2006 bis zum Jahr 2010 fünf Jahre. Wenn ich bei 140 Millionen EUR bleibe, so sind es 700 Millionen EUR zusätzlich. Ich meine, bei der Steuer ist es üblich, dass man aufrundet. Alles, was über fünf ist, ist die nächste ganze Stelle. Meines Erachtens haben Sie etwas auf die nächste Stelle aufgerundet, aber eine Rundungsdifferenz von 300 Millionen EUR erscheint mir schon eine sehr große Summe, die wir nicht akzeptieren können.

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau GRin Lakatha, ich bitte, zur Frage zu kommen. Es sind schon zwei Minuten.

GRin Ingrid Lakatha (fortsetzend): Sie halten sich sicher für einen ehrenhaften Politiker, der nachdenkt, weiß, was er will, dann Ziele gibt und handelt. 

Meine Frage ist: Halten Sie es wirklich für richtig, eine Zusage, die Sie nicht halten können, so zu interpretieren, dass man glaubt, es ist trotzdem richtig?
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Beim besten Willen kann ich Ihrer Logik nicht folgen. Was Sie hier aus dieser Anfragebeantwortung zitiert haben, ist natürlich redlich, denn sie ist deskriptiv, sie beschreibt, was im Budget 2004 bereits vorhanden ist. Was im Budget 2005 vorgesehen ist, weiß nicht einmal ich, denn dieses Budget ist auf Beamtenebene zur Zeit in Ausarbeitung und hat zweifelsohne die politische Ebene noch nicht erreicht. Aber darum geht es auch gar nicht.

Selbstverständlich weiß ich auch, was der Gemeinderat hier beschließt, beispielsweise im vergangenen Jahr die entsprechende finanzielle Unterstützung eines 300‑Betten‑Projekts in der Seeböckgasse, oder was der nächste Finanzausschuss beschließt, mit einer entsprechenden Zusammenarbeit mit dem Haus der Barmherzigkeit, dass alles aus den vorgesehenen Budgetmitteln vorhanden ist. Aber mir geht es um mehr. Denn wenn wir das durch- und umsetzen wollen, was nicht zuletzt auch als Ergebnis aus den Kontrollamtsberichten hier vorgelegt wurde, dann steht außer jedem Zweifel, dass über jene Mittel, die budgetär für das Jahr 2004 vorgesehen sind, möglicherweise auch für 2005, hinaus, investive Mittel zur Verfügung zu stellen sind. Das steht außer jedem Zweifel, denn sonst werden wir das angestrebte Ziel, und da geht es nicht um diktatorische Vorgaben von mir, sondern auf Grund von Analysen und Ergebnissen demographischer Entwicklungen vorbereitet zu sein, diesen demographischen Entwicklungen nicht entsprechend Rechnung tragen können. 

Daher sage ich jetzt relativ ausführlicher noch dazu, jawohl, es geht nicht nur darum, dass die Stadt Wien aus Budgetmitteln Mittel zur Verfügung stellt, aus Reserven, die aufzulösen sind, was bekanntlich nach Maastricht aufgeht, wenn es im investiven Bereich gemacht wird, ohne dass wir entsprechende Beschädigungen unseres Maastricht‑Ziels erreichen können, sondern es geht auch darum, dass man sich in der Gesamtgesellschaft bewusst ist, dass zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen, um eine gerechte Partizipation am medizinisch‑technischen Fortschritt erreichen zu können, dass alle daran teilhaben und nicht nur jene, die Geld haben, und dass zum Zweiten natürlich auf Grund der Veränderung der demographischen Situation auch im Pflegebereich wesentlich mehr Geld aufgewendet werden muss. Da denke ich, dass es wichtig ist, dass die Spitalserhalter, im Wesentlichen heute die Länder, in vielen Bereichen auch die Gemeinden, die einzigen, die übrigens nicht gedeckelt haben, die Sozialversicherungsträger und der Bund, die beide ihre Ausgaben gedeckelt haben, sich bewusst werden, dass wir hier eine Lösung zu finden haben, die auf zwei Beinen steht, zum einen eine maximale Effizienzsteigerung im Mitteleinsatz, zum anderen aber natürlich auch mehr Geld zur Verfügung zu stellen. 

Deswegen verstehe ich nicht, dass wir unsere Diskussion eigentlich mit peripheren Fragen der Organisation, Stichwort "Gesundheitsagenturen" herumtun, statt dass wir uns eigentlich mit dieser zentralen Frage der Finanzierung des Gesundheitssystems beschäftigen. Das halte ich für unerlässlich und notwendig. Das ist keine einseitige Schuldzuweisung an irgendjemanden, sondern das ist eine gemeinschaftliche Aufgabe, so wie das in der Vergangenheit auch der Fall gewesen ist. Dessen müssen wir uns auch bewusst sein. 

Die einseitige Schuldzuweisung hat auch keinen Sinn, wenn wir jetzt mit dem Zeigefinger auf die Frau Stadträtin, auf mich, auf die Stadt Wien, auf den KAV oder sonst wen zeigen, weil da gilt genau dieses Argument. Wir brauchen, um die Pflegesicherheit und die maximale Effizienz in dem Bereich ebenso wie im ganzen Spitalsbereich zu gewährleisten, schlicht und ergreifend mehr Mittel. Wer dies leugnet, der sollte sich vielleicht einmal kurz mit dem Präsidenten der Ärztekammer oder mit dem Chef der Apothekerkammer zusammensetzen und kann da dann seine entsprechende Meinungsbildung vorantreiben. Dessen haben wir uns gemeinschaftlich zu stellen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte Zusatzfrage, Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich gebe Ihnen vollkommen Recht, dass wir einer Meinung sind, dass es hier im Wesentlichen um die Finanzierung des Gesundheitssystems geht. Das ist die Kernfrage. Daher auch unsere Anfrage wegen der Milliarde. 

Ich darf aber feststellen, dass Sie mich mit Ihren Rechenoperationen etwas verwirrt haben. Sie haben versprochen, eine Pflegemilliarde zur Verfügung zu stellen. Wir haben nachgefragt, wie die finanziert wird, mussten hören, das es aus den Rücklagen des Krankenanstaltenverbunds gemacht wird. Die gibt es nicht mehr. 

Dann haben Sie gesagt, es wird aus den Investitionsbeiträgen finanziert, die an sich schon budgetiert sind. Also das ist keine zusätzliche Finanzierung, sondern da wird etwas hineingenommen, was eigentlich nicht dazu beiträgt. Man hat langsam den Eindruck, dass es sich um eine virtuelle Milliarde handelt. Das ist sicher gut, wenn man den Leuten verspricht, es kommt etwas, bitte arbeitet etwas, aber konkret hilft es nichts.
Ich möchte darauf zurückkommen, was Sie im Rahmen des Kontrollausschusses versprochen haben. Es war sehr erfreulich, dass Sie ein Konzept aufgezeigt haben, allerdings wird dieses Konzept natürlich auch Geld benötigen. Sie haben gesagt, Sie sind der Garant dafür, dass dieses Konzept umgesetzt wird.

Sind Sie auch der Garant dafür, dass diese Pflegemilliarde zur Verfügung gestellt wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich bedaure sehr, Sie verwirrt zu haben, denn an sich bin ich eher bekannt dafür, zur Klarheit beizutragen. Umso mehr bekümmern mich die Grenzen meiner pädagogischen Fähigkeit selbst. Es ist gelegentlich ganz vernünftig, wenn man die eigenen Grenzen aufgezeigt bekommt.

Daher will ich versuchen, das noch einmal deutlich zu sagen. Ich habe nicht gesagt, dass ich mich ausschließlich darauf verlasse, dass bisherige Investitionsmittel, die in den bisherigen Budgets drinnen sind, für die Zukunft fortgeschrieben werden. Das war es. Ich habe hier vor wenigen Minuten das glatte Gegenteil gesagt, nämlich, dass ich mir dessen vollkommen bewusst bin, dass zusätzliche Investitionen für die notwendige Dezentralisierung, um beispielsweise ein inhaltliches Stichwort aus der Diskussion, die wir zuletzt miteinander geführt haben, zu erwähnen, notwendig sind, dass jetzt zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen, selbstverständlich auch aus dem Bereich der Reserven, die vorhanden sind, und ich hoffe, auch aus den erwirtschafteten Mitteln. Ich gehe nicht davon aus, dass sich pro futuro die Konjunktur immer in einer derartig schwächelnden Phase befindet, sondern dass es vielleicht wieder einmal ein allgemeines Anliegen wird, Konjunkturpolitik und konjunkturfördernde Politik zu machen, sodass man durch Wachstum auch entsprechend Geld verdienen kann. 

Aber um ihre Schlussfrage, "Können Sie garantieren, dass es die Pflegemilliarde gibt, dass dieses Konzept, das vorgelegt wird, bis Ende Juni auch umgesetzt wird?", zu beantworten, sage ich Ihnen: Ja. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01293/2004/0001-KSP/GM). Sie ist von der Frau GRin Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats) an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Wie findet die Rettungskette bei schweren Unfällen, am Beispiel der beiden im Eis eingebrochenen Buben, statt?

Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Zur Frage der Rettungskette muss ich einmal festhalten, dass der Fall dieser in das Eis eingebrochenen Buben zeigt, welch hervorragende Leistungen im Bereich der Stadt Wien, im Bereich der Wiener Rettung und des Zusammenspiels des gesamten Gesundheitswesens möglich sind. Wir leisten uns in Wien einen eigenen Rettungsdienst der Stadt Wien und wir leisten uns ein Allgemeines Krankenhaus mit sehr hohen Kosten. Aber ich glaube, der Fall dieser zwei Buben zeigt, dass das eine einmalige Leistung ist, die üblicherweise in dieser Form sonst nicht möglich ist. Es waren schwierige zeitliche und örtliche Verhältnisse. Ohne die enge Kooperation der Wiener Feuerwehr mit der Wiener Rettung und mit dem Spital wäre es nicht möglich, derartige Erfolge zu haben.

Lassen Sie mich festhalten, der Anruf erfolgte an die Polizei. Da besteht dann eine gewisse Verzögerung, wenn man nicht gleichzeitig verständigt. Es wurde offensichtlich von den alarmierenden Ersthelfern nur von einem Buben gesprochen. Trotzdem hat es die Rettung fertig gebracht, in raschester Zeit einen Notfallshubschrauber und einen Notfallsarzt vor Ort zu bringen, der die Reanimationsmaßnahmen, die von der Wiener Feuerwehr in hervorragender Art und Weise begonnen wurde, fortführen konnte. Daher zeigt sich, dass die Laienreanimation so wichtig ist und dass man durch dieses Zusammenspiel - Wien leistet sich eine eigene Feuerwehr, Wien leistet sich eine Rettung - solche Erfolge haben kann.

Ich möchte all diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien ganz herzlich danken. Was sie getan haben, war eine großartige Leistung und ohne dieses Zusammenspiel wäre das nicht möglich gewesen. (Beifall bei SPÖ und GR Gerhard Pfeiffer.)

Ich möchte noch einmal die konkreten Schritte ansprechen, weil das so wichtig ist: Was ein Notfall ist, das Erkennen als Notfall, die Abgabe eines korrekten Notrufs, wo auch die Verständiger angeben sollen, wie viele, wo und den genauen Ort, dann die erste Hilfe durch die Laien, die vor Ort sind, dann die Versorgung durch Rettung und Notarzt und schließlich die weitere Folge im Krankenhaus. Wir haben den großen Erfolg, dass ein Kind diesen Zustand, diese gefährliche Situation, praktisch ohne Schäden überlebt hat. Beim zweiten Kind kann man den Ausgang noch nicht so genau sagen, aber jedenfalls dürfte es prognostisch wesentlich besser sein, als man es von Anbeginn annehmen konnte. Ich bin optimistisch, dass wir es auch in Hinkunft schaffen, mit diesem hervorragenden Team so großartige medizinische Leistungen zu erbringen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage, Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Ich glaube, alle Wiener und Wienerinnen haben diesen Fall mitverfolgt, Eltern ganz besonders, weil sich jeder vorgestellt hat, was denn passieren würde, wenn man selber in einer solchen Situation wäre. 

Ich stehe nicht an, die Leistungen, die im AKH erbracht wurden, ganz hoch einzuschätzen, gleichwohl erinnere ich mich an einen Bericht in den Medien, wo der Notarzt , also der erste Arzt, der am Unfallort war, in einem Interview gesagt hat, er musste sich – das finde ich absolut entsetzlich – entscheiden, welches der Kinder er betreut, er hätte sozusagen nur die medizinisch-technische Ausstattung für ein Kind dabeigehabt, weil es wahrscheinlich auch nur ein Rettungswagen war, und er hat sich für den kleineren Buben entschieden. Ich bin nicht Medizinerin, aber das zeigt sich offensichtlich, denn der ist auch derjenige, dem es besser geht.

Jetzt frage ich Sie, Frau Stadträtin: War nicht abzusehen, dass, wenn zwei Kinder verunglückt sind, gleichzeitig zwei Einsatzfahrzeuge mit zwei Ausstattungen am Unfallort sind? Und gibt es einen Zusammenhang mit der unterschiedlichen Genesung der beiden Buben aus diesem Faktum und aus diesem Bericht des Rettungsarztes?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Dr Pilz!

Deswegen hab ich es angesprochen, wie wichtig es ist, einen exakten Notruf zu geben. Wenn nur von einem Kind die Rede ist, ist auch nur ein Rettungsarzt vor Ort. In dem Moment, wo erkannt wurde, dass es zwei Kinder sind, wurde der zweite Arzt gerufen. 

Aber es hat die Laienreanimation sehr stark eingesetzt. Dadurch konnte dieses Kind überleben. In so einem Fall entscheidet man immer für das Kind, das die größeren Chancen hat. Das eine hatte ein Kammerflimmern, das andere hatte eine Asystolie. Die Asystolie ist praktisch außerhalb, nur mit Mund‑zu‑Mund‑Beatmung und Herzmassage in den Griff zu bekommen. Das Kammerflimmern kann man mit einer Defibrillation oft erfolgreich in einen Sinusrhythmus überführen. Das ist in diesem Fall auch geschehen. Es wurde richtig gehandelt.

Deswegen habe ich angesprochen, es ist wichtig, exakt mitzuteilen, was, wo und wie, weil die Rettungskräfte sonst oft sehr weit herumfahren müssen. Und deswegen ist es klug - und ich will auch im Zuge einer öffentlichen Kampagne sagen, bitte gleichzeitig mit der Polizei auch die Rettung verständigen und exakt sagen, wie viele Personen beteiligt sind. Denn wir können nicht für viele Personen Rettungswägen ausschicken, wenn es nur eine ist. Das ist entscheidend. 

Jedenfalls war das eine Kind von vornherein länger unter Wasser und hatte die schlechtere Prognose, weil es zu einer Asystolie, einem Herzstillstand, kam, während das andere Kind ein Kammerflimmern hatte und ein Kammerflimmern durch Defibrillation leicht vor Ort zu behandeln ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage, Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ich kann Ihnen nur Recht geben, dass da wirklich Unwahrscheinliches geleistet wurde. Ich meine, in der Aufregung fällt einem oft eine falsche Nummer ein und es wird irgendwie anders weitergegeben. Es wäre vielleicht nicht schlecht, eine Kurznummer einzurichten, bei der besetzt ist, also jeder wählt dann meinetwegen die Ziffer acht, dort ist besetzt, derjenige dort ist nicht aufgeregt und kann alle verständigen und auch nachfragen. 

Jetzt werden wir es ein bisschen weniger dramatisch machen. Wenn ein Schwerhöriger eine Meldung an die Ärztezentrale oder an die Rettung macht, kann er es ja sagen, aber er kann es nicht hören. Was halten sie von der Errichtung einer Faxhotline für Schwerhörige? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Sie wissen, dass wir uns überhaupt mit Funkleitstellen in ganz Österreich beschäftigen. Dass wir natürlich auf die Schwerhörigen eingehen müssen, ist klar. Faxe funktionieren nicht immer so optimal, es ist aber durchaus ein gangbarer Weg, jedoch wollen wir im Grunde eine Zentrale, wie Sie es schon angesprochen haben. Das wäre schön und das war geplant. Sie kennen das Projekt Adonis, das in Österreich entstehen sollte, dann nicht entstanden ist, und von Bundesseite her wieder abgeblasen wurde. Ich stehe auf dem Standpunkt, dass es wirklich sinnvoll ist, eine Einsatzzentrale zu haben, wo alles koordiniert wird. Es wird österreichweit daran gearbeitet. Manche Bundesländer haben eine Singlelösung, ich wäre aber sehr dafür, dass man eine bundeseinheitliche Lösung hat, eine Nummer, die in ganz Österreich gültig ist und von wo alle Einsatzkräfte verständigt werden, damit man möglichst zeitsparend sein kann. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage, Frau GRin Mag Schmalenberg. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich verstehe Ihre Freude über die gelungenen Maßnahmen in diesem Fall. Ich möchte aber an dieser Stelle auch feststellen, dass ich persönlich die Sensationsgier der Medien in so heiklen Fällen, wo es um das Leben von Kindern geht, wo man bis ans Krankenbett mit der Kamera geht, viele Tage, wo noch nicht gewiss ist, wie dieser Fall ausgehen wird, ablehne und auch verurteile. Ich möchte auch feststellen, dass ich finde, Sie hätten es nicht notwendig gehabt, mit den Eltern vor die Presse zu gehen, weil das wieder diesen Sensationsjournalismus fördert. Trotzdem verstehe ich, wenn Sie sich freuen und wenn Sie in diesem Fall feststellen, dass alles gut funktioniert hat. 

Meine Frage in diesem Zusammenhang ist: Seit 2000 warten wir darauf, dass ein neues Rettungsgesetz kommt. Es ist ein Gesetz in Diskussion und es wird hier noch Veränderungen geben. Wann dürfen wir damit rechnen, dass das Gesetz kommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Wir haben in der letzten interfraktionellen Sitzung, die am Mittwoch erfolgte, darüber gesprochen. Es sind jetzt die Vorarbeiten abgeschlossen und demnächst wird das Gesetz auch beschlossen werden. Es waren auch von Seiten Ihrer Fraktion keine Einwände gegen das Gesetz. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage, Frau GRin Rubik. 

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin! 

Meine Frage: Was kann man an dieser Rettungskette noch optimieren und wie muss die Ausstattung des Krankenhauses sein, um überhaupt diese Leistungen erbringen zu können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Wie gesagt, die Rettungskette optimieren, dass man noch mehr Menschen schult und Menschen durch Maßnahmen darauf aufmerksam macht, wie der Alarmruf erfolgen soll, dass man wirklich exakt angibt, wie viele Personen beteiligt sind, was man beobachtet hat, wo genau der Einsatzort ist und ob es ein sehr schwer auffindbarer und ein schwer zugänglicher Ort ist. 

Wie gesagt, es sind unsere Kräfte, seitens Feuerwehr und seitens Rettung, hervorragend geschult. Wir müssen ständig diese Schulungen aufrecht erhalten. 

Ich möchte auch noch betonen, es war ein Samstag Vormittag - und das ist dann ein Zentralspital wie das AKH, das das leisten kann. Wie Sie wissen, haben wir in Österreich zum Teil in den Spitälern Rufbereitschaft, wo Sie an einem Samstag Vormittag sicher nie diese Möglichkeiten hätten, die in Wien vorhanden sind. Und das ist ein Teil der Kosten dieser Kliniken, die hohe personelle Ausstattung, die hohe apparative Ausstattung. Es war überhaupt nur möglich, das Leben des zweiten Kindes, das sozusagen an keinem Herzschlag mehr litt, am Leben zu erhalten, indem man es für Stunden an eine Maschine angehängt hat, die die Sauerstoffversorgung und den Blutkreislauf in Gang genommen hat. Ich möchte sagen, eine ganz großartige Leistung der Kinderklinik. 

Ich bin sehr stolz und sehr dankbar dafür, dass alle interdisziplinär so wunderbar zusammengearbeitet haben und diese großartige Leistung vollbracht haben. Das zeigt, wie wichtig das Zusammenspiel der Kräfte ist. 

Es ist vor ein paar Monaten gerade diese Kinderklinik sehr in Beschuss gekommen und ich möchte nur sagen, dass es auch Diskussionen über den Klinikvorstand gab. Heute Früh hat mich der Klinikvorstand sehr entsetzt angerufen. An der Klinik hängt ein Bild von Clemens von Pirquet. Heute Früh wurde dieses Ölbild dieses fantastischen Kinderarztes mit einem Hakenkreuz auf der Stirn gefunden. – Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. Nur zur Klarstellung, dieser Punkt ist natürlich bei der Staatsanwaltschaft und der Kriminalpolizei zwischenzeitlich angezeigt worden. 

Zur 4. Anfrage (FSP/01291/2004/0002-KGR/GM), Frau GRin Mag Ringler (Grüner Klub im Rathaus) an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft: Auf eine schriftliche Anfrage der Grünen vom 19. Dezember 2003, an Sie Herr Stadtrat, betreffend verschwundene Bilder aus dem Bestand der Gemeinde Wien, erhielten wir eine unzureichende Antwort. Daher frage ich Sie, Herr Stadtrat, neuerlich: Welche Kunstwerke welcher Künstlerinnen und Künstler mit welchem Ankaufspreis und welchem derzeitigen Schätzwert sind von den 63 290 EUR umfasst, die die Versicherung zahlte und seit wann sind diese verschwunden?

Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die Frage bezieht sich auf die verschwundenen Bilder aus dem Bestand der Gemeinde Wien, insbesondere des letzten Jahres und eine genaue Aufstellung. Ich danke Ihnen für diese Anfrage, weil sie Gelegenheit gibt, endlich auch die Missinterpretation der letzten Wochen richtig zu stellen und ein wenig über das Ankaufs- und Verleihsystem der Kulturabteilung zu informieren. 

Die Stadt Wien kauft seit dem Jahre 1945 Kunstwerke an. Sinn und Zweck dieser Ankäufe ist es, junge Künstler und Künstlerinnen zu fördern und die Artefakte der Öffentlichkeit zu präsentieren. Dies geschieht nicht nur durch Ausstellungen im In- und Ausland, sondern auch durch Entlehnungen an Dienststellen der Stadt Wien. Es werden somit Kinder- und Jugendheime, Spitäler, Altersheime, Schulen und Büroräume mit Kunstwerken ausgestattet. Der Sammlungsbestand, mittlerweile durch die jährlichen Ankäufe auf über 16 000 Inventar-nummern angewachsen, wird seit zehn Jahren digitalisiert, um eine noch bessere Verwaltung gewährleisten zu können. Das erlaubt eine effizientere Vorgehensweise, um etwaige Verluste schneller und noch genauer registrieren und dokumentieren zu können. Auf Empfehlung des Kontrollamts, das im Übrigen der Kulturabteilung und den Mitarbeitern ein positives Zeugnis über ihre Arbeit abgelegt hat, werden zusätzlich zu den ohnehin jährlich stattfindenden Standortkontrollen seit 2002 verstärkt Überprüfungen des entlehnten Bestands durchgeführt. 

Um Ihnen einen ungefähren Überblick über die Vorgangsweise bei der Entlehnung von Kunstwerken zu ermöglichen, sei Folgendes angeführt: Entlehnungen aus der Sammlung der Kulturabteilung finden seit 1950 statt. Viele Kunstwerke befinden sich somit seit mehreren Jahrzehnten an den entlehnten Dienststellen. In diesem Zeitraum ergeben sich an Dienststellen meistens Personal- und Standortwechsel, die der verwalteten Stelle, der MA 7, jedoch teilweise nicht gemeldet werden. 

Lassen Sie mich dazu ein Beispiel nennen: Der Grüne Dr Pilz hat im Jahr 1992 fünf Kunstwerke im Ankaufswert von insgesamt etwas über 6 500 EUR von der MA 7 entlehnt. Bis dato wurde der Kulturabteilung weder eine Änderung des Leihnehmers bekannt gegeben noch wurden die Werke retourniert. Das heißt, jene im Jahr 1992 entlehnten Bilder mit einem Zeitwert von jetzt über 10 000 EUR laufen noch immer auf den Leihnehmer GR Dr Pilz. (GR Günter Kenesei: Das ist der Grüne Klub!) In diesem speziellen Fall konnten unsere Beamten aus den Medien entnehmen, dass Dr Pilz seinen Arbeitsplatz gewechselt hat. (GR Ernst Woller: Der ist jetzt im Parlament!) Wenn Beamte ihre Dienststelle wechseln, wird das selten in der Öffentlichkeit diskutiert und ist daher der Kulturabteilung nicht automatisch bekannt. In diesem Fall sind die Beamten der Kulturabteilung auf die Mitteilung der Leihnehmer angewiesen. (GR Ernst Woller: Das können wir gleich klären!) 

Ich darf Sie von hier aus bitten, der Verpflichtung eines gewissenhaften Leihnehmers nachzukommen und eine schriftliche Mitteilung an meine Abteilung zu übermitteln, wer der neue Leihnehmer der oben genannten Bilder im Grünen Klub ist. Ich nehme an, dass sich diese Bilder noch immer im Grünen Klub befinden, andernfalls müsste eine Verlustmeldung gemacht werden. Ich habe Kopien hier. Ich weiß nicht, vielleicht können Sie das auch gleich beantworten. Das ist ein Bild von Wolfgang Haidinger, ausgetragen auf Peter Pilz. Zweites Bild: Wolfgang Denk, ausgetragen auf Peter Pilz. Drittes Bild: Hubert Fiala, ausgetragen auf Peter Pilz. (GR Ernst Woller: Eine richtige Galerie!) Viertes Bild: Peter Weihs, ausgetragen auf Peter Pilz. (GR Heinz Hufnagl: Eine kulturbeflissene Fraktion, die GRÜNEN!) Nächstes Bild: Oneno, ausgetragen auf Peter Pilz. (GR Günter Kenesei: Das gibt es nicht!) Sie beweisen damit genau das, was eigentlich die Kritik ist! (GR Günter Kenesei: Das habe ich entlehnt! Das steht auf meinem Schreibtisch!) 

Herr Gemeinderat, hier steht: "Leihnehmer: Zu Handen Peter Pilz". (GR Günter Kenesei: Das habe aber ich unterschrieben!) Aber "Peter Pilz" steht hier! (GR Günter Kenesei: Steht nicht vorne "Grüner Klub"?) Herr Gemeinderat, es wäre gut, wenn Sie hier den Verpflichtungen eines Leihnehmers nachkommen würden und genau das, was Sie kritisieren, selber tun würden! Damit täten wir uns insgesamt sehr viel leichter! (Beifall bei der SPÖ. – GR Günter Kenesei: Erzählen Sie nicht Halbwahrheiten!) 

Aber offensichtlich, Herr Gemeinderat, ist das Nachrecherchieren und das Kontrollieren nicht immer leicht. (GR Günter Kenesei: Sie lesen anscheinend nicht genau!) Auch Sie täten den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kulturabteilung ein Gutes, wenn Sie sich wie alle anderen oder viele anderen auch an die Regeln halten, nicht nur kritisieren und daraus einen Kriminalfall konstruieren würden, weil dann wären Sie selber Teil desselben! (GR Günter Kenesei: Unsere sind noch da! Die anderen sind aber weg!) Das wissen wir nicht. (GR Günter Kenesei: Die sind sicher noch im Grünen Klub!) Das wissen Sie vielleicht, aber wir wissen es nicht! Herr GR Ellensohn, man soll nicht mit Steinen werfen! (GR Günter Kenesei: Kenesei!) 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilung sehr herzlich danken. (GR Günter Kenesei: Noch immer Kenesei! Seit 44 Jahren!) – Ich glaube schon, dass Sie das aufregt! Das glaube ich schon! So kann man sich irren, sowohl was die Bilderrückgabe anbelangt als auch was die Namen anbelangt. Mein Irrtum hat jedoch weniger Konsequenzen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit den Mitarbeitern der Abteilung sehr herzlich danken, vor allem jenen, denen ganz offensichtlich das Schicksal jedes einzelnen Bildes sehr am Herzen liegt und die sich über die Jahre bemüht haben und nach wie vor bemühen, das sehr ordentlich zu verwalten. Herr Dr Ecker sitzt übrigens oben auf der Besucherbank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wie ich erwähnt habe, hängen die meisten der mittlerweile insgesamt 8 000 entlehnten Bilder nicht nur in Büros, sondern auch in öffentlich zugänglichen Gebäuden, Schulen, Kindergärten, Spitälern und so weiter. Das heißt, jeder Besucher und jede Besucherin hat Zugang zu diesen Bildern. 

Daher kommt es natürlich auch vor, dass solche Bilder verschwinden oder auch gestohlen werden. Die Kulturabteilung prüft und recherchiert von sich aus den Standort aller 8 000 verliehener Bilder. Das heißt, meine Beamten sind permanent in Kontakt mit den entsprechenden Dienststellen und urgieren die Bekanntgabe des Standortes und des Zustandes des entlehnten Bildes. Sollte sich herausstellen, dass ein Bild nicht auffindbar ist, wird nach einer bestimmten Frist von der entlehnenden Dienststelle eine Verlust- oder Diebstahlsanzeige vorgenommen. Die Frist zwischen Kontrolle und Anzeige wurde in den letzten Jahren verkürzt. Auf Grund dieser strengeren Kontrollen und der schnelleren Anzeigen ergaben sich für das Jahr 2003 diese höheren Verlustzahlen, 55 Stück im Ankaufswert von 15 500 EUR und im Zeitwert von 63 300 EUR. Dabei darf nicht vergessen werden, dass diese genannten Bilder schon teilweise ab dem Jahre 1965 entlehnt und in der Öffentlichkeit über Jahrzehnte zugänglich waren. 

Meine Damen und Herren, selbstverständlich sind wir bemüht, soweit das in unserer Macht steht, Verluste möglichst gering zu halten, teils durch verschärftere Kontrollen und strengere Entlehnbedingungen und teils dadurch, dass besonders wertvolle Kunstwerke prinzipiell nicht entlehnt, sondern nur in Ausstellungen gezeigt werden. Durch intensivere jährliche Bestandsüberprüfungen bei den Dienststellen wird seitens des Kunstreferates eine Minimierung der Verlustquote angestrebt.

Abschließend möchte ich noch einmal betonen, dass direkt aus dem Kunstdepot der Kulturabteilung der Stadt Wien keine Werke verschwunden sind, wie das so gerne dargestellt wird. Die angesprochenen Verluste beziehen sich ausnahmslos auf den an die Dienststellen entlehnten Bestand. 

Im Übrigen sage ich, dass es auch dieser Stadtregierung ein wichtiges Anliegen ist, die mit Steuergeld angekauften Kunstwerke möglichst vielen Menschen kostenlos zugänglich zu machen. Und neben Ausstellungen ist das eben nur möglich, indem Kunstwerke auch in öffentlichen Gebäuden ausgestellt werden. Dass damit auch ein gewisses Risiko verbunden ist, sollte auch für Sie nachvollziehbar sein, denn die Konsequenz aus Ihrer Kritik wäre, zeitgenössische österreichische Kunst nach dem Ankauf in Depots zu versperren. Diese Auffassung von Kunstvermittlung entspricht hoffentlich nicht Ihrer Politik, meiner jedenfalls ganz sicher nicht.

Im Übrigen werde ich eine genaue Auflistung der Werke, die im Jahre 2003 als verlustig gemeldet wurden, Ihnen schriftlich zukommen lassen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Dankeschön. Die erste Zusatzfrage, Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Erstens: Leihnehmer ist der Grüne Klub. Das ist eine eigenständige juristische Persönlichkeit und diese besteht auch bei Wechsel eines Klubobmanns, wie in diesem Fall von Peter Pilz zu Herrn Chorherr. Wir werden aber nicht anstehen, noch einmal gerne dem Bilderdepot mitzuteilen, dass sich diese Kunstwerke selbstverständlich weiterhin dort befinden, wohin sie ausgeliehen worden sind, erstens.

Zweitens interessiert mich natürlich schon, genau zu wissen, welche Bilder hier verschwunden sind. Ich stehe keineswegs an, mich nicht auch bei den Beamten und Beamtinnen zu bedanken, die, glaube ich, in den letzten Jahren tatsächlich sehr gute Arbeit geleistet haben und leisten, um sicherzustellen, dass diese sorgfältige Aufbewahrung und Ausleihung der Bilder möglichst gut kontrolliert wird und zustande kommt.

Tatsache ist aber, Herr Stadtrat, dass Sie unsere schriftliche Anfrage nicht beantwortet haben, welche jener 55 Bilder nun verschwunden sind, und ich würde Sie darum bitten, diese Anfrage auch tatsächlich hier zu beantworten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zum einen, genau das ist das Problem. Sie kritisieren, dass Bilder verschwunden sind, Sie kritisieren, dass es offensichtlich für die Beamtinnen und Beamten des Hauses schwierig ist festzustellen, wo sie sind. Ich beweise Ihnen hier mit diesen Bildern, wir wissen derzeit nicht, wo sie sind. Ich bitte um Verständnis, dass wir uns nicht sozusagen in den Grünen Klub bewegen können und nachschauen können, (GR Günter Kenesei: Ja, sie sind nicht verschwunden!) und wenn Sie mir hier sagen, die sind im Grünen Klub, dann ist das wunderbar, das ist Ihr Glück, dass sie hier sind, dass ich Ihnen sozusagen hier in der Öffentlichkeit diese Frage stellen kann, bei anderen ist es nicht so leicht möglich. 

Genau das ist das Problem, dass wir Bilder in öffentlichen Dienststellen haben und dass Menschen dort wechseln, und die Dienststellen nicht ordnungsgemäß diesen Wechsel melden. Das ist das Grundproblem, und Sie sind Teil dieses Grundproblems, (GR Günter Kenesei: Das ganz sicher nicht!) das Sie zu einem Kriminalfall und zu einem Skandal zu stilisieren versuchen, und das werden wir nicht akzeptieren. 

Der zweite Punkt, was die einzelnen Werke anbelangt: Ich habe Ihnen gesagt, Sie bekommen eine Aufstellung darüber. Ich bitte Sie aber auch um Verständnis, Sie selbst haben über die versicherungstechnische Abwicklung, und damit quasi den Abschluss der Verlustgeschichte dieser Bilder als zuständiger Gemeinderatsausschuss mit Ihrer Stimme mir einen Auftrag erteilt, nämlich den Auftrag, dass wir die Versicherungsgelder ansprechen sollen. Ich bin gerne bereit, Ihnen sozusagen auch noch eine Frage zu diesem Beschluss zu beantworten. Sie werden das schriftlich bekommen. Nur bitte ich auch um Verständnis, dass man Beschlüsse, die ein Ausschuss und der Gemeinderat setzt und mich mit einer Vorgangsweise beauftragt, dann im Nachhinein nicht noch einmal in Frage stellen kann. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Feldmann, bitte schön.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich möchte zuerst einmal darauf hinweisen, dass es sich wohl um einen Unterschied handelt, ob man sich nicht sicher ist, ob Bilder noch in einem Klub hängen, oder ob 55 Bilder versicherungstechnisch abgewickelt sind, das heißt, definitiv gestohlen worden sind.

Da interessiert mich im Zusammenhang mit diesen Kunstwerken, den momentan verlustigen drei Stück, in welchem Ermittlungsstand sich die Sachlage befindet, ob die Staatsanwaltschaft eingeschaltet wurde und inwieweit man glaubt, dass diese Bilder noch aufgefunden werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist so wie bei all den Bildern, wo wir jetzt durch verstärkte Kontrollen, durch Nachfragen, durch einen intensiveren Einsatz, darauf kommen, dass diese Bilder verschwunden sind. Ich betone noch einmal, die Bilder, und das sind viele, sind im Zeitraum von 1950 bis heute verliehen worden. Wir sprechen von derzeit 8 000 verliehenen Objekten. Wenn davon 55 in Verlust geraten sind, noch dazu Bilder, die an öffentlichen Stellen hängen, dann halte ich das für bedauerlich, aber jedenfalls ein Risiko, das sich durch die Charakteristik dieser Aktivität von selbst ergibt. Wenn wir das nicht wollten und wenn wir gänzlich jeden Verlust und jeden Diebstahl ausschließen wollten, wäre die logische Folge, dass wir diese Aktion einstellen. Das will ich nicht, auch deshalb, weil wir im Unterschied zum Bund die Bilder versichert haben und somit kein Schaden für den Steuerzahler entsteht.

So wie in der Vergangenheit werden nach einem bestimmten Zeitraum - ich habe es ausgeführt - Bilder, die wir nicht auffinden können, als Diebstahl gemeldet und es geht das normale Verfahren, bis hin dann eben auch zur versicherungstechnischen Abwicklung. Wo das derzeit genau steht, kann ich Ihnen hier nicht sagen, aber ich kann Sie gerne darüber informieren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Herr GR Mag STEFAN. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Das war ja heute eine sehr gute Vorstellung von "Haltet den Dieb". Sie haben jetzt festgestellt, dass sich offenbar jeder beliebige Gemeinderat oder Landtagsabgeordnete Bilder ausborgen kann. Ich habe die Bitte, dass Sie uns jetzt, hier vor versammelter Runde, sagen, wo man konkret hingehen kann und in welcher Form das funktioniert, damit wir alle wissen, wo wir uns demnächst Bilder ausborgen können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sie können entweder zum Leiter der Kulturabteilung, Dr Denscher, oder zum Verantwortlichen, der hier oben in der Besuchergalerie sitzt, Herrn Dr Ecker, gehen und dort über die Bedingungen sprechen, zu denen an öffentliche Dienststellen Bilder ausgeliehen werden können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte Zusatzfrage, (Zuruf aus der Fraktion der GRÜNEN.) Warte, wir haben noch eine – Frau GRin Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich halte in meinen Händen den Entlehnschein und hier steht, der Leihnehmer ist der Klub der GRÜNEN, zu Handen Herrn Peter Pilz, das war damals unser Klubobmann. (GR Günter Kenesei: Rathaus Stiege 6, Hochparterre!) – Rathaus, Stiege 6, Hochparterre. 

Es gibt also nichts aus Ihrer Sicht, (GR Günter Kenesei: Das ist also schon zuordenbar!), es gibt aus Ihrer Sicht also nichts zu konstruieren, die Kunstwerke sind weiterhin dort, wohin sie damals entlehnt worden sind.

Was mich allerdings interessiert, ist: Ausschlaggebend für diese ganze Debatte war ja ein Aushang der Magistratsdirektion, die sich auf die Suche begeben hat nach einem Bild von Josef Dobrowsky, das nicht, wie Sie auch in Ihrer Anfragebeantwortung völlig richtig sagten und auch nie jemand behauptet hat, sich im Besitz der Stadt Wien befunden hat, sondern ein Werk aus der Bundesartothek ist, das aber seinen letzten Aufenthaltsort laut Bundesartothek in der Stadt Wien hatte. Mich würde interessieren, ob dieses Bild nun aufgefunden wurde oder ob Sie wissen, was sich seit diesem Aushang entwickelt hat. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Das ist nun in der Tat nicht mehr mein Vollzugsbereich, aber weil Sie so sagen, Grüner Klub, zu Handen Peter Pilz, also dieses Argument kann genauso gut auf alle anderen Bilder, auch wahrscheinlich auf das in Rede stehende Bild des Bundes, Stadt Wien zuhanden Viktor Matejka, passen. 

Dass Viktor Matejka in der Zwischenzeit mehrere Male übersiedelt ist, dass Viktor Matejka in der Zwischenzeit verstorben ist, dass Viktor Matejka dieses Bild offensichtlich mitgenommen hat, dass Viktor Matejka dieses Bild offensichtlich in seinem Nachlass hatte, dass dieser Nachlass in der Zwischenzeit verstreut wurde, oder sonst einen Weg genommen hat, den wir nicht mehr nachvollziehen können, das ist nun in der Tat erstens nicht mehr der Gemeinde Wien, zweitens auch nicht mehr den Beamtinnen und Beamten oder mir zuzurechnen, und drittens ist das im Grunde genau dieselbe Geschichte wie die, die Sie hier andeuten. Stadt Wien, zu Handen Viktor Matejka wurde das ausgeliehen, ein Bild des Bundes, wo im Übrigen die Artothek des Bundes das Bild seit mehreren Jahren sucht. Es sind inzwischen die zuständigen Stellen eingeschaltet worden. Ich bitte um Verständnis, dass ich weder über den Verbleib des Bildes etwas sagen kann, noch mich auch dafür zuständig erklären kann. 

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 
Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/01295/2004/0003-KVP/GM). Sie ist von Herrn GR Dr Tschirf an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Wie erklären Sie sich, dass Wien bei den Arbeitsmarktdaten (Zahl der Beschäftigten, Arbeitslosenquote) permanent an letzter Stelle liegt, während andere Bundesländer durch geeignete Maßnahmen eine deutlich bessere Entwicklung erreichen konnten?

Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! 

Bruno Kreisky hat einmal gesagt, zur Versöhnung kann man dann schreiten, wenn alle Gemeinheiten ausgetauscht sind. Ich weiß nicht, welchen Beitrag wir heute zu einer präsumtiven Versöhnung leisten werden, aber es ändert jetzt nichts an der Tatsache, dass ich denke, dass wir zu dieser Frage, so wie sie gestellt wurde, alle Argumente an sich auch ausgetauscht haben. Nichtsdestotrotz will ich zunächst einmal schon einmal mehr gegenüber der ÖVP auch darauf hinweisen, dass ich es schon einigermaßen für erstaunlich finde, dass bis zum Jahr 2000 Arbeitsmarktpolitik ausschließlich eine Angelegenheit des Bundes gewesen ist, ab dem Jahr 2000 ist es aber plötzlich eine Angelegenheit der Länder, ohne dass sich dabei rechtlich irgendetwas verändert hätte. Und ich habe auch da manche Diskussionen in den jüngsten Landtagswahlkämpfen als reichlich sonderbar gefunden, aber sie sind wahrscheinlich der politischen Sphäre so zuzuordnen. 

Lassen Sie mich daher wieder einmal mehr wiederholen, dass die unselbstständig Beschäftigten in Wien zur Zeit auch 176°767 Erwerbstätige ausmachen. Bei gleicher Bevölkerungszahl hat Niederösterreich knapp über 500°000 Erwerbstätige, das heißt, dass wir doch weit über 300°000 Menschen mehr in Wien Arbeit bieten. 

Wir haben 220°000 Pendler, also Nichtwiener, die hier in Wien Arbeit finden und über 100°000 Ausländer, die hier in Wien Arbeit finden. Ich denke daher, dass wir hier ein ganz ordentliches Angebot haben. Ich weise einmal mehr auch darauf hin, dass mehr als ein Viertel aller Jugendlichen, die in Wien in Lehre stehen, nicht Wiener sind, also dass wir auch hier ein entsprechendes, genauer die Wiener Wirtschaft im gegenständlichen Fall, ein entsprechendes Angebot dabei zu machen haben. 

Ich möchte aber doch auch darauf hinweisen, dass Wien als eine Zentralstelle natürlich der Sitz wesentlicher Teile der öffentlichen Verwaltung ist, so auch der Bundesverwaltung. Fast 80 Prozent aller Bundesbediensteten sind in Wien tätig, und wenn man sich hier vergegenwärtigt, was zwischen 2000 und 2003 an Arbeitsplätzen abgebaut wurde, so sind das knapp über 15 000. Wenn ich mir gleichzeitig vergegenwärtige, dass Wien auch der Sitz großer zentraler Einrichtungen aus dem Gelddienstleistungsbereich ist und man mit großem Beifall - auch der Öffentlichkeit - hier Dienstpostenabbau und Entlassungen entsprechend quittiert, so darf ich nur der Form halber die Größenordnung festhalten, dass im selben Zeitraum rund 25 000 Arbeitsplätze in diesem Gelddienstleistungsbereich, insbesondere bei börsennotierten Unternehmen, abgebaut wurden. Wenn man sich diese Zahl vergegenwärtigt, dann ist die Frage, wieso es in Wien eine höhere Arbeitslosigkeit gibt, als das in anderen Bundesländern der Fall ist, dann wohl auch relativ einfach beantwortet. 

Hätten wir in Wien diese Probleme nicht, dann würde sich Wien am anderen Ende der Tabelle befinden. Das hängt aufs Engste damit zusammen, dass Wien eine außerordentlich positive Bilanz bei den Betriebs- und Unternehmensgründungen hat, worauf ja auch der Präsident der Wiener Wirtschaftskammer zu Recht immer hinweist. 

Was nun die Frage der Arbeitsmarktpolitik direkt betrifft, so bin ich durchaus - nachdem jeder einzelne Arbeitslose einer zu viel ist -, durchaus auch der Auffassung des Herrn Wirtschaftsministers, der vor nicht allzu langer Zeit in einer öffentlichen Diskussion ja auch gesagt hat, das Arbeitsmarktservice Wien sei personell und finanziell unterdotiert, und hier werde man natürlich für die Zukunft etwas machen. 

Ich freue mich über diese Erkenntnis, die es hier gibt, ich freue mich auch über die neu gewonnene Zusammenarbeit, die es im Bereich der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit gibt, aber das hätten wir alles miteinander früher haben können, wenn man den Wiener Vorschlägen gefolgt wäre. Genauso hätten wir auch die Umsetzung des so genannten Vorarlberger Modells früher haben können, das wir auch, vor allem zu Gunsten der kleineren und mittleren Unternehmen vor geraumer Zeit vorgeschlagen haben, und dem man sich nun in entsprechender Form auch annähert, was ich hier für sehr gut halte, denn gerade bei den KMUs ist das Hauptnetz, wenn man so will, auch die Sicherung der Arbeitsplätze selbst, weil in Familienbetrieben sich im Normalfall natürlich das Beziehungsgeflecht zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern anders darstellt, als das in großen und anonymen Konzernen der Fall ist. 

Wir haben in Wien die Mittel im WAFF nicht gekürzt, im Gegensatz zur Summe beim AMS, sondern wir haben um siebeneinhalb Millionen EUR die Mittel für den Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds aufgestockt, so dass hier einfach auch zusätzliche Programme, insbesondere im Bereich Jugend, aber insbesondere auch im Bereich Frauenrückkehr nach der Karenz, entsprechend finanziert und umgesetzt werden können. Wir haben spezielle Programme auch zur Zurückholaktion von Menschen in der Sozialhilfe in den Arbeitsmarkt gestaltet, sodass ich denke, dass man wirklich guten Gewissens hier auch hergehen und sagen kann, jawohl wir sind bereit, auch über alle Schatten zu springen, wir machen hier keine Ideologie, sondern Wirtschaftspolitik mit allen jenen Partnern, die uns hier zur Verfügung stehen. Wenn der Herr Wirtschaftsminister neuerdings dazugehört, so freue ich mich. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke dir. Die erste Zusatzfrage, Herr Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister, es ist unbestritten, dass wenn Sie die Zahlen der Arbeitslosigkeit des Februar 2004 mit dem Februar 2003 vergleichen, einfach die Arbeitslosigkeit in Wien um 10 Prozent angestiegen ist, im übrigen Österreich aber nur um 2,5 Prozent. Und es ist unbestritten, dass es eines der großen Probleme ist, dass in der Industrieansiedlung Wien in der gegenteiligen Situation ist, dass also immer mehr Arbeitsplätze weggehen, Sie können die verschiedenen Unternehmungen anschauen. 

In anderen Bundesländern, etwa im benachbarten Niederösterreich, ist es umgekehrt der Fall. Werden Sie daher mit dem Landeshauptmann von Niederösterreich einmal ein Gespräch führen, wie er das macht und seine Vorschläge übernehmen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! 

Der Herr Landeshauptmann von Niederösterreich hat sicherlich eine ganze Menge zu tun, um jene fehlenden 370 000 Arbeitsplätze aufzuholen, die Wien Vorsprung hat in dem Bereich. Also, Gott sei Dank, führen Herr Landeshauptmann Dr Pröll und ich unsere Diskussionen nicht auf dieser Ebene. Die Zusammenarbeit hingegen zwischen dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und dem Betriebsansiedlungsfonds von Niederösterreich hat sich gerade in den letzten beiden Jahren sehr positiv entwickelt. Aber nicht zuletzt auch deswegen, weil hier einfach auch zur Kenntnis zu nehmen ist, dass in Wien in allererster Linie Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen situiert werden und Produktionsbereiche dann in Niederösterreich, und dies auch nicht mehr im so genannten Speckgürtel der Stadt, sondern weiter weg. Das hängt ursächlich damit zusammen, dass es einfach unterschiedliche Grundpreise gibt. Wenn man sich anschaut, was der Grundpreis hier in Wien ist, oder was der Grundpreis für Textra in dem produktiven Bereich - der übrigens ohnedies lange genug gedauert hat - in Krems auch ausmacht, dann kann man daran sehr leicht auch den Unterschied erkennen, und das spielt heutzutage ja fast eine größere Rolle in diesen industriellen Bereichen als die unmittelbare Lohntangente. Stichwort etwa Opel-Aspern, wo die Lohntangente heute etwa 15 Prozent des Ausgabenrahmens des Betriebes ausmacht, hingegen die Energiekosten 23 Prozent, und sich daher natürlich das Interesse der Unternehmensführung bei Kostensenkungen in erster Linie auch dorthin entwickelt und die Lohntangente keine so große Rolle mehr spielt. 

Völlig unbestritten ist hingegen, dass heute die Produktivität, die Pro-Kopf-Produktivität, der ausschlaggebende Punkt ist, und dies ist ja wohl auch die Ursache dafür, dass über 60 Prozent aller Auslandsinvestitionen in Österreich hier in Wien getätigt werden und dass Wien bei den Betriebsgründungen eine ausgesprochen positive Bilanz entwickelt hat, nämlich rund 5 000 Unter-nehmen pro Jahr mehr. Da ist zweifelsohne auch eine gewisse Veränderung von Arbeitnehmern zu Selbstständigen hin dabei, die sich natürlich in einer Agglomeration, in einer Stadt, entsprechend forcierter vollzieht, als das wo anders der Fall ist. 

Also, Herr Klubobmann, keine Sorge um die Zusammenarbeit zwischen Wien und Niederösterreich, sie ist besser als mancher will und lernfähig bin ich auch. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Herr Gemeinderat Römer, bitte. 

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Es ist unbestritten, dass Arbeitsmarktpolitik in erster Linie Bundessache ist. Trotzdem ist uns auch bewusst, dass auch die Länder und Gemeinden hier etwas machen müssen, und auch die Gemeinde Wien ist ja hier aktiv und wäre es so, dass wir es einfach abschieben würden, dann würden wir keinen Markt et cetera haben. Aber trotzdem ist ja festzustellen, dass diese Maßnahmen, die auch Wien zur Unterstützung des Arbeitsmarktes tätigt, nicht ausreichen und ich zitiere jetzt, aus keinem feindlichen Papier, sondern aus einem Papier der Fraktion sozialdemokratischer Gewerkschafter, aus einem Antrag, wo darauf hingewiesen wird, dass auch für 2004 ein weiterer Beschäftigungsrückgang um bis zu 5 500 Arbeitsplätze vorhergesagt wird. Also, das geht weiter. Wir haben keine Freude, es wurden schon verschiedene Argumente gebracht, und meine Frage geht daher in diese Richtung: Ich glaube, es ist ja wichtig, dass man Unternehmen gründet und es ist auch wichtig, dass man Unternehmen, die vielleicht erst in einigen Jahren dann größer werden, schon in der Anfangsphase unterstützt. Und gerade Wien ist meines Erachtens in diesem Sektor säumig. Daher die Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass in Zukunft auch in Wien Gründerzentren geschaffen und von der Gemeinde Wien unterstützt werden? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Bgm Dr Michael Häupl: Also, wenn man sich nicht an den Namen, sehr geehrter Herr Gemeinderat, festklammert, sondern an den Inhalten, dann gibt es ja so etwas heute. Anders wäre ja der Erfolg in diesen Bereichen gar nicht zu erklären, denn selbstverständlich wird über den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, zum Teil auch durch die arbeitnehmerorientierten Programme aus dem WAFF, eine entsprechende Förderung in diese Richtung hin auch gemacht. Was ich mir hingegen wünschen würde, wäre eine wesentlich aktivere Rolle des Risikokapitalfonds, denn in dem Bereich haben wir zweifelsohne Nachholbedarf, insbesondere vor dem Hintergrund dessen, dass neue Technologien doch eine bedeutendere Zukunftsrolle spielen wollen. Da geht es nicht darum, dass man irgendwelche Börseblasen fördert oder ähnliche Dinge, wie wir das in der jüngeren Vergangenheit ja auch platzen gesehen haben, sondern da geht es um einen seriösen und ruhigen Aufbau, insbesondere auch um einen zukunftssicheren. New Technologies, das denke ich, ist eine sehr sehr vernünftige Geschichte. Die 5 000, die sie hier aus dem Papier der sozialdemokratischen Arbeitnehmerorganisation zitiert haben, das halte ich wahrscheinlich für eine Unterschätzung, denn wenn das bisherige Tempo des Personalabbaues beim Bund so weitergeht, dann sind das die 5 000 alleine. Denn wenn das rund 15 000 in drei Jahren sind, dann kann man sich mathematisch ziemlich leicht daraus errechnen, was pro Jahr hier alleine in diesem Bereich an Arbeitsplätzen verloren geht. 

Und ich meine, manche Diskussionen muten mich schon seltsam an. Zum Beispiel, dass der Wiener Landesobmann der Österreichischen Volkspartei stolz verkündet, der Bund habe 15 000 Arbeitsplätze in drei Jahren abgebaut, und auf der anderen Seite ich dann gefragt werde, wieso denn so viele Arbeitsplätze in der Stadt verloren gehen. Aber mit dem muss man in der Politik wahrscheinlich auch leben, ich weise lediglich darauf hin. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Frau Dr Vana. 

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! Auf den dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit in Wien wurde jetzt wiederholt hingewiesen, aber es gibt unserer Ansicht nach auch noch ein zweites dramatisches Problem am Wiener Arbeitsmarkt, das ist die rasante Zunahme atypisch Beschäftigter. Wir haben zwar in Wien eine vergleichsweise hohe Beschäftigungsquote - auf die haben Sie in ihrer Anfragebeantwortung hingewiesen -, aber wir haben eine Abnahme, eine ziemlich rasante Abnahme von Vollzeitarbeitsplätzen, eine sehr starke Zunahme von Teilzeitbeschäftigung - ein Drittel aller Frauen in Wien ist nur mehr teilzeitbeschäftigt – und es gibt eine dramatische Zunahme von Geringfügig-Beschäftigungen. Das sind alles Arbeitsverhältnisse, die zum Teil natürlich nicht in der Arbeitslosenstatistik aufscheinen, die nicht existenzsichernd sind, keine soziale Absicherung haben und auch keine ausreichende Pensionsvorsorge haben. Die Wiener Grünen haben gemeinsam auch mit der Arbeiterkammer und mit der österreichischen Armutskonferenz wiederholt auf die zunehmende Armutsgefährdung in Wien trotz Erwerbstätigkeit, hingewiesen. 

Herr Bürgermeister, was werden Sie tun, um in Zukunft verstärkt der Zunahme von Working Poor und McJobs, weil das ist leider in Wien kein Fremdwort mehr, entgegen zu wirken und verstärkt Arbeitsmarktmittel den atypisch Beschäftigten zur Verfügung zu stellen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Was wir mit dem WAFF tun können, das wollen wir tun. Bei aller Differenziertheit, und ich betrachte diese Problematik wahrscheinlich auch ähnlich differenziert wie Sie, was in einer Fragestunde vielleicht auch so nicht zum Ausdruck kommen kann, denn die Frage Teilzeitbeschäftigung ist höchst differenziert zu beurteilen. Hier gibt es ein höheres Ausmaß an Flexibilität, veränderte Wunschhaltungen, die wir hier gleichfalls zur Kenntnis nehmen müssen. Eine ganz andere Sache ist es aber mit jenen atypischen Arbeitsverhältnissen, die in dem Bereich liegen, der nun tatsächlich dem Working Poor zuzuordnen ist, wo zum Teil auch künstliche Berufe, ohne tatsächliche Beschreibung des Berufsbildes, existieren und wo es zu diesen entsprechenden Problemen kommt. Diese Amerikanisierung der Arbeitsverhältnisse ist natürlich nicht etwas, was ich mir wünsche. 

Was wir tun können, ist ein Kleines und ich hoffe, auch ein Großes. Ein Kleines ist, dass wir uns dieser Problematik, die jetzt bereits real existiert, über den WAFF annehmen und hier versuchen, auch entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen vorzuschlagen und umzusetzen, sowie auch Kurse dazu anzubieten, was wir in anderen Bereichen, wie etwa dem der Rückholung von Sozialhilfeempfängern und Ähnlichem, ja zur Zeit auch tun, und was mir auch eine bescheidene, aber vernünftige Maßnahme dazu erscheint. Was wir Größeres tun können, ist das, was wir auch gemeinsam zu tun haben, denn Wien macht kein eigenes Arbeitsrecht. 

Und die Auseinandersetzung mit atypischen Arbeitsverhältnissen ist ein klarer Fall von Arbeitsrecht, und daher haben wir gemeinsam eine gesellschaftliche Diskussion zu führen, die einfach auch darauf abzielt, dass es nicht sein kann, dass der Gewinn des Einzelunternehmens der ausschließliche Maßstab dafür ist, wie Arbeitsrecht sich gestaltet und wie sich die Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer gestalten. 

Aber das ist zur Stunde der Fall, sämtliche arbeitsrechtliche Bedingungen werden sukzessive, einschließlich auch des Ausbildungsrechts, so umgestellt, dass die Rolle, die der Arbeitnehmer dabei spielt, eine immer geringere ist und die Frage des Einzelgewinns eine immer größere, einschließlich auch der Steuermaßnahmen, die gesetzt werden. 

Und da denke ich, ohne jetzt als Bürgermeister besonders revolutionären Ideen anzuhängen, dass es für den sozialen Zusammenhalt einer Gesellschaft von Bedeutung ist, dass man der Rolle der Arbeitnehmer, der sozialen Absicherung der Arbeitnehmer auch im Alter, mindestens genau dieselbe Beachtung schenken muss wie den positiven Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. 

Henry Ford hat zu Recht einmal gemeint, Autos kaufen keine Autos. Über das sollten wir ernsthaft nachdenken, wenn niemand mehr da ist, der das Klumpert kauft, mit Verlaub gesagt, das produziert wird, dann wird die Wirtschaft auch Schwierigkeiten haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Herr Dr Tschirf, bitte. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Sie haben dankenswerterweise die Situation auf Bundesebene angesprochen und vorgestern ist im Nationalrat das so genannte EU-Erweiterungsanpassungs-gesetz beschlossen worden, und dieses EU-Erweite-rungsanpassungsgesetz sieht eine siebenjährige Übergangsfrist für den Arbeitsmarkt vor. Das ist gerade für den Wiener Arbeitsmarkt wichtig. Aus unverständlichen Gründen haben die sozialdemokratischen Nationalratsabgeordneten dagegen gestimmt. Meine Frage daher an Sie, werden Sie den Wiener SPÖ-Bundesräten die Empfehlung geben, im Bundesrat dafür zu stimmen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also einmal abgesehen davon, dass ich keinen Bundesräten Empfehlungen zu geben habe, wenn ich bitten dürfte, da würden sich die ... (Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Würden Sie!) Darf ich das bei euren auch, pro futuro sozusagen? Na, das schaue ich mir an. Na bitte, das wird ein wirklicher Spaß, genau, ja, selbstverständlich. 

Ja, also, wir bleiben dabei, ich habe denen keine Empfehlungen zu geben, ich habe auch den Nationalratsabgeordneten keine Empfehlungen zu geben, die werden schon wissen, was sie tun. Es wird, so nehme ich einmal an, ohne mich da im Detail informiert zu haben, andere Gründe gegeben haben, für diese 7‑jährige Anpassung an den Arbeitsmarkt. Das ist etwas, was auch eine langjährige Forderung sozialdemokratischer Arbeitnehmervertretungen darstellt und daher sehe ich nicht den geringsten Grund, dass es dies gewesen ist, warum man da dagegen stimmt. Aber so geht es euch ja auch. Ihr wisst ganz genau, dass viele Dinge, die die Sozialdemokraten im Haus vorschlagen, sehr gut sind, ihr müsst aber auf Grund der Rollenverteilung, die es hier im Haus gibt, dann dagegen stimmen. Beiden wird es, nehme ich einmal an, Leid tun, aber so ist eben einmal das parlamentarische Leben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die Fragestunde abgeschlossen. 

Bevor wir zur Aktuellen Stunde kommen, hat sich Herr Klubobmann Mag Chorherr zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. Die maximale Redezeit beträgt 5 Minuten.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe mich schon lange nicht zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet, aber dieser Vorfall, der ein mehr als bezeichnendes Licht auf die Politik der SPÖ in Wien lenkt, zwingt mich dazu, hier schärfsten zu protestieren. Was ist’s, worum geht’s?

Wir diskutieren heute später, ich glaube durchaus konstruktiv, über eine Flächenwidmung, die unmittelbar den 6. Bezirk betrifft, wo es um die Zukunft der Mariahilfer Straße geht, und es ging darum, und die Argumente von uns betreffen insbesondere die Mariahilfer Straße, und wir haben, nicht zuletzt weil von der SPÖ – unter anderem vom Kollegen Schuster und anderen – immer wieder argumentiert wird: Nun ja, wie hat denn da der 7. Bezirk, wie hat denn da die Mariahilfer Straße betreffend, der Grüne Bezirksvorsteher agiert, haben wir durchaus nachgemeldet, nicht hauptgemeldet, den Grünen Bezirksvorsteher, um in der Debatte über die Zukunft der Mariahilfer Straße zu diskutieren. Aber Wien ist Wien, die Sozialdemokratie hat bis heute nicht verkraftet, dass es auch einen Grünen Bezirksvorsteher gibt (GR Godwin Schuster: Aber bitte!) und blitzschnell wird der Terminus in der Geschäftsordnung hervorgeholt, wo es heißt, sprechen darf ein Bezirksvorsteher, wenn es die Angelegenheiten seines Bezirks unmittelbar berührt, unmittelbar berührt. 

Fragt man: Berührt die Mariahilfer Straße, die Zukunft der Mariahilfer Straße den 7. Bezirk, sagt die Sozialdemokratie nein. (GR Godwin Schuster: Nur der Mariahilfer Gürtel!)

So, und jetzt sage ich Ihnen ein Beispiel, um zu zeigen, was dieses selbstgerechte “Diese Stadt gehört uns, mir machen was mir wolln, wir interpretieren, wie wir wolln.“, ist. Ein Beispiel, wie die SPÖ in einem anderen Fall vorgeht, wo es ihr passt und interpretiert, was unmittelbar dazu gehört. Da ist einmal der Grenzfall, ja Grenzfall Mariahilfer Straße, und andererseits der Fall, wo es dann der SPÖ passt. 

Ich bringe das Beispiel: Wir haben hier einst den Verkehrsdienstevertrag diskutiert, der regelt, wie viele Milliarden Euro die Stadt den WIENER LINIEN gewährt, und die SPÖ bringt einen Antrag ein. Wir sind großzügig, wir sagen, ja, im Zweifelsfall soll man die Geschäftsordnung etwas breiter, offener auslegen. Das bewirkte, dass im unmittelbaren Zusammenhang - nach Sicht der SPÖ, wenn es ihr passt - mit dem Verkehrsdienstevertrag, ein Antrag eingebracht wurde, der feststellt, der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, 1 000 PolizeimitabeiterInnen zusätzlich einzustellen. Sehen Sie, das ist ein unmittelbarer Zusammenhang, wenn die SPÖ sagt, ja, das passt dazu, das kann man einbringen und sogar abstimmen lassen. 

Wenn es aber darum geht, die Mariahilfer Straße, die bekannter Weise zwischen dem 6. und dem 7. Bezirk liegt, und es darum geht, die Zukunft der Mariahilfer Straße zu diskutieren und der Bezirksvorsteher, der nicht der SPÖ angehört, sich hier zu Wort melden und seine Argumente einbringen möchte, da sagen wir, nix da, mir sagn, wer da reden darf, wir sind die SPÖ und wir interpretieren so, wie es uns passt. Zusätzliche Polizei gehört zum ÖBB‑Dienstevertrag, aber der 7. Bezirk nicht zur Mariahilfer Straße. 

Deswegen appelliere ich im Sinne einer überfraktionellen Vorsitzführung, an den Herrn Vorsitzenden, dass hier heute am Nachmittag irgendwann zwischen 15 00 und 15 30 Uhr - eine wirklich spannende, kontroverse Zeit - Herrn Bezirksvorsteher Blimlinger vom 7. Bezirk, auch wenn er der Grünen Fraktion angehört, so wie es hier immer der Fall war, nicht das Wort zu verwehren, was, glaube ich, zum ersten Mal in der Geschichte des Wiener Gemeinderats wäre, dass einem Bezirksvorsteher, ja, der nicht der Sozialdemokratie angehört, die Möglichkeit gegeben wird zu reden oder sonst den Unterschied zu erklären, warum für zusätzliche Polizisten zu appellieren von der Bundesregierung schon im unmittelbaren Zusammenhang, die Mariahilfer Straße aber nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem 7. Bezirk steht. Hier appelliere ich und gehe davon aus, dass dieser Appell vom unabhängigen Vorsitzenden, der, auch wenn er der SPÖ angehört, hier unabhängig vorsitzt, entsprechend gewürdigt wird. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und GR Gerhard Pfeiffer.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung ergibt eine zweite Wortmeldung. Herr Klubobmann Oxonitsch, bitte.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben eine Geschäftsordnung im Haus, die nichts anderes ist als die Spielregeln, wie wir in diesem Haus verfahren, und diese Geschäftsordnung lässt in einzelnen Bereichen durchaus aus vielen nachvollziehbaren Gründen einen Spielraum offen, sie lässt aber in anderen Bereichen keine Spielräume offen.

Es ist ganz klar und aus guten Gründen geregelt worden, wie es mit dem Rederecht der Bezirksvorsteher in diesem Wiener Gemeinderat zu halten ist. Die Geschäftsordnung ist hier - und es ist auch korrekt zitiert worden - sehr eindeutig in dieser Frage. Es geht hier nicht um die Frage, ob es ein Grüner Bezirksvorsteher ist, (GR Mag Christoph Chorherr: Aber überhaupt nicht!) ob es ein Bezirksvorsteher der Österreichischen Volkspartei ist, ob es um die Frage eines sozialdemokratischen Bezirksvorstehers geht, sondern es geht um die Frage, handelt es sich hier um ein Geschäftsstück, das unmittelbar den 7. Bezirk betrifft, und das tut es nicht. (GR Mag Christoph Chorherr: Oh ja!) Und das tut es nicht. In der gesamten Praxis und im gesamten Ablaufverfahren einer Flächenwidmung entsprechend dem § 2 der Wiener Bauordnung, handelt es sich hier um ein Plandokument des 6. Bezirks. Es wäre dem Herrn Bezirksvorsteher völlig unbenommen gewesen, zu einem Zeitpunkt, als wir sein Plandokument beschlossen haben, wo er ja im Übrigen ja durchaus eine sehr gleiche Regelung für den 7. Bezirk beschlossen hat, die wir heute hier auch zur Beratung vorgelegt haben, sich zu Wort zu melden, hier auch seine Vorstellungen für die Entwicklung der Mariahilfer Straße zu geben, wenn ihm das wichtig ist. Nur, es geht hier einfach um ein ganz klares Verfahren, das wir in dieser Stadt haben, und es geht um ganz klare Spielregeln, die wir hier auch haben und es ist dies ein Plandokument des 6. Bezirkes.

Wie halten wir es denn dann bei der Frage zur Mariahilfer Straße? Endet die jetzt automatisch am Gürtel oder ist es das Rederecht aller Bezirksvorsteher, die auch in weiterer Fortsetzung ja nicht nur im 6. Bezirk verläuft, wird das Rederecht auch allen anderen Bezirken eingeräumt zu jedem Plandokument, das irgendwo die Mariahilfer Straße berührt. Oder gibt es eine beliebige Grenze der Mariahilfer Straße am Gürtel? Wie halten wir es mit den Ringstraßen‑Widmungen im 1. Bezirk? Da können dann auch alle anderen Bezirke mitsprechen? Es gibt ständig deshalb auch diese Spielregel. Es ist ein Plandokument, ein klares Plandokument des 6. Bezirkes, es ist ein ganz klares, eingegrenztes Gebiet, das den 7. Bezirk nicht berührt, er ist im Verfahren als solches im Rahmen seiner umfassenden Mitwirkung zu Mitgestaltungsrechten nicht eingebunden und daher ist es einfach nach der Geschäftsordnung nicht möglich. 

Das ist Faktum, und daher ist es keine Entscheidung der Sozialdemokratie in diesem Kreis, es ist eine Entscheidung, die sich durchaus auch auf die entsprechenden Rechtsgutachten des Hauses stützt. Und ich glaube, wenn man eine Geschäftsordnung hat, dann geht es auch darum, den entsprechenden Rahmen einzuhalten. Daher appelliere ich an den Vorsitzenden, entsprechend dem Gutachten, das die Juristen des Hauses hier vorgelegt haben und das, glaube ich, sehr fundiert ist, die Praxis, die wir bisher gepflogen haben, auch beizubehalten. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet zur Geschäftsordnung ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Diese Interpretation der Geschäftsordnung, die jetzt der Klubobmann Oxonitsch der sozialdemokratischen Fraktion vorgenommen hat, wirft ein bezeichnendes Licht auf das, was in diesem Haus und in dieser Stadt unter dem strapazierten Wort Demokratie abläuft.

Ich darf Ihnen den § 12, Kollege Oxonitsch, vielleicht einmal nochmals näher bringen, denn in dem § 12 ist nämlich nirgends hingewiesen, dass es irgendwie mit Flächenwidmungen, mit irgendwelchen baulichen Tätigkeiten oder sonst etwas zu tun hat, sondern da wird darauf hingewiesen, was unmittelbar einen Bezirk berührt. (GR Christian Oxonitsch: Ja unmittelbar, unmittelbar!) Da heißt es, “Teilnahme der Bezirksvorsteher: Die Bezirksvorsteher und die von ihnen bestimmten Bezirksvorsteher-Stellvertreter können jederzeit an den Sitzungen des Gemeinderates mit beratender Stimme teilnehmen und sich zu Geschäftsstücken“ und jetzt kommt es, “soweit dadurch Angelegenheiten ihres Bezirkes unmittelbar berührt werden.“ (GR Christian Oxonitsch: Ist es unmittelbar oder nicht!) Da steht nicht drinnen, dass es territorial nur die Bezirke sind. 

Sie werden doch nicht den Wienerinnen und Wienern und uns da herinnen erklären, dass die Mariahilfer Straße ausschließlich den 6. Bezirk betrifft und alles, was sich auf der anderen Straßenseite, nämlich im 7. Bezirk befindet, nicht unmittelbar ist. Darf ich Ihnen ... (GR Christian Oxonitsch: Ist es unmittelbar oder nicht!) Darf ich Ihnen den § 28 vorlesen bezüglich der Anträge, was da unmittelbar ist, denn da hätten Sie uns damals erklären müssen, was bei dem Vertrag ÖBB – WIENER LINIEN, “gewährt der ÖBB für die Verkehrsdienste“, was da unmittelbar die tausend Polizeibeamten zu tun haben, was da unmittelbar die Polizeibeamten zu tun haben. (GR Christian Oxonitsch: Die Absicherung der Stationen!) Ja, die Absicherung der Stationen. Und wir sagen, es geht um die Absicherung der Mariahilfer Straße als Geschäftsstraße und daher ... (GR Christian Oxonitsch: Die können nichts dafür!) Ich danke für den Zwischenruf. Absicherung der Stationen, Absicherung der Stationen heißt genauso Absicherung der Interessen eines Bezirkes. Ein Bezirksvorsteher hat die Interessen seines Bezirkes wahrzunehmen, und auf Grund dieser Veränderungen, die im 6. Bezirk stattfinden, und eine Folgewirkung selbstverständlich auf den 7. Bezirk haben, ist dieser unmittelbar betroffen. Also ich finde es ja sondergleichen skurril, dass gerade du, Godwin, der immer für Bezirksdemokratie ist und sagt, “wir reden ja eh über alles, und wir können eh immer gemeinsam über alles reden“, aber wenn es dann hart auf hart geht, lieber Godwin Schuster, wenn es dann hart auf hart geht und da herinnen zehn Minuten ein Bezirksvorsteher, der nicht der Sozialdemokratie, sondern der Grünen Fraktion angehört, reden soll ... Und ihr werdet euch daran gewöhnen müssen, nach der nächsten Wahl wird es mehrere von denen geben, (Beifall bei den GRÜNEN) wird es mehrere von denen geben, und dann werden mehrere da heraußen stehen und da wird es mit unmittelbar oder nicht unmittelbar nichts mehr zu tun haben, weil da werden wir dann hier auftreten und hier reden und unser Rederecht wahrnehmen. 

Aber wenn Ihnen das so wichtig ist, warum haben Sie denn dann nichts dazu gesagt - aber wir werden es bei der Debatte da anführen -, dass Sie auch Ihre eigene Fraktion im 6. Bezirk overrulen und wider besseren Wissens einfach die Frau Kaufmann als Bezirksvorsteherin des 6. Bezirks im Regen stehen lassen. Oder geht der Klubzwang so weit, dass auch die Frau Kaufmann hier herinnen als Bezirksvorsteherin des 6. Bezirks nicht reden darf bei der Sozialdemokratischen Fraktion!

Ich werde Ihnen eines sagen, wir werden uns das Rederecht von einer SPÖ, auch wenn sie mit einer Mehrheit über uns drüber fährt, hier herinnen im Gemeinderat nicht nehmen lassen (GR Godwin Schuster: Darum geht es ja nicht!) und wir werden alle Mittel ergreifen, die möglich sind, und wir werden genug Debatten führen, auch in der Öffentlichkeit, wie die SPÖ mit der Geschäftsordnung umgeht, versucht ... (GR Godwin Schuster: Korrekt!) Ja, korrekt, ich weiß, wenn man sich noch geschwind am Vorabend ein Rechtsgutachten schreiben lässt, damit man schnell weiß, wie man argumentieren muss, weil man selbst unsicher ist, weil man offensichtlich selbst unsicher ist mit der Argumentation. (GR Godwin Schuster: Das war nicht meine Entscheidung!) Nein, das ist nicht Ihre Entscheidung, ich weiß. Nein, Sie haben ja eigentlich mit der SPÖ überhaupt nichts zu tun, Sie sind nur zufällig da herinnen. (Beifall und Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Also so was! Das ist nicht unsere Entscheidung. Nun, wer hat es denn entschieden? Da drüben im Büro wer, vorne der Portier, irgendwer bei der Information, unten der Trafikant? (GR Christian Oxonitsch: Wenn der Herr Blimlinger das verschläft, dann ist das nicht unsere Schuld!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Die Redezeit ist zu Ende.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Nein, ich habe noch 15 Sekunden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Und entschieden habe ich.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Nun, die werden wir noch ausnutzen. Und ich sage Ihnen nochmals, liebe Freunde der Sozialdemokratischen Fraktion, es ist ein absolut undemokratisches Vorgehen, es ist ein Beugen der Geschäftsordnung in die Richtung wie es der sozialdemokratischen Fraktion passt und genau das ist das, was sich die Wienerinnen und Wiener nicht gefallen lassen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Wortmeldung zur Geschäftsordnung kommt von Herrn GR Mag Neuhuber. Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! (Unruhe bei den GRÜNEN.) Entschieden hat sich Hundstorfer. Meine Damen und Herren!

Ich habe jetzt weder ein Rechtsgutachten mit herausgenommen noch die Geschäftsordnung selbst, sondern ich möchte es über den gesunden Menschenverstand und das Sachliche des Plandokuments probieren. Wir werden heute über ein Plandokument aus dem 6. Bezirk sprechen, in dem es um die Geschäftsstraßenwidmung für einen Teil der Mariahilfer Straße und des 6. Bezirks geht. Wir reden dabei auch über eine Begrenzung der Größe dieser Widmung auf 40 Meter. Also, die Tiefe für diese Widmung in der Mariahilfer Straße auf der Seite des 6. Bezirks darf nur 40 Meter betragen. Wir gehen also davon aus, dass 40 Meter auf Seite des 6. Bezirks davon betroffen sind. (GR Godwin Schuster: Ja, grundsätzlich ist das so geregelt!) Nun, und 40 Meter hinüber, meine Damen und Herren, auf die andere Seite der Mariahilfer Straße, also im 7. Bezirk, soll nicht betroffen sein? Also bitte, nur vom gesunden Menschenverstand ausgehend, Herr Kollege Schuster, ja wenn wir einen Teil der Geschäftsstraßen im 6. Bezirk widmen, ja dann betrifft das auch den 7. Bezirk und die andere Seite, das ist ja logisch. (GR Godwin Schuster: Das gibt es schon!) Bitte, was? (GR Godwin Schuster: Seit zwei Jahren gibt es das schon!) Ja, aber es hat trotzdem eine Auswirkung, ob es das gibt oder nicht. Da ist doch ein konsensualer Zusammenhang, ja. Gut, okay, also ich stelle hiermit fest, für die SPÖ hat der eine Teil der Mariahilfer Straße mit dem anderen Teil nichts zu tun. Das ist etwas, was wir uns heute mit nach Hause nehmen. (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.)

Meine Damen und Herren, Herr Vorsitzender, ich appelliere wirklich an den gesunden Menschenverstand abseits der Geschäftsordnung, lassen Sie Herrn Bezirksvorsteher Blimlinger heute sprechen. Ich sage Ihnen ganz ehrlich als Mitglied des Ausschusses für Stadtplanung, mich interessieren seine Argumente, was hat er zu sagen, wie war seine und wie ist seine Erfahrung mit dieser Widmung, die es eben da schon gibt. Und weil es sie dort gibt, möchte ich hören, was er dazu zu sagen hat, und das hat wiederum reziprok eine Auswirkung auf den 6. Bezirk. 

Also ich möchte Blimlinger hören, meine Damen und Herren. Danke. (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich nehme zur Kenntnis, es gibt keine Wortmeldung mehr zur Geschäftsordnung. 

Ich möchte Ihnen auch mitteilen, dass das von mir entschieden wurde, es in dem Rechtsgutachten enthalten und von vielen Rechtsgutachten untermauert ist. Ich habe nicht die Absicht, davon auszugehen, (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GRin Vana: Ein Versprecher!) Abzugehen, Punkt 1. 

Punkt 2: Ich darf mir auch noch gestatten, die Frage zu beantworten, welche Anträge wir bei einzelnen Geschäftsstücken einbringen. Ich darf hier festhalten, die interne Statistik in der Abweichung führt die Grüne Fraktion und keine andere Fraktion. Das auch nur zur Klarstellung. 

Wir machen uns das auch immer sehr freundschaftlich aus. Das ist nicht das Thema. Aber Fakt ist, dass ein Flächenwidmungsdokument einen Bezirk betrifft, und ein Bezirk hat Grenzen. Noch dazu, wo die Mariahilfer Straße der kleinste Teil dieses Flächenwidmungsdokuments ist, denn in Wahrheit hätte bei diesem Flächenwidmungsdokument der Vorsteher des 15. Bezirkes ein viel massiveres Rederecht wie der des 7. 

Ich bleibe aber bei meiner Entscheidung, dass hier der Herr Bezirksvorsteher selbstverständlich anwesend sein kann, das ist gar keine Frage, aber hier zu diesem Geschäftsstück nicht das Rederecht hat. 

Somit ist das für mich jetzt abgeschlossen.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Pleiten, Pech und Pannen – drei Jahre SPÖ-Absolute!" verlangt. 

Das Verlangen wurde ordnungsgemäß beantragt und als erster Redner ist Herr GR Strache genannt, der diese Aktuelle Stunde eröffnet und eine zehnminütige Redezeit hat. 

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben ja gerade ein Vorbeispiel der Pleiten, Pech und Pannen der absoluten Stadtregierung hier in der Geschäftsordnungsdebatte erleben können. Und ich möchte mich nicht mehr darauf beziehen, aber natürlich ist der 7. Bezirk auch davon berührt und das ist ja selbstverständlich auch in der Geschäftsordnung so dargelegt. Aber da sieht man halt auch neben den Pleiten-, Pech- und Pannenserien auch die Demut, die Sie leben, und das haben Sie gerade in dieser Frage wieder einmal bestätigt. 

Aber die vielen Missstände, die wir die letzten drei Jahre unter einer roten Allmacht in Wien erleben müssen, die kann man ja ganz kurz grob aufzählen.

Am Arbeitsmarkt, darüber haben wir heute schon in der Aktuellen Stunde auch kurz diskutiert und das Thema behandelt, sind wir Schlusslicht im Bundesländervergleich. 

Wenn wir uns den Flächenwidmungsskandal in Wien in Erinnerung rufen, nach dem Motto "Sie wünschen – wir widmen" dann wissen wir, was in den letzten drei Jahren an Skandalen auch in diesem Bereich stattgefunden hat. 

Wenn wir uns die Wiener Wirtschaft ansehen, bei welcher der Motor leider Gottes überhaupt nicht anspringt, und ich komme dann später noch darauf zu sprechen. 

Wenn wir uns die gezielte Kultur- und Denkmalzerstörung in dieser Stadt ansehen, wo also mit einer Brachialgewalt vorgegangen wird und man dem Denkmalschutz in überhaupt keiner Weise wirklich nachkommt. 

Wenn man sich den Lainz-Skandal vor Augen führt.

Wenn man sich vor Augen führt, wie Sie damals in der Frage der Lehrerdienstposten gehandelt haben, oder nicht gehandelt haben. 

Wenn man sich die Verteuerungen in Wien vor Augen führt. 

Wenn man sich vor Augen führt die Skandale in den geschützten Werkstätten. 

Wenn man sich vor Augen führt, wie Sie die Unions-Osterweiterung, die vor der Tür steht, überhaupt nicht in Ihre Infrastrukturmaßnahmen irgendwie nur eingeplant haben und keine Aktivitäten gesetzt haben in diesem Bereich und alles verschlafen haben. 

Also das ist im Grunde genommen und kurz zusammengefasst Ihr Ergebnis nach drei Jahren absoluter SPÖ-Stadtregierung. Und das ist ein schlechtes Ergebnis für die Wienerinnen und Wiener. Und ich komme zu den einzelnen Punkten. 

Also eine der größten Pleiten ist nun einmal der Arbeitsmarkt, und wir wissen es an Hand der aktuellen Statistiken. Und die drei Jahre SPÖ-Stadtregierung sollte man vielleicht auch ein bisschen erweitern. Wir haben auch das zehnjährige Jubiläum des Herrn Bgm Dr Michael Häupl in dieser Stadt. Zehn Jahre Bürgermeister, zehn Jahre SPÖ-Regierung, und seit diesen zehn Jahren haben wir netto in dieser Stadt 30 000 Arbeitsplätze verloren, (GRin Helga Klier: Der Bund hat ja so viele Arbeitskräfte entlassen!) während wir in den anderen Bundesländern im Vergleich, und man kann es nicht oft genug wiederholen, 140 000 Arbeitsplätze dazu bekommen haben, weil die anderen Bundesländer offensichtlich etwas gescheiter machen als die Wiener. Und das ist genau der Punkt. (Beifall bei der FPÖ.) 
Aber, Herr Klubobmann, ich weiß schon, ich brauche kein großer Hellseher zu sein, dass ich jetzt weiß, dass meine Nachredner dann rauskommen werden und gebetsmühlenartig immer wieder das Gleiche sagen, wir haben zwar die absolute Macht in dieser Stadt, aber schuld sind wir nicht an den Problemen, die sich in dieser Stadt abspielen. Schuld sind Sie aber, nehmen Sie das zur Kenntnis, und die Wienerinnen und Wiener wissen das auch. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und ich muss eines festhalten, es fehlt einfach an Kreativität, an Visionen, die Sie einfach nicht haben. (GR Franz Ekkamp: Kärnten ist da anders!) Und das muss man auch einmal festhalten. Natürlich hat ein Land Möglichkeiten, in diesen Bereichen tätig zu werden und durch Eigeninitiativen die Anreize zu schaffen und wenn heute vorher der Herr Bürgermeister hier heraußen gestanden ist und uns erklärt hat, dass die Grundpreise in Wien so teuer sind, ja warum stützt dann nicht die Gemeinde im Bereich der Grundpreise, im Subventionsbereich, hier etwas, damit sich internationale Betriebe ansiedeln, damit hier vielleicht tausende neue Arbeitsplätze möglich werden. Warum gibt es keine Unterstützungsmaßnahmen in diesen Bereichen, wo sie doch überhaupt kein Problem haben, jährlich hunderte Millionen Euro an Ihre parteinahen Vereine an Subventionen auszuschütten. Da sollten Sie gezielt die Subventionen einsetzen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und deshalb haben wir auch festgehalten, dass wir natürlich der Meinung sind, ein bisschen Nachhilfeunterricht, nicht nur in Niederösterreich, sondern auch in Kärnten und in anderen Bundesländern, würde dem Herrn Bürgermeister schon gut tun. Aber ich muss auch eines festhalten: So ganz kann man, was die Wiener Wirtschaft betrifft - und die geht ja seit Jahren bergab, und seit Jahren ist leider Gottes hier ein Abschwung zu bemerken -, so ganz kann man die ÖVP auch nicht aus der Erziehung nehmen, denn wer ist denn der Wirtschaftskammerpräsident in dieser Stadt. Das ist der Herr Nettig, wo man zwar noch nicht ganz genau weiß, ist er schon zurückgetreten, oder wird er erst zurücktreten, da ist sich die ÖVP selbst noch nicht ganz einig, aber da muss man schon in Erinnerung rufen, dass es seit dem Jahr 1996 ja kurzfristig auch einmal eine Koalition in dieser Stadt gegeben hat, wo der Wirtschaftsmarkt auch bergab gegangen ist - der Wirtschaftskammerpräsident ist derselbe geblieben, er antichambrierte ja immer wieder mit dem Bürgermeister gemeinsam, man geht von einem Schanigarten zum nächsten zur Eröffnung. 

Das ist alles schön, aber die Zahlen sprechen negative Bilder. Und gegenüber stehen hunderttausend Menschen, die in Wirklichkeit heute keine Zukunftsperspektive haben, die auf der Straße stehen, die vor dem Nichts stehen, und das ist eigentlich eine sehr, sehr traurige Bilanz. Eine traurige Bilanz für 3 Jahre SPÖ-Alleinregie-rung, eine traurige Bilanz nach zehn Jahren Bürgermeister Häupl in dieser Stadt. 

Und ich möchte schon auch festhalten, dass ich, wenn ich mir die Diskussionen auch der Vergangenheit ansehe, doch irgendwo den Eindruck gehabt habe, dass der Herr Bürgermeister ein Gefangener, teilweise auch seiner eigenen Fraktion und auch der schwarzen Wirtschaftskammer in diesen Fragen ist. Und die Mitverantwortung der ÖVP ist für mich einfach auch hier gegeben, denn immer dann, wenn es um Posten geht, die die ÖVP auch in dieser Stadt irgendwo einheimsen kann, dann ist es vorbei mit der Oppositionspolitik, dann sind die Kritikpunkte oftmals sehr zarte, wenn es um eigene Bereiche geht. 

Aber auch der Sozialbereich ist ein Bereich der mit Pleiten, Pech und Pannen bestückt ist. Und wir alle können uns noch an den Brief der Gesundheitsstadträtin Pittermann an den Finanzstadtrat Rieder erinnern. Das haben wir alle noch in Erinnerung, das war sozusagen der Startschuss für die Hoppalas dieser drei Jahre. Aber da ist ja vieles in diesem Brief schon vorweggenommen worden, wie schlimm es nämlich um das Gesundheitswesen in dieser Stadt steht, welche schlechte Situation hinterlassen wurde und welche Verantwortung auch der Stadtrat Rieder der Frau Stadträtin Pittermann hinterlassen hat. 

Und wenn das Ganze nicht so tragisch wäre, dann müsste man eigentlich ja im Nachhinein über diesen Brief lachen. Nur, zum Lachen ist einem halt wirklich nicht zumute, wenn man dann im Anschluss mitbekommen musste, dass ein Pflegeskandal Lainz leider Gottes traurige Realität werden konnte in dieser Stadt, nämlich Jahre nach einem ersten Lainz-Skandal, und man hier offensichtlich leider nichts dazugelernt hat. 

Und dieses Sittenbild Lainz ist ein symptomatisches Sittenbild für eine soziale Situation in der Stadt. Und die soziale Situation in der Stadt ist keine Gute, die ist kalt geworden, und das muss man einmal auch festhalten. Man muss festhalten, dass es nicht angehen kann, dass in einem öffentlichen Bereich Menschen in einem Gitterbett eingesperrt liegen, dass sie in den eigenen Fäkalien liegen gelassen werden, dass sie nicht gefüttert werden, dass man so etwas erkennt und versucht, es dann auch noch ein bisschen zuzudecken, damit das ja keinen schnellen Wirbel macht. 

Da sage ich, da müssen Sie endlich lernen, dass Sie vielleicht als Stadt- und Landregierung sich wieder auf die Kernkompetenzen zurückziehen, nämlich auf den Bereich Gesetzgebung, auf den Bereich Kontrolle, und die Marktöffnung auch für Private zulassen und hier eine Marktöffnung herbeiführen, dass die Pfleglinge wirklich eine freie Heimwahl haben. Das wäre ein Zuckerl. Dann würden Sie sicherlich, wenn Sie in Zukunft so einen Skandal aufdecken, ihn nicht zudecken. Und ich glaube, das wäre die richtige Konsequenz und ich bin sehr gespannt darauf, ob Sie diese Konsequenz auch folgen lassen werden. 

Aber, ich verstehe natürlich auch, dass wenn man als Stadtregierungsmitglied 15 000 EUR im Monat verdient, dass man vielleicht auch das Verständnis manchmal nicht hat, was es bedeutet, Altersvorsorge treffen zu müssen, dass es hier kleine Pensionisten in der Stadt gibt, Menschen, die kein hohes Einkommen haben, für die das wirklich eine Überlebensfrage ist. 

Aber ich erkenne nicht, dass Sie diese Überlebens- und Zukunftsfrage ernst nehmen. Und da erwarte ich mir, dass Sie wirklich Modelle entwickeln, wie man im Pflegebereich, auch im mobilen Pflegebereich, dieses Problem in Zukunft in den Griff bekommen wird. Aber da fehlt es von vorne bis hinten. Und das System, das ist in Wahrheit der Pflegefall. 

Aber wir haben auch in dieser Stadt 2002 die Verteuerungswelle erleben müssen, Verteuerung in unterschiedlichen Bereichen. Stromgebühren, Wassergebühren, Müllgebühren, Kindergärten, wo heute Familien mit mehreren Kindern aufgefressen werden von den Kosten, ja aufgefressen werden von den Kosten. Die öffentlichen Verkehrsmittel, alle diese Verteuerungen haben Wien zu einem Hochpreiszentrum gemacht. Es ist heute schon fast ein Luxus für die Menschen, in dieser Stadt zu leben und das muss man festhalten. 

Und ich sage, ich bin kein Freund des Neoliberalismus des Herrn Finanzminister Grasser. Ich bin kein wirklicher Freund, aber wenn ich jetzt Wien mit dem Bund vergleiche in diesen Fragen, dann muss ich festhalten, dass mir der Karl-Heinz Grasser fast schon wie ein Robin Hood vorkommt im Vergleich zum Bürgermeister Häupl. Da ist der Häupl für mich der Sheriff von Nottingham, was die Belastungswelle in Wien betrifft. (Beifall bei der FPÖ. – Heiterkeit bei der SPÖ.) Und zum Abschluss ... 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Herr GR Strache, ich darf Sie darauf hinweisen, dass Ihre Redezeit um ist. 

GR Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Meine Zeit ist zu Ende, zum Abschluss kommend: Faktum ist, wir sind das wirtschaftliche Schlusslicht in Österreich. Wir sind die wirtschaftliche Bremse für Österreich, wir sind das Schlusslicht am Arbeitsmarkt in der Stadt, wir sind ein Hochpreiszentrum, wir sind eine kinderfeindliche Stadt durch Sie geworden, wir haben überteuerte Situationen, wir haben keine Investitionen im kommunalen Bereich, Wien ist das beste Beispiel, dass der Sozialismus im 21. Jahrhundert hier, auch in dieser Stadt, nicht mehr funktioniert. Sie sollten im eigenen Haus für Ordnung sorgen. Ich wünsche Ihnen eine Perestroika. Und wie es die Sowjetunion geschafft hat, so sollten auch Sie endlich auch einmal eine Öffnung vornehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. (Lange anhaltender Beifall bei der FPÖ.)
GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Was "Pleiten, Pech und Pannen" betrifft, muss man nach Herrn Strache nun auch etwas zur FPÖ sagen. "Pleiten, Pech und Pannen" - wie in der Öffentlichkeit das Wunderprojekt der Pensionsreform angenommen wurde und angenommen wird, hat das zu FPÖ-Abstürzen der Sonderklasse - dazu komme ich noch - geführt. Was "Pleiten, Pech und Pannen" heißt: Wenn man Plakate aufhängt "Wir haben die Abfangjäger verhindert" und dann die FPÖ in der Bundesregierung Abfangjäger ankauft! Zu "Pleiten, Pech und Pannen" gehört, dass eine der am stärksten steigenden Arbeitslosigkeiten in Österreich unter einer FPÖ-Regierungsbe-teiligung - nicht mehr lange - gegeben ist, und dies dann zu folgendem Ergebnis führt: Steiermark minus 4 Pro-zent, Wien minus 7 Prozent - und würden wir morgen wählen, dann bekämen Sie noch einmal zehn auf die Nuss!, Nationalrat minus 16 Prozent -, Niederösterreich minus 11 Prozent. Aus Zeitgründen spare ich mir noch zehn minus, minus, minus - da wird von der Öffentlichkeit die richtige Antwort erteilt!

Nur ganz kurz noch zum Ober-"Pleiten, Pech und Pannen"-Spezialisten Schwurbelminister Haupt und seiner Bilanz - ich mache es nur ganz kurz: Ambulanzge-bühren - aufgehoben vom Verfassungsgerichtshof; Zivildienstleistende - verfassungswidrig; Unfallrenten - aufgehoben; Personalvertretungen - aufgehoben. Und zu welcher "Pleiten, Pech und Pannen"-Sanierung kommt Herr Kollege Haupt? Herr Kollege Haupt will jetzt - das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen - für Experten Honorierungen je nachdem, ob die Gesetzesvorlage, die Sie machen, beim Verfassungsgerichtshof hält - das schlägt er ernsthaft vor, das war nicht am 1. April -, dann bekommen sie ein Extra-Honorar. Wenn es nicht hält, dann bekommen sie ein geringes Honorar.

Soviel zu "Pleiten, Pech und Pannen" der FPÖ - also wirklich, hätten Sie geschwiegen, Herr Kollege! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Es ist aber schon auch die Sozialdemokratie. Wie einsam ist eigentlich die FPÖ? Wie einsam ist die SPÖ?

Meine Damen und Herren! Das ist eine Flasche Chianti. (Der Redner hält eine entsprechende Flasche in die Höhe.) Ich übergebe Sie niemandem. (GR Günther Barnet: Geh, schade!) Wollen Sie sie haben? (Zwischenrufe bei SPÖ und FPÖ.) "Chianti Classico" - wer hat denn diese Flasche mit der SPÖ, die ja diese Politik hat, die wir heute von der SPÖ hören werden, und die auch stimmt, geleert? Und zu welchen Assoziationen? Flasche, "Flaschen-Koalition" hat Kollege Thurnher gesagt, "Fiasko-Koalition".

Da muss ich jetzt, weil ich noch kurz Zeit habe, fragen: Wie ist das mit dem Fiasko? Wie ist das mit den Flaschen? Wo sitzen die Flaschen? Oder wo sind sie übrig geblieben? Ohne jetzt vieles in Wien zusammenzubringen - wobei ich dem Bürgermeister Recht gebe, dass es ein schwerer Fehler ist, und es mir erspare, die internationalen Stimmen zu nennen, die sagen: Ja, bitte, der Sozialdemokratie ist es unbenommen, diese Flaschen letztendlich mitzuwählen. Wer ist da, wem aller gehört diese Flasche Chianti?

Nur als ein einziger Beleg zu Wien, ein einziger Beleg, bei dem ich mich wirklich frage: Haben Sie noch alle Tassen im Schrank? Rund um Lainz nur ein einziges Symbol: Interview in der "Kronen Zeitung" mit Frau StRin Pittermann über all das, was passiert ist. Was fällt der Frau Stadträtin dazu ein, wann Konsequenzen zu treffen sind? Zitat - ernsthaft, außer es ist ein Fake-Druck, was ich aber nicht glaube -, ernsthaftes Zitat Pittermann: "Selbst Unfähigkeit wäre kein Grund, dass jemand aus der Beamtenschaft hinausgeworfen werden könnte." 

He, Leute aus der Sozialdemokratie, vielleicht Frage an den Bürgermeister: Ist vielleicht Unfähigkeit ein Grund, dass jemand aus der Regierung entlassen wird? (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Inwieweit ist in Wien alles in Ordnung, dass nicht einmal Unfähigkeit zählt? Irgendwie muss man sich da als Opposition fragen: Was sollen wir euch noch vorführen? Offensichtlich ist Unfähigkeit bewiesen, in Lainz und in vielen, vielen anderen Bereichen in Wien, bis hin zur Koalition in Kärnten. 

Aber nicht einmal, wenn ich es sogar laut sage - bitte, das wird unser Wahlplakat im Internet, das werden wir allen Wienerinnen und Wienern mitteilen! Zitat der verantwortlichen Gesundheitsstadträtin: "Unfähigkeit ist kein Grund." Ich frage den Kollegen Oxonitsch, der hier sprechen wird: Bitte erklären Sie mir, was ist eigentlich ein Grund bei der SPÖ, dass man irgendwelche Konsequenzen treffen muss? Unfähigkeit ist es nicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Das falsche Parteibuch!) 

Es ist schlimm in Kärnten, es ist noch schlimmer auf Bundesebene, und es ist leider auch schlimm in Wien. Wir hoffen, dass wir irgendwo eine Möglichkeit finden, einen köstlichen Wein zu leeren - aber sicherlich nicht nach einer Nacht mit der FPÖ, und sicherlich auch nicht mit jemandem, der sagt: "Unfähigkeit ist kein Grund, Konsequenzen zu ziehen." - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gestern, am 25. März, ist es drei Jahre her gewesen, dass die SPÖ die absolute Mehrheit in dieser Stadt errungen hat. Sie hat damals von Demut gesprochen. (GR Godwin Schuster: Lesen Sie die Presseaussendung vor?) Was geblieben ist, ist einerseits eine Situation der Versäumnisse. Die 5 Minuten reichen nicht aus, um all die Versäumnisse aufzuzählen, die die SPÖ in diesen fünf Jahren zu verantworten hat: In der Arbeitslosigkeit, in der Gebührensituation - es hat einen Gebührenschub gegeben, wie ihn diese Stadt schon lange nicht mehr gesehen hat - und in den Verschwendungen.

In der Arbeitslosigkeit sieht man, was aus einer Kernkompetenz der SPÖ, nämlich der Sozialpolitik, geworden ist. Das ist mittlerweile eine erstarrte Sozialbürokratie, und das führt dazu, dass es in Wien die teuersten Kindergartenplätze von Österreich gibt. Das führt dazu, dass man - außer über das Budgetdesaster im Sozialbereich - nicht mehr darüber redet, wie die Themen der Sozialpolitik, der Arbeitsmarktpolitik in Wien überhaupt angegangen werden sollen. 

Jetzt sind es aber nicht nur die Sachfragen, sondern es sind auch die Personalfragen. Wenn man sich ansieht, in welchem Zustand diese Stadtregierung ist, dann muss man sagen - und all die, die schon länger herinnen sind, wissen das -, man denkt manchmal zurück, da hat es sogar einmal Stadträte gegeben, die sich mit Wirtschaftsfragen beschäftigt haben, wie etwa Hans Mayr. Das alles gibt es heute nicht mehr. Es hat zum Beispiel Zeiten gegeben, als es einen Bürgermeister gab, der sich auch Gedanken darüber machte, wie schön diese Stadt ist. Das alles gibt es nicht mehr. Diese Stadt ist erstarrt, die letzten fünf Jahre waren Zeiten des Stillstandes. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Die letzten fünf Jahre? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Schuster! Was Sie vermissen, ist der Herr Bürgermeister. (GR Godwin Schuster: "Die letzten fünf Jahre", haben Sie gesagt!) Wo ist der Herr Bürgermeister? (GR Godwin Schuster - in Richtung GR DDr Bernhard Görg deutend -: Ihr Nachbar wird sich ja bedanken für das "Lob"!) Der Herr Bürgermeister beschäftigt sich eigentlich mit einer anderen Frage, der Herr Bürgermeister beschäftigt sich mit der Frage, wie es mit Rot-Blau weitergeht. Er hat das Problem, ob er jetzt mehr dem Herrn Gusenbauer oder mehr dem Herrn Haider glaubt. (GR Godwin Schuster: Wären Sie bei fünf Jahren geblieben ...!) Manchmal hat man aber den Eindruck, dass Haider dann klärt, ob es Gusenbauer oder Häupl ist, der die intensiveren Kontakte hat. (GR Godwin Schuster: Ist das jetzt Ihr kommunales Thema?) Das ist offensichtlich Ihr Hauptthema. (GR Godwin Schuster: Sie haben Arbeitsmarktpolitik ...!) 

Nein, Herr Kollege Schuster, das ist ja ein Armutszeugnis. (GR Godwin Schuster: Das ist der Wiener Bürgermeister, Kollege Tschirf!) Das Einzige - das sehen Sie, wenn Sie die Zeitungen durchsehen -, mit dem sich der Wiener Bürgermeister beschäftigt, ist eben nicht die Arbeitsmarktpolitik, ist eben nicht die Gebührenpolitik, sondern das ist die Frage von Rot-Blau und die Frage, wie es in der SPÖ zugeht. Gusenbauer ist in einer Situation, die wirklich nicht beneidenswert ist, und offensichtlich weiß Herr Häupl nicht, wie er damit fertig wird. Das ist das Problem, mit dem Sie es zu tun haben. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Ihr Problem ist offenbar ...!) 

Sie sprechen immer davon, dass diese Stadt so wunderbar verwaltet ist. (GR Godwin Schuster: Wo ist die Kreativität von Ihnen?) Ich habe am Schluss noch eine sehr gute Nachricht für Sie, ich kann Ihnen nämlich dabei helfen, wenn Herr Darabos in einigen Stunden Unterstützungserklärungen übergibt. Da sieht man, wie die Verwaltung dieser Stadt arbeitet. (GR Godwin Schuster: Ach so? Interessiert uns aber wirklich ...!) Es gibt hier 50 Unterstützungserklärungen für Herrn Fischer, die an die ÖVP Wien gegangen sind. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich werde sie daher dem Klubobmann Oxonitsch überreichen, damit die Unterschriften noch rechtzeitig eingehen. Herr Fischer wird zwar diese Wahl nicht gewinnen, Herr Fischer wird nicht Bundespräsident werden. (GR Godwin Schuster: Sehr wohl!) Aber wir wollen einen Beitrag dazu leisten, dass faire Bedingungen herrschen. (Beifall bei der ÖVP. - Der Redner verlässt kurz das Rednerpult und überreicht GR Christian Oxonitsch einige Dokumente. - GR Heinz-Christian Strache: ... haben unterschrieben!)
In diesem Sinne hoffe ich, dass die nächsten zwei Jahre nicht so sein werden wie die letzten drei Jahre. Da hat die SPÖ in dieser Stadt die Politik verschlafen, in den letzten drei Jahren hat die SPÖ eine Gebührenlawine über diese Stadt hereinbrechen lassen, und da hat die SPÖ nichts gegen die Arbeitslosigkeit getan. Das ist ein Armutszeugnis insbesondere für eine Partei, die geglaubt hat, die soziale Frage für sich gepachtet haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass gerade Kollege Tschirf noch einmal Kommunikationsprobleme thematisiert, ist ja ganz interessant. Ich brauche nur noch einmal in Erinnerung rufen - Kollege Strache hat Sie darauf hingewiesen -, wie es in den letzten beiden Tagen mit Kommunikationen der ÖVP funktioniert hat. So tiefgreifend waren diese Kommunikationsprobleme, dass es sich nicht nur um einen Konflikt mit Herrn Parteiobmann Finz handelt, der schon Leute verabschieden will, die noch in Amt und Würden sind, sondern dass es sogar ein Kommunikationsproblem der Sitznachbarn gibt, indem man hier fünf Jahre Stillstand in der Stadt thematisiert, obwohl man ganz genau weiß, dass wir uns in diesen fünf Jahren zwei Jahre in einer Koalition mit der ÖVP befunden haben. Das ist auch ganz interessant, und wir werden es uns einfach merken. Aber vielleicht kann man daraus auch den Schluss ziehen, dass man nicht alles hier in diesem Kreis thematisieren sollte. (GR Gerhard Pfeiffer: Da haben wir gemerkt, wie sehr ihr uns behindert habt in dieser Zeit! - Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Aber es ist auch interessant, wie hier Kollege Strache würdevoll versucht hat, Verständnis für Menschen mit kleinerem Einkommen einzufordern, jener Gemeinderat, der noch vor kurzem in Zeitungsinseraten angekündigt hat, dass man sich mit ihm unterhalten kann - was ja etwas sehr Positives ist -, wobei man 1,81 EUR ablegen kann, wenn man mit Herrn Abgeordneten Strache in Kontakt treten will - eine Mehrwertnummer! Wir wissen ja, wie das Problem mit den Mehrwertnummern ist. Ich kann Ihnen garantieren, die Sozialdemokratie und die sozialdemokratischen Abgeordneten stehen den Wählerinnen und Wählern kostenlos zur Verfügung. Man muss nicht rund 20 ATS zahlen, wenn man mit ihnen in Kontakt treten will. - Soviel zum Verständnis für Menschen mit kleinem Einkommen, meine Damen und Herren! (GR Heinz-Christian Strache: Können Sie mir bitte erklären, woher Sie so etwas haben?) 

Es ist ein schönes Inserat in der "Krone", wunderschön: Heute kann man sich mit Herrn Abgeordneten Strache unterhalten, sich dazu anmelden, 1,81 EUR pro Minute. (GR Heinz-Christian Strache: Das sagt der Gemeinderat Strache? Wer sagt denn so einen Blödsinn?) Interessant, so ist es eben, Sie bieten sich an. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist ja kein Inserat ...! Wir haben nichts damit zu tun!) Sie haben wieder einmal nichts damit zu tun. Damit sind wir ohnehin schon beim Thema: Sie haben mit nichts etwas zu tun, "es geht uns alles nichts an".

Es ist ja vom Kollegen Chorherr schon auf die besondere Chuzpe hingewiesen worden, hier das Thema "Pleiten, Pech und Pannen" anzusprechen. Er hat durchaus einige "Pleiten, Pech und Pannen" erwähnt. Noch einmal zur Erinnerung das gesamte Desaster, das diese Regierung mit ihren Gesetzesvorlagen erleidet: Der Verfassungsgerichtshof hebt die Ambulanzgebühren auf; die Versorgung der Zivildienstleistenden ist verfassungswidrig; die Erhöhung der Einkommenssteuervorauszahlung ist verfassungswidrig; die Versteuerung der Unfallrenten - verfassungswidrig; die Unterlassung von Personalvertretungswahlen - verfassungswidrig. Die Liste ließe sich fortsetzen: Es ist die beschlossene Neuregelung der Hinterbliebenenpension verfassungswidrig; die Reform des Hauptverbandes wird vom Verfassungsgerichtshof vollständig gekippt; die Uni-Reform wird vom Verfassungsgerichtshof teilweise aufgehoben; das Militärbefugnisgesetz wird aufgehoben, und so weiter, und so fort. Nicht zuletzt, und jüngsten Datums: Der Ausgleichsfonds der Sozialversicherungsträger wird aufgehoben. Da von "Pleiten, Pech und Pannen" zu sprechen, ist schon einmal sehr interessant. 

Kollege Chorherr hat auch auf den merkwürdigen Denkansatz hingewiesen, den Minister Haupt jetzt in diesem Zusammenhang hat. Er kommt nicht auf die Idee zu sagen: Als Minister verdienen wir vielleicht ein bisschen weniger, wenn wir etwas nicht zusammenbringen und einen Pallawatsch anrichten. Nein, er lastet es den Experten an! Wieder einmal: "Ich habe von nichts etwas gewusst" - ein konsequentes Bild der Freiheitlichen. Ein Bild der Freiheitlichen auch in Wien, meine Damen und Herren: "Wir haben von nichts gewusst, das war ich nicht, wir sind für nichts verantwortlich!" (GR Dr Helmut GÜNTHER: ... in Wirklichkeit erfolgreich ...!)
Ich glaube, er hat auch einen guten Grund dafür, dass er das nicht tut: Einen Vorschlag zu machen, dass bei jedem Gesetz, das vom Verfassungsgerichtshof gekippt wird, vielleicht ein Abschlag hinzunehmen wäre. Denn so viele Viecher kann er wahrscheinlich gar nicht behandeln, dass er dann noch die entsprechenden Strafzahlungen leisten könnte.

Aber, meine Damen und Herren, was ist in diesem Zeitraum auch in Wien passiert? (GR Dr Helmut GÜNTHER: Nichts Positives!) Wien hat einen ausgeglichenen Haushalt; die Bundesregierung hat das bis heute nicht zustande gebracht. Wien hat die Schulden der Stadt reduziert; diese Bundesregierung hat sich und den Österreicherinnen und Österreichern die höchste Staatsschuldenlast aufgebürdet, die es je gegeben hat. (Heftiger Widerspruch bei FPÖ und ÖVP.) Die Zahlen des Finanzministeriums - und es gibt noch viele Gründe!

Meine Damen und Herren! Wenn Sie hier von "Pleiten, Pech und Pannen" sprechen, dann sprechen wir von gebrochenen Wahlversprechen, dann sprechen wir von einer Erfolgsbilanz in Wien. Wenn Sie vom "Roten Wien" sprechen, dann sprechen wir von der Stadt mit der höchsten Lebensqualität, dann sprechen wir von der Stadt mit den meisten Arbeitsplätzen, dann sprechen wir von der Stadt mit den höchsten Einkommen, dann sprechen beim "Roten Wien" von der Stadt mit den meisten Betriebsansiedlungen und Betriebsgründungen, dann sprechen wir von einer Stadt mit einem leistungsfähigen Sozialsystem.

Deshalb, meine Damen und Herren, geben die Wienerinnen und Wiener uns Sozialdemokraten das Vertrauen und nicht Ihnen! - Danke schön.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. (GR Kurth-Bodo Blind: Gilt der Hinweis auf die Redezeit auch für die SPÖ-Gemeinderäte? Oder nur für die FPÖ?)
GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben jetzt bei der Rede von Herrn Oxonitsch im Schnelldurchlauf in der letzten Minute noch zurück zum eigentlichen Thema gefunden: Zu den Problemen in Wien. Jetzt sagen wir im Schnelldurchlauf das, was wir trotzdem als Probleme sehen. Herr Oxonitsch hat sich sehr lange - und das ist das übliche Programm der SPÖ Wien - bei den Fehlern der Bundesregierung aufgehalten. Das kann ich alles unterschreiben, das sehe ich genauso. Aber es ist kein Wunder, dass er die Redezeit sehr verkürzt hat, über das zu reden, von dem er glaubt, dass es die SPÖ in Wien richtig macht, weil genügend Fehler da sind. Wien ist leider nicht das Gegenmodell zu Schwarz-Blau, Wien ist auch nicht das Gegenmodell zu Blau-Rot in Kärnten, sondern Wien ist eines von drei Modellen, die wir GRÜNE so nicht unterstützen können. 

Nur ganz kurz zum Inhalt: Bildung - eine Chancenvernichtung sondergleichen. 1 400 LehrerInnenposten wurden abgeschafft, innerhalb von drei Jahren eingespart. Im Herbst folgt die nächste Tranche, wir kommen schon wieder dazu: 150 Positionen werden im Herbst mindestens eingespart, 300 bis 400 wackeln. Wir wissen das alles, die SPÖ läuft sehenden Auges in die nächste Katastrophe hinein. Die Ausbildungsqualität sinkt, es sind Chancen der nächsten Generation, die vernichtet werden. 

Dasselbe bei den Lehrlingsplätzen - keinen Satz habe ich bis jetzt dazu gehört! 20 Prozent an Steigerung gegenüber dem Vorjahr, im Vorjahr waren es 1 000 junge Leute, die einen Lehrlingsplatz gesucht und keinen gefunden haben, mittlerweile sind es 1 262 - es steigt und steigt, keinen Satz haben wir dazu gehört!

Das Nächste ist die Arbeitslosigkeit. Das ist auch schon vorgebracht worden: 21 500 Arbeitsplätze innerhalb dieser Legislaturperiode vernichtet! Frauenarbeitslosigkeit - keinen Satz dazu gehört. Höchster Anstieg aller Bundesländer - nichts dazu gehört. "McJobs" werden nicht nur nicht bekämpft, sondern im Gegenteil: WIENER WOHNEN lagert einzelne Funktionen aus, übergibt Aufgaben an ein Call Center. Dort arbeiten dann die Leute, dort schaffen wir selbst die Working Poor, Leute, die von einem Job nicht leben können und zwei Nebenjobs brauchen, um irgendwie über die Runden zu kommen.

Über die Gesundheitsfrage in dieser Stadt brauche ich Ihnen nichts Genaueres zu sagen. Wir haben heute eine lange Diskussion über einen Kontrollamtsbericht, der der GRÜNEN-Politik in dieser Frage Recht gibt, aber nicht nur der GRÜNEN-Politik der letzten Jahre: Eine Generation von GesundheitspolitikerInnen der GRÜNEN hat hier auf die Probleme von Lainz hingewiesen. Seit die GRÜNEN im Gemeinderat sind, wissen sie, was in Lainz vorfällt. Es hat jetzt endlich Sigrid Pilz vollenden können, was Schani Margulies und Alessandra Kunz hier über Jahre hinweg gesagt haben. Jetzt wird vielleicht - vielleicht, die Hoffnung stirbt zuletzt! - etwas geändert.

Das sind die inhaltlichen Fragen. Was mich persönlich jetzt noch härter trifft, ist eine Vorgangsweise, die bei der SPÖ Wien einreißt und über die ich sage, dass ich nicht nur inhaltlich wenig Differenz sehe zu dem, was die Bundesregierung macht, sondern der Stil der SPÖ sinkt auf ein Niveau, dass auch hier der Unterschied kaum mehr erkennbar ist. 

Ich erinnere jetzt noch einmal nur an zwei aktuelle Geschichten von heute. Thomas Blimlinger darf hier nicht sprechen, weil die Mariahilfer Straße ausschließlich den 6. Bezirk betrifft. Mit einer krausen Argumentationslinie wird hier gesagt, warum die eine Seite mit der anderen nichts zu tun hat - was aber in anderen Fällen ganz anders ausschaut. Wenn jemand von der Stadt Wien ein Haus kaufen will, bekommt er einen Anrainerstatus, wenn er 250 Meter entfernt ein Büro hat, und darf ohne Ausschreibung mehrere Objekte der Stadt Wien weit unter Preis kaufen - er hat es nämlich ums Doppelte weiterverkauft.

Aber noch viel perfider war - und diese Vernaderungspolitik kennen wir von anderen Parteien zur Genüge -, was heute hier mit den Bildern abgelaufen ist. Das ist schon eine Extraklasse. Ich lese in einem Buch, das "Kapitale Lügner" heißt - ich zitiere den Buchtitel: "Kapitale Lügner" von Al Franken. Darin geht es um die Methoden von rechtsliberalen und rechts gerichteten Medien in den USA: Wie Wahlkämpfe beeinflusst werden, mit welchen Schmutzkampagnen gearbeitet wird, mit welchen Tricks, mit welchen Verdrehungen und mit welchen Lügen gearbeitet wird.

StR Mailath-Pokorny geht hier heraus und behauptet etwas, was man nicht anders bezeichnen kann - das darf ich nicht, mich erinnert es an das Buch "Kapitale Lügner"; wieder nur ein Titel-Zitat. Herr Mailath-Pokorny geht heraus und sagt, dass diese Bilder bei uns sind, oder irgendwo, oder bei Peter Pilz, oder wo auch immer, und man weiß das nicht. 

Jedes Jahr fragt das Kulturamt an, wo diese Objekte sind, jedes Jahr bekommt der Grüne Klub eine Mail, in der drinsteht: Sie haben die folgenden Objekte entlehnt, haben Sie sie noch? - Jedes Jahr geht die Antwort retour: Ja, selbstverständlich, alle diese Objekte sind im Grünen Klub anzutreffen, wenn Sie vorbeikommen, können Sie sie sich gerne anschauen. Das letzte Mal ist das im letzten Oktober geschehen.

Zumindest das gehört hier heraußen korrigiert, weil das eine untergriffige Art von Politik ist, die wir zutiefst ablehnen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Bevor ich dem nächsten Redner das Wort gebe, möchte ich Herrn Kollegen Blind antworten - ich habe ihm natürlich sehr genau zugehört -, auch um seinem Zeitgefühl nachzuhelfen. Herr GR Strache hat um 30 Sekunden länger geredet, als er darf, und Herr GR Oxonitsch um 5 Sekunden. (GR Kurth-Bodo Blind: Aber doch nicht während der Rede unterbrochen!)
Ich erteile jetzt Herrn GR Gerstl das Wort. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie haben ihn ja vorher ermahnt, schon während der Rede ...! - GR Johann Hatzl: ... nicht aufregen! - GR Kurth-Bodo Blind: Tun's nicht solche Schmäh führen! - GR Godwin Schuster: Das kann den Herrn Blind nicht aufhalten!)

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Als Kollege Chorherr mit der Flasche Chianti hier gestanden ist, habe ich mir gedacht - da klingt ein bisschen Wehmut mit -, die hätten wir gerne bei der nächsten, rot-grünen, Regierung getrunken. (GR Godwin Schuster: Die grün-schwarze in Oberösterreich haben wir ja!) Doch mit den 23 rot-grünen Projekten wird es nichts, die kommen nicht zustande! Die gilt es einmal darzustellen: Was Sie sich alles vorgenommen haben und was Sie bis heute nicht erreicht haben. 23 rot-grüne Projekte hat sich diese Stadt vorgenommen, Sie wollten in dieser Stadt die Umwelt verbessern. 

Was ist passiert? - Der Flötzersteig bleibt, Rot-Grün, besonders die grüne Fraktion, wollte es nicht. Der Flötzersteig bleibt und verpestet weiterhin die Stadt. (Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr.) Eine Biogasanlage wird irgendwann einmal gemacht werden. Ein Wettbewerb für eine Passivhaus-Siedlung kommt - eines ist erreicht. Ein Gratisstadtrad ... (GR Mag Christoph Chorherr: War schon!) War schon - einen Wettbewerb gab es, es ist aber noch nicht da. Ein Gratisstadtrad haben Sie erreicht, ja: Wir fanden Vienna Citybikes im Donaukanal, wir finden heute Gratisstadträder, die zuhauf im 1. Bezirk stehen und nicht verwendet werden, und wir finden Rolling Boards, die die ganze Stadt verschandeln. Das ist die Konsequenz von 23 rot-grünen Projekten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich kann die 23 rot-grünen Projekte noch unendlich fortführen, sie werden nicht besser. Ich weiß, Herr Kollege Chorherr: Was Ihnen ein Problem macht, ist, dass der Gusi wahrscheinlich alles verspielt. Das ist das Problem, weil Sie mit ihm nicht mehr zusammenkommen. Er verspielt alles, und Sie haben keine Chance mehr, mit ihm irgendetwas zu machen. Das ist nämlich der Punkt, weil sich die Fraktionen in der SPÖ ständig teilen. Da gibt es die Marchfelder-Spargel-Koalition, die auf der einen Seite arbeitet, da gibt es die Chianti-Fraktion aus der Toskana, die in Kärnten etwas macht, und dann frage ich mich: Was bringt die Brunello-Fraktion in Wien noch zusammen? Was macht die noch mit den rot-grünen Projekten? (Beifall bei der ÖVP. - GR Günter Kenesei: Seid froh, dass ihr in Wien seid!) 

Meine Damen und Herren! Dann gibt es noch einen Bürgermeister, der gestern im "Kurier" zu den Einmischungen ganz offiziell erklärt: "Was ich nicht verstehe, sind Aussagen, die sich Einmischungen verbitten." Na bitte, meine sehr geehrten Damen und Herren, das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen! Möchte er, dass man sich aus dem Ausland in die innerösterreichischen demokratischen Anliegen einmischt und sagen darf: Das machen wir anders? Ich sage Ihnen, Sie haben vor Jahrzehnten solche Einmischungen abgelehnt, aber Sie sind weit weg davon, dass Sie demokratische Einrichtungen in Österreich unterstützen, ehren und achten. Davon sind Sie weg! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Rathaus-SPÖ-Mehrheitsfraktion! Wir werden nicht locker lassen, uns bei Ihnen einzumischen. Dieses Wort werden wir gerne aufgreifen, wir werden uns weiter einmischen. Ich gebe Ihnen jetzt ein Beispiel für drei Jahre roter Alleinregierung in dieser Stadt, drei Jahre roter Alleinregierung! (GR Godwin Schuster: Fünf Jahre, hat Herr Tschirf gesagt!) 

Es ist einen Monat oder eineinhalb Monate her gewesen, als diese Regierung angelobt worden ist, da hat diese Stadt um damals über 500 Millionen ATS ein Grundstück im 22. Wiener Bezirk angekauft - es war das Waagner-Biró-Gelände -, und zwar mit folgender Begründung: Aufgrund eines dringenden Bedarfes der MA 48 an Büroflächen und eines Bedarfes an Flächen für die betriebliche Nutzung als Winterdienst-Lagerplatz, als Abstellfläche für LKW, als Abstellfläche für skartierte Fahrzeuge und diverse Geräte, zur Errichtung einer Behälter-Reparatur- und ‑Waschanlage, als Abstellfläche für Winterdienstgeräte, zur Errichtung eines Erdenwerkes für Kompostvermarktung, zum Altauto-Recycling, zur Altelektrogeräte-Entsorgung, als Flohmarktbereich, als Muldenabstellfläche, für eine Tankfläche, Waschplatz et cetera. 

Sie können sich das nicht vorstellen, was muss dort in diesen drei Jahren alles geschehen sein! Das muss man sich vorstellen: Ein dringender Bedarf, wir müssen um eine halbe Milliarde Schilling dringend das Grundstück ankaufen! Dann heißt es noch in dem Akt: Nicht nur 140 000 Quadratmeter müssen wir ankaufen, sondern obwohl Liaunig, der alte Konkurrent des Herrn Bgm Häupl, nur 140 000 Quadratmeter angeboten hat, sagt die Stadt Wien, wir müssen noch zusätzlich 30 000 Qua-dratmeter kaufen, weil wir die vielleicht auch noch einmal brauchen könnten. (GR Johann Driemer: Als Vorsorge!) "Obwohl noch kein konkreter Bedarf vorliegt", steht im Akt drin. Noch kein konkreter Bedarf - wir kaufen das an, es ist alles kein Problem!

Dann schaut man es sich heute an, drei Jahre danach. Was ist drei Jahre danach geschehen? Die MA 48 ist weiterhin im 5. Bezirk, obwohl es geheißen hat, es ist vollkommen unmöglich, dass die weiterhin durch die Stadt fahren. Das ist noch immer dort! Dann lesen wir ein Jahr später in der Zeitung: Frau StRin Kossina sagt, vielleicht kommt doch nicht alles so. Zugegeben wird, dass durch die Beibehaltung des MA°48-Standortes in Margareten am Waagner-Biró-Gelände eine nicht unbedeutende Fläche frei geworden ist. 

Meine Damen und Herren! 140 000 Quadratmeter stehen dort jetzt leer, ungebraucht, nicht gebraucht, und dafür haben wir eine halbe Milliarde Schilling gezahlt! Ist das die Art und Weise, wie die SPÖ in Wien Politik macht? Das darf nicht wahr sein, wirklich, das darf nicht wahr sein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und dann gibt es ...

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, Ihre Redezeit ist dem Ende zugegangen. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Danke, es wäre eh nicht mehr notwendig gewesen. - Es hat nur noch die Ausschreibung für einen neuen Generalplan gegeben, sonst nichts mehr. Das war es: Eine halbe Milliarde für nichts und wieder nichts, und kein Bürger hat etwas davon! Das ist nicht die Politik, die wir uns vorstellen, meine Damen und Herren. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es war interessant zu beobachten, wie heute die Klubobmänner der sozialistischen Fraktion und der grünen Fraktion hier ganz ähnlich argumentiert haben. (GR Mag Christoph Chorherr: Manchmal lässt es sich nicht vermeiden!) Es war interessant zu beobachten (GR Heinz-Christian Strache: Die Koalition, die rot-grüne!), wie diese rot-grüne Koalition fast schon gleichgeschaltet argumentiert. (GR Mag Christoph Chorherr: Das Problem, das wir haben ...!) Herr Klubobmann, es war interessant, wie Sie heute gemeinsam mit Herrn Oxonitsch versucht haben, von den Problemen in dieser Stadt abzulenken. (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Man müsste eine Nachtschicht extra einlegen ...!)
Meine Damen und Herren! Von Ihnen hätte man das ja nie erwartet, Herr Chorherr, aber Klubobmann Oxonitsch hat vor drei Jahren wenigstens noch den Versuch unternommen, bei solchen Anlässen ein eigenes, ein sozialistisches Modell, ein Gegenmodell zur Bundesregierung, wie das damals genannt wurde, zu entwerfen. Aber wir wissen heute, wie das ausgegangen ist, wir wissen um das Schicksal dieses Modells. Das hat sich schon wenige Monate nach dem Amtsantritt dieser sozialistischen Regierung als Märchenstunde herausgestellt. Dieses Modell ist untergegangen in einer Belastungslawine, es ist untergegangen in einer Lawine von Tarif- und Gebührenerhöhungen, bevor dieses Modell überhaupt noch das Licht der politischen Welt erblickt hat. Seither haben sich weder der Bürgermeister noch Finanzstadtrat Rieder getraut, uns hier das Märchen von diesem sozialistischen Modell noch einmal zu erzählen. Wenn man sich die Rede von Herrn Klubobmann Oxonitsch heute angehört hat, dann sieht man wieder, dass er an dieses Modell am liebsten gar nicht mehr erinnert werden will.

Was haben uns der Bürgermeister und diese Fraktion denn noch alles versprochen? Der Bürgermeister selbst hat sein Amt mit dem Versprechen etwa angetreten, 3 000 neue Arbeitsplätze zu schaffen. Wie sieht die Realität aus? In diesen drei Jahren, meine Damen und Herren, hat Wien 17 000 Arbeitsplätze verloren, jetzt gibt es 17 000 Arbeitsplätze weniger! Herr Klubobmann, kommen Sie jetzt nicht wieder mit dem Argument, dass die Bundesregierung daran schuld ist. Schauen wir uns die anderen Bundesländer an: In den anderen Bundesländern sind in diesen letzten drei Jahren 54 000 neue Arbeitsplätze geschaffen worden! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.)
Ich meine daher, Sie sollten sich nicht länger aus Ihrer Verantwortung stehlen. Sie sollten eingestehen, dass der Bürgermeister bei der Einlösung seines wichtigsten Versprechens gescheitert ist! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Der Bürgermeister hat sein Amt vor allem mit dem Versprechen angetreten, dieses Amt und seine neue absolute Mehrheit mit Demut zu gebrauchen. Was ist denn davon übrig geblieben? Es ist von dieser Demut eigentlich das Gegenteil übrig geblieben, es ist der Missbrauch dieser absoluten Macht übrig geblieben, der Missbrauch der Macht, der in diesen drei Jahren in vielen Skandalen aufgedeckt worden ist. Der Missbrauch dieser Macht etwa bei der "Golden Age"-Siedlung am Laaer Berg in Favoriten, wo man sozialistischen Funktionären - und zwar sehr hohen Funktionären, die wir alle in diesem Haus gut kennen - über die GESIBA billige Eigentumsvillen zugeschanzt hat. Oder auch der Missbrauch dieser Macht beim Flächenwidmungsskandal, wo man sozialistischen Genossenschaften und Günstlingen durch illegale Umwidmungen billige Baugründe zugeschanzt hat. Zuletzt auch wieder der Missbrauch dieser Macht beim Pflegeskandal in Lainz, wo man diese menschenunwürdigen Zustände auf Kosten der Patienten und auch des Pflegepersonals jahrelang zugedeckt und totgeschwiegen hat. 

Meine Damen und Herren! Es ist daher die Zwischenbilanz dieser Stadtregierung nach drei Jahren negativ. Der Bürgermeister hat sein Versprechen durch eine Lawine von neuen Belastungen gebrochen. Er hat sein wichtigstes Versprechen durch 17 000 verlorene Arbeitsplätze gebrochen. Er hat vor allem sein Versprechen der Demut gebrochen durch den Missbrauch der absoluten Macht, der zuletzt in einer Reihe von Skandalen aufgedeckt worden ist. Wir müssen daher feststellen, dass der Bürgermeister dieser Stadt bei der Einlösung seiner wichtigsten Versprechen bis heute gescheitert ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Als ich das Thema der Aktuellen Stunde hörte, dachte ich zuerst, es handelt sich um einen Witz, nämlich um einen Radio-Eriwan-Witz. Sie wissen ja: Frage und "Im Prinzip ja, aber ..."-Antwort. 

Die blaue Version eines Radio-Eriwan-Witzes zu drei Jahren "Pleiten und Pannen" in Wien müsste vollständig jedoch in etwa so lauten: Im Prinzip ja, aber erstens handelt es sich nicht um einen Zeitraum von drei, sondern leider bereits von vier Jahren. Zweitens geht es nicht um eine absolute sozialdemokratische Mehrheit in Wien, sondern um eine schwarz-blaue Koalitionsregierung. (GR Heinz-Christian Strache: Oh, in Wien?) Drittens sollte die Debatte nicht im Wiener Gemeinderat, sondern vielmehr im österreichischen Nationalrat stattfinden. (Beifall bei der SPÖ. - GR Georg Fuchs: Thema verfehlt!) Viertens müssten zu "Pleiten und Pannen" noch P wie Pensionsraub, P wie Page, nämlich Homepage, und P wie Provinzialismus hinzugefügt werden. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz-Christian Strache: ... Karl Blecha mit 12 554 EUR im Monat Pension!) 

Herr Strache, wenn Sie beim Austeilen gut sind, dann müssen Sie auch hin und wieder einstecken können. Das ist eine ganz einfach Milchmädchenrechnung. (GR Heinz-Christian Strache: 12 554 EUR im Monat!)
Kein Witz, auch kein Radio-Eriwan-Witz hingegen ist, dass "Pleiten und Pannen" zum steten Standard blauer Politik gehören und damit der Aktuelle-Stunde-Fraktion als Begriffe eigentlich sehr vertraut sein müssten. Ein paar Beispiele? Gerne! Die FPÖ-Regierungserfahrung - das Wort "Regierungsarbeit" möchte ich der FPÖ gar nicht unterstellen - erscheint wie eine nahtlose Abfolge von peinlichen Pannen. 

Zu "Pleiten" fällt einem im Wiener Umland natürlich sofort eine der größten Wohnbaupleiten der Zweiten Republik ein. Wenn Sie mehr wissen wollen, dann fragen Sie das einfache Parteimitglied Rosenstingl. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) Aber für manche Unbelehrbare läuft diese blaue, millionenschwere Pleite auch heute noch unter dem Begriff "blaues Wirtschaftswunder". (GR Heinz-Christian Strache: Die Stadtregierung hat nichts zu berichten! - GR Georg Fuchs: Was ist mit dem "Konsum" ...?) Für die Unbelehrbaren - wir kennen unsere blauen Pappenheimer. (GR Heinz-Christian Strache: Ihr habt nichts zu berichten!) Dass Sie bei solchen blauen Wirtschaftswundern nervös werden, wundert mich nicht. (GR Heinz-Christian Strache: Ihr habt null Substanz!) 

Im Unterschied zu "Pleiten und Pannen" muss ich eines zugeben (GR Heinz-Christian Strache: Ihr habt null Substanz!): Pech hat die FPÖ kaum, weil die FPÖ bei den Wählern immer noch viel zu oft mit einem blauen Auge davonkommt. Pech haben aber bald ihre Wähler, vor allem wenn sie merken, wie dramatisch dieser freche Pensionsraub tatsächlich ausfallen wird und wie ein bisher gesicherter Lebensabend von abenteuerlichen Politikern zu einem großen Ausgedinge verspielt wird. (Heftige Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Mit dem Titel der heutigen Aktuellen Stunde ... (GR Georg Fuchs: 17 000 Arbeitsplätze im "Konsum" ...!) Nicht nervös werden, Herr Fuchs! Mit dem heutigen Titel "Pleiten, Pech und Pannen" waren Sie ja endlich bemüht, einen grimmigen germanischen Stabreim zu schmieden. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist ja fast eine rote Kasperlstunde, die Sie betreiben!) Vor dem Hintergrund Ihrer Bundespolitik kann ich aber zum heutigen Thema nur mit einem wenig germanischen Wort antworten: Das ist einfach eine Chuzpe! (GR Heinz-Christian Strache: Sind Sie der rote Kasperl?)
Trotz aller schwarz-blauen Klötze, die Wien behindern, sichert unsere Stadt für die Wiener und Wienerinnen die gewohnt hohen Standards. Beispiele? Bitte gern! (Heftige Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) Beispielhafte Budgetpolitik und langfristig wichtige ...

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Ich bitte, Ihren Tonfall ein bisschen zu senken.

GR Dr Harald Troch (fortsetzend): Beispielhafte Budgetdisziplin und langfristig wichtige Handlungsspielräume gerade in den Bereichen Sozialpolitik, Bildungspolitik und Gesundheitspolitik zu sichern. (Beifall bei der SPÖ.) Wohnbau und Stadterneuerung, das bleibt weiterhin das Lebenssicherungsressort und Lebensqualitätsressort. (GR Heinz-Christian Strache: Überteuerte ... im Wohnungsbereich!) Leistbare, umweltfreundliche Sanierungen - siehe THEWOSAN -, faszinierendes modernes Themenwohnen. 

Hoher Standard einer weltoffenen Kulturpolitik, die ja sagt zu kritischen Künstlern und ja sagt zur reichen Kulturtradition Wiens, aber entschieden nein sagt zu primitivem Provinzialismus (Zwischenruf des GR Heinz-Christian Strache) wie etwa Moraks maroder Maulkorbpolitik, siehe das Film-Diagonale Mega-Titanic in der Kulturpolitik. 

Schließlich die weitsichtige Entwicklung der Zukunft Wiens im Bereich Stadtplanung, Infrastruktur, Verkehr. Wir sind hier beim Fahrgast, mit sinnvollen Konzepten zu U-Bahn Verlängerung, Nahverkehrsdienstevertrag und Niederflurfahrzeugen. Wien kann ... ("Redezeit"-Rufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, ich bitte, zum Schluss zu kommen. 

GR Dr Harald Troch (fortsetzend): Wien kann jedenfalls ohne eine verfinzte ÖVP regiert werden. (Heftige Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Man hört den Redner nicht. Ich bitte Sie, ein bisschen leiser zu sein. (GR Heinz-Christian Strache: Das ist schon 1 Minute mehr! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

GR Dr Harald Troch (fortsetzend): Rot-Blau ist hier maximal eine Frage sozialer Blutschattierung. Du, glückliches Wien, hast klare Verhältnisse! Du, glückliches Wien ...

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Herr Gemeinderat! Ihre Redezeit ist zu Ende.

GR Dr Harald Troch (fortsetzend): ... die sich anstrengt und arbeitet. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus drei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien sieben, des Klubs der Wiener Freiheitlichen drei und des Klubs der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats null eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus sechs, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien null, des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei und der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats null Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 2 und 3, 5, 8 bis 12, 15, 17 und 18, 21, 22 und 24 bis 26 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 27 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 1, 27, 23, 31, 14, 16, 28, 29, 30, 13, 19, 20, 4, 6 und 7. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl eines Dienstgebervertreters in die gemeinderätliche Personalkommission und die Wahl eines Mitgliedes in den Vorstand der KFA. 

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art die Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs°2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter Postnummer 1 vorgeschlagenen Wahlen der heutigen Sitzung durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, mein Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Frau Josefa Tomsik ist durch ihren Mandatsverzicht als Dienstgebervertreterin aus der gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion lautet auf Herrn GR Volkmar Harwanegg. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die Herrn GR Harwanegg als Dienstgebervertreter in die gemeinderätlichen Personalkommission wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Weiters ist Frau Josefa Tomsik als Mitglied aus dem Vorstand der KFA ausgeschieden. Die Sozialdemokratische Fraktion schlägt für dieses Mandat Herrn GR Kurt Wagner vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft zwei Teilberichte zum Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes über das Geschäftsjahr 2003. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Reinberger, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Brigitte Reinberger: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es liegen uns zwei Teilberichte zum Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes für das Geschäftsjahr 2003 vor. Ich ersuche, die Berichte zur Kenntnis zu nehmen, und um Ihre Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Seit vergangenem Montag gibt es Hoffnung für die pflegebedürftigen Menschen in der Stadt. Denn der Kontrollausschuss hat getagt, der Herr Bürgermeister war in der Sitzung, und erstmals habe ich den Eindruck, dass ein sozialdemokratischer Politiker in Entscheidungsfunktion sieht, was Sache ist, und sieht, welche Mängel, welche beschämende Situation den pflegebedürftigen Menschen in dieser Stadt durch Jahrzehnte zugemutet wurde. Herr Bgm Häupl war deutlich und klar, und er ist der Erste, der frank und frei zugegeben hat, dass es Missstände gibt. "Hier gibt es nichts schönzureden", hat er gesagt. 

Durch Jahre, Jahrzehnte gab es keine Strukturverbesserungen, und die Beschlüsse, die der Gemeinderat und andere Kommissionen gefasst haben, wurden nur zu 20 Prozent umgesetzt. Zu 20 Prozent, meine Damen und Herren! Jahrzehntelang hat die Regierung zugeschaut, war untätig und hat nichts unternommen, um die Misere der Menschen in den Pflegeheimen zu verbessern. (GR Gerhard Pfeiffer: Schanigärten!) Schanigärten wurden eröffnet - das ist Gott sei Dank nichts, was wir uns jetzt auch noch anschauen müssen. - Dummerweise ist jetzt wenig Interesse von Seiten der Sozialdemokratie vorhanden, aber Sie sollten es doch wissen: Die Anordnungen wurden schlicht und einfach nicht befolgt. Man hat zugeschaut, man hat Beschlüsse gefasst, und man hat nicht gehandelt. 

Herr Bgm Häupl hat das Kontrollamt und den Bericht des Kontrollamtes an den Ausschuss ernst genommen. Er hat die wichtigsten Eckdaten genannt, die jetzt erfolgen sollen: Wir wollen einen Paradigmenwechsel in der Pflege zu Hause, wir wollen wohnortnahe Pflegeheime, es soll eine Differenzierung geben zwischen Geriatriezentren, die später als Spitäler geführt werden müssen, weil die Menschen auch krank sind, es soll auf der anderen Seite Pflegeheime geben für die Menschen, die nicht in erster Linie einen Arzt brauchen, und es soll eine eigene Teilunternehmung für Geriatrie innerhalb des Krankenanstaltenverbundes geben. 

All diese Vorschläge stammen aus grünen Konzepten, das haben die GRÜNEN seit Jahren vorgeschlagen, eingemahnt, und es ist immer abgeprallt an der ignoranten, selbstgefälligen Zufriedenheit der SPÖ mit den Verhältnissen, wie sie in Lainz vorzufinden sind. (GR Gerhard Pfeiffer: Die stammen aus einer Zeit, als die GRÜNEN ...!) Bgm Häupl hat Klartext gesprochen, und Bgm Häupl gibt in diesem Punkt jetzt hoffentlich die Linie vor. 

Ich möchte Ihnen aber nicht verhehlen, wie der Kontrollamtsausschuss weitergegangen ist. Bgm Häupl ist gegangen, nachdem er gesagt hat, er steht als Person für die Umsetzung der Vorhaben und er wird sich auch selbst daran messen lassen. Frau StRin Pittermann ist geblieben, Frau StRin Pittermann als die zuständige Stadträtin für Gesundheitsfragen ist weiter im Ausschuss Rede und Antwort gestanden. Ich habe dann noch einmal zusammengefasst, dass es sich hier um einen Paradigmenwechsel in der Versorgung der pflegebedürftigen Menschen in der Stadt handelt und dass ich sehr froh bin, dass der Herr Bürgermeister jetzt sagt, was Sache ist, und nichts mehr beschönigt, was sie, die zuständige Stadträtin, immer gemacht hat in all den Jahren vor dem Gesundheitsausschuss, in der Geriatriekommission, in der Untersuchungskommission. Ich habe sie gefragt, ob sie diese Politik des Herrn Bürgermeisters und diese neuen Konzepte mit Enthusiasmus mittragen wird. 

Es ist sehr schade, dass der Herr Bürgermeister bei der Antwort der Frau Stadträtin nicht mehr da war. (GR Dr Wilfried Serles: Er ist auch jetzt nicht da!) Er ist auch jetzt nicht da, aber es gibt vielleicht ein Protokoll, und man wird es ihm ausrichten. - Sie hat nicht nur in der Sache nicht geantwortet, sondern sie hat uns ein weiteres Mal ihre privaten Pflegeerfahrungen mit ihrem Vater, ihrer Mutter, ihrer Schwiegermutter und ihrem Schwiegervater erzählt. Wir kannten diese privaten Pflegeerfahrungen bereits, wir respektieren sie, aber wir haben Frau Pittermann nicht in ihrer Rolle als Angehörige befragt, woraufhin sie uns dann eben berichtet hat, dass sie als Ärztin ständig und dauernd am Bett war. Gut, dass Sie sich so um ihre eigene Verwandtschaft kümmert, aber wir haben sie als Politikerin gefragt. Von ihr als Politikerin wollen wir nicht wissen, wie sie ihre Angehörigen gepflegt hat, sondern wir wollen von ihr wissen, was für Pflegekonzepte sie für die Stadt vorlegen kann. Denn, mit Verlaub, es ist nicht erschöpfend, von ihr zu erfahren, wie sie sich selbst als Angehörige verhält, sondern die Menschen in der Stadt haben ein Recht darauf, von ihr zu erfahren, was sie als Politikerin umsetzt. 

Sie ist uns die Antwort ein weiteres Mal schuldig geblieben! Es war geradezu gespenstisch, Frau Pittermann war nicht einmal imstande, die Konzepte, die der Bürgermeister selbst vorlegt, zu bestätigen, obwohl es ja wohl sie sein müsste, die den Auftrag dazu erhält.

Ich möchte Ihnen auch den Gipfel ihrer Aussagen nicht ersparen. Wir haben dann über den Kontrollamtsbericht weitergesprochen und über die dringende Notwendigkeit, die auch der Bürgermeister erkannt hat, dass man Wohnplätze in Pflegeplätze umwandeln muss. Denn es ist in Zukunft nicht mehr notwendig, dass Pensionisten und Pensionistinnen in so großer Zahl in Wohnheimen, in Pensionistenhäusern unterkommen. Der Satz, den Frau Pittermann in dem Zusammenhang gesagt hat, ist unglaublich und illustriert ihre Haltung gegenüber den Pflegeheimen! Sie hat dann gesagt: "Ich habe nicht gewusst, dass man in Lainz auch wohnen kann."

Meine Damen und Herren! "Ich habe nicht gewusst, dass man in Lainz auch wohnen kann", und dieser Satz angesichts der Tatsache, dass Frau K, die der Anlass für diese ganze Pflegedebatte und den Pflegeskandal war, seit 38 Jahren in Lainz - ja was denn? Nicht wohnt? Vegetiert, oder was? Was mutet die Frau Stadträtin für Gesundheit den Menschen zu, die sie im Pflegeheim Lainz unterbringt, wenn sie findet, dass man dort nicht wohnen kann? Aber es ist für so viele Menschen der einzige Ort, an dem sie ihr Leben noch verbringen. Frau StRin Pittermann! Dieser Satz "Ich habe nicht gewusst, dass man in Lainz auch wohnen kann" entlarvt Ihre Haltung ein weiteres Mal.

Die Frage wird sein, ob die Konzepte des Herrn Bürgermeisters umgesetzt werden können mit einer Stadträtin, die einen ausschließlich medizinischen Blick auf die Pflegebedürftigen hat und für die die Sache erledigt ist, wenn nur genügend Ärzte dafür sorgen, dass die Menschen, die in engen Betten und überbelegten Zimmern untergebracht sind, medizinisch ausreichend versorgt werden. So werden wir keinen Paradigmenwechsel zustande bringen, und mit so einer Stadträtin wird diese Reform nicht zu machen sein! (StRin Karin Landauer: Jetzt haben die GRÜNEN vergessen zu applaudieren!) 

Da ist leider nichts zu applaudieren. Es ist traurig genug, dass die Frau Stadträtin nichts lernt. Frau Kollegin Landauer, auch Sie erfahren es ja täglich. Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das anders sehen. 

Schauen wir uns jetzt an, was das Kontrollamt festgestellt hat. Das Kontrollamt hat festgestellt, dass der Skandal nicht etwa darin besteht, dass Frau K schmutzige Fingernägel hätte, sondern dass durch Jahrzehnte Konzepte und Vorschläge auf dem Tisch gelegen sind, dass alle gewusst haben, wie es gehen sollte, und niemand gehandelt hat. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Sind zum Teil umgesetzt worden!) Der Herr Bürgermeister, Herr StR Rieder, Frau Pittermann - in der Vergangenheit haben alle geschlafen. Die Frau Stadträtin ist nicht da, es interessiert sie nicht. 

Die Spitalsreformkommission 1989 - 1989, meine Damen und Herren! - hat empfohlen, Lainz aufzulösen, Bezirkspflegeabteilungen einzurichten, den Hausarzt als zuständig einzusetzen. Der Krankenanstaltenverbund hat nichts davon realisiert. 1995 hat eine Experten-Pflegeheimkommission beim Patientenanwalt noch einmal kraftlos probiert, hier etwas zu ändern. Zweimal hat sie getagt, dann ist sie in Untätigkeit entschwunden. 

1993 hat der Gemeinderat die “Hilfe im hohen Alter“ beschlossen. Da wurde unter anderem die Errichtung von Ein- und Zweibettzimmern vorgenommen, die Verbesserung der Lebenssituation der alten Menschen, indem man ihre Lebensrhythmen berücksichtigt. 750 neue Pflegeplätze sollten errichtet werden, Lainz sollte komplett umgestaltet werden. Nichts davon ist realisiert worden. 

Faktum ist jetzt, dass 57 Prozent der Menschen in Großraumzimmern in den Pflegeheimen der Stadt und 70 Prozent aller Menschen in Großheimen leben. Was die chronische Unterbesetzung im Personal betrifft, straft das Kontrollamt die Zahlen, die der Krankenanstaltenverbund vorgelegt hat, Lügen. Da war immer die Rede von sieben Dienstposten, die nicht besetzt sind. Für 2003 kommt das Kontrollamt auf 193 von 1 258. Aber wenn Sie meinen, dass das jetzt alles ist, was fehlt - weit gefehlt! Denn das Kontrollamt hat auch festgestellt, dass im Durchschnitt 104 dieser Bediensteten krank sind, dass 45 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus gesundheitlichen Gründen nur eingeschränkt arbeiten können und dass sich 52 in Aus- und Fortbildung befinden. Das heißt, durchschnittlich fehlen von diesen über 1 200 Be-diensteten 400 Menschen in der Versorgung der Bewohner!

Wir haben uns in der Untersuchungskommission ausführlich über die fehlende Kontrolle unterhalten. Das Kontrollamt belegt, dass es hier im Argen liegt, dass vor allem die fachliche Betreuung nicht geprüft wurde. Man hat sich darauf beschränkt, ab Jänner 2002 die Brandsicherheit zu prüfen, und auch da brauchte der Krankenanstaltenverbund für Vorbereitungs- und Entscheidungsphasen bis Mai 2003. Das ist ein langer Weg, bis überhaupt jemand geht und sich anschaut, wie es in den Heimen zugeht. 

Erst nach Bekanntwerden des Pflegeskandals im September 2003 wurde seitens der Stadträtin überhaupt eine Aufstockung des Personals in der zuständigen MA 47 veranlasst. Denn man kann nicht jemanden beauftragen zu prüfen, und ihn gleichzeitig nicht mit Personal ausstatten. Dann hat man offensichtlich nicht die Absicht, es wirklich umzusetzen. 

Was der Krankenanstaltenverbund mit den finanziellen Mitteln gemacht hat, die ihm zur Verfügung gestanden sind, um die Lebenssituation der Bewohner und Bewohnerinnen zu verbessern, spricht Bände. Nur 3 Pro-zent, hat das Kontrollamt festgestellt, sind in patientenbezogene Verbesserungen gegangen. 3 Prozent, meine Damen und Herren! Und das angesichts einer Situation, dass sich die Menschen zu acht ein Klo teilen müssen und dass es Bade- und Waschgelegenheiten gibt, die so ungeeignet sind, dass manche nur zwei bis drei Mal im Monat überhaupt ins Badezimmer kommen. 

Das Schlusslicht der Pflegeheime ist das St Rochus-Heim. Das ist nicht oft Thema in diesem Haus, aber Sie sollten sich die Zeit nehmen, dorthin zu gehen. Das St Rochus-Heim ist mehr oder weniger eine Expositur des Geriatriezentrums Baumgarten. Herr Pflegeombudsmann Dr Vogt hat in "Von Tag zu Tag" darüber berichtet. Ich bin dann hingegangen und habe mir dieses Haus angeschaut. Meine Damen und Herren, dort bestehen albanische Zustände! Dort geht man im Erdgeschoß ungebremst von der Tür in die Station, in einen abgewohnten Trakt, in dem Menschen in wackeligen Stahlrohrbetten liegen. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das stimmt ja nicht! Waren Sie schon in Albanien?)
Ich war schon in Albanien - vielleicht im Gegensatz zu dir, Sonja -, ich habe mir Albanien angeschaut, und als ich in St Rochus war, habe ich mir gedacht: Das kenne ich von wo! - Das ist die "Aufbewahrung" von Menschen, aber nicht die menschenwürdige Versorgung. Da ist so ungefähr alles kaputt! Und der einzige Ort, wo die Menschen sein können, wenn sie nicht im Bett sind, ist ein finsterer Gang im Erdgeschoß - nicht einmal ein Aufenthaltsraum. Und dort sitzen sie dann aufgereiht mit Tischchen vor sich auf dem Rollstuhl und haben nichts zu tun - sie haben rein gar nichts zu tun. Das nennt man die Hölle der Ereignislosigkeit. Stellen Sie sich vor, Sie sitzen den ganzen Tag auf einem Gang und schauen in die Luft und haben keine Möglichkeit, einen Lebensraum außerhalb Ihres Bettes und dieses Ganges zu finden!

Das Kontrollamt hat auch ein besonders wichtiges Thema angesprochen, und es hat in diesem Bereich festgestellt, dass die Ebene der sicheren Pflege nicht mehr gewährleistet ist. Es geht dabei um die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen in den Häusern. Da tut offensichtlich jeder, was er gerade will: Aus unterschiedlichen, einander widersprechenden Gründen werden Overalls angezogen, Steckgitter gesetzt und Einschränkungen verordnet - nicht etwa, um kurzfristig mit dem gelindesten Mittel Gefahr abzuwehren, sondern schlicht und einfach als alltägliche präventive Maßnahme. Und das ist verboten, meine Damen und Herren! Auch nach der jetzigen gesetzlichen Lage ist es nicht erlaubt, Menschen präventiv die Freiheit einzuschränken. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Unter ärztlicher Anordnung!) Auch unter ärztlicher Anordnung ist es als dauernde und präventive Maßnahme nicht erlaubt - Sonja, interessiere dich! Auch eine ärztliche Anordnung macht es nicht legitim, macht es mitnichten legitim, dass man eine dauernde freiheitseinschränkende Maßnahme verordnet. Und das ist leider der Fall - schau dich um in den Pflegeheimen! (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das muss geändert werden!) Das muss geändert werden, du sagst es. Das Kontrollamt sagt nämlich, sichere Pflege ist nicht gewährleistet. - Die Stufe unter der sicheren Pflege ist die gefährliche Pflege, wo Menschen psychisch und physisch zu Schaden kommen können. 

Auf der Ebene der Führungskräfte, hat das Kontrollamt festgestellt, gibt es überflüssige Strukturen. Da gibt es eine Leitung für Animation im GZW, eine Leitung für die Umsetzung der Pflegekonzepte – all das wäre ja gut, wenn dem Taten folgen würden. Aber wir wissen aus der Personalsituation in den Geriatriezentren und Pflegeheimen, dass die Personalsituation und die Ausstattung mit Ergotherapeuten es ja gar nicht zulassen, dass das umgesetzt wird. Das heißt, Dr Vogt hat Recht: Es gibt eine überflüssige "Oberspielleitung", und in der Versorgung auf den Stationen fehlen die Menschen.

Die baulichen Maßnahmen hat das Kontrollamt besonders hervorgehoben; und es wird der Krankenanstaltenverbund zu erklären haben, wie er mit substanziellen Verbesserungen für die patientennahe Versorgung von drei Prozent in Zukunft sicherstellen wird, dass sich etwas ändert.

Das Kontrollamt macht klare Vorgaben und Vorschläge. Es schlägt vor, die Betreuungsaufgaben zu differenzieren: Geriatrische Krankenhäuser auf der einen Seite, betreutes Wohnen auf der anderen Seite. Und es schlägt vor, im GZW abzusiedeln und größere Flächen für andere Aufgaben zu verwerten. Und es schlägt vor, dass die 12-Stunden-Schicht für das Personal endlich abgeschafft wird. Und es schlägt vor, dass die Umwandlung von Wohn- in Pflegeplätze in Angriff genommen wird.

Wir werden die Ergebnisse, die die Geriatriekommission in nächster Zeit vorlegen wird, und die Vorgaben des Herrn Bürgermeisters ausschließlich daran messen, wie ernsthaft die Umsetzung in Angriff genommen wird. Und ich kann mir nicht vorstellen, dass Frau StRin Pittermann mit ihrer Haltung gegenüber den Pflegebedürftigen die richtige Person für diese Aufgabe ist. Wer sagt: Ich habe nicht gewusst, dass Lainz ein Ort ist, wo man wohnen kann!, kann nicht eine Person sein, die die künftige Reorganisation dieses Bereiches betreut. Denn es geht tatsächlich um einen Paradigmenwechsel: Weg von der Versorgung "warm, satt, sauber", hin zum Ausbau von Lebensräumen für Bewohner und Bewohnerinnen. Das steht an, und es ist höchste Zeit! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir dürfen nicht den Fehler machen, uns durch die empörenden Details, die Frau Kollegin Pilz jetzt aufgezählt hat, darüber hinwegtäuschen zu lassen, dass es laut dem Kontrollamtsbericht noch viel schlimmere, weil grundsätzliche und systematische Missstände gibt. Dazu gehört insbesondere die Hierarchie der Verantwortungslosigkeit: Von unten beginnende und sich nach oben fortsetzende Schlampereien, Pflichtverletzungen sowie Verletzungen der Menschenwürde, des Dienstrechts und der Sorgfalt gegenüber den hilflosen und pflegebedürftigen alten Menschen. Dazu gehört die Missachtung aller Führungsgrundsätze und Gebote der Verantwortung in der ansteigenden Nomenklatura des Wiener Krankenanstaltenverbundes. Und dazu gehört insbesondere das Versagen der politischen Entscheidungsträger, der sozialdemokratischen Stadtregierung bis hin zur Gewerkschaft, die ein Sittenbild des roten Wien ergeben, nämlich Selbstzufriedenheit, Selbstgenügsamkeit, Selbstherrlichkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
All dies geht aus den Kontrollamtsberichten hervor und ist in seinen Auswirkungen penibel beschrieben - und konnte erst zu den nunmehr bekannt gewordenen und vielfach menschenunwürdigen Zuständen bei der Pflege unserer alten Mitbürger in Wien führen. 

Das ist absolut inakzeptabel, meine sehr geehrten Damen und Herren! Und schon gar nicht akzeptieren wir die Ausreden hoher und höchster politischer und fachlicher Verantwortungsträger zum Beispiel auch in der Untersuchungskommission, die da meinen, man müsse sich darauf verlassen können, dass die da vor Ort da unten ihre Aufgaben schon sorgfältig erledigen würden. – Nein: Wir verlangen, dass die Pflege unserer betagten Mitbürger in Wien menschenwürdig durchgeführt und auf allen Führungsebenen verantwortungsbewusst geplant und kontrolliert wird! (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun zum Versagen der politischen Verantwortungsträger: Es gibt noch immer keine umfassende gesetzliche Regelung in einem Wiener Heimgesetz! - Und das 15 Jahre nach der Spitalsreformkommission 1989 – übrigens auch zu Umständen in Lainz -, wo für Pflegeheime die Regionalisierung, die Bezirkspflegeabteilungen, das Zerteilen der Großanstalten, die Auflösung von Lainz in ein geriatrisches Krankenhaus und ein Geriatriezentrum gefordert wurden! 

Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, elf Jahre nachdem die Geriatriekommission ihren Bericht "Hilfe im hohen Alter" vorgelegt hat und die Schaffung eines Landesgesetzes über Wohn- und Pflegeheime innerhalb von zwei Jahren hier im Gemeinderat beschlossen wurde - wiederum ging es damals überwiegend um die Umgestaltung von Lainz. 

Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, sieben Jahre nach der Artikel°15a Bundes-Verfassungs-gesetz-Vereinbarung zur Schaffung eines Bedarfs- und Entwicklungsplans für Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen. Außer Wien ist nur mehr Tirol säumig, und wir wissen ganz genau, dass in Tirol ganz andere Strukturen vorherrschen als hier bei uns und dass gerade in Wien als Erstes dieser Plan hätte erfüllt werden müssen und dieses Gesetz hätte geschaffen werden müssen. 

Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, sechs Jahre nach dem Maßnahmenbericht der MA 47. Warum all dies nicht gemacht wurde, steht da eigentlich drinnen, und er hat wiederum die Verantwortungsträger nicht alarmiert und dazu gebracht, hier etwas zu unternehmen.

Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, fünf Jahre nach der ÖBIG-Studie, zwei Jahre nach der Andersen-Studie - ich könnte es noch weiter aufzählen.

Zusammenfassend hat der Kontrollamtsbericht gezeigt und es wurde darin direkt ausgesagt: Zielsetzungen, die wesentlich sind und seit etwa einem Jahrzehnt auf Beschlüssen des Wiener Gemeinderats basieren, wurden nicht erfüllt. Das wundert mich nicht, wenn ich Ihre Präsenz hier betrachte und wenn ich sehe, dass die Verantwortlichen - der Wiener Bürgermeister, die Stadträtin - diese Diskussion nicht wirklich für anwesenheitswert halten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn das der neue Beginn ist, dann kann uns heute schon angst und bang werden. Es wird weiterhin die Umgestaltung von Lainz nicht geben, es wird weiterhin keine Linderung der Personalengpässe geben, es wird weiterhin die Umsetzung baulicher Standards nicht geben, und es wird weiterhin die Anhebung der Wohn- und Lebensqualität nicht geben, wenn (amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann hat soeben den Saal betreten und nimmt ihren Platz ein) - ich begrüße Sie, Frau Stadträtin - nicht einmal die verantwortlichen politischen Entscheidungsträger dieser Diskussion hier im Gemeinderat beiwohnen. 

Es ist das alles ein vernichtendes Zeugnis für die rote Alleinregierung, meine sehr geehrten Damen und Herren, und deren politische Verantwortung sowie deren Personalpolitik, die nicht ausschließlich auf Fähigkeit und Kenntnis beruht, sondern auf dem Parteibuch. Und das werden wir nicht länger hinnehmen, und dem werden wir auch nicht länger zusehen! Wir werden das in der weiteren Folge immer wieder in der Öffentlichkeit klarstellen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Kommen wir nun zu den Verfehlungen im Bereich der fachlichen und sachlichen Verantwortung. Dazu erlaube ich mir, zwei Absätze des Kontrollamtsberichts zu zitieren. Ich zitiere: 

"Die Einschau ergab, dass Mängel im Pflegebereich auf ein unzureichendes Beschwerdemanagement, Führungsschwächen auf mehreren Leitungsebenen sowie laufend aufgetretene Personalengpässe zurückzuführen waren. Aufsichts- und Kontrollpflichten im Pflegebereich waren zwar grundsätzlich normiert, verbindliche Kontrollintervalle und eine einheitliche Dokumentation dieser Überprüfungen aber nicht festgelegt worden. 

Weiters zeigte sich, dass unter Zugrundelegung einer entsprechenden Personalausstattung sowie nach Modernisierung noch nicht umgebauter Pavillons auch im Geriatriezentrum Am Wienerwald eine qualitativ hochwertige, zeitgemäße Pflege grundsätzlich möglich wäre." 

Das besagt deutlich und klar, dass sie derzeit grundsätzlich nicht möglich ist. Die oberen und mittleren Führungsebenen haben die Verantwortung nach unten delegiert. In der Untersuchungskommission ist ganz klar die Hierarchie der deklarierten Unzuständigkeit zu Tage getreten, und ich sage: Von all denen würde ich gerne das Geld zurückfordern, wenn es nach dem Angestelltengesetz möglich wäre, denn sie haben keineswegs eine zufrieden stellende Leistung erbracht.

Ersparen Sie mir, all die Details zu schildern, die ich mir bei der Durcharbeitung der 270 Seiten des Kontrollamtsberichts seitenweise herausgeschrieben habe. Es macht keinen Unterschied, ob eine überlastete oder schlampige Stationsschwester die Heimbewohner, die Aufsicht und die Dokumentation vernachlässigt, ob eine Abteilungsoberin keine oder eine nicht systematisch organisierte Pflegevisite und Personalbetreuung durchführt, ob ein Pflegeleiter zum Beispiel nicht einmal weiß, wie viele Achtbettzimmer er in seiner Anstalt hat, oder ob ein Direktor einer Teilunternehmung oder ein Generaldirektor keine ausreichenden Unternehmungsgrundsätze und standardisierten, für die Bereiche des Pflegewesens vorgeschriebenen Planungen und Kontrollen beauftragt sowie deren Umsetzung überwacht hat. Das fachliche Versagen ist immer das gleiche, nur: Je weiter oben es passiert, umso mehr Folgen zeitigt es und umso stärker muss es daher auch sanktioniert werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die ganze Affäre ist ein Trauerspiel für alle Beteiligten, vom Bürgermeister angefangen bis zum letzten Betroffenen und Angehörigen. Sie zeigt ganz deutlich das Versagen großer Einheiten der organisierten Humanität, die letztlich in Sorglosigkeit, in Lieblosigkeit und in Wurschtigkeit endet, anstatt Verantwortung, Zuwendung und Mitmenschlichkeit zu fördern. Es zeigt, dass der Kernpunkt sozialistischer Gesellschaftspolitik versagt hat und auch weiterhin versagen wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir nehmen den Kontrollamtsbericht mit Unmut und mit Bedauern zur Kenntnis. Wir nehmen nicht länger zur Kenntnis, dass diese Zustände in unserer Stadt passieren können, und fordern die mit absoluter Mehrheit regierende Wiener SPÖ auf, endlich unseren betagten Mitbürgern die menschenwürdige Pflege zukommen zu lassen und sicherzustellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Serles zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Machen Sie mit mir den Versuch einer Zeitreise in Sachen Lainz, um zu klären, wer die Verantwortung dafür trägt, dass uns Lainz so entgegentritt wie wir es heute vorfinden, und damit wir auch klären können, was die Garantien des Herrn Bürgermeisters wert sind, die er rund um die letzte Sitzung des Kontrollausschusses vollmundig abgegeben hat. 

Ich darf diese Zeitreise mit einem Zitat aus einer Publikation des Vereins für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft, die sich "Im rechtsfreien Raum ..." nennt, beginnen. Das Zitat lautet: 

"Eine ehrenamtliche Mitarbeiterin besucht ihre Klientin und muss mit Verwunderung feststellen, dass bereits alle Patientinnen im Bett sind: Frisch gewickelt, gefüttert, etc. Nachtruhe um 16.30! Auf einer anderen Station (...) im vergangenen Sommer bereits um 15.30!"

Meine Damen und Herren! Diese Situation beschreibt Nachtruhe am Nachmittag im größten geriatrischen Zentrum der Stadt Wien, in Lainz. Sie beschreibt aber nicht einen Sommer im Jahr 2003, sondern einen Sommer des Jahres 1998. Fünf Jahre vor der öffentlichen Diskussion über Nachtruhe in Lainz waren in diesem Bericht der Sachwalterschaft identische Zustände bereits im Jahr 1998 nachzulesen, und weitere Details aus diesem Bericht lesen sich ebenso, als hätten sie sich im Sommer 2003 ereignet: Da werden im Pflegeheim Baumgarten auf Rollstühlen befestigte Ablagevorrichtungen beobachtet - das kennen wir alles auch aus den Berichten von Frau Ehmsen-Höhnl im Jahr 2003 -, Vorrichtungen, die keinen Anflug eigenständiger Mobilität zulassen. Da wird das Pflegeheim Liesing ganz kritisch beschrieben, seine ungemütliche Atmosphäre, die desolaten Zustände dort, das sichtlich überforderte Personal, der unsensible Umgang mit freiheitsbeschränkenden Maßnahmen und generell der unkritische Umgang des Personals, weil sich diese armen Leute eben nicht mehr anders helfen können, als teilweise mit ihren Pfleglingen per Du zu sein und damit letztlich subtile Zwangsmaßnahmen anzuwenden. - Zustände im Jahre 1998, die wir in der Untersuchungskommission über Lainz auch im Jahre 2003 vorgefunden haben. 

Begleiten Sie mich auf dieser Zeitreise noch ein paar Jahre zurück! Blenden wir zurück ins Jahr 1995, schauen wir uns Schlagzeilen von Zeitungen aus dem Jahr 1995 an:

"Kurier" vom 27.2.1995: "Patienten wurden gequält, geschlagen, zum Windeltragen gezwungen." - Wie konnte es sechs Jahre nach den Morden von Lainz wieder so weit kommen?

"Kurier" vom 7.2.1995: "Pfleglinge in zwei Anstalten der Stadt Wien geschlagen. Direktoren abgesetzt, Justiz ermittelt." 

"Krone" vom gleichen Tag: "Patientin im Rollstuhl an den Haaren von einem Raum in den anderen gezerrt." – Schlagzeilen, die uns bekannt vorkommen. 

Schauen wir uns auch die Reaktion der Verantwortlichen aus dem Jahre 1995, der verantwortlichen Spitalsmanager im Jahre 1995 an, stellvertretend für viele die Reaktion der damaligen und heutigen Generaloberin Charlotte Staudinger. 

Charlotte Staudinger hat damals gesagt: "Es stimmt. In zwei Pflegeheimen, in St Andrä und in Liesing, ist es zu Übergriffen von Pflegern auf Patienten gekommen - Pflegefehler, verbale Aggression, Beschimpfungen -, aber das waren schwarze Schafe, und es wurden Maßnahmen dagegen gesetzt." Und Staudinger dann weiter: "Die Altenpflege gehört sicher zu den schwierigsten Aufgaben. Wer jemals mit alten Menschen zu tun gehabt hat, weiß - und das ist auch in der Literatur nachzulesen -, dass man Aggressionen entwickeln kann." 

Die Reaktion der Frau Generaloberin lässt sich wie folgt zusammenfassen: Entdramatisieren, herunterspielen, darauf hinweisen, dass es ja nur um Einzelfälle geht, schwarze Schafe identifizieren, in weiterer Folge argumentieren, dass ja alles getan wird, um dem Einhalt zu gebieten, und weitere Maßnahmen folgen werden.

Eine weitere Argumentationslinie der Frau Staudinger aus dem Jahre 1995 ist da schon spannender - und ich würde sagen, noch perfider. Sie ortet nämlich Verantwortlichkeiten für diese Pflegemängel nicht im Bereich der Pflegeheime, sondern bei den Angehörigen. Frau Staudinger hat damals eine eindeutige Schuldzuweisung ausgesprochen, als sie gesagt hat: 

"Im Umgang mit Schwerstkranken und mit Sterbenden gibt es wenige Erfolgserlebnisse." - So weit, so gut. Und jetzt kommt es: "Die, die aber jetzt mit erhobenem Zeigefinger aufstehen und auf die bösen Institutionen schimpfen, sind auch Leute, die versuchen, ihre Angehörigen abzuschieben. Die wollen ihr schlechtes Gewissen beruhigen, indem sie fordern, dass in der Institution das Optimale geschehen muss."

Ich halte diese Vorwürfe eigentlich für Ungeheuerlichkeiten! Das sind Zeitbomben im KAV, im Management des KAV, die seit damals ticken und die das Führungsverhalten der Verantwortlichen im KAV sichtlich bis heute beeinflusst haben. 

Ähnlich wie im Jahr 1995 auch die Argumentation von Frau Staudinger im Jahr 2003 vor der Untersuchungskommission: Auch vor der Untersuchungskommission hat Charlotte Staudinger die immer wiederkehrenden Vorfälle im Pflegeheim Lainz mit gleichen unzureichenden Argumenten zurückgewiesen wie im Jahre 1995. Auch heute verweist sie auf Einzelfälle, entdramatisiert, spielt herunter, identifiziert schwarze Schafe und verliert kein Wort des Bedauerns über unhaltbare Einzelschicksale und macht keinerlei Vorschläge für strukturelle Änderungen auf dem Gebiet der geriatrischen Pflege in Wien. 

Schauen wir uns das Verhalten und die Argumentation der politisch Verantwortlichen im Jahre 1995 an! Die Argumentation des Herrn Bürgermeisters nach den Skandalen in St Andrä und im Pflegeheim Liesing: Herr Bürgermeister Häupl - damals war er bereits im Amt - garantiert im Jahre 1995 eine lückenlose Aufklärung der Pflegeheimaffäre. Er berichtet, dass die magistratsinterne Revision alle Vorwürfe prüft, und sagt der Öffentlichkeit, dass es in diesem Fall kein Pardon geben wird. Und dann erklärt er sehr grundsätzlich: "Das kulturelle Niveau unserer gesamten Gesellschaft wird nicht zuletzt daran gemessen, auf welche Weise wir mit unseren Alten umgehen. Das schmerzt jetzt natürlich ganz besonders," sagt der Landesvater, "wenn solche Vorfälle bekannt werden, und es ist mehr als schmerzlich, wenn die Würde des alten Menschen im wahrsten Sinne des Wortes mit Füßen getreten wird." 

Weniger grundsätzlich, aber umso vordergründig dynamischer war der Herr Bürgermeister in seinen Aussagen rund um die Sitzung des Kontrollausschusses. Von einem völligen Umdenken hat der Herr Bürgermeister gesprochen, das im Pflegebereich notwendig wäre, und über die "Kronen Zeitung" ließ er uns ausrichten, dass er ein Drei-Säulen-Modell plant, das bis Juni fertig sein soll: Zu Hause, in einem Seniorenheim und im Geriatriespital sollen in Zukunft alte Menschen versorgt werden. Wer rüstig genug ist, soll mit entsprechend geringem Aufwand zu Hause betreut werden; wenn die Hände oder Füße nicht mehr so recht wollen, wird er in einem Seniorenheim gepflegt; schwere Krankheitsfälle sollen in speziellen geriatrischen Spitälern ihren Lebensabend verbringen. – Das soll gemeinsam beziehungsweise in Zusammenarbeit mit Caritas und Kolping realisiert werden. Und dann steht hier, dass von der Opposition durchwegs Lob für Häupls Drei-Säulen-Modell kam. - Also ich kann mich nicht erinnern, dass ich Häupls Drei-Säulen-Modell gelobt hätte! Ich habe seine Bereitschaft zur Diskussion gelobt, das war aber auch schon alles. 

Lassen Sie mich daher ganz offen Folgendes sagen: Dieses Drei-Säulen-Modell hätte der Herr Bürgermeister bereits vor zehn Jahren einführen können! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Verantwortung für dieses politische Versäumnis trägt niemand anderer als der Herr Bürgermeister persönlich. Daher ist es gut und richtig, dass sowohl der Herr Bürgermeister als auch die Oppositionspartei Anträge an das Kontrollamt gerichtet haben und heute zwei Berichte des Kontrollamts vorliegen, die die Situation in der geriatrischen Pflege in Wien in allen Details beschreiben - ein Zeugnis, das der Gesundheitspolitik dieser Stadt für die letzten zehn Jahre eine glatte Fünf ausstellt! -: 

Schwarz auf weiß lesen wir in diesen Kontrollamtsberichten, dass im Bereich der geriatrischen Pflege tatsächlich gravierende Fehler und Versäumnisse passiert sind. 

Schwarz auf weiß können wir nachlesen, dass trotz des Gemeinderatsbeschlusses "Hilfe im hohen Alter" aus dem Jahre 1993, wo der Umbau von Lainz in ein modernes Pflegeheim festgelegt wurde, nichts geschehen ist. 

Schwarz auf weiß können wir nachlesen, dass Beschlüsse des Gemeinderats überhaupt ignoriert oder mangelhaft umgesetzt wurden. 

Schwarz auf weiß können wir nachlesen, dass der Personalmangel in Lainz dramatisch ist. 

Schwarz auf weiß können wir nachlesen, dass noch im Dezember 2003 im GZW 140 Pflegekräfte gefehlt haben. 

Schwarz auf weiß können wir nachlesen, dass 
die Zahl der Krankenstandstage von 1 258 Pflegern 
bei 38 000 liegt. Das bedeutet, dass durchschnittlich 104 Pfleger oder 8 Prozent des gesamten Pflegepersonals in Lainz krank waren. - Wenn wundert's, liebe Freunde von der SPÖ, wenn unter diesen Umständen der Stress für die Mitarbeiter noch größer und die Qualität der Pflege immer schlechter wird? 

Schwarz auf weiß können wir auch das katastrophale Ergebnis der Mitarbeiterbefragung aus dem Jahr 2001 nachlesen - im Kontrollamtsbericht zwar nur in Kurzform wiedergegeben, aber damit Sie auch die erschütternden Details dieser Mitarbeiterbefragung erfahren, habe ich hier die Langform mitgebracht. Die Freitexte dieser Mitarbeiterbefragung des Jahres 2001 sind erschütternd! 

Ein Mitarbeiter schreibt: "Die Führung des Hauses ist eine mittlere Katastrophe. Sie schafft Unmut im ganzen GZW. Keiner lacht mehr, egal, wen man trifft." Und: "Dieses Management hat alles ruiniert." 

Ein anderer schreibt: "Patientenorientierung und Patientenzufriedenheit sind für die Führung des Hauses nur Schlagworte für schöne Reden."

Ein weiterer schreibt: "Mitarbeiter sind Repressalien und willkürlichen Entscheidungen ausgesetzt und haben Angst vor Sanktionen."

Ein weiterer schreibt: "Der Umgangston der Führung zu den verschiedenen Berufsgruppen lässt sehr zu wünschen übrig. Das Arbeitsklima im GZW ist für mich sehr belastend."

Ein anderer: "Das Führungspersonal sollte nach Qualifikation und nicht nach Dienstdauer beurteilt werden."

Ein anderer: "In meiner langjährigen Tätigkeit im GZW habe ich noch keinen Verwaltungsdirektor erlebt, der so mit den Mitarbeitern umgegangen ist wie die derzeitige Direktorin. Die Direktorin und die Personalchefin geben falsche Auskünfte."

Ein anderer: "Die mittlere Führungsebene ist absolut unfähig, dumm und nur mehr an der Pension interessiert. Alle Leistungen der unteren Ebenen werden zunichte gemacht."

Ein anderer schreibt: "Vorgesetzte sind total unqualifiziert, haben keine Ahnung von der Arbeit, die sie einteilen, weil sie die nie selbst ausgeübt haben. Und diese Versager schreiben noch Dienstbeschreibungen für das Dienstpersonal!"

Ein anderer: "Es gibt leider Vorgesetzte - nicht vom Pflegedienst, sondern in der Verwaltung -, die zur Geschenkannahme neigen. Manche Bedienstete haben dadurch Vorteile, zum Beispiel besserer Arbeitsplatz. Urlaub wird bei Geschenken problemlos gewährt. Wenn man nichts bringt, wird auf eigene Bedürfnisse kaum Rücksicht genommen." - Erschütternde Zustände, meine Damen und Herren! 

Ein anderer: "Eindeutig zu wenig Pflegepersonal! Bei der geforderten, immer größer werdenden Aufgabenvielfalt wird Burnout zum Regelfall."

Ein weiterer: "Alle haben gesundheitliche Probleme."

Ein weiterer: "Für das, was wir in der Pflege leisten, ist unser Grundlohn ein Hohn!"

Ein weiterer: "Vor zehn Jahren als Hilfskraft habe ich mehr verdient als jetzt als Fachkraft. Mit der Verantwortung steigt nicht der Lohn."

Ein weiterer: "Es ist eine Katastrophe, mit wie wenig Personal gearbeitet werden muss. Durch die psychische Belastung gibt es eine Menge Krankenstände und Personalflucht."

Ein weiterer: "Diese Befragung empfinde ich als Hohn, da auf die Bedürfnisse der Arbeitenden ja sowieso keine Rücksicht genommen wird."

Und dann kommt es ganz dick über die Personalvertretung: "Die Pflegedirektorin ist mit der Personalvertretung liiert - ein unzumutbarer Zustand für die Mitarbeiter! Das Vertrauen in die Personalvertretung ist nicht mehr gewährleistet, wenn dessen Vertreter mit der Pflegedirektorin liiert ist."

Ein weiterer schreibt: "Mich stört starke Freunderlwirtschaft in der Personalvertretung." - Meine Freunde von der SPÖ, soweit ihr hier im Raum seid, wacht endlich auf! Das ist eure Personalvertretung in Lainz! - "Personalvertreter, Gewerkschafter kümmern sich nicht um die beruflichen Probleme und schauen auf ihren Vorteil. Sie melden sich nur, wenn sie oder ihre Geschäftspartner etwas an die Bediensteten verkaufen wollen. Bei dienstlichen Problemen wimmeln sie ab."

Ein anderer: "Die Personalvertretung der Gewerkschaft kümmert sich überhaupt nicht um ihre Mitglieder. Wichtig ist nur der Mitgliedsbeitrag. Am wichtigsten ist die Kaffeepause und der Kaffeeplausch mit den Chefs vom A-Gebäude." 

Und so geht es weiter und weiter. Ich könnte jetzt die 40 Minuten Redezeit, die mir zur Verfügung stehen, mit weiteren Zitaten aus diesem Bericht anreichern, ich tue das aber nicht. (GR Günter Kenesei: Danke!)

Was schreibt das Kontrollamt noch? - Das Kontrollamt kritisiert beispielsweise auch noch das Abstürzen der Investitionen in Lainz, und zwar bei den baulichen Veränderungen im GZW. Im Jahr 2002 wurden für patientenbezogene Maßnahmen nur mehr 558 000 EUR ausgegeben - weniger als ein Zehntel der Ausgaben des Jahres 2000! 

Das Kontrollamt hält letztlich auch noch fest, dass die notorische Unterbesetzung der für die Prüfung der Pflegeheime zuständigen MA 47 - beziehungsweise jetzt der MA 15 - nachweislich ist, die Dienstaufsicht flächendeckend versagt hat und der Krankenanstaltenverbund seine Aufsichtspflicht sträflich vernachlässigt hat.

Jetzt bin ich bei der Frage der Verantwortlichkeiten und zunächst bei der Frage der Verantwortlichkeit des Spitalsmanagements: 

Meine Damen und Herren! "Im KAV gibt es mit Sicherheit jede Menge hochintelligenter Menschen, aber es fehlt ihnen an den erforderlichen Managerqualitäten. Sie bewegen dort keine Ameise von links nach rechts." - Ein Zitat, das so gut ist, dass es fast vom Herrn Bürgermeister stammen könnte. Es ist daher hoch an der Zeit, dass Herr Generaldirektor Hauke seinen Hut nimmt und geht.

Dass dieser seine Funktion weiterhin ausübt, haben wir dem Herrn Bürgermeister zu verdanken, der entgegen dem Wunsch der Frau Gesundheitsstadträtin – das muss man hier einmal festhalten – den Vertrag des Herrn Hauke verlängert hat. Der Herr Bürgermeister wird uns jetzt vorhüpfen müssen, wie er aus diesem Vertrag herauskommt, ohne Herrn Hauke gleich den Golden Handshake zu geben. Auf das warten wir mit Spannung, und das werden wir uns anschauen, wie das funktioniert!

Liebe Freunde von der SPÖ! Wir haben im Rahmen unserer Untersuchungstätigkeit daher bewusst nicht mitgemacht bei einer Politik, die sich in etwa folgendermaßen beschreiben lässt: Geben wir die Frau Gesundheitsstadträtin zum Abschuss frei! Und wenn die Frau Gesundheitsstadträtin zurücktritt, dann sind wir aus dem Schneider, und im Übrigen machen wir so weiter wie bisher.

Liebe Freunde von der SPÖ! Nicht mit uns! Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann hat zwar wenig weitergebracht, sie war aber eine der wenigen, die als Zeugin vor dem Untersuchungsausschuss ehrliches Engagement und ehrliche Betroffenheit gezeigt hat.

Herr Bürgermeister! Jetzt mag es für Sie zulässig und möglicherweise auch notwendig sein, über eine Neubesetzung des Gesundheitsressorts nachzudenken. Da gebe ich Ihnen eine Empfehlung mit auf den Weg, und diese Empfehlung mag zulässig sein, wenn wir uns vor Augen führen, dass Rot-Blau ein bisschen Konjunktur erlebt, zumindest im Süden Österreichs. Diese Empfehlung lautet wie folgt, Herr Bürgermeister: Geben Sie keine verbalen Garantien ab - an diese Garantien glauben wir nicht -, sondern lösen Sie Ihre Garantien dadurch ein, dass Sie gleich selbst das Gesundheitsressort übernehmen! Zeigen Sie uns, dass es Ihnen ernst ist! Zeigen Sie, dass Sie im Bereich der geriatrischen Pflege in Wien etwas bewegen wollen! Krempeln Sie die Ärmel hoch, packen Sie an, setzen Sie Ihre Vorstellungen auch um - und hören Sie auf, uns mit Leerformeln und Floskeln zu langweilen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner gelangt Herr GR Deutsch zum Wort. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit den beiden Kontrollamtsberichten, die sich sehr detailliert mit der Struktur und Qualität des stationären geriatrischen Bereichs der Stadt Wien auseinander setzen und die heute dem Gemeinderat vorliegen, wurde auch vom analytischen Ansatz her, so meine ich, eine sehr wesentliche Grundlage für eine weitere Reform geschaffen. Generell gilt hier - und das kommt in diesem Kontrollamtsbericht auch deutlich zum Ausdruck -: Es wurden Qualitätsmängel festgestellt; von einem Pflegeskandal kann aber keine Rede sein. (GR Kurth-Bodo Blind: Wann ist es ein Skandal?) Es geht um einzelne Fehlleistungen. Es hat in Wien niemand in Rede gestellt, dass es Pflegemängel gegeben hat, Pflegemängel wurden auch nicht beschönigt; das wäre auch falsch. 

Ich halte aber dennoch fest, dass gerade die in den letzten Monaten geführte Diskussion gezeigt hat, wie falsch Vorverurteilungen sind, wie falsch Pauschalierungen sind, nachdem festgestellt worden ist, dass es sich um lokalisierte Probleme auch auf Grund von mangelnder Teamfähigkeit, mangelnder Kommunikation, mangelnder Fehlerkommunikation und Fehlerkultur auf einer Station gehandelt hat und dass es auch sehr wesentliche Unterschiede sowohl zwischen einzelnen Geriatriezentren als auch zwischen Stationen und Pavillons desselben Geriatriezentrums gibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Kontrollamtsbericht hält daher aus meiner Sicht folgende Punkte fest, nämlich dass es - ich habe es bereits erwähnt - Pflegemängel, jedoch keinen Pflegeskandal gegeben hat, dass die erbrachte Pflegequalität überwiegend als sicher oder als angemessen beurteilt wurde; und an dieser Stelle hört ja Kollegin Pilz in der Regel mit dem Zitieren auf, dieser Satz geht aber auch noch weiter, nämlich wie folgt: Und bei mehr als der Hälfte der besuchten Stationen auch von optimaler Pflege gesprochen werden konnte. (GRin Dr Sigrid Pilz: Die Hälfte! – Die andere Hälfte ist auch noch ...!) - Ich komme auch noch dazu. - Den Hinweisen des Kontrollamtes auf bestehende Mängel wurde von der Generaldirektion des Wiener Krankenanstaltenverbundes auch unverzüglich nachgegangen, und es wurden in der Folge die aufgetretenen Unzukömmlichkeiten bereinigt. 

Das Kontrollamt weist aber auch mit Recht darauf hin, dass - ich habe es bereits erwähnt - Qualitätsmängel in der Pflege nicht beschönigt werden dürfen (GR Gerhard Pfeiffer: ...! Das ist ja das Problem!) - ich komme auch dazu noch -, dass diese aber dennoch in Relation zu den rund 1,8 Millionen Pflegetagen, die von rund 4 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jährlich im patientennahen Bereich erbracht werden, gesetzt werden müssen. Das Kontrollamt konnte im Zuge seiner in allen Geriatriezentren des Wiener Krankenanstaltenverbundes sowie auch in einzelnen Betreuungsstationen des Kuratoriums Wiener Pensionistenheime vorgenommenen stichprobenweisen Einschauen Unzukömmlichkeiten in der pflegerischen Betreuung der Bewohnerinnen und Bewohner - ich zitiere - "lediglich in wenigen, auf Teilbereiche beschränkten Einzelfällen" - Ende des Zitats - feststellen. 

Wenngleich der Personalbedarf - und dieser kommt ja in diesen beiden Berichten deutlich zum Ausdruck - unbestritten auch in Zukunft ein sehr hoher sein wird, so wird dennoch anerkannt, dass die Personalsituation im Geriatriezentrum Am Wienerwald durch Bettenabsy-stemisierung, aber auch durch eine weitere Aufnahme von Pflegepersonen entspannt werden konnte. Sie wissen, das Ziel ist ja, generell eine Reduktion auf unter 1 000 Betten anzustreben. 

Es ist auch interessant festzustellen, dass die Maßnahmen der Stadt, die getroffen werden, um den Beruf in der Pflege zu attraktiveren, aber auch noch interessanter zu machen, ebenso anerkannt werden. Aktuell dazu: Von 19. bis 23. April findet, wie Sie wissen, in der Volkshalle im Rathaus eine Informationsmesse für Schülerinnen - und auch für Schüler selbstverständlich – und Interessierte statt, wo sich die Krankenschwesternschulen vorstellen. 

Es wird aber von den Bewohnerinnen und Bewohnern und auch von den Angehörigen als besonders positiv anerkannt, dass für die medizinische Betreuung der Bewohner der geriatrischen Einrichtungen in allen Einrichtungen auch Ärzte rund um die Uhr zur Verfügung stehen. 

Selbstverständlich wird in diesen beiden Berichten auch Kritik am Spitalsmanagement geübt, und zwar insofern, als festgehalten wird, dass die vom Gemeinderat beschlossenen patientenbezogenen Standardanhebungen nicht im erforderlichen Umfang umgesetzt wurden. Hier ist ein Reformbedarf innerhalb des Krankenanstaltenverbundes deutlich erkennbar, und der Krankenanstaltenverbund wird hier auch entsprechend ansetzen müssen, um jenen Prozess, der 1993 mit dem Beschluss eines Programms für den weiteren Ausbau der gesundheitlichen und sozialen Betreuung älterer Menschen in Wien eingeleitet wurde, auch entsprechend fortzusetzen. 

Es ist dem Kontrollamtsbericht aber auch zu entnehmen, dass von der amtsführenden Stadträtin für Gesundheits- und Spitalswesen verfügt wurde, die behördliche Aufsichtspflicht sowohl über private als auch über städtische Heime durch die MA 47 wahrzunehmen, und dies bereits lange vor ihrer schriftlichen Weisung am 27. Juni 2002. Es ist auch in der Befragung in der Untersuchungskommission ganz deutlich zum Ausdruck gekommen, dass es Frau StRin Pittermann besonders wichtig war, dass sowohl private als auch städtische Heime gründlich überprüft werden. Sie hat gemeint: Zumindest einmal jährlich, bei Beschwerden sofort. - Es hat sich, anders als vom Kollegen Pfeiffer hier dargestellt, niemand darauf verlassen, sondern es hat hier ganz klare, konkrete Anweisungen gegeben. (GR Gerhard Pfeiffer: ...! Das ist aber die Aussage!)

Das heißt, es wurden einige Mängel bestätigt, andere Vorwürfe konnten auch nicht verifiziert werden. Und es ist auch unbestritten, dass von Fehlern und Unterlassungen in einem Bereich nicht auf alle Geriatriezentren geschlossen werden kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Kontrollamt hat in den Berichten aber auch Empfehlungen ausgesprochen, die sehr rasch umgesetzt werden sollen. Das Kontrollamt meint nämlich, dass die baulichen Gegebenheiten mit einer Altenpflege nach modernen Gesichtspunkten nicht mehr vereinbar sind und dass diese auch die Pflegequalität beeinflussen. Es wird aber auch anerkannt, dass Schritt für Schritt an diesem Programm gearbeitet wird und die alte Bausubstanz saniert und an die Wohnqualität herangeführt wird. 

Der Zielsetzung "Hilfe im hohen Alter", dem Programm von 1993 - ich habe es bereits erwähnt -, wurde im Geriatriezentrum Am Wienerwald zum Teil nicht entsprochen (GR Gerhard Pfeiffer: Zum weitaus größeren Teil!), also nicht generell, so wie einige Redner vor mir hier behauptet haben, sondern es ist im Bericht von "zum Teil" die Rede. (GR Gerhard Pfeiffer: Zum weitaus größeren Teil!) Es wurde aber natürlich auch davon gesprochen und empfohlen, im Sinne dieses Beschlusses Maßnahmen zu setzen. 

In diesem Zusammenhang muss ich Ihnen auch deutlich widersprechen, weil es im Rahmen dieses Programms natürlich auch eine Evaluierung, und zwar in den Jahren 1995 und 1998, gegeben hat. Es hat Berichte an den Gemeinderat gegeben, die auch mit sehr großer Mehrheit zur Kenntnis genommen wurden, und damit wurde auch über den aktuellen Stand der Umsetzungen direkt an den Gemeinderat berichtet. Diese Berichte dokumentieren aber auch ganz deutlich, dass es in den letzten Jahren zahlreiche Maßnahmen für die Verbesserung der Pflegesituation gegeben hat - ich denke hier an die Sanierung von Stationen, den Umbau von Pavillons bis hin zum Neubau von Geriatriezentren. 

Häufig wurden Mängel in der Pflegedokumentation festgestellt, sodass die Einführung eines einheitlichen, interdisziplinären, EDV-unterstützten Dokumentationsprozesses vom Kontrollamt als zielführend bezeichnet wurde. Sie wissen, die bisher getrennte Dokumentation von Ärzten und Pflegern soll zusammengeführt werden; ein diesbezügliches Pilotprojekt ist ja bereits im Laufen. Dadurch kann auch Zeit für die Patienten gewonnen werden. 

Konkrete Verbesserungen werden selbstverständlich auch für das Pflegepersonal angeregt, insbesondere die die Arbeitsbedingungen betreffen, weil die hohe Anzahl von Krankenständen, von denen auch das Kontrollamt spricht, natürlich auch ein Indiz für eine Mitarbeiterunzufriedenheit ist. – In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass jene Zitate, die Kollege Serles vorhin vorgetragen hat, nicht die generelle Auswertung einer Mitarbeiterzufriedenheitsstudie darstellen, sondern dass dies einzelne Anmerkungen waren. Es ist aber hier der Eindruck erweckt worden, es wäre damit das Gesamtergebnis präsentiert worden. - Wichtig ist auch, darauf hinzuweisen, dass der Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes Hauke bereits angekündigt hat, dass es Ende dieses Jahres, spätestens Anfang nächsten Jahres eine neuerliche Mitarbeiterzufriedenheitsstudie geben soll. 

Das Kontrollamt empfiehlt aber auch, zur Qualitätssicherung in Pflegeheimen ein verbindliches internes Kontrollsystem im Bereich des KAV zu erarbeiten. Gleichzeitig sollen im Krankenanstaltenverbund alle in den unterschiedlichen Stellen einlangenden Beschwerden zentral erfasst werden, einer strukturierten Analyse unterzogen werden, um dadurch organisationsbedingte Mängel rechtzeitig erkennen und abstellen zu können. 

Das Kontrollamt hat in den beiden sehr umfassenden Prüfberichten auch Verbesserungspotentiale dahin gehend aufgezeigt, dass auch Zivildiener als Ergänzung zur professionellen Pflege und vor allem in der Beziehungsarbeit zum Patienten sehr gut einsetzbar sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In den letzten Monaten waren insgesamt sieben Kontrollinstanzen mit den Geriatriezentren der Stadt Wien befasst - sie haben sich sozusagen die Türklinke in den einzelnen Stationen in die Hand gegeben. Das waren: Das Kontrollamt, die interne Revision des Krankenanstaltenverbundes, die Volksanwaltschaft, die eine österreichweite Systemprüfung durchführt, der Pflegeombudsmann, der Patientenanwalt, die interne Revision der Magistratsdirektion und natürlich auch die Geriatriekommission. Es haben in der Folge auch zahlreiche unangemeldete Begehungen von Stationen stattgefunden. Die Untersuchungskommission hat ja auch sehr viele Nachkontrollberichte angefordert, wo keine Pflegemängel, sondern in erster Linie Mängel in der Pflegedokumentation festgestellt wurden. Zusätzlich wurden auch von Seiten des Krankenanstaltenverbundes verstärkt Kontrollen angeordnet. 

Auf Initiative von Frau StRin Dr Pittermann wurde auch umgehend und rasch im Herbst 2003 eine Pflegeombudsstelle mit Dr Werner Vogt an der Spitze eingerichtet. Dr Vogt hat ja auch in der Untersuchungskommission ausführlich über seine Wahrnehmungen berichtet und gemeint, dass aufgetretene Mängel in erster Linie auf Personalmangel, Struktur- und Kommunikationsprobleme zwischen Patienten, Angehörigen, aber auch dem Pflegepersonal sowie auf bauliche Gegebenheiten zurückzuführen sind. Er hat aber auch gemeint, dass er bei all seinen Überprüfungen - und das sind mittlerweile sehr viele - nirgendwo gefährliche Pflege vorgefunden hat. 

Dr Vogt hat auch vor der Kommission betont, dass diese lokalisierten Einzelfälle und Probleme in Zusammenarbeit mit den Betroffenen, mit der Stadträtin, mit dem Krankenanstaltenverbund, aber auch mit dem Patientenanwalt rasch gelöst werden konnten. Insgesamt hat Dr Vogt mit seinen Wahrnehmungen letztendlich auch die Aussagen dieser beiden Kontrollamtsberichte bestätigt, nämlich dass es lokalisierte Einzelfälle und Probleme, aber keinen Pflegeskandal gegeben hat. Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an den Bericht der internen Revision der Magistratsdirektion, in dem festgestellt wurde, dass auf Grund einer Begehung - der Anlassfall war ja ein Bericht der MA 47 - nicht auf ein ständiges Vernachlässigen geschlossen werden kann und dass es weder aus ärztlicher noch aus pflegerischer Sicht Anhaltspunkte für gerichtlich strafbare Handlungen gäbe. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Kontrollamtsberichte decken sich auch mit den bisherigen Ergebnissen der Untersuchungskommission, die seit ihrer Konstituierung am 23. Oktober insgesamt elf Sitzungen durchgeführt hat. Und ich kann Ihnen sagen, dass wir diese Tätigkeit in der Untersuchungskommission zur Pflege in Wien sehr ernst nehmen und eine umfassende Prüfung aller Vorwürfe oberste Priorität hat. 

Wir haben aber auch von Anfang an klargestellt, dass es auch die Chance dieser Untersuchungskommission sein muss, von Verdächtigungen zu konkreten Aussagen zu gelangen. Ich meine daher, dass nach den Zeugenaussagen in den zwölf Sitzungen der Untersuchungskommission keine politischen Verfehlungen festgestellt werden konnten. Eine politische Verantwortung für aufgezeigte beziehungsweise behauptete Missstände konnte nicht festgestellt werden, da nach dem Bekanntwerden der Vorwürfe jeweils rasch und umgehend Maßnahmen gesetzt wurden. 

Konkret lässt sich nach den Aussagen der befragten Zeugen feststellen, dass offensichtlich die bereits erwähnte Pflegedokumentation nicht vollständig geführt wurde, wobei aber auch zum Ausdruck gekommen ist, dass das nicht den Umkehrschluss zulässt, dass Pflegehandlungen nicht durchgeführt worden wären. Das heißt, eine sichere Pflege war immer gewährleistet, tägliche Ganzkörperwaschungen haben selbstverständlich stattgefunden - dies ist auch im so genannten Pflegestatus vermerkt gewesen, es hat nur bei der Kontrolle niemand Einsicht genommen, und wir verdanken das Wissen über diesen Umstand einer Oberschwester, die uns bei ihrer Zeugeneinvernahme darauf hingewiesen hat -, die Getränke waren in Reichweite. Das heißt, manche Vorwürfe konnten verifiziert werden, andere eben nicht, wie beispielsweise das zwangsweise Anlegen von Inkontinenzprodukten. Es ist auch wichtig, darauf hinzuweisen, dass bei den diversen Nachkontrollen die Bewohnerinnen und Bewohner sowie Patienten in einem gepflegten Zustand angetroffen werden. 

Ich halte nochmals fest: Es geht nicht darum, Missstände oder Vorwürfe schönzureden, es geht darum, Fehler, die aufgezeigt werden, auch entsprechend auszubessern (GR Kurth-Bodo Blind: ...! Das ist unerträglich, was Sie darstellen, ...!), aber, Kollege Blind, pauschale Vorverurteilungen sind fehl am Platz! (Beifall bei der SPÖ. – GR Kurth-Bodo Blind: Das ist empörend, was Sie da ...!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben in der Untersuchungskommission natürlich auch den Personalmangel im Pflegebereich mehrfach angesprochen, und wir haben auch hier feststellen können, dass es sich nicht um ein wienspezifisches, auch nicht um ein österreichspezifisches, sondern um ein europäisches Problem handelt, weil natürlich die demographische Entwicklung auch mehr Personal erfordert. Ich darf aber auch daran erinnern, dass bereits im Jahr 2001 die StRinnen Brauner und Pittermann darauf hingewiesen haben, dass Wien ausländisches Pflegepersonal braucht, um das hohe Niveau im Pflegebereich halten zu können. Diese Auffassung ist ja auch durch einen Gemeinderatsbeschluss im letzten Jahr untermauert worden. Wie wichtig die Aufnahme von Zuwanderern im Pflegebereich ist, zeigt ja alleine die Tatsache, dass mehr als 65 Prozent des Pflegepersonals nicht in Österreich geboren sind. Und eines steht für uns völlig außer Diskussion, nämlich dass den tausenden engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die sich rund um die Uhr, und das 365 - oder, wie heuer, 366 - Tage im Jahr um die Menschen kümmern, für ihre Tätigkeit auch von dieser Stelle aus ganz herzlich zu danken ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist auch in der Untersuchungskommission ganz klar herausgekommen, dass die Politik zwar die Rahmenbedingungen definiert und auch sicherzustellen hat, für das operative Geschäft aber der Krankenanstaltenverbund zuständig ist. 

Es gibt aber auch Themenbereiche, die in der Untersuchungskommission bisher nicht geklärt werden konnten, so zum Beispiel der Vorwurf, dass Medikamente zwangsweise verabreicht werden. Hier mussten wir feststellen, dass GRin Pilz diese Informationen zurückhält (Ironische Heiterkeit und Kopfschütteln der GRin Dr Sigrid Pilz.) und nicht bereit ist, in der Untersuchungskommission zur Wahrheitsfindung beizutragen. Frau GRin Pilz, Sie haben uns letzte Woche in der Sitzung der Untersuchungskommission mitgeteilt, dass Sie bereits seit Herbst 2003 über Informationen, bei denen es um strafrechtlich relevante Tatbestände geht, verfügen, aber keine Maßnahmen gesetzt haben. Das heißt, Sie haben diese Informationen zurückgehalten und hätten diese eigentlich sofort der Staatsanwaltschaft übermitteln müssen. - Diesen Bereich konnten wir nicht klären. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist ja die Aufgabe der Untersuchungskommission, den Sachverhalt zu ermitteln und dann dem Gemeinderat darüber Bericht zu erstatten. Nach einer Besprechung zwischen den Fraktionen haben wir festgelegt, dass der Abschlussbericht dem Gemeinderat noch vor dem Sommer übermittelt werden soll. 

Ich komme damit zu den Schlussfolgerungen: Wien verfügt über eine sehr hohe Qualität und über sehr hohe Standards im Gesundheitssystem, und die gesamte Diskussion dokumentiert auch den gesellschaftlichen Wertewandel, der sich gerade vollzieht. Was ich Ihnen jetzt mitteilen möchte, Herr Kollege Serles, ist, dass wir in diese Debatte natürlich auch diesen gesellschaftlichen Wertewandel und die gesellschaftliche Komponente - vor der man sich in der Diskussion auch nicht drücken soll - entsprechend einbeziehen müssen. Dieser Wertewandel drückt sich ja sehr klar in der Debatte über die Frage einer optimalen Zimmergröße in den Geriatriezentren aus. 

Es steht außer Streit, dass die Sieben- und Achtbettzimmer in wenigen Tagen der Vergangenheit angehören und dass es das Ziel ist, maximal Vierbettzimmer-Größe zu erreichen. Wir haben in der Untersuchungskommission aber feststellen können, dass es auch die Meinung gibt, dass hochbetagte Menschen eben einen höheren Bedarf an sozialen Kontakten und Angst vor Vereinsamung haben und dass es daher wichtig ist, nicht ausschließlich zu meinen, es dürfen nur mehr Einbettzimmer oder nur mehr Vierbettzimmer sein, sondern es muss eine Wahlmöglichkeit vorhanden sein, es muss ein Mix an unterschiedlichen Zimmergrößen angeboten werden. 

Es geht aber in der Diskussion, so meine ich, auch darum, den gesellschaftlichen Stellenwert der in diesem Beruf Tätigen zu heben. Es geht darum, dass die Situation alter und hilfsbedürftiger Menschen in Österreich und deren Pflege ein ganz wichtiges gesellschaftspolitisches Thema ist, das in der Öffentlichkeit immer wieder verdrängt wird, das aber dann, wenn es Vorfälle beziehungsweise behauptete Missstände gibt, fast vulkanartig an die Oberfläche kommt. Dafür gibt es viele Faktoren – auch das schlechte Gewissen von Angehörigen, das in dieser Frage auch zum Tragen kommt. 

Ich meine daher, es geht auch um diese gesamte gesellschaftliche Komponente, die diskutiert werden muss und die auch eine grundlegende Reform erfordert. Diese hat Bgm Häupl bereits offensiv angesprochen. Mit der Pflegeoffensive 2010 soll auch diesem gesamtgesellschaftlichen Wertewandel Rechnung getragen werden.

Ich meine aber, dass es auch um einen höheren Stellenwert des Helfens in der Gesellschaft selbst geht, dass es auch darum geht, bei Missständen nicht wegzusehen, dass es auch darum geht, strafrechtlich relevante Delikte beim Namen zu nennen, einen Missstand beim Namen zu nennen, um nämlich diesen Missstand abstellen zu können, um hier auch Handlungen setzen zu können. 

Ich meine darüber hinaus, dass es eine Aufgabe der Politik ist, den Menschen nicht Angst zu machen – das hat nämlich mit Oppositionspolitik nichts zu tun –, sondern die Angst zu nehmen und letztendlich auch Vorschläge zu machen und Wege für die Bewältigung der vor uns stehenden Aufgaben aufzuzeigen.

Ich meine, es geht auch darum, gemeinsam daran mitzuwirken, die gesellschaftliche Wahrnehmung der Leistungen des Pflegepersonals zu verbessern, damit sich auch morgen noch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter finden, die in der Betreuung hilfs- und pflegebedürftiger Menschen tätig sein wollen. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Kenesei gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wäre einiges anzumerken hinsichtlich der Wortmeldung meines Vorredners. Ich glaube aber, dazu würden die 20 Minuten fast nicht ausreichen. Ich versuche trotzdem hier kurz eine Zusammenfassung jener Punkte, die über weite Strecken eigentlich nur Kopfschütteln sowohl hier herinnen als auch bei der Bevölkerung auslösen können.

Sie sagen, es gibt keinen Pflegeskandal, es ist nur ein Pflegemangel oder es sind bedauerliche Einzelfälle. Jetzt weiß ich schon, die Sozialdemokratie hat mit dem Wort "Skandal" immer ein gewisses Problem, denn ein Hort dessen, wo sich irgendwie der Skandal immer wieder findet, ist nämlich offensichtlich die Sozialdemokratie, Skandal findet sich dort, wo sie verantwortlich in Positionen sitzt, denn sonst hätten Sie nicht eine derartige Aversion, wenn irgendwo dieses Wort "Skandal" auftaucht. Offensichtlich assoziiert sofort jeder – sowohl in der SPÖ als auch außerhalb –, Skandal ist gleich SPÖ, SPÖ ist gleich Skandal.

Schrecken Sie sich nicht immer so davor, wenn irgendein Problemfall in dieser Stadt ein Skandal ist. Das ist ein durchaus hinlänglich bekanntes Wort und spiegelt eine Situation wider, von der man sagt, das ist über einen Missstand hinausgehend, eigentlich ist das ein – Anführungszeichen – "Skandal", was da passiert ist. Also tun Sie nicht immer so: Oh, das ist ein Skandal? Nein, das ist ja gar kein Skandal. Wir schauen einfach nicht hin, dann ist es kein Skandal. Das kann ja nicht die Funktion sein. 

Wir haben das bei dem Flächenwidmungsskandal gehabt, da sind das Fehlleistungen einzelner Beamter gewesen. Ich kann alles schönreden und umschreiben, unterm Strich kommt heraus, dass dort alte Leute gequält worden sind, um es auf den Punkt zu bringen und in eine verständliche Sprache, die man auch draußen spricht. Dort haben Leute nicht die Behandlung bekommen, die man ihnen eigentlich angedeihen hätte lassen sollen. Reden Sie einmal mit den Leuten in der U‑Bahn, in der Straßenbahn oder sonst wo darüber, da wird Ihnen jeder sagen, das ist aber ein Skandal, wenn man mit denen so umgeht. 

Also schrecken Sie sich bitte nicht so vor dem Wort und nehmen wir zur Kenntnis: Es hat in Lainz wieder einmal einen Skandal gegeben, in dem Fall heißt es halt Pflegeskandal.

Jetzt führen Sie viele Argumente an, dass das eigentlich alles nicht so ist, wie es behauptet wird. Also es ist eh alles in Ordnung, wir haben eh schöne Geriatriezentren. Ja, haben wir. Favoriten, 10. Bezirk, unbestritten. Da bin ich sofort bei Ihnen. Das ist ein topmodernes, wunderbares Zentrum. Nur mit dem einen kann man halt leider Lainz nicht auslöschen. Lainz gibt es. 70 Prozent der untergebrachten Personen sind in Großheimen untergebracht – das ist einfach so –, und davon wieder weit über 50 Prozent, nämlich 57 Prozent, in Großraumzimmern. Das sind nicht die Vierbettzimmer, von denen Sie jetzt gesprochen haben, die für eine Kommunikation unter den Personen, die dort untergebracht sind, durchaus das eine oder andere Mal zielführend sind, sondern es sind Großraumzimmer mit sechs und acht Betten, und bei acht Betten ist die Kommunikation nicht wirklich der Ausgangspunkt, sondern da ist eher nur mehr die Unterbringung das vorrangige Ziel.

Das Geriatriezentrum Favoriten, das Geriatriezentrum Floridsdorf – das sind so die Vorzeigeprojekte. Ich komme mir immer so vor, als würde ich einen Reiseprospekt nehmen, in dem ich eine Ferienanlage mit herrlichen Bungalows sehe. Ich buche das natürlich, fahre dorthin und werde am Rande der Anlage in einer Strohhütte untergebracht. Der Hoteldirektor sagt: Den Strand haben Sie, die Palmen haben Sie, die Sonne haben Sie, mein Gott, das Zimmer ist halt nicht so super. Das nennt man im klassischen Sinn Prospektbetrug. Das ist im privatwirtschaftlichen Leben normalerweise ein strafrechtlicher Tatbestand. Darauf reiten Sie ja immer so gerne herum, zumindest wenn es um die Schadenersatzpflicht geht. Zumindest ist das schadenersatzpflichtig.

Fangen wir einmal an. Was war am Beginn dieses Skandals, den Sie nicht wahrhaben wollen oder nicht als solchen benannt haben wollen? Am Anfang kam, wie in allen solchen Fällen: Geht nicht auf das Pflegepersonal los! Es stimmt außerdem nicht, und wer weiß, ob das überhaupt stimmt, was ihr sagt. Also zuerst ist einmal der sozialdemokratische Reflex: Wir leugnen es. Skandal, SPÖ, ist gleich leugnen. Da ist einmal die Flucht nach vorne: Das gibt es alles nicht. Dann kommt halt leider die Wahrheit scheibchenweise ans Tageslicht, und dann beginnt das Herumeiern. Na ja, das sind bedauerliche Einzelfälle. Das ist ein Pflegemangel. Da muss man genau recherchieren. Da muss man sich überlegen, wo da die Fehler gewesen sind, ob das in der Organisation oder an den Strukturen liegt. Da werden wir versuchen, etwas zu ändern. 

Siebenmal ums Kreuz wird diskutiert, anstatt dass man sagt: Ja, das ist leider passiert. Es ist so. Wir werden es abstellen. – Das schaffen wir nicht.

Jetzt weiß ich schon, mit einer Stadträtin an der Spitze – mittlerweile ist sie der Debatte wieder abhanden gekommen –, die einfach sagt, selbst Unfähigkeit wäre kein Grund, dass jemand von der Beamtenschaft hinausgeworfen werden kann, mit so einer Stadträtin wird es halt nicht wirklich so gut funktionieren. Die wird sich nicht hinstellen und sagen, ja leider, das ist passiert, wir werden uns bemühen, die hat ja bis jetzt offensichtlich noch nicht mitgekriegt, worum was es da geht und dass eigentlich der Herr Bürgermeister schon längst das Gesundheitsressort in die Hand genommen hat und dass sie eigentlich nur mehr das Beiwagerl ist oder der Platzhalter, bis eine bessere Person gefunden wird. Offensichtlich ist das der Frau Pittermann überhaupt noch nicht klargeworden oder zumindest klargemacht worden, denn vielleicht muss man es ihr sagen, wenn sie nicht von allein draufkommt.

Dann sagt die Sozialdemokratie, die Vorschläge des Kontrollamtes werden jetzt eh laufend umgesetzt. Bitte, es gab die ersten Hinweise, dass diese Großheime, dass diese Großraumzimmer weg gehören von unserer Seite hier herinnen im Jahr 1991. 1993 hat es den Beschluss betreffend "Hilfe im hohen Alter" gegeben. Da ist nochmals massiv darauf hingewiesen worden, dass diese Großheime, diese Großraumzimmer einfach weggehören, dass die nicht Standard sind. Es ist mittlerweile 11 bis 13 Jahre, je nachdem, wie intensiv die Debatte verfolgt wird. Sehr viele Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion sind nicht mehr da herinnen, aber es sind doch einige wesentliche Proponenten, es sind doch einige wesentliche Proponenten auch im Gesundheitsausschuss, die sich durchaus an die Debatte mit Schani Margulies und in der Folge mit Alexandra Kunz erinnern können oder sollten, in der immer wieder darauf hingewiesen wurde, was da alles falsch läuft. 

Jetzt wissen wir, dass sehr viel Punkte zu kritisieren sind, sehr viele Mängel aufgedeckt wurden, die der Herr Bürgermeister in einer sehr klaren und deutlichen Sprache und nicht so verklausuliert wie viele Kolleginnen und Kollegen der sozialdemokratischen Fraktion benannt hat und auch gesagt hat, dass es hier zu Änderungen kommen muss. Er hat sicherheitshalber gleich dazugesagt, er sucht sich die richtigen Leute, die das können. Na wenn in der Privatwirtschaft dir der Direktor ausrichtet, dass er sich die Leute sucht, die das können und die das wollen, weißt du, dass du langsam deinen Schreibtisch aufräumen solltest, dass irgendwie das Ende relativ nahe ist. Ich gehe nicht davon aus, dass die Frau Kollegin Pittermann momentan in ihrem Zimmer ist und ihren Schreibtisch aufräumt. Offensichtlich hat sie etwas anderes zu tun, aber es kann durchaus auch sein, dass sie sich an einem Freitag Nachmittag geistig auf eine andere Funktion vorbereitet als die der Gesundheitsstadträtin. (GR Dr Wilfried Serles: Wenn die Pittermann geht, wird das teuer werden!) Das wird teuer, denn es ist eine große Frage, wie man diesen Herren aus seinem Vertrag hinausbekommt, denn ich gehe davon aus, unter Wahrung seiner offenen Zahlungen wird das eine teure Geschichte für die Stadt Wien und vor allem für den Krankenanstaltenverbund, für den eh wir da sind. (GR Rudolf Hundstorfer: Ihr geht alle auf die Beamten los!)

Ich komme zu einem anderen Punkt, der angesprochen wurde: Die demographische Entwicklung hat sich verändert. Na, Überraschung! Seit gestern oder seit vorgestern hat sich die demographische Entwicklung in Österreich und in Europa verändert? Hat es da irgendwie einen Beschluss geben, dass sich die jetzt plötzlich verändert oder hat man die nicht absehen können? Haben wir nicht weitblickende Politiker, aber auch genügend Forschungsinstitute sowie auch zielführende Hinweise in Studien und wissenschaftlichen Arbeiten, wie sich die Altersstruktur in Österreich, in Großstädten und in Gesamteuropa verändert? Sie stehen da heraußen, Kollege Deutsch, und sagen, die demographische Entwicklung hat sich verändert. Sapperlot, das ist aber total an uns vorbeigegangen. 

Augen auf! Da gibt es so ein Sprücherl: Augen auf! Man sollte es ja vielleicht irgendwie schön langsam gneißen, wenn man im 93er Jahr etwas beschlossen hat, wo das schon drinnen steht. Ich unterstelle ja nicht allen Kolleginnen und Kollegen, dass sie es 1993 nicht gelesen haben und dass für sie jetzt irgendwie überraschend das Ergebnis hier auf dem Tisch liegt von einem Beschluss im Gemeinderat "Hilfe im hohen Alter", wo darauf hingewiesen wurde, dass sich in den europäischen Großstädten – in Österreich, aber im gesamten europäischen Kontext – die demographische Struktur der Länder dramatisch verändern wird und ein erhöhter Bedarf an Pflegeeinrichtungen notwendig sein wird. 

Elf Jahre lang hat die sozialdemokratische Fraktion irgendwie gehofft, dass dieser Zug der demographischen Entwicklung an Österreich vorüberführt. Irgendwie werden wir ausgenommen, bei uns werden die Leute einfach nicht älter, bei uns verändert sich die Altersstruktur nicht, und wir brauchen einfach nicht mehr zu investieren in die Pflegebereiche. Fehlannahme! Und jetzt stehen Sie vor dem Scherbenhaufen. Jetzt stehen Sie hier heraußen und sagen: Jetzt hat sich die Situation geändert. Ich weiß gar nicht mehr, was wir tun sollen. 

Reagieren hätten Sie sollen und regieren. Die letzten elf Jahre und die Jahre davor war die sozialdemokratische Fraktion ein wesentlicher Bestandteil der Regierungsmannschaften hier im Haus. Also heißt das, all die Jahre hindurch hat offensichtlich die Regierungsfraktion inklusive ihrer Regierungsmitglieder ihre Hausaufgaben nicht gemacht. 

Noch ein Satz zum offensichtlichen Lieblingsthema des Herrn Kollegen Deutsch: Die Kollegin Pilz hält Informationen zurück. Na sapperlot! Warum hat sie den Staatsanwalt nicht informiert? Jetzt haben Sie ja die Frau Kollegin Pilz in der Untersuchungskommission befragt. Sie hat Ihnen erklärt, wie das mit Zeugen ist. Sie waren ja auch in der Untersuchungskommission Flächenwidmungsskandal. Dort haben Sie es ja auch von meiner Person gehört, wie das so ist mit Zeugen, dass man die halt nicht irgendwie am Schnürl oder am Nasenring der Öffentlichkeit vorführt und sagt, das ist der Zeuge, und dass man Name, Adresse, Geburtsdatum, Familienstand, private Interessen oder sonst noch was alles preisgibt. 

Der Sinn eines anonymen Zeugen ist, dass das offensichtlich ein Insider ist, der Wissen hat, das er zwar bekannt geben will und möchte, weil er mit seinem Wissen nicht länger hinterm Berg halten will, gleichzeitig trägt er aber ein berufliches oder privates Risiko, sodass er seine Identität nicht preisgeben will. Falls Sie den Satz jetzt irgendwie nicht verstanden haben, ist er im Protokoll nachzulesen, und er wird Ihnen auch von jedem Notar und jedem Rechtsanwalt in dieser Form so bestätigt werden. (GR Gerhard Pfeiffer: Einen anonymen Zeugen gibt es ja gar nicht!) Ist in Ordnung. Einen anonymen Zeugen gibt es nicht. Ich führe hier aus, im Kontrollamtsbericht auf Seite 48 steht: "Über die von ihr gemachten Vorwürfe befragt" – nämlich vom Kontrollamt –, "führte die ehemalige Bedienstete nach Zusicherung der Wahrung ihrer Anonymität aus ..." Und dann kommen drei Seiten, und auf diesen drei Seiten finden sich durchaus Punkte, wo zumindest der Kollege Deutsch, aber auch alle anderen nach dem Staatsanwalt rufen müssten. Das Problem bei Anzeigen beim Staatsanwalt ist immer, dass wenn man nicht namhaft machen kann, in welcher Abteilung wo welche Person was genau getan hat, das im Normalfall sehr rasch mit einer Zurücklegung dieser Anzeige endet. 

Die Kollegin Pilz hat in sehr vielen konkreten Fällen, wo es Namen zu diesen Missständen gibt und auch nachweislich die Abteilung dazu gibt, in der dieser Missstand aufgetreten ist, sehr wohl Anzeige beim Staatsanwalt gemacht. In diesem konkreten Fall, an den sich offensichtlich der Herr Kollege Deutsch jetzt anklammert, hat es weder die Abteilung gegeben, weil die betroffene Person diese nicht genannt hat, noch hat es einen anderen Hinweis gegeben, der dazu ausgereicht hätte, eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft zu machen und hier auch ausreichend Hinweise zu liefern, dass man das auch strafrechtlich verfolgen hätte können. 

Ich glaube, es ist langsam aber sicher auch für die sozialdemokratische Fraktion an der Zeit zu erkennen, dass das Krisenmanagement – so nenne ich es jetzt einmal – in Bezug auf diesen Pflegeskandal Lainz mehr als versagt hat. Der Einzige, der das offensichtlich erkannt, die Flucht nach vorne angetreten und die Reißleine gezogen hat, war der Bürgermeister. Wir werden ihn daran messen, inwieweit tatsächlich seine Zusagen und Zusicherungen innerhalb der nächsten zwei bis drei Jahre einer Umsetzung zugeführt werden, welche Personen dann diejenigen sind, denen er es zutraut, diese Reformen und diese Veränderungen auch tatsächlich durchzuführen. Das Einzige, was ich von dieser Stelle hier behaupten kann: Die Frau StRin Pittermann wird bei diesem Umstrukturierungsprozess sicherlich nicht mehr an Bord sein. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Lakatha gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich hätte wirklich sehr gerne den Bürgermeister und die zuständige Stadträtin auch hier begrüßt, denn bei so einer wichtigen Diskussion, die derartig viele Mängel aufzeigt, wo es viele Versprechungen gibt, hätten sie beide hier anwesend zu sein. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Wilfried Serles: Es wird sich nichts ändern!) Ich glaube, Sie haben Recht, es würde sich nichts ändern, aber es ist eine absolute Missachtung des Gemeinderates. (GR Dr Wilfried Serles: Weil sie nicht hier sind, wird sich nichts ändern!) Ja, vor allem lesen sie wahrscheinlich nur die Protokolle, und die sind womöglich zu lang. Also da kann ich Ihnen nur Recht geben. 

Noch dazu, wo die Kontrollamtsberichte sicher das bestätigen, was die Oppositionsparteien bisher immer gesagt haben, das heißt: Mängel im Pflegebereich, Führungsschwächen auf allen Ebenen – das ist schriftlich festgelegt –, laufend aufgetretene Personalengpässe, Qualitätsvorgaben, die eventuell bestehen, konnten nicht eingehalten werden, weil einfach das Personal nicht da war, und von einer Kontrolle, die durchgeführt werden hätte sollen, kann man ja überhaupt nicht sprechen. Und da ich Mitglied des Untersuchungsausschusses bin, kann ich Ihnen wirklich, ohne Namen zu nennen, versichern, dass niemand für irgendetwas verantwortlich ist. Es wird von einer Hierarchie und von einer Person zur anderen geschoben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Kontrollamt wurde auch das mangelnde Beschwerdemanagement und die Kommunikation zwischen den einzelnen Hierarchien bemängelt. Aber es ist ja wirklich kein Wunder, dass zum Beispiel im GZW manches nicht funktionieren kann, denn so wie der Herr Dr Serles das bereits gesagt hat und auf die Mitarbeiterbefragung hingewiesen hat, habe ich mir an und für sich nur zwei Sachen herausgeholt, und zwar, dass prinzipiell von "Herunterkanzeln" und "Herunterschreien" die Rede war. Bitte, das ist ja unwahrscheinlich. 

Wenn man nimmt, dass das Geriatriezentrum Lainz das größte Europas ist – ich würde sagen, leider ist es das größte Europas, denn es wird ja hoffentlich Änderungen geben –, so ist zur Führung eines so großen Geriatriezentrums nicht nur die Ausbildung notwendig, sondern die absolute Fähigkeit zur Menschenführung und Charakterfestigkeit. Es ist die Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern notwendig, denn nur Mitarbeiter, die Anerkennung und Motivation haben, werden sich wirklich voll einsetzen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dass das Personal mehr als überfordert war, haben Sie auch schon erwähnt, aber ich muss es noch ein-
mal sagen. Im Jahre 2003, also wo man schon sagte,
es hätte sich einiges geändert, waren 1 258 Pflegeper-sonen beschäftigt; davon waren durchschnittlich 8 Pro-zent krank. Zwei Monate gab es, wo es sogar 11 Prozent waren. Das heißt, dass 104 Personen von diesen 1 258 Personen nie anwesend waren. Was natürlich noch erwähnenswert ist, ist dass 10 Prozent des Personals nur beschränkt einsetzbar sind, das heißt, dass sie überhaupt keinen Dienst am Bett machen können. Dann wurden noch 52 Personen für Aus- und Weiterbildung genannt. Was im Kontrollamtsbericht nicht drinnen steht, sind die Karenzurlaube, aber ich gehe davon aus, dass Schwestern auch Babys bekommen. 

Ich finde es nämlich immer schlecht, von einem errechneten Personalbedarfsschlüssel auszugehen, wenn der nicht stimmt. Es ist ein Ist-Zustand zuzugeben, und aufgrund der Berechnung, die ich Ihnen jetzt genannt habe, kann nie die Rede von 63 Pflegepersonen für 100 Betten sein. Wir kommen nicht einmal auf 50 Pflege-personen für 100 Betten, und wir haben immer schon auf diesen unhaltbaren Zustand hingewiesen. 

Dass es für das überforderte Geriatriepersonal jetzt endlich eine Geriatriezulage gibt, verdankt es nur der ÖVP und den anderen Oppositionsparteien, denn die haben immer wieder darauf gedrungen, dass mehr Geld für das Personal zur Verfügung stehen muss. (Beifall bei der ÖVP.) Jetzt wird sogar noch über eine eigene Zulage für die Leute verhandelt, die direkt am Bett zu tun haben. Also endlich sieht auch die SPÖ ein, dass die Menschen, die unter schwierigen Umständen eine aufopfernde Arbeit machen, auch einer finanziellen Belohnung bedürfen. Ich muss aber sagen, dass es leider, leider viel zu lange gedauert hat, denn angeblich war ja kein Geld da. 

Es geht jedenfalls auch um die politische Verantwortung, und ich bin überzeugt davon, es wird genauso sein wie im Krankenanstaltenverbund. Es wird nämlich niemand schuld sein, es gibt keine politische Verantwortung. Es wird das immer wieder auf jemand anderen abgeschoben, obwohl man diese Zustände schon seit Jahren und seit Jahrzehnten kennt. Der Rechnungshof hat Kritik geübt, das Kontrollamt hat Kritik geübt, die Revision hat Kritik geübt, die Gewerkschaft hat kritisiert, unabhängige Unternehmensberater haben Problemfelder aufgezeigt, der Ombudsmann hat Kritik geübt, die Medien haben sich über die Missstände aufgeregt, und wir, die Oppositionsparteien, haben seit Jahren auf Missstände hingewiesen und Vorschläge zur Verbesserung eingebracht. Und was unternimmt die Stadtregierung? (GR Mag Helmut Kowarik: Nichts!) Sie hat all die Jahre viel zu wenig gemacht. Da gilt sowohl für den ehemaligen Gesundheitsstadtrat Rieder als auch für die jetzige StRin Pittermann, denn auch sie hätte jetzt in drei Jahren wesentlich mehr zustande bringen können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Beide aktuellen Kontrollamtsberichte zeigen daher eindeutig, dass die politische Verantwortung eigentlich nie wahrgenommen wurde. Und was macht der Herr Bürgermeister jetzt? Das will ich aber jetzt, bitte, ohne Ironie sagen: Er ist ... (GR Günther Barnet: Er sitzt im Buffet!) Er sitzt im Buffet? Na gut, da kann ich nur sagen, es soll ihm anschlagen. (Heiterkeit und Beifall bei ÖVP und FPÖ.) Und was macht der Herr Bürgermeister jetzt, außer im Café zu sitzen? 

Er hat die Erkenntnis gewonnen, man wolle die Menschen so lange wie möglich in ihrer gewohnten Umgebung belassen. – Na net! Das hat die ÖVP, das haben wir alle miteinander schon immer gefordert. 

Er erteilt Monsterzentren eine Absage. – Da hat er lange nachdenken müssen, bis ihm das eingefallen ist. 

Er möchte eine Zusammenarbeit mit privaten Organisationen. – Meine Damen und Herren der Opposition, wie oft haben wir das gefordert? Das war nicht nur die ÖVP, das haben wir auch alle miteinander gefordert. 

Und was mir ja besonders gefällt: Im Vordergrund werde die dezentrale Unterbringung stehen. – Also wenn ich jetzt nur daran denke, wie ich betreute Wohngemeinschaften für Senioren gefordert habe, dann höre ich jetzt noch die sehr temperamentvollen Zwischenrufe der damaligen GRin Neck-Schaukowitsch. Die hat mir also wirklich erklären wollen, warum das nicht geht, warum das schlecht ist, warum das mehr Geld kostet. Bitte, das kostet nicht viel Geld und ist für die Menschen das wesentlich Bessere. 

Und eine Trennung zwischen Heimen und geriatrischen Spitälern ist ja auch keine neue Erkenntnis.

Weil der Herr Bürgermeister gesagt hat, er nimmt alles in seine Hand, werde ich ihn jetzt ansprechen, auch wenn er nicht da ist. Vielleicht hört er es oder vielleicht liest er es einmal. Ich habe Ihnen jetzt bewiesen, Herr nicht anwesender Bürgermeister, dass diese Sachen, die Sie jetzt durch langes eigenes Nachdenken zustande gebracht haben, eigentlich bisher schon die Forderungen der ÖVP waren. Wenn Sie uns je zugehört hätten, dann hätten Sie sich viel Ärger erspart, denn das haben wir Ihnen ja schon vorher gesagt. Haben Sie uns nicht zugehört? Nein, haben Sie nicht, denn so ist die geriatrische Versorgung die Hierarchie der Verantwortungslosigkeit geworden. (Beifall bei der ÖVP.)
Herr Bürgermeister – also es ist eigenartig, immer mit jemandem zu reden, der nicht da ist, der aber die Ansprechperson ist; das ist wirklich komisch –, auch wenn Sie nicht anwesend sind, ist Ihnen bestimmt bekannt, dass 30 Prozent der Bewohner der geriatrischen Zentren nicht in den medizinisch überversorgten Zentren wohnen müssten, wenn es alternative Wohnformen gäbe, und zwar sind das die betreuten Seniorenwohngemeinschaften, wo sie mit einer gewissen Hilfe selbstständig wohnen können. Ich hoffe, Sie haben sich auch schon erkundigt, denn die ÖVP wird den Antrag stellen, dass in allen neuen städtischen Wohnbauten bereits Vorsorge getroffen wird und Räumlichkeiten eingeplant werden, dass betreute Wohngemeinschaften sozusagen wienweit errichtet werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit Sie nicht weiter nachdenken müssen, lieber Herr Bürgermeister, möchte ich Ihnen unsere Vorschläge und Forderungen jetzt im Kurzstil vortragen.

Die ÖVP hat weiters gefordert: Einen neuen Geriatrieplan, ein Pflegeheimgesetz, ein Heimaufenthaltsgesetz, Patientenrechte für Pflegeheimbewohner, mehr Pflegepersonal und eine Änderung oder zusätzliche andere Möglichkeiten der Berufsausbildung, einheitliche Standards in allen städtischen Geriatriezentren, 100 zusätzliche Nachbarschaftshilfezentren, Ausbau der mobilen Seniorenbetreuung, Ausbau der Seniorenwohngemeinschaften in allen Stadteilen, wohnortnahe überschaubare Geriatriezentren, flächendeckende akutgeriatrische Versorgung in städtischen Spitälern, Einsetzung eines Pflegeanwaltes und nicht eines Pflegeombudsmannes, denn ein Anwalt hat wesentlich mehr Rechte, und – das ist jetzt bitte etwas Neues, das wir nur im Gespräch, aber hier noch nicht gefordert haben – eine Definition der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen. Das ist unbedingt notwendig.

Herr Bürgermeister! Sie haben erklärt, eine Umstellung wird viel Geld kosten, und Sie sind sich dessen bewusst. Herr Bürgermeister, das haben wir Ihnen gesagt: Es gehört wesentlich mehr Geld in den geriatrischen Bereich investiert. 

Die ÖVP setzt sich für eine umfassende Reform der derzeitigen geriatrischen Betreuung in Wien ein, und das heißt: Wir beginnen nicht erst im Sommer, denn bis dorthin wird nachgedacht und dann dauert es lange, sondern ein Beginn hat jetzt und sofort zu erfolgen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist weder der Herr Bürgermeister anwesend noch die StRin Pittermann noch der Herr Finanzstadtrat. Hier geht es immerhin um sehr große Beträge. Vor noch nicht sehr langer Zeit haben wir die Garantie des Bürgermeisters gehört, dass die Pflegemilliarde kommt, aber, wie gesagt, die Zuständigen sind nicht da.

Ich bin dem Kontrollausschussvorsitzenden Dr Serles dafür dankbar, dass es überhaupt einmal möglich war, eine öffentliche Aussage vom Bürgermeister in den Medien zu hören, das heißt, ein größerer Teil der Wienerinnen und Wiener hat überhaupt einmal gehört, dass der Bürgermeister dieser Stadt etwas verändern will. Glauben tue ich es nicht.

Es ist einfach so, dass er – was er heute zum Beispiel in der mündlichen Fragestunde dem Herrn GR Mag Kowarik gesagt hat – eine Garantie der Pflegemilliarde angekündigt hat und auch, dass es eine Neubewertung der Dialyse geben wird. Das war für mich überhaupt das Interessanteste, denn da war jetzt am Mittwoch im Gesundheitsausschuss der Herr Generaldirektor-Stellver-treter Kaspar, und der hat uns gesagt, wir lösen das Problem mit der Dialyse, indem wir im Wilhelminenspital einen Container aufstellen, dort kriegen wieder sechs Patientinnen und Patienten die Dialyse. Ich weiß nur nicht, mit welchem Personal? Bei der Dialyse geht es weniger um die Plätze, die gibt es Gott sei Dank, das Problem ist das Personal. Es ist das Personal nicht da. Hier gibt es Hilferufe, hier gab es speziell wegen des Wilhelminenspitals einen Hilferuf. Und was war dann? – Es hat keine Veränderung gegeben, sondern es gab einen Druck auf das Personal. 

Da es die Freiheitlichen waren, die das in die Zeitung gebracht haben, haben dann die Freiheitlichen, nämlich ich in meiner Person, auch gleich den Anruf des Herrn Prof Umek gehabt, der gemeint hat, wie man auf so etwas überhaupt kommt. Dort ist doch alles in Ordnung. Da kann man sich nur einmal vor Augen führen, wie mit Kritik von Pflegepersonal, von Angehörigen, von allen, die vielleicht Kritik äußern, umgegangen wird.

Wien ist anders! Wien ist, glaube ich, auch das einzige Bundesland, das alle paar Jahre einen Pflegeskandal hat. Ich weiß nicht, warum das so ist, aber es ist einfach so.

Wir haben jetzt die Aussage des Bürgermeisters, dass es eine Pflegeoffensive gibt bis 2010. Gut. 1993 haben wir ein Konzept "Hilfe im hohen Alter" verabschiedet. Es wurde schon gesagt, dass bis dato fast nichts davon passiert ist. 

Wir haben 104 Krankenstandstage pro Tag im Pflegebereich. Wenn man sich den Kontrollamtsbericht anschaut, was die Stellungnahme des Unternehmens des Wiener Krankenanstaltenverbundes dazu ist, so heißt es dort, dass im Jahr 2002 ein Projekt im Sinne eines Frühwarnsystems begonnen wurde. 2002 ist ein Frühwarnsystem eingeführt worden. Als erste Ergebnis wurde ein allgemeiner Standard für ein Informationsgespräch mit den jeweiligen Mitarbeitern nach einem längeren Krankenstand entwickelt. Ab Februar 2004 – 2002 haben wir ein Frühwarnsystem eingeführt – wird das jetzt pilotiert. Das ist absurd! Es ist so absurd, dass man nicht weiß, was man eigentlich dazu sagen soll. 

Gott sei Dank gibt es eine Personalvertretung KUG-Auf, die sich wirklich engagiert mit den Problemen des Personals auseinander setzt. Die hat gestern einen sehr ausführlichen Brief an den Bürgermeister geschrieben. Die Beantwortung wird dauern wie alles. Nur gibt es auch eine Anfrage, die wir eingebracht haben. Darin ging es auch um die Möglichkeit einer Überforderung des Personals, und das ist so beantwortet worden: "Bei Zeichen von Überforderung sind neben Schulungsmaßnahmen auch Verwendungsänderungen möglich." Also das ist das Einzige, was passiert, wenn Überforderung da ist. Schulungsmöglichkeiten – das wissen wir aus dem Kontrollamtsbericht – gibt es nicht, weil das Personal fehlt. Daher können in letzter Zeit schon keine Fortbildungsveranstaltungen oder Schulungsmaßnahmen mehr gemacht werden.

Dann wurde auch in diesem Brief der KUG-Auf an den Bürgermeister gefragt, ob es wirklich möglich ist, dass eine diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegeperson am Wochenende für mehrere Stationen, für mehrere Pavillons die Verantwortung hat. Ja, das gibt es. Das heißt, die, die die Verantwortung hat, kennt weder die Bewohnerinnen und Bewohner noch natürlich das Personal. Aber das wird einfach in den Raum gestellt, geändert ist bis dato nichts.

Die Kollegiale Führung wurde bereits vor zehn Jahren in Frage gestellt. 

"Hilfe im hohen Alter" habe ich schon erwähnt. 

Ich glaube, dass das ganz große Herausforderungen sind. Das gilt sicherlich europaweit, wie es immer so schön heißt, aber wir sind nicht für Europa zuständig, wir sind für Wien, für ein kleines Bundesland zuständig, und da, glaube ich, wäre es höchst an der Zeit, dass man diese Herausforderungen erfüllt.

An die Garantie des Herrn Bürgermeisters von heute in der Früh, dass die Pflegemilliarde kommt, glaube ich schlicht und einfach nicht, denn wenn es dem Bürgermeister ernst wäre, wäre er während dieser zwei, drei Stunden, in denen wir jetzt über die Pflege in Wien aufgrund des überraschend offenen und ehrlichen Kontrollamtberichtes diskutieren, einfach da. 

Es gibt in den nächsten Jahren eine medizinische Herausforderung, eine soziale Herausforderung und eine Herausforderung, dass wir genügend Pflegepersonal bekommen. Wenn wir sagen, wir machen jetzt eine Ausbildungsoffensive, so ist das wunderbar und begrüßenswert, nur die dauert, die Ausbildung dauert drei Jahre. Das wird sich hinten und vorne alles nicht ausgehen. 

Seit Jahren ist bekannt, dass es im Geriatriezentrum Am Wienerwald Akutgeriatriebetten gibt. Die werden unterschiedlich abgerechnet. In Wien gibt es Gott sei Dank mittlerweile 273 Akutgeriatriebetten – bis 2005 sollten wir 450 haben – aber diese 273 werden völlig ungleich behandelt. Ein Teil wird über die Krankenversicherung abgerechnet – das, finde ich, ist richtig, denn das ist medizinische Betreuung, hoch qualitative medizinische Betreuung –, und speziell 72 Betten im Geriatriezentrum Am Wienerwald werden nach dem Sozialhilfegesetz abgerechnet. 

Was bedeutet das für den Betroffenen? – Es bedeutet für den Betroffenen, dass er plötzlich seine Eigentumsverhältnisse offen legen muss. Er wird vielleicht für vier, sechs oder meinetwegen acht Wochen plötzlich zu einem Pflegefall, obwohl er hochqualitative medizinische Betreuung erhält. Das ist nichts, was wir jetzt erfinden. Darauf hat Prof Mazal schon aufmerksam gemacht und auch Alexandra Kunz hat auf dieses Problem schon hingewiesen. Da kann man sich vor Augen führen, wie lange das schon her ist. Und jetzt gibt es einen aktuellen Brief, in dem der Herr Generaldirektor Hauke sagt, ja, das wissen wir zwar, aber das muss eine politische Entscheidung sein. Ja, Kruzitürken, ist das Unternehmen Krankenanstaltenverbund jetzt ein eigenständiges Unternehmen oder nicht? Er hat zu verhandeln! Er hat zu schauen, dass hier in Wien die Patientinnen und Patienten gleich behandelt werden. 

Ein Problem möchte ich auch noch anscheiden: Die Entlohnung, die Entlohnung für diese schwere Arbeit. Warum sind so viele Pflegepersonen nicht mehr einsetzbar? Weil wir es vor vielen Jahren verabsäumt haben – mittlerweile ist es schon ein bisschen besser oder sagen wir größtenteils gut –, Hebevorrichtungen vorzusehen. Das heißt, die Pflegepersonen haben durch die Bank Schwerstarbeit leisten müssen und haben dadurch gesundheitliche Probleme. Das heißt, sie sind nicht mehr vollwertig einsetzbar. Da muss man einfach Visionen entwickeln, was man mit diesen Personen machen kann, damit sie für den Beruf, den sie gewählt haben, weiter einsetzbar sind. 

Die Frau GRin Pilz hat gesagt, die Zeiten "waren fast sauber", die sind vorbei. Ich gebe Ihnen völlig Recht. Ich glaube nur, dass vieles von dem, was wir quasi von der Stadt oder von den Pflegepersonen in Pflegeeinrichtungen verlangen, auch von anderen Personen gemacht werden kann. Ich sage, von Sozialarbeitern, die hinten und vorne fehlen, von Zivildienern, von Therapeuten und möglicherweise von Pflegepersonen, die nicht mehr voll einsetzbar sind. Es gibt ein ganz simples Beispiel: Einfach Zeit zu haben, Zeit zu haben für die Menschen. Auch das hat die Frau GRin Pilz gesagt: Die sitzen von in der Früh bis am Abend und warten. Es tut sich nichts. Also der Gedanke alleine, dass ich vielleicht in zehn Jahren dort sitze und es gibt überhaupt keine Tätigkeit mehr für mich, das ist einfach erschreckend. Hier, sage ich, gehören die Therapeuten eingesetzt. Denn man merkt, wenn man sich mit den Menschen auseinander setzt, wenn man sich mit ihnen beschäftigt, können sie plötzlich wieder besser sprechen, sie können wieder zeichnen, sie können singen, sie können einfach wieder eine Lebensqualität gewinnen. Und das, sage ich, ist unsere Herausforderung. 

Zur Entlohnung: Die Geriatriezulage haben wir alle bejubelt, Sie, die Opposition, nur, die ist noch immer beim Pflegepersonal. (GR Rudolf Hundstorfer – seitlich neben dem Präsidium im Saal sitzend –: Das stimmt doch nicht!) Wunderbar! Seit wann? Seit einem Tag oder was? (GR Rudolf Hundstorfer: Seit dem Auszahlungsmonat März!) Na, wunderbar! Na wunderbar! Ich freue mich, dass sie jetzt endlich da ist. Sie ist nur schon im Jänner verkauft worden, und jetzt im März haben sie es gekriegt. (GR Mag Hilmar Kabas: Er ist aufgewacht!) Aber, Herr Gemeinderatsvorsitzender und Chef der Wiener Gemeindebediensten, es ist höchst an der Zeit, dass das endlich da ist. (GR Günther Barnet: Zwischenrufe sind vom Platz aus zu machen!) Ja, ich weiß, er müsste in seiner Bank sitzen, aber ich bin ja schon froh, dass er uns die Information gegeben hat, dass die Geriatriezulage da ist. (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Hilmar Kabas: Herr Vorsitzender, weisen Sie den Herrn Vorsitzenden zurecht!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Sie wissen, die Wortmeldungen sind von der Bank aus zu bringen. Wir wissen das eh alle. (GR Rudolf Hundstorfer: Jawohl! – Heiterkeit.)

Jetzt war der Herr Bürgermeister ganz kurz da, aber leider ist er schon wieder gegangen. Ich habe mir gedacht, er wird jetzt vielleicht hierher kommen und noch einmal das Wort ergreifen und hier schwarz auf weiß vorlegen, wann die Pflegemilliarde da sein wird und wie sie entstehen wird. Ich glaube ganz einfach, dass man dazu neue Finanzierungsmodelle braucht. Der Herr Bürgermeister selbst hat heute gesagt, es muss eine Reform der Finanzierung geben. Da gebe ich ihm völlig Recht. Aber wir werden auch neue Wege gehen müssen, denn eine Pflegemilliarde ist sehr, sehr, sehr viel Geld. Dennoch wird das nur ein Tropfen auf den heißen Stein sein. 

Daher fordere ich den Herrn Bürgermeister noch einmal auf, hier eine wirkliche Garantie abzugeben, und zwar so, dass man sie tatsächlich umsetzen kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr. (Zwischenruf) 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Kontrollamt kommt nach dieser umfassenden Prüfung zu diesem Schluss, dass weder ein Anlassfall des Prüfauftrages noch bei zahlreichen stichprobenartig durchgeführten Überprüfungen ein Pflegeskandal, wie es von der Opposition immer wieder vorgetragen wird, vorliegt. Im Kontrollamtsbericht steht auch drinnen, Frau GRin Pilz, dass im Durchschnitt die Pflegequalität sicher und angemessen ist (GRin Dr Sigrid Pilz: Das stimmt!) – das wird auch in dem Bericht festhalten –, dass sie in einigen Ansätzen sogar über den Durchschnitt hinausgeht und optimale Pflege vorliegt. Wir verleugnen aber nicht, dass in manchen Fällen – das haben wir selber auch festgestellt – natürlich auch eine an der Grenze liegende Pflege vorgelegen ist. (GRin Dr Sigrid Pilz: Die sichere Pflege nicht gewährleistet werden konnte!) Es gab einige wenige einzelne Fälle, die dann sicherlich auch umgehend behoben wurden. Auch in diesem Fall ist das ja passiert. Es gab ja dann immer wieder auch Besprechungen, und das wurde wieder behoben. 

Wir leugnen nicht, dass es Pflegemängel gibt – wir haben eben die unterschiedlichste Pflege feststellen können –, aber wir wissen auch, dass es unzureichende bauliche Gegebenheiten gibt, die den Bewohnerinnen und Bewohnern ihr Zuhause nicht ersetzen können. Aufgrund dieser baulichen Mängel wird natürlich auch die Arbeit des Pflegepersonals enorm erschwert. 

Ich kann dem Herrn Kollegen Kenesei, dem Herrn Kollegen Serles und der Frau StRin Landauer nicht ganz zustimmen, wenn sie sagen, nichts von dem Programm "Hilfe im hohen Alter" ist umgesetzt worden. (StRin Karin Landauer: Das steht da drinnen im Kontrollamtsbericht!) "Nichts" steht nicht im Kontrollamtsbericht. Das Programm "Hilfe im hohen Alter" war ein sehr umfassendes Programm, wobei natürlich auch gerade für den extramuralen Bereich sehr viele Maßnahmen ergriffen wurden. Denken wir nur an die Tageszentren, die geschaffen wurden, an die Gesundheits- und Sozialzentren, die geschaffen wurden, und letztendlich an die Maßnahmen gerade auch im Bezug auf Personaleinsatz – ich weiß, dass das nicht genug ist – und im Bezug auf Bettenabbau im GZW. Es wurden immerhin in diesem Zeitraum 900 Betten abgebaut; das ist fast ein Drittel der Betten. Da kann man nicht sagen, dass nichts von diesem Programm umgesetzt wurde. Dass es noch nicht genug ist, da gebe ich Ihnen vollkommen Recht. 

Die Mitglieder der Gemeinderätlichen Geriatriekommission haben sich bei den unterschiedlichen Besuchen immer wieder ein Bild davon machen können und auch laufend die umgebauten Stationen gerade im GZW kennen gelernt, die zu einer Verkleinerung geführt haben, die dem modernen Standard entsprechen und die auch eine hochwertige medizinische Versorgung gewährleisten. Eine schrittweise Umgestaltung vom Pflegeheim zu einem modernen geriatrischen Zentrum ist einerseits aus zeitlichen Gründen, andererseits eben auch aus finanziellen Gründen nicht von heute auf morgen zu schaffen. Die zeitlichen Gründe hängen auch damit zusammen – wir alle sind in diesen zehn Jahren auch älter geworden und haben diese Periode der zehn Jahre mitverfolgt –, dass in diesen zehn Jahren auch erst die privaten Träger, die privaten Dienstleister ihre Angebote erweitert haben. Das heißt, dass in diesen zehn Jahren auch erst Einheiten geschaffen wurden, sei es jetzt von Wohngemeinschaften bis hin zu den modernen geriatrischen Zentren der privaten Träger, wo ein Leistungszukauf der Stadt Wien für Betten stattfinden konnte. Es wäre auch nicht sinnvoll gewesen, hätten wir umgehend 400 bis 500 Betten abgebaut, dafür aber die Menschen nicht mehr in Pflegeeinrichtungen aufnehmen können. 

Als die Kommission im Juli 2003 die Langzeitstation im Pavillon XII/0/links besichtigte, haben wir auch dort sehr wohl einen schlechten baulichen Zustand erkannt und haben damals gemeinsam, eigentlich alle vier Fraktionen, beschlossen, dass ein zukunftsorientiertes Strategieprogramm für die Betreuung der älteren Menschen für die nächsten zehn Jahre eingeleitet werden soll. Das war eigentlich zu einem Zeitpunkt, wo dieser Pflegefall der Frau K noch gar nicht bekannt war. 

Seit Jänner 2004 arbeitet diese Gruppe von PolitikerInnen, Experten und Beamten nun intensiv zusammen, und wir sind zuversichtlich, dem Ausschuss und dem Gemeinderat im Juni 2004 ein Konzept zum Beschluss vorlegen zu können. 

Wir alle sind in dieser Kommission – genauso wie der Herr Bürgermeister auch seine Schlüsse aus dem Kontrollamtsbericht zieht – von der Überlegung ausgegangen, wie wir selbst unseren Lebensabend, wenn notwendig, weil wir erkrankt sind, mit bester medizinischer und pflegerischer Betreuung verbringen wollen. Ein gutes Beispiel dafür, wenn wirklich intensive Pflege notwendig ist und wir nicht mehr daheim verbleiben können oder in einer Wohngemeinschaft oder in einer Tagesbetreuung sein können, sind das GZ-Floridsdorf und das GZ-Favoriten, die auch in diesem Zeitraum geschaffen wurden. Und wenn im Programm "Hilfe im hohen Alter" die Schaffung von 800, 900 Betten – 700, glaube ich, waren es – vorgesehen war, dann sind das immerhin 500 Pflegeplätze, die im KAV selbst geschaffen wurden. Da sind die neuen Pflegeplätze in den privaten Einrichtungen noch gar nicht mitgezählt. 

An erster Stelle des Programms steht jedoch der Verbleib in der gewohnten Wohnumgebung, wobei die Wohnungsadaption für altersgerechtes Wohnen unabhängig vom Alter und den Vermögensverhältnissen sein muss. Auch das wird in Zukunft zu überlegen sein. Ich denke, dass es, wenn wir den gesamten Bereich der Versorgung und des Lebens im Alter betrachten, auch ganz wichtig ist, dass wir das als Querschnittsmaterie sehen. Es kann nicht nur der Gesundheitsbereich oder nicht nur der Sozialbereich sein, der dafür aufzukommen hat. Die Stadt Wien bietet jetzt schon älteren Menschen mit niedrigen Pensionen zum Beispiel die Möglichkeit, für Darlehen zur Wohnungsverbesserung ihrer Mietwohnung eine Bürgschaft bis zu 5 100 EUR zu übernehmen. 

Der Anstieg des durchschnittlichen Lebensalters und der damit verbundene Anstieg der Zahl der Hochbetagten – wobei wir da von Menschen über 85 und älter sprechen – lässt uns von dem erfolgreichen oder gesunden Altern sprechen. Ich denke, wir alle müssen auch gesellschaftspolitisch dazu beitragen – viele von uns stehen sozusagen schon an der Grenze, wo man sich mit der Zeit nach der Berufstätigkeit und damit, wie man das eigene Alter verbringen wird, auseinander setzt –, und dazu sind auch Präventionsmaßnahmen notwendig, wie uns auch Herr Prof Amann in der Geriatriekommission sehr deutlich vor Augen geführt hat. Es geht darum, physische und kognitive Fähigkeiten zu trainieren, es geht um ein aktives Engagement im Sozialbereich, es geht um soziale Kontakte, die ganz wichtig sind, es geht darum, dass man selbst noch produktiv sein kann und etwas aus seinem Leben macht und auch noch etwas herstellen oder leisten kann. 

Eine Förderung der Hausgemeinschaften wird in Zukunft auch notwendig sein. Ein vorbildlicher Ansatz dazu ist derzeit im 10. Bezirk schon vor der Fertigstellung, nämlich ein Mehrgenerationenhaus, in dem unterschiedliche Wohneinheiten, Wohngrößen geschaffen wurden, wo unterschiedliche Familien zusammenleben können, ältere und junge Personen, wo aber auch ein dichtes Netz der Versorgung durch ein Seniorenheim, das "Haus Fortuna", gewährleistet ist. 

Wir von der Geriatriekommission fordern nicht die Pflegekette, sondern ein Netzwerk, das in Zukunft für die Versorgung der älteren Menschen vorhanden sein soll. Dieses Pflegenetzwerk von Ambulanzen und teilstationären Angeboten soll, individuell abgestimmt, die mobile Pflege und Betreuung sicherstellen. Schon heuer wer-den für das Jahr 2004 3,5 Millionen Heimhilfestunden und 550 000 Hauskrankenpflegestunden um insgesamt 120 Millionen EUR zur Verfügung gestellt. 

Die Zusammenarbeit der Stadt mit den sozialen Vereinen und privaten Trägern funktioniert sehr gut und soll in dieser Hinsicht auch in der Zukunft ausgebaut werden. Erst vorgestern erweiterte das Hospiz am Rennweg mit Unterstützung der Stadt sein Angebot durch ein mobiles Team, einer Ärztin und einem Pfleger, damit unheilbar kranke und hoch pflegebedürftige Menschen so lange wie möglich zu Hause betreut werden können und auch dem Wunsch, daheim zu sterben, Rechnung getragen werden kann, indem sie weitgehend schmerzfrei die letzten Tage verbringen können. 

Für die Behandlung und medizinische Versorgung muss die medizinische Hauskrankenpflege auch im ASVG ausgeweitet werden. Es kann diese Ungerechtigkeit wirklich nicht bestehen bleiben, dass einerseits die Leistungen zum Beispiel in der Akutgeriatrie von der ASVG übernommen werden, diese aber nicht länger als 28 Tage erbracht werden darf. Auf der anderen Seite wissen wir aber, dass Rehabilitation im Alter nach Oberschenkelhalsbrüchen auch nicht unbedingt in 21 oder 27 Tagen bewerkstelligt werden kann. Im Rahmen der Prävention ist aber auch vermehrt auf auftretende gerontopsychiatrische Erkrankungen und deren Behandlung Bedacht zu nehmen.

Tageszentren sollen in Zukunft mehr den Schwerpunkt der Remobilisation zum Inhalt haben und die Erhaltung von Fähigkeiten erhöhen, sodass ein erfolgreiches Altern daheim in der gewohnten Wohnumgebung möglich ist, und auch zur Rehabilitation, zur Wiederherstellung der Selbstständigkeit, zur Wiederherstellung von Körperfunktionen und zum Erlangen der Schmerzfreiheit beitragen.

Die Stadt muss in Zukunft aber auch all jenen Menschen ein Zuhause bieten, die zum Beispiel von privaten Dienstträgern aus den verschiedensten Gründen bei der Unterbringung abgelehnt werden. Das sind vor allem Alkoholkranke, Obdachlose, desorientierte Menschen, die bei den privaten Trägern nicht beliebt sind und wo auch vielfach die Aufnahme in den Häusern abgelehnt wird oder es dann Anträge gibt, dass die Stadt, das heißt der Krankenanstaltenverbund, sie wieder zurücknehmen soll, wie es jetzt in Purkersdorf passiert ist, und in einem eigenen Haus unterbringen soll.

Wir werden in Zukunft aber auch die hochspezialisierten Abteilungen brauchen, die den intensiven Pflegebedarf und Therapiebedarf der hochbetagten Menschen durchführen können und die medizinische Versorgung rund um die Uhr sichern. Diese Einrichtungen könnten Sonderkrankenanstalten für chronisch Kranke sein und so, wie es jetzt schon im Geriatriezentrum Am Wienerwald ist, besonders die Palliativmedizin abdecken oder aber auch jene Bereiche der Dauerbeatmung, wo erst vor kurzem die Abteilung eröffnet werden konnte.

Diese hohen medizinischen und pflegerischen Leistungen entsprechen den Leistungen in einem Akutspital und müssen daher auch als Sozialversicherungsleistungen anerkannt werden. Auch das ist eine unserer Forderungen, so wie die Frau StRin Landauer auch angeführt hat. Es kann nicht sein, dass im Haus der Barmherzigkeit diese Bedingung erfüllt wird, aber in einem Haus des Krankenanstaltenverbundes die Kosten durch Eigenmittel, durch Pflegegeld und Sozialleistungen der Stadt Wien aufgebracht werden müssen.

Durch den Umbau von Betten im KAV muss die Kooperation mit den privaten Trägern massiv verstärkt werden, denn es muss auch in Zukunft gewährleistet sein, dass alle pflegebedürftigen Menschen, die in einem Heim betreut werden wollen, und da setzen wir sehr wohl auf die Wahlfreiheit, einen Platz bekommen und sich diesen Platz auch leisten können.

Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im KAV leisten tatsächlich schwere Arbeit. Dessen sind wir uns alle, glaube ich, bewusst, und es ist auch unumstritten, und es gibt zahlreiche Beispiele, wo die Mitarbeiter auch in den neuen Heimen individuelle Wünsche erfüllen, wo halt dann um 11.00 Uhr in der Nacht mit dem Nachtdienst gemeinsam auch noch einmal ein Paar Würstel gekocht wird, weil jemand gerade einen Gusto darauf hat.

Und gerade auch im Haus in Favoriten habe ich gesehen, dass Pflegepersonen mit den unterschiedlichsten Naschsachen durch die Zimmer gehen, weil eben, wie gesagt, der Gusto verschieden ist und der eine halt gern ein Lutschbonbon hätte und der andere lieber gern ein Konfektstückchen. Und ich denke, dass man so sehr wohl auch mehr Lebensqualität in die Häuser bringen kann.

Es ist aber wichtig, dass wir den Beruf des diplomierten Krankenpflegepersonals bewerben, und, wie schon gesagt, an allen Krankenpflegeschulen werden Tage der offenen Tür durchgeführt und eine intensive Woche der Bewerbung, die Berufsinformationswoche für dieses Pflegepersonal vom 19. bis 23. April im Festsaal des Rathauses.

Auf Grund der steigenden Nachfrage nach diplomiertem Pflegepersonal hat die Stadt Wien schon im Vorjahr, im April 2003, ein Aus- und Weiterbildungsprogramm für HeimhelferInnen und PflegehelferInnen auf die Beine gestellt. Sicherlich ist Ihnen das von der damaligen Diskussion her noch bekannt. Diese Implacement-Stiftung soll vor allem für Arbeitslose und WiedereinsteigerInnen einen Ausbildungsplatz im privaten Gesundheits- und Pflegebereich anbieten. Mittlerweile haben das Modul 2003 50 Personen positiv absolviert. 2004 werden es 370 Personen sein, und bis 2006, das ist nicht mehr allzu lange, werden es rund 840 Absolventen sein. Und ich denke, dass auch das ein Pool ist, der wieder den KAV-Häusern, aber auch den privaten Häusern und vor allem auch für die Pflege zu Hause, die wir ja verstärken und intensivieren wollen, zur Verfügung steht.

Diese Bildungsoffensive kostet insgesamt 10 Mil-
lionen EUR, wobei 4 Millionen vom WAFF übernom-
men werden und 6 Millionen vom AMS, sodass mit diesem Geld eben Schulungskosten, Arbeitslosengeld, Not-standshilfe und die Deckung des Lebensunterhaltes für die Dauer der Qualifizierung abgegolten werden können.

Von der Geriatriezulage wurde heute schon gesprochen. Es ist eine Forderung, die in der Geriatriekommission im Jahre 2002 schon von allen Parteien aufgestellt wurde und immer wieder vorgebracht wurde. Sie ist aber nur der erste Schritt zur Aufwertung dieses Berufes, und es müssen weitere Schritte folgen. Flexiblere Arbeitszeitmodelle müssen erarbeitet werden. Auch ein bisschen gegen den Willen mancher Bediensteter muss der 12-Stunden-Dienst, der vielfach von jungen Menschen angenommen ist, aber doch dann relativ sehr früh zu Burn-out-Syndromen führt, abgebaut werden. Eine freiwillige Jobrotation soll erfolgen. Zusätzliche Springerdienste sollen eingestellt werden. Es sollen aber auch, wie wir in der Geriatriekommission besprochen haben, berufsfremde Dienste von anderen Berufsgruppen übernommen werden, damit es zu einer Entlastung des dezimierten Personals kommt und die Motivation "Freude am Beruf" wieder gesteigert werden kann und MitarbeiterInnen auch länger im Beruf verbleiben.

Alle diese Maßnahmen müssen von einer gesellschaftspolitischen Diskussion begleitet werden, und ich denke, da sind wir alle dazu aufgerufen. Die Menschen sollen nämlich befähigt werden, das Alter als einen positiven Lebensabschnitt zu sehen und nicht sofort mit Krankheit in Verbindung zu bringen. Auch Herr Prof Amann hat uns gesagt, dass der wirklich hohe Pflegebedarf erst in den letzten drei bis fünf Jahren vor dem Tod einsetzt, und das ist relativ spät. Gesundes Altern, das wir alle wollen, heißt in Bewegung bleiben, soziale Kontakte pflegen und lebenslanges Lernen ernst nehmen.

Wir alle sind aufgerufen, für diese Umsetzung mit dem Herrn Bürgermeister und seiner Pflegeoffensive einzutreten, damit wir uns alle auch freuen können, in dieser Stadt alt zu werden. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Kowarik. Ich erteile es ihm und hoffe, er findet Platz für seine Akten. (GR Mag Helmut Kowarik: Das hoffe ich auch!) Bitte schön. (GR Mag Helmut Kowarik, einen Stoß Akten und einen Aktenordner zum Rednerpult tragend: Das ist aber noch nicht komplett! – GR Kurth-Bodo Blind bringt weitere zwei Aktenordner nach vorne und legt sie auf dem Berichterstatterpult ab.)

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Es tut mir Leid, dass die Frau Stadträtin momentan wieder nicht da ist und der Herr Bürgermeister nicht da ist. (Rufe bei der SPÖ: Sie ist da!) Bitte um Entschuldigung!

Wir sprechen heute über zwei Kontrollamtsberichte über die Situation in den Geriatriezentren. Es ist heute davon gesprochen worden, dass man das nicht unbedingt als Skandal bezeichnen soll, dass man es vielleicht nicht so skandalisieren soll. Ich bin auch der Meinung, dass es jetzt nicht Sinn macht, wenn man hier hineinschlägt und sagt, es ist alles ungeheuerlich, was hier drinnen steht. Ich muss aber mit Verlaub sagen: Es ist schon ungeheuerlich. Wenn man hier jahrelang, und ich kann jetzt schon sagen ein Jahrzehnt lang, im Gesundheitsausschuss tätig ist und dann am Ende der Karriere erleben muss, dass so ein Bericht kommt, und wenn man überall bei den diversen Ausschüssen und Kommissionen mitgearbeitet hat, muss man eigentlich erschüttert sein. 

Ich bin auch ein bisschen erschüttert, dass bei unserer heutigen Diskussion die Prominenz des Krankenanstaltenverbundes nicht anwesend ist, die sonst immer brav und fleißig anwesend ist, wenn hier im Gemeinderat über Gesundheit debattiert wird. Heute, wo es also um ganz wirklich entscheidende Probleme geht, sind die Herrschaften nicht da. Ich bedaure das zutiefst, und es gibt zu verschiedensten Vermutungen Anlass. 

Meine Damen und Herren! Es wird hier immer davon gesprochen, dass es gesellschaftlich notwendig ist, sich mit der älteren Bevölkerung auseinander zu setzen, sich mit dem Alter auseinander zu setzen, darüber nachzudenken, wie das sein wird, wenn man selbst alt ist und so weiter. 

Als Mitglieder der Geriatriekommission haben wir ja in einer eigenen Sitzung unter dem Titel "Visionen" diese diversen Probleme aufgezeigt, und daher bin ich umso mehr erschüttert, dass es doch verhältnismäßig wenig Interesse gibt für das, was mit unseren Alten in der Stadt Wien geschieht. 

Wie gesagt, der Kontrollamtsbericht ist nicht unbedingt ein Skandalbericht, aber, meine Damen und Herren, wenn man einzelne Punkte herausnimmt, muss man wirklich zutiefst erschüttert sein. Wenn ich hier zum Beispiel lese, auch wenn man es nur „durchblättert“ – unter Anführungszeichen –, dass es zum Beispiel noch immer Zimmer gibt, wo es nicht möglich ist, von einem Bett zum anderen im Rahmen der Pflege zu kommen, weil die Betten auf die Seite geschoben werden müssen, damit man überhaupt eine Pflege durchführen kann, dann muss man sich fragen, meine Damen und Herren: In welchem Jahrhundert leben wir und was ist hier wirklich los? Es ist vielleicht ein Einzelfall, aber trotzdem ist es dramatisch genug, dass es hier aufgezeigt wird und dass man hier darüber sprechen muss.

Meine Damen und Herren! Im Rahmen der Geriatriekommission haben wir diverse hochwissenschaftliche und auch gute Vorträge gehört. Sie sind ja heute schon mehrfach zitiert worden. Unter anderem wurde auch festgestellt, dass es in Wien Debatten gegeben hat über neue Gefängnisse und dass es menschenrechtsunwürdig ist, wenn ein Häftling weniger als 5 Quadratmeter zur Verfügung hat. Meine Damen und Herren! In manchen Zimmern der Geriatriezentren haben die Pfleglinge, die Klienten, weniger Möglichkeiten und weniger Platz. Und das ist an sich auch ein Skandal, und das ist tatsächlich menschenunwürdig. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich möchte den Bericht nicht skandalisieren, aber ich könnte mir schon vorstellen, dass sich alle Abgeordneten dieses Hauses einmal mit diesem Bericht auseinander setzen, dass sie ihn zumindest einmal durchlesen und erkennen: Was ist los in Wien, was brauchen wir in Wien, was ist notwendig? Denn dass wird dann heute nach Ende dieser Sitzung oder nach Ende dieser Debatte wieder auseinander gehen und sagen, na ja, jetzt haben wir eh wieder eine Geriatriekommission, jetzt haben wir wieder einen Ausschuss, 2010 wird ein neues Konzept verwirklicht, der Herr Bürgermeister hat gesagt, das und jenes geschieht – bitte, das ist sicher zu wenig, sondern es gehört wirklich eine Auseinandersetzung damit. Ich könnte mir vorstellen, dass man die Klubobmänner auffordert oder bittet, dass sie dieses Dokument den einzelnen Mitgliedern des Hauses zur Verfügung stellen, denn nachdem wir darüber debattiert haben, ist es, glaube ich, auch geschäftsordnungsmäßig möglich, dass man das der Öffentlichkeit mitteilt. Sie werden sich dann vielleicht leichter tun, wenn Sie darüber sprechen, was mit unseren Alten geschehen soll.

Meine Damen und Herren! Ich habe bei der Vorbereitung der heutigen Debatte ganz kurz meinen Arbeitsplatz unten im Klub durchgearbeitet und habe eine Fülle von Plänen, Resolutionen, Anträgen, Ausarbeitungen und so weiter gefunden. Und wie ich das hier heraufgebracht habe, haben einige Herrschaften zu mir gesagt: Na ja, das kann ich auch. Ich räume meinen Schreibtisch zusammen. Was Altpapier ist, binde ich zusammen und bringe es hierher. 

Und genauso, meine Damen und Herren, kommt mir das vor, wie es mit unseren Programmen, die vom gesamten Gemeinderat, von allen möglichen Fachleuten zur Verfügung gestellt werden, gemacht wird. Die werden als Altpapier behandelt, die werden als Makulatur behandelt. Denn alles, was heute gefordert wurde, alles, was heute gesagt worden ist, was zum Beispiel die Kollegin Klicka aufgezeigt hat, ist schon einmal gefordert worden und angesprochen worden. Und ich möchte jetzt nicht anstehen zu sagen, dass ein Großteil dieser Forderungen von uns in Form von Anträgen, Anfragen und so weiter hier eingebracht worden ist und leider immer abgeschmettert worden ist. Und hätten wir in den letzten zehn Jahren oder in den letzten zwölf Jahren seit der Vorlage des Berichtes "Hilfe im hohen Alter" tatsächlich alles gemacht, was wir uns hier vorgenommen haben, dann hätten wir uns diesen Bericht erspart, hätten wir uns das Problem erspart, dass die Wiener Geriatrie skandalisiert wird. 

Ich will mir ersparen, hier die einzelnen Sachen vorzulesen und zu bringen. Ich kann nur sagen: Nehmen Sie es selbst zur Hand. Wir haben hier einen großen Teil, und er ist keineswegs vollständig, der Tätigkeit der Gesundheitspolitischen Kommission, die zwei Jahre lang, meine Damen und Herren, zwei Jahre lang getagt hat, wo aus der ganzen Welt die Fachleute herbeigeflogen worden sind, die uns das gesagt haben, was wir jetzt wahrscheinlich wiederum in der neuen Form, in der Geriatriekommission, hören werden. Ich möchte darauf hinweisen: Da gibt es den Spitalskommissionsbericht, da gibt es von den einzelnen Verantwortlichen in den Spitälern entsprechende Berichte, entsprechende Vorschläge, entsprechende Anliegen und Dokumentationen, von der Pflege, von der Finanzierung, von der Ausstattung und von der Kontrolle. Das ist ja etwas, was letztendlich schuld war, dass hier dieser Skandal entstanden ist, dass eben eine zu geringe Kontrolle war.

Es gibt das Problem mit der Akutgeriatrie, das Problem mit der Finanzierung durch die Krankenkasse. Vor elf Jahren – ich habe es hier – hat StR Rieder schon diverse Vorschläge gemacht, und wir haben andere Vorschläge gemacht. Und ich bin insofern auch erschüttert, dass hier einfach so darüber hinweggegangen wird, wie wenn noch nie etwas geschehen wäre. Und jedes Mal, wenn wir zum Beispiel auf die Probleme der Finanzierung hingewiesen haben, und geradezu gebetsmühlenartig haben wir bei jedem Rechnungsabschluss darauf hingewiesen und bei jedem Budget, dass das Gesundheitssystem nicht mehr finanzierbar ist, wurde es jedes Mal bestritten, ist jemand hier herausgekommen, hat uns erzählt, dass das alles falsch ist, und hat im Gegenteil geschildert, was alles so toll ist. Und, meine Damen und Herren, das Gesundheitssystem in Wien ist gut, es ist toll, aber nicht, weil uns die Abgeordneten der Sozialdemokratischen Partei das anders schildern, sondern weil der Wiener Steuerzahler das Geld zur Verfügung stellt und weil tausende Mitarbeiter der diversen Spitäler und Gesundheitseinrichtungen Tag und Nacht für die Patienten vorhanden sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich werde jetzt rekapitulieren, was wir in der letzten Sitzung der Geriatriekommission an Blickpunkten gemacht haben. Ich werde sie teilweise hier bringen, wenn hier steht: Die Pflegedokumentation soll einheitlich sein. Eine Bedarfsplanung. Das ist ja etwas, was hier in Wien sträflich vernachlässigt worden ist in den letzten Jahren. Eine Bedarfsplanung hat im Rahmen des KAV ja eigentlich nicht mehr Platz gefunden. Ich möchte überhaupt sagen, dass seit 1995, um nicht zu sagen nach Ende der Gesundheitspolitischen Kommission, ein Stillstand in Wien geschehen ist. Es gibt keine neuen Visionen seit damals, was passieren soll. Und es ist teilweise ja der Plan "Hilfe im hohen Alter" noch nicht durchgeführt worden. 

Und da möchte ich bitte ein Beispiel, das für mich wirklich ein dramatisches Beispiel ist, der Wiener Planung bringen, das nicht unbedingt mit der Geriatrie zusammenhängt, aber wenn man es bösartig betrachtet vielleicht schon: Die Problematik Kaiserin-Elisabeth-Spital. Unsere Frau StRin Pittermann hat im Rahmen eines interfraktionellen Gesprächs einen Plan vorgegeben, wie die Zukunft des Elisabeth-Spitals aussehen soll. Der Plan war noch nicht durchdiskutiert, und wir haben ihn zur Kenntnis genommen und er war vielleicht auch nicht so schlecht, hat man am nächsten Tag zur Kenntnis nehmen müssen, dass der Herr Bürgermeister einen ganz anderen Plan hier hat. Wir wussten nicht, mit wem er abgesprochen worden ist. Also mit wem, das wussten wir dann im Nachhinein schon: Mit dem Prof Zweymüller. Der hat etwas ganz anderes festgestellt. 

Wir haben dann auch den berühmten Krankenanstaltenplan für Wien. Jetzt ist er ja in irgendeiner Begutachtung, er ist irgendwo auf einem Schreibtisch. Vom Bund ist hier ein Krankenanstaltenplan vorgegeben worden, wo eindeutige und klare Vorgaben gemacht worden sind, die für uns in Wien doch bis zum gewissen Grad notwendig sind. Und dass sie für uns in Wien notwendig sind, hat das letzte Mal der Herr StR Rieder in der WIKRAF-Sitzung festgehalten. Als ich nämlich gefragt habe, nachdem der WIKRAF ja auch verpflichtet ist, die jeweiligen Landeskrankenanstaltenpläne zu überprüfen, welchen Landeskrankenanstaltenplan der WIKRAF überprüfen kann, weil wir ja in Wien noch keinen haben, da hat der Herr StR Rieder festgestellt: Na ja, es ist also so, da gilt halt dann der Bundeskrankenanstaltenplan. Nur gilt der auch wieder nicht, denn zum Beispiel für Gersthof gibt es eine Bestandsgarantie vom Herrn Bürgermeister, und da gibt es die Angelegenheit mit der Semmelweis-Klinik, wo sich jetzt doch wieder herauskristallisiert, dass die gesperrt wird.

Da möchte ich auch noch ein Bonmot erzählen, das der Herr Generaldirektor-Stellvertreter Kaspar als Bonmot gebracht hat, weil ich festgestellt habe, es gibt also hier das Gerücht, das ständige und dichte Gerücht, dass die Semmelweis-Klinik gesperrt wird. Und da hat er gesagt: Das Gerücht ist solange ein Gerücht, bis es dann endlich wahr ist. Also das ist eine interessante Antwort. 

Und da möchte ich jetzt schon feststellen: Mein Kollege Serles hat hier gefordert, dass der Herr Bürgermeister die Gesundheitsagenden übernimmt. In vielen Fällen habe ich das Gefühl, dass er sich übernommen hat, allerdings ohne dazu berechtigt zu sein und auch, meiner Ansicht nach, ohne dazu entsprechend mit den diversen Gremien oder mit den entsprechenden Beamten Rücksprache zu halten. Denn so wie das beim Kaiserin-Elisabeth-Spital war, könnte man hier stundenlang ausführen, wie die Planung falsch ist und wie der Herr Bürgermeister eben auch hier falsch agiert. Darüber könnte man sprechen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute gehört, dass der Herr Bürgermeister über die zukünftige Finanzierung nachgedacht hat. Wir haben auch gehört, dass im Zuge des Kontrollausschusses Maßnahmen vom Herrn Bürgermeister angekündigt worden sind, wie es in Wien im Geriatriebereich weitergehen soll. Das, was er geboten hat, ist an sich auch nicht neu. Ich will es jetzt hier nicht heraussuchen. Ich garantiere Ihnen, es steht in einem der Programme, die von der Gemeinde ausgearbeitet worden sind und leider nicht verwirklicht worden sind. Aber es ist schön, dass es endlich einmal vom Herrn Bürgermeister ausgesprochen wird. Nur muss ich mich fragen: Was hat der Herr Bürgermeister die letzten zehn Jahre gemacht, die er im Amt ist, wo diese Programme schon am Tisch gelegen sind, wo eigentlich schon darüber debattiert worden ist, wo hier im Gemeinderat Beschlüsse gefasst worden sind, wo Anträge gestellt worden sind und so weiter? Und es sind so und so viele Beschlüsse nicht verwirklicht worden, nicht durchgeführt worden. Wir haben heute gehört, dass, wenn ein Beamter die Gemeinderatsbeschlüsse nicht durchführt, Konsequenzen angesagt sind. Und wir haben gehört, dass, wenn nur 20 bis 30 Prozent der Beschlüsse nicht durchgeführt werden, eben hier Konsequenzen angesagt sind. Ja, ist richtig, hier sind Konsequenzen angesagt. Er hat es natürlich leicht als Dienstgeber, dass er sagt: Meine Herrschaften, wir verzichten auf Ihren Dienst, Sie haben Ihren Auftrag nicht erfüllt. 

Nur, was machen denn wir, wenn wir feststellen müssen, dass der Herr Bürgermeister nur 20, 30 oder 50 Prozent der Beschlüsse dieses Hauses hier erfüllt? Da müssen wir noch nachdenken. Da brauchen wir nicht nachzudenken. Abwählen, bitte. Also ich kann nur hoffen, dass in Hinkunft jene Beschlüsse auch vom Herrn Bürgermeister eingehalten werden und dass nicht die Beamten – das muss ich schon sagen – letztendlich irgendwie den Kopf hinhalten müssen, obwohl sie nicht ganz allein verantwortlich sind. Das muss man doch klar und deutlich feststellen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte einen Punkt noch herausnehmen aus dem Bericht, der wichtig ist. Es ist zwar heute schon sehr viel über das Personal und die Personalproblematik gesprochen worden. Aber die Problematik der richtigen Personalausstattung zieht sich wirklich wie ein roter Faden vom Anfang bis zum Ende bei allen Beschlüssen, bei allen Aussagen, bei allen Dokumentationen durch, obwohl es ja natürlich immer wieder bestritten worden ist. Ich erinnere mich an den Herbst vorigen Jahres, wo die Verantwortlichen gesagt haben: Das ist kein Problem des Personals. Das haben alle eindeutig und klar gesagt. Meiner Ansicht nach wird auch vergessen, sich um das Personal zu kümmern, dass das ganz besonders wichtig ist und dass man hier darüber spricht, wie die Arbeitsbedingungen sind, dass die Arbeitsbedingungen nicht isoliert betrachtet werden können, mit Arbeitszeitmodell und so weiter und so fort, dass auch die Raumsituation ein wichtiger Punkt ist und dass man auch die Hierarchien entsprechend beleuchten muss, dass man die Hierarchien entsprechend zur Kenntnis nehmen muss oder in einer anderen Art und Weise aufbauen soll.

Wir haben ja die Probleme dieses Personals, des diplomierten Personals unter anderem, immer schon aufgezeigt und immer darüber gesprochen. Ich muss auch dazu sagen, dass ich die Maßnahme von der Frau StRin Pittermann, als Erstes hier einen Pflegeombudsmann einzurichten, für nicht sehr glücklich halte, denn jetzt, nachdem er fast schon ein halbes Jahr arbeitet, muss man feststellen: Die Ergebnisse, die er bringt, sind gering. Von dem, was er aussagt, ist nicht ein einziges Wort neu. Alles, was er sagt, haben wir vor zehn Jahren hier schon gesagt: Das Personal ist zu wenig, Pflegenotstand, die Arbeitsbedingungen, die Raumsituation – bitte, ist alles nachzulesen in den Anfragen und so weiter. 

Das, was wirklich notwendig wäre für unser Personal, wäre zum Beispiel ein Personalanwalt, ein echter Personalanwalt, der auch eine entsprechende rechtliche Absicherung hat, der auch wirklich dafür einstehen kann, der zur Verschwiegenheit verpflichtet ist, der weisungsfrei ist, der tatsächlich als Anwalt hier auch das Recht hat, das eine oder andere einzusehen. Das sind ja alles Dinge, die zum Beispiel der Pflegeanwalt nicht hat. Der lebt an sich im luftleeren Raum. Das hat er auch selbst als einen Mangel seiner Tätigkeit festgestellt. Und dass er seine Aufgabe vor allem darin sieht, die Fehler an die Presse zu bringen und dort aufzuzeigen, das ist zwar recht nett und gut, aber bringt meiner Ansicht nach dem Personal eher nur Nachteile als einen Vorteil. Wir haben ja vielfach davon gesprochen, dass es notwendig ist, das Berufsbild des Pflegepersonals zu verbessern, anzuheben. Das geht aber nur mit einer langfristigen Strategie und auf keinen Fall dadurch, indem man noch mehr verunsichert, als es jetzt der Fall ist, dass ständig Kontrollen sind, dass hier mehr oder weniger Leute ohne Kompetenz Dinge verlangen können, Einsicht nehmen können, was ihnen nicht zusteht. 

Ich muss das immer wieder festhalten, wenn ich das mit meinem Betrieb vergleiche. Ich könnte mir vorstellen, der Pflegeanwalt ist genauso ähnlich, wie wenn zum Beispiel die Wirtschaftskammer oder bei mir die Apothekerkammer jemanden beauftragt und sagt: Sie gehen jetzt in die Apotheke und schauen sich an, was da los ist. Ohne rechtliche Absicherung, ohne irgendeine, wie soll ich sagen, weitere Möglichkeit, etwas umzusetzen.

Das ist also das Problem. Das, was der jetzige Pflegeanwalt bringt, das haben wir schon längst gebracht und wurde hier nicht zur Kenntnis genommen. Da würde ich mich auch wehren, und auch mein Personal wäre nicht so glücklich, weil das, was wir haben wollen, dass er wertfrei ohne Angst seine Anliegen weitergeben kann an eine Stelle, wo sie wirklich entsprechend behandelt werden, ist hier nicht der Fall.

Im Zuge des Durchblätterns diverser Aktenstücke, um hier beim Personal zu bleiben, ist mir auch noch etwas anderes in die Hand gefallen, und zwar von der Pflegedirektion Ybbs, Vorgangsweise bei Abwesenheit infolge von Krankenstand. Als ich das gelesen habe, habe ich mir gedacht: Das kann nicht wahr sein, dass es das gibt, denn wenn ich das in meinem Betrieb mache, meine Damen und Herren, ich glaube, da kriege ich sofort eine Anzeige irgendwo. Da steht zum Beispiel: "Um die Gesundheit der Mitarbeiter zu erhalten, wurde in Absprache schrittweise folgende Vorgangsweise festgelegt." Und dann kommt es: "Gesundheitsorientierung: Keine Anordnung mehr von Mehrdienstleistungen nach Krankenständen." Bitte, wenn ich zum Beispiel jemandem sage, jetzt waren Sie vierzehn Tage krank, ab sofort gibt es keine Überstunden mehr, dann kann ich mir nicht vorstellen, dass das geht. Denn wenn er krank ist, hat er entsprechende Beweise und Belege, und dann ist er wieder gesund geschrieben und kann wieder normal arbeiten. Dann: "Einstellung der Nebenbeschäftigung. Kein Nachtdienst im Zeitraum von drei Monaten", und lauter solche Dinge. Ich zeige das nur auf, dass hier noch sehr viel zu tun ist, und wenn wir jetzt hergehen und sagen, wir wollen das also alles neu machen, ist ein sehr wichtiger und extremer Punkt hier das Personal, denn wenn wir die Arbeitsbedingungen nicht ändern, dürfen wir uns nicht wundern, wenn es nach wie vor kein Personal gibt und wir nach wie vor die großen Probleme haben. (Beifall bei der FPÖ. – GR Mag Helmut Kowarik nimmt den Aktenstoß und den Ordner wieder mit.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ein bisschen Zeit für den Transport geben wir noch dem Kollegen Blind. (GR Kurth-Bodo Blind holt die zwei Aktenordner von vorne und trägt sie in die Bankreihen zurück.)

Frau Mag Schmalenberg hat sich gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GR Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn wir über die Pflege und Betreuung in Wien sprechen, dann sprechen wir über alte Menschen, wir sprechen über Männer, die im Krieg Schreckliches erlebt haben, und über Frauen, die schlimme Zeiten durchmachen mussten, über Frauen, die nicht zu Unrecht auch als Trümmerfrauen bezeichnet werden. Genauso wie wir Freiheitlichen gegen die pauschale Diffamierung der Kriegsgeneration sind, genauso sind wir auch gegen jede Art von Diskriminierung alter Menschen.

Wir sind verpflichtet, dieser Generation im Alter die bestmögliche Versorgung zukommen zu lassen, und nicht nur deshalb, weil sie diese Stadt nach dem Krieg wieder aufgebaut haben, sondern auch, weil wir Junge diesen Menschen unsere Existenz verdanken und all das, was diese Stadt so lebenswert macht. Es ist daher unser Anliegen, dass die Altenversorgung dem entspricht, was sich diese Menschen verdient haben. 

Der Kontrollamtsbericht, der hier vorliegt und den wir heute diskutieren, zeigt auf, dass die Pflege und Betreuung der alten Menschen in weiten Bereichen nicht dem entspricht, was wir uns wünschen. Jeder von uns kommt schließlich einmal früher oder später in diese Situation. Wenn wir einen Blick in das Geriatriezentrum Am Wienerwald oder ins Pflegeheim Baumgarten werfen, dann weiß jeder von uns, jeder einzelne so wie wir hier sitzen, dass er nicht in diese Situation kommen will. 

Als ich 1996 in den Gemeinderat kam, wurde ich Mitglied des Gesundheitsausschusses, Mitglied der gemeinderätlichen Geriatriekommission und auch Mitglied der gemeinderätlichen Gesundheitskommission und all dieser Einrichtungen, von denen mein Vorredner, der Herr GR Kowarik, gesprochen hat. Der damalige Gesundheitsstadtrat Dr Rieder und die SPÖ-Fraktion wurden nicht müde zu betonen, wie sehr sich die Situation in den Wiener Pflegeheimen schon seit dem ersten Pflegeskandal in Lainz verbessert hat und mit welchem Ehrgeiz das Programm "Hilfe im hohen Alter" umgesetzt wird. Wir besuchten Einrichtungen, und es wurde uns überall berichtet, dass man sehr zufrieden ist.

Aber leider, nach sehr kurzer Zeit mussten wir feststellen, dass die geplanten Reformen stecken geblieben sind, dass das Programm "Hilfe im hohen Alter" zu einer leeren Worthülse verkommen ist. Dies war gut für manche Sonntagsrede, ist aber sicher nicht geeignet beziehungsweise es hat die Umsetzung nicht so funktioniert, dass die Betreuung der alten Menschen in Wien verbessert werden konnte. Nur zur Orientierung für den Zeitraum: Das war schon Mitte der neunziger Jahre. Wir Freiheitlichen haben, wie Sie vorher gehört haben, das zahlreiche Male aufgezeigt, haben hunderte Anträge, Anfragen und Initiativen eingebracht, und die Reaktion war immer die gleiche. Die Missstände wurden in Abrede gestellt, und die angeblichen Reformen wurden gelobt.

In den letzten Monaten war auch die SPÖ gezwungen, sich mit der Realität auseinander zu setzen. Die Befragungen in der Untersuchungskommission und der heute vorliegende Kontrollamtsbericht verdeutlichen dramatisch, was das tatsächliche Ergebnis der sozialdemokratischen Bemühungen der letzten zehn Jahre ist. Das Kontrollamt stellt nüchtern fest, Frau GRin Klicka: Das Programm "Hilfe im hohen Alter" wurde nicht umgesetzt. Keine Einschränkung von „teilweise umgesetzt“ oder so. Das Programm "Hilfe im hohen Alter" wurde nicht umgesetzt. Zurück zum Start, Herr GR Deutsch: Sie sollten dort beginnen, wo Sie vor zehn Jahren begonnen haben.

Am Beispiel Lainz sehen wird, dass Lainz systematisch kaputt gespart wurde. Die Bausubstanz sollte zügig erneuert werden, aber leider ist man stecken geblieben. Der Anstaltsentwicklungsplan, erstellt vor zehn Jahren unter dem Generaldirektor Naegler, wurde gestoppt, den Pavillon XIII hat man noch abgesiedelt, damit ein Umbau erfolgen kann, aber dann sind einfach die Raten ausgeblieben, und niemand hat darüber gesprochen. 

Statt das nötige Personal zur Verfügung zu stellen, hat man weniger und weniger Pflegekräfte ausgebildet. Wenn wir nachgefragt haben, hat man uns verschiedenste Berechnungsschlüssel erklärt, die darstellen sollten, dass ohnehin genug Personal vorhanden ist. Mein Eindruck ist, und das ist traurig, dass die Generaldirektion und auch die Generaloberin Staudinger bis heute davon überzeugt sind, dass man mit diesen Berechnungen das Personalproblem lösen kann. 

Die fehlende Attraktivität des Pflegeberufes hat ihre Ursache nicht nur in der Bezahlung, sondern vor allem auch in dem unguten Arbeitsklima, in den Umständen, die für die Mitarbeiter im Krankenanstaltenverbund gegeben sind.

Ich werde heute nicht wieder die MitarbeiterInnen-Zufriedenheitsbefragung aus dem Jahr 2001 strapazieren – ich glaube, der Kollege Serles hat schon genug daraus zitiert –, sondern ich werde einen Blick hinter die Kulissen machen, Kulissen, die die Frau Stadträtin als Potemkinsche Dörfer bezeichnet und die auch der Herr Bürgermeister in der Kontrollausschusssitzung beschrieben hat, der ja nicht unerkannt in eine Gesundheitseinrichtung gehen kann, was ich Gott sei Dank schon kann.

Durch die hohe Zahl an Krankenständen fehlen 104 Pflegepersonen pro Tag allein im Geriatriezentrum Am Wienerwald, stellt das Kontrollamt fest. Die restlichen sind mit der schwierigen Aufgabe, die sie durchführen müssen, völlig überlastet. Wer Missstände aufzeigt, braucht nicht zu glauben, dass diese beseitigt werden, sondern der muss mit Sanktionen rechnen. Die Führung hat absolut kein Interesse an konstruktiver Kritik, sondern denkt hauptsächlich an Machterhalt. Je mehr Angst die Führung verbreitet, desto eingeschüchterter werden die Mitarbeiter und desto weniger muss man sich mit Verbesserungsvorschlägen ernsthaft auseinander setzen. Die Personalauswahl in der Führungsebene ist unter jeder Kritik, und das ist nicht nur meine Meinung, das ist die Meinung von vielen. Denn was wir in den letzten Monaten in der Untersuchungskommission kennen gelernt haben, ist Gesundheitstechnokratie der übelsten Form. 

Der Pflegeombudsmann hat in einer Aussendung verlangt: Abschaffung des Maulkorbes für Mitarbeiter in der Geriatrie, und das im Jahr 2004. Ich zitiere den Pflegeombudsmann Dr Werner Vogt: "Bisher konnten wir nur feststellen, dass auf der höchsten Hierarchiestufe Mängel verschwiegen werden, dass beschwichtigt wird. Die an der Behebung der Mängel interessierte Pflegekräfte vor Ort werden stillgehalten. Klagen über Disziplinierungen dann, wenn sie Meldung erstatten." 

Ich frage mich schon den ganzen Tag, Herr Vorsitzender des Gemeinderates Hundstorfer: Sie sind auch der Gewerkschaftsvorsitzende der Gemeindebediensteten. Es wäre doch eigentlich Ihre Aufgabe, sich dafür einzusetzen, dass die Mitarbeiter nicht eingeschüchtert werden, dass sie nicht mit Disziplinierungen zu rechnen haben. Was haben Sie die ganze Zeit über gemacht? 

Ein Mitarbeiter schreibt in einem Brief, und ich möchte ihn zitieren: "Statt einer offenen Analyse der herrschenden Zustände, um die Chancen zu verbessern, gab es im KAV für die Führung des Pflegeheimes eine kurze Standpauke, die in einer Krisensitzung im Haus nach unten weitergereicht wurde. Genauso hat man wieder reagiert. Man hat sich wieder an den Kleinen abgeputzt. Die Letzten beißen die Hunde."

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Führung der Gewerkschaft schaut zu, so wie Sie jahrelang zugeschaut haben, Herr GR Hundstorfer, weil sich nämlich die Mächtigen arrangiert haben und weil Sie auf der Seite der Mächtigen sind. Denn Sie setzen sich lieber damit auseinander, dass Sie Senatsrat werden könnten, und obwohl Sie die längste Zeit dienstfrei gestellt waren, werden Sie zum Oberamtsrat befördert. Diese Fragen sind Ihnen wichtig und nicht die Frage, wie man den Mitarbeitern helfen könnte.

Es soll sich jetzt etwas ändern. Bgm Häupl hat in der Kontrollausschusssitzung festgehalten: Management by Terror is out und Management by Motivation is in. 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Ich bin Ihnen für diese Formulierung sehr, sehr dankbar. Besser hätte ich es selbst nicht formulieren können. Denn was den Umgang mit Mitarbeitern betrifft, was Mobbing betrifft, so kann man wahrlich von Management by Terror sprechen, und das nicht nur im Krankenanstaltenverbund, sondern auch in anderen Bereichen der Gemeinde Wien, wie etwa im Sozialbereich, wie ich das schon des Öfteren hier aufgezeigt habe.

Motivation ist das Wichtigste. Gerade den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Gemeinde Wien gebührt unser Lob und unsere Anerkennung, denn was sie leisten, ist unglaublich. Ganz besonders im Bereich der Pflege und Betreuung alter Menschen. Für uns Freiheitliche gibt es keine schlechten Mitarbeiter, sondern nur ein schlechtes Management, und es ist höchste Eisenbahn, dass das der Bürgermeister endlich erkennt. (Beifall bei der FPÖ.)
Das Erreichte, und zwar von allen Fraktionen Erreichte, das, was in der kurzen Zeit, seit es die Untersuchungskommission gibt, an Verbesserungsvorschlägen diskutiert wird, finde ich gut. Wir Freiheitlichen haben schon seit vielen Jahren den Ausbau der Betreuung zu Hause verlangt, und es ist höchste Zeit, dass nun endlich auch die finanziellen Mittel dafür bereitgestellt werden, denn je wohler sich ein Mensch fühlt, und die meisten fühlen sich nun einmal zu Hause am wohlsten, je wohler man sich fühlt, desto länger und desto besser lebt man. Und damit die Menschen so lange wie möglich zu Hause bleiben können, wird nicht nur Geld nötig sein, sondern wir werden auch die Strukturen dafür ausweiten müssen, etwa die Mobilen Schwestern. Und ich weiß aus vielen Gesprächen, wie hart der Beruf der Mobilen Schwestern ist. Und es gibt viele Dinge, die wir Politiker tun können, um dieser Berufsgruppe ihre Tätigkeit zu erleichtern. Wir werden uns beispielsweise Gedanken machen müssen, wie wir die Mobilität der Schwestern erhöhen können, wie wir ihnen den Anfahrtsweg zu den Menschen, die sie betreuen, erleichtern können. Wir sollten die Möglichkeit schaffen, dass Mobile Schwestern ähnlich wie Ärzte im Dienst parken dürfen, ohne jedes Mal Parkscheine ausfüllen zu müssen. Zeit ist Geld, und wir sollten uns dafür entscheiden, dass die Mobilen Schwestern mehr Zeit mit den Patienten verbringen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich glaube, wir müssen rasch handeln, denn wenn wieder zehn Jahre vergehen, ohne dass etwas geschieht, wäre das katastrophal. Wir Freiheitlichen werden jedenfalls das Augenmerk darauf richten, dass den Ankündigungen des Bürgermeisters auch die notwendigen Taten folgen. An diesen werden wir Sie messen, denn die Ankündigungen allein bringen noch keine Verbesserungen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Barnet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Jesus und Maria, kann man vielleicht irgendwo sagen, aber ich bin nicht katholisch. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Wer war das? (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die SPÖ in der letzten und vorletzten Reihe ist aufgewacht. Das gibt es ja gar nicht. Alles wieder munter. Wir beteiligen uns an der Diskussion. Wunderbar. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich heute als vermutlich vorerst Letzter, denn wenn ich den Kollegen Hundstorfer da die ganze Zeit fleißig schreiben sehe, kann ich es gar nicht glauben, dass er nicht noch was sagen wird, in der Reihenfolge gemeldet, in der Hoffnung, dass aus der SPÖ-Fraktion irgendetwas kommt, das danach aussieht, als wären Sie bereit, etwas zu verändern oder zu verbessern. Ich sage das deswegen, weil Sie das immer einmahnen, weil Sie das von uns in der U-Kommission einmahnen und sagen: Tut nicht nur skandalisieren, schaut, dass wir was weiterbringen, machen wir etwas miteinander. Alle miteinander, alle Fraktionen. Aber dann kommt da nie was. Dann kommt da nie einer raus, wo ich ernsthaft glauben kann, er beschäftigt sich mit der Sache und ist wirklich willens, etwas zu tun. 

Und der Kontrollamtsbericht, der ist auch deswegen Anlass, weil man könnte ihn ja kurz fassen und sagen, da steht nichts Neues drinnen. Das haben wir alles schon einmal gehört. 

Die Opposition sagt seit einem Jahrzehnt, wie ich von dort drüben gehört habe und wie ich es auch aus der eigenen Fraktion weiß: Es waren schon zwei andere Skandale in den letzten fünfzehn Jahren. Aber es war immer nur wer anderer schuld. Diesmal aber, meine Damen und Herren, ist es deswegen anders, weil das Kontrollamt der Stadt Wien die Verantwortlichen benennt, die Problemstellungen aufzeigt und Sie nicht mehr so tun können, als ob nichts wäre. Sie können auch deswegen nicht mehr so tun, als ob nichts wäre oder als ob es ein Einzelfall wäre, weil die Systemmängel aufgezeigt wurden, Systemmängel im Bereich der nicht ausreichenden Vorsorge und der fehlenden Aufsicht. Und das ist ja auch wirklich nichts Neues. Nur, Sie haben nie etwas geändert. 

Wir wissen, dass in der Geriatrie grundsätzlich Menschen arbeiten, die auf Grund des Arbeitsplatzanfalles per se tendenziell überfordert sein müssen. Wir wissen, dass wir pflegebedürftigen Menschen gegenüberstehen, die vielleicht in der Gesellschaft selbst mehr Unterstützung brauchen würden, aus der eigenen Familie, und die wir nicht nur in den Geriatriezentren behandeln können. Argumente, die immer wieder von der SPÖ kommen. 

Aber wo sind die Handlungen? Die Handlungen, und das haben wir in der Kommission bisher sehen müssen, die Handlungen sind immer dann, wenn es darum geht, Verantwortung zu übernehmen: Mauern, schweigen, nicht gleich etwas tun. Aber, und das ist der Punkt, Politik bedeutet auch, und das ist nicht nur eine Binsenweisheit, sondern es ist so, sie bedeutet am Schluss, Verantwortung übernehmen. Nur, das scheint in der SPÖ nicht sonderlich ausgeprägt zu sein. 

Dieses Verantwortung-Übernehmen hat natürlich seine Grenzen, und damit bin ich bei der Kollegin Pilz. Kollegin Pilz, manches von dem, was Sie sagen, würde auch meine Unterstützung finden. Aber nur wie die Jeanne d'Arc – sage ich einmal – mit dem flammenden Schwert durch die Gegend zu ziehen, im Versuch, irgendjemanden zu treffen, dessen Kopf rolliert, das wird nicht funktionieren. 
Lassen Sie mich zu dem Punkt kommen, warum ich das glaube. Natürlich haben wir uns in der Kommission über die Frage zu unterhalten, und das geht auch aus dem Kontrollamtsbericht hervor, ob der eine oder andere Missstand eine Pflichtverletzung darstellt, einen vielleicht strafrechtlich relevanten Sachverhalt. Dann gehört das auch aufgeklärt. Ich bin ja einer, der sagt: Na schauen wir einmal, wie die Rechtsgrundlagen sind und ob die eingehalten worden sind. Aber bei der Sachverhaltsdarstellung, die Sie an die Staatsanwaltschaft Wien geschickt haben, wird selbst mir ein bisschen schwummerig, wenn ich ehrlich bin. Da steht: "GR Dr Sigrid Pilz, Abgeordnete zum Wiener Landtag, an die Staatsanwaltschaft Wien, Landesgerichtsstraße 11a,1080 Wien, Sachverhaltsdarstellung." (GRin Dr Sigrid Pilz: Welche?) Na die, die ich Ihnen gerade vorlese. (GRin Dr Sigrid Pilz: Es waren mehrere!) Na ja, das weiß ich nicht. Ich lese Ihnen die eine vor. Wenn Sie mich noch weiter ausführen lassen, komme ich dazu. (GRin Dr Sigrid Pilz: Jawohl!) Danke. Das habe ich als Militär gerne, wenn da "Jawohl" gesagt wird. "Einschreiterin: GR Dr Sigrid Pilz, per Adresse Grüner Klub. Verdächtige ..."(Zwischenruf des GR Mag Christoph Chorherr!) Ich bin kein Freund der SPÖ. Also ich brauche mich da nicht eineschlawinern bei denen. Aber das ist ein bisschen hart, ganz ehrlich. "Verdächtige ..." (Zwischenruf des GR Johann Driemer.) Kollege Driemer, macht mir nichts. Ich fühle mich bei meiner eh so wohl. Ich habe euch verlassen, ich brauche nicht zurückzukommen. "Verdächtige ..." (Zwischenruf des GR Paul Zimmermann.) Da waren aber nicht Sie daran beteiligt, und Sie hätten es auch nicht besser machen können. (Zwischenruf des GR Paul Zimmermann, auf dem Weg zu einer vorderen Bankreihe.) Bitte setzen Sie sich nieder! Setzen Sie sich nieder! (GR Paul Zimmermann: Ich rede was ich will!) Geh bitte schön! (GR Paul Zimmermann: Sind wir uns da einig?) Ja. (GR Paul Zimmermann: Was ich rede, das überlassen Sie bitte mir!) Heute sind wir aber wieder höflich und fein! Ich habe ja nur gesagt: Bitte setzen Sie sich nieder, damit Sie sich nicht so aufregen. Das tut dem Herz schlecht, sonst muss noch irgendeiner der Ärzte einschreiten. Aber ich bin fürsorglich. Fürsorglich und wohlwollend ist der Kommandant, und deswegen mache ich mir ernsthafte Sorgen um Sie. Sie regen sich schon so auf, nur weil Sie etwas vom Staatsanwalt hören. (GR Paul Zimmermann: Überhaupt nicht, Kasperl!) Ich weiß nicht, wie Sie heißen. Ich heiße Günther Barnet. Sie können auch Kasperl zu mir sagen. 

Bleiben wir bei der Stadträtin. Sachverhalt – ich habe nachgeschaut – § 80 StGB – eine harte Partie –, fahrlässige Tötung. Also, Verdächtige die StRin Pittermann, der Eugen Hauke, der Ludwig Kaspar und der Reinhard Krepler, mit der Sachverhaltsdarstellung bei der Staatsanwaltschaft entweder der fahrlässigen Tötung oder nach § 88 StGB der fahrlässigen Körperverletzung. Also das wird eng werden. Ob das was wird? Ich weiß es nicht. Nicht weil ich für die Unschuldsvermutung per se bin. (GRin Dr Sigrid Pilz: Die Dialyse!) Ja, das weiß ich schon: Die Dialyse. Völlig egal. Es geht um die fahrlässige Körperverletzung und fahrlässige Tötung. (GRin Dr Sigrid Pilz: Es ist einer gestorben!) 
Ja, das ist ein gutes Stichwort. Ich habe mir das überlegt. Es soll angeblich öfters vorkommen, dass in einem Spital Leute sterben. Das ist so. Und nicht jeder, der dort hineingeht, kommt wieder heraus. Das soll jetzt nicht hart sein, und das ist auch nicht aus meinem Munde hier per se. Meine Frau, die ja eine Krankenschwester gewesen ist, hat sich das angeschaut, sie hat Sie im Fernsehen gesehen und hat gesagt: Na, das soll vorkommen, dass in einem Spital einer stirbt. Das soll schon vorgekommen sein. Es soll nicht der Zweck sein, dass man dort stirbt, aber es soll auch vorkommen. Aber wir sind ja alle keine Fernpathologen, wir müssen ja nicht gleich erkennen, dass da automatisch die fahrlässige Tötung vorliegt, Kollegin Pilz. Es ist nicht die Frage, ob ich das super finde oder nicht. Es ist die Frage, warum Sie gleich nach dem Staatsanwalt schreien. Ich sage, ich bin ja grundsätzlich bereit, darüber nachzudenken, zum Staatsanwalt dort zu gehen, wo ich die Pflichtverletzung schon festgestellt habe, wo ich die Rechtsverletzung festgestellt habe, und das können wir an Lainz festmachen. Das können wir aus dem Kontrollamtsbericht festmachen aus der Frage, ob die MA 47 beispielsweise ihrer gesetzlichen Fürsorgepflicht, nein, Aufsichtspflicht zum Zwecke der Fürsorge nachgekommen ist. Das wissen wir aus der Kommission. Das wissen wir aus dem Kontrollamtsbericht. Das haben Sie nicht getan. Sie haben vermutlich, und das wird eh noch zu überprüfen sein, der Leiter hat es ja selber gesagt in der Kommission, eine Pflichtverletzung begangen, und wenn sich herausstellt, dass diese Pflichtverletzung auch noch zum Schaden anderer war, dann könnte § 302 StGB – ich habe nachgeschaut –, Missbrauch der Amtsgewalt, eingetreten sein. Da haben wir zumindest einmal eine Gesetzesverletzung oder eine Pflichtverletzung, die sich vielleicht in einer Gesetzesverletzung auswirken könnte. Da wäre ich ja bei Ihnen. 

Aber nur weil einer im Spital gestorben ist, was vorkommen soll, gleich zu sagen, das war § 80 und § 88, fahrlässige Tötung, fahrlässige Körperverletzung, also da bin ich auf dünnem Eis. Da täte ich Ihnen nicht folgen. 

Und deswegen habe ich diesen Punkt angesprochen. Und da geht es jetzt nicht darum, die SPÖ bei irgendetwas in Schutz zu nehmen, weil völlig wurscht, die mauern in der Kommission, dass die Wienerberger ihre Freude hat. Die wissen nichts von politischer Verantwortung. Da gibt es auch keine Beamten der Verantwortung. Das schiebt einer auf den anderen. Die Disziplinarverfahren werden nur auf unterster Ebene durchgeführt, ein paar Pfleger und Pflegerinnen, die soll es vielleicht dawischen, aber vom SR Leitner, ehemaliger Leiter der MA 47, der in der Kommission zugegeben hat, eine Pflichtverletzung begangen zu haben, da wissen wir noch nichts. Ich meine, vielleicht schreitet der Bürgermeister ein, vielleicht schreitet die Magistratsdirektion ein, vielleicht kommt noch einer auf die Idee zu sagen, aha, der gibt selber die Pflichtverletzung zu, da wird man einmal nachschauen, zumindest im Wege des Disziplinarverfahrens, und wenn sich herausstellt, dass ein Schaden entstanden ist, müssen wir ebenfalls zum Mittel der Sachverhaltsdarstellung schreiten. 

Und dann wird man sich die Frage stellen müssen: Was hat der damals zuständige StR Rieder in diesem Punkt gewusst? Hat der gewusst, dass die das Gesetz nicht vollziehen? Ist das gemeldet worden – ja oder nein? Und wenn es gemeldet worden ist: Was hat er dagegen unternommen? Bis dato wissen wir es nicht, aber es wird in der Kommission noch herauszufinden sein. Denn jetzt läuft es in der Kommission so, dass die Zeugen auf einmal kommen und nach dem Motto Unwissenheit und Ahnungslosigkeit sich entweder hinter der Amtsverschwiegenheit verstecken, die zum Glück aufgehoben wurde, oder sagen, ich kann mich nicht mehr erinnern, so wie der SR Leitner. Der kann sich nicht mehr erinnern, ob er die StRin Pittermann im Jahr 2001 davon in Kenntnis gesetzt hat, dass er das Gesetz nicht vollzogen hat. Also das Erinnerungsvermögen ist sagenhaft. Der Mann hat vergessen, ob er zu seiner Stadträtin geht und sagt: "Hören Sie, entschuldigen Sie, ich tu da ein Gesetz nicht vollziehen. Sie haben eh nichts dagegen, gelt?“ Und das glaubt doch wirklich niemand. 

Und da werdet ihr euch in der SPÖ ernsthaft etwas überlegen müssen. Ihr werdet darüber nachdenken müssen, ob man politische Verantwortung ernst nimmt, sie auch ausübt. Und bis dato wurde sie nicht ausgeübt. Es gab nur Ankündigungen, Versprechungen, die wir alle schon kennen. 

Und wenn wir kurz zu einer anderen Frage kommen, nämlich zu der, ob sich der KAV für andere Finanzmittel, wie es der Herr Bürgermeister heute in der Früh gesagt hat, umschauen soll. Also da liegt die Verantwortung schon bei der Stadt. Was soll denn der Hauke und der Kaspar machen? Die zwei sind nicht meine Freunde, aber was sollen die tun? Sollen die einen Banküberfall machen, damit sie mehr Geld für den KAV bekommen? Oder was sollen die tun? Das ist ja lachhaft zu sagen, ja, die hätten sich schon um ein Geld kümmern müssen. Na, wer ordnet ihnen das Geld zu? Dieser Gemeinderat, mit Mehrheitsbeschluss der SPÖ! Der sagt, wie viel Geld sie bekommen. Was sollen denn der Kaspar und der Hauke sonst machen? Auftreten irgendwo, wie in den dreißiger Jahren im Hof Singen gehen fürs Geld, oder was sollen denn die machen? Die zwei haben natürlich eine Verantwortung im Sinne der Vollziehung, aber zu sagen, na, die haben sich nicht ums Geld gekümmert, mit einer Hand im Hosensack, also so wird das nicht gehen. 

Und natürlich entzieht sich der Bürgermeister der Diskussion. Das wissen wir schon. Ich habe nur gehört, es soll nicht stimmen. Er soll nicht im Buffet gewesen sein, auch nicht bei irgendeinem Stammtisch, sondern er soll dieser wichtigen gesundheitspolitischen Aktion "Eine Stadt nimmt ab" beitreten und ständig von einem Apotheker zum anderen gehen, um dort zu schauen, ob die Leute die Zettel ausfüllen. Ich verstehe das natürlich. Das ist eine wichtige gesundheitspolitische Maßnahme. "Eine Stadt nimmt ab": Das tut uns allen gut. Ich habe schon vier Kilo abgenommen. Aber eigentlich ist jetzt gerade die Diskussion über den Kontrollamtsbericht, und da ist er nicht. Also ich sehe ihn wieder einmal nicht. Vielleicht ist er gerade nicht in einer Apotheke. Aber da ist er wieder einmal nicht. 

Und ob der Kollege Hundstorfer (gerade den Saal betretend) auch an der Aktion teilnimmt, weiß ich nicht, aber er hat sich jedenfalls schon vorbereitet. (GR Paul Zimmermann: Das hat er jetzt davon!) Das weiß ich nicht. Ich habe gemeint für die Rede. Ob er sich für etwas anderes vorbereitet hat, überlasse ich euch selber. 

Und, meine Damen und Herren, wenn wir beim Bürgermeister sind, dann ist nicht nur die Frage zu stellen, was er gerade macht, das kann sich jeder von uns bildlich durch den Kopf gehen lassen, sondern dann müssen wir uns die Frage stellen, was er in den nächsten Jahren tun wird außer Ankündigungen. Wo wird die Pflegemilliarde herkommen? Wie wird er die disziplinäre Verantwortung wahrnehmen, und was wird er im Sinne der Veränderungen im KAV tun? Denn so wie es jetzt ist nach dem Motto, das letzte Glied in der Kette beißen bekanntlich die Hunde, oder wie auch immer diese zwei Sprichworte von ihm zusammengefügt werden, damit wird er uns hier nicht allein sitzen lassen können. Er wird entweder von den Bürgern am Wahltag dafür die Verantwortung zu tragen haben oder hier in diesem Gemeinderat. Bis dato ist von ihm einiges an Ankündigung gekommen, aber wir werden sehen, wie seine Aussage, wie seine Verantwortung in der EU-Kommission ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Hundstorfer. Ich erteile es ihm. (Bewegung bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Habt ihr ein Problem?)

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist notwendig, glaube ich, ein paar Dinge ein bisschen klarzustellen, ein paar Dinge zu relativieren, ohne Fehler zu negieren, ohne Entwicklungen zu negieren, mit denen wir auch konfrontiert sind. Und ich möchte da auch darum ersuchen, dass man die Debatte so versachlicht, wie sie versachlicht gehört. 

Wenn hier behauptet wird, wir haben aus Fehlern, aus Missständen, aus Fehlhandlungen des Jahres 1995 nicht gelernt, dann darf ich Sie wirklich nur einladen, Herr Serles: Fahren wir gemeinsam nach Ybbs, schauen wir uns das ohne Terminaviso vorher an, ohne dass dort irgendjemand weiß, dass wir kommen. 

Sie haben hier gesagt, wir haben aus St Andrä nichts gelernt. Das haben Sie hier gesagt. 

Schauen wir uns an, was wir nach Liesing gelernt haben, und schauen wir uns an, was wir damals auch in Liesing alles getan haben. Schauen wir uns das doch gemeinsam an. Denn der abgesetzte ehemalige ärztliche Direktor von Liesing führt immer noch ein Verfahren mit der Stadt, kämpft immer noch um seine Wiederherstellung und und und. 

Und wenn hier gesagt wird, was tut die Personalvertretung, wenn gefragt wird, ob wir hier zuschauen, so darf ich ein paar Dinge auch festzustellen: Sämtliche Aktivitäten der Personalvertretung sind immer die, die die einzelnen Mitarbeiter wollen. 

Auch hier gibt es Fehler. Wer hat denn die Briefe geschrieben im GZW? 

Wer hat denn im Frühjahr bereits begonnen, Briefe zu schreiben? Das waren nicht Sie, das war nicht da, das war nicht da (GR Mag Helmut Kowarik: Dafür haben wir die Anfrage gestellt!), sondern das war ganz einfach die örtliche Personalvertretung, die hier das getan hat. (GR Mag Helmut Kowarik: Wir haben dafür die Anfrage gestellt! – Aufregung bei der FPÖ.)
Ich möchte hier nur sagen, die örtliche Personalvertretung hat es nicht an die SPÖ geschrieben. (GR Gerhard Pfeiffer: Und an wen ist das gegangen?) Und, Herr Pfeiffer, wenn Sie sich hier herstellen und sagen, die letzten zehn Jahre ist in dieser Stadt nichts geschehen, so gratuliere ich Ihnen dazu, dass Sie die fünf Jahre Regierungsbeteiligung in Schall und Rauch schreiben. Ich gratuliere Ihnen dazu! Wir werden das nicht in Schall und Rauch schreiben und werden die Bevölkerung auch darauf aufmerksam machen, was Sie hier unter anderem 1998 mitbeschlossen haben! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei der ÖVP.) 

Wenn hier gesagt wird: Die Krankenstände. Die Zahlen, die da sind, sind ein berechtigter Anlass zur Sorge, ein ganz massiver Anlass zur Sorge. Aber sich hier darüber lustig zu machen, dass man über die Krankenstände mit den Mitarbeitern reden will und sich hier darüber lustig zu machen, dass man sich seit einiger Zeit, genau genommen seit zwei Jahren, im Geriatriezentrum Am Wienerwald in vielen Gesprächen darum bemüht, ein Frühwarnsystem zu entwickeln – und warum dieses Frühwarnsystem entwickeln? Dieses Frühwarnsystem ist deshalb zu entwickeln, um auf zwei Dinge – und ich glaube, das ist berechtigt - aufmerksam zu werden:

Wo haben wir massivste, ganz massive Probleme? Wo haben wir auch Probleme mit Vorgesetzten? Wo haben wir Probleme mit Arbeitsabläufen und wo haben wir ganz einfach Entwicklungen, wo es von Zeit zu Zeit auch notwendig ist, Mitarbeitern zu sagen, es ist besser, du unterziehst dich dieser und jener Therapie, es ist besser, du unterziehst dich dieser und jener Behandlung? Was Mitarbeiter sehr oft auch nicht tun, aber nicht, weil ihnen das Spaß macht, sondern weil sie unter anderem auch das Problem haben, wirtschaftlich dazu nicht in der Lage zu sein, weil sie das Problem haben, Dienste nicht verlieren zu können und, und, und.

Und sie haben auch natürlich, und das habe ich ja schon ein paar Mal im Ausschuss und auch hier schon gesagt: Wenn die Freiheitliche Partei nur die gleiche Vehemenz, die sie hier vermeidlich an den Tag legt, auch beim Bund bei ein paar Grundsatzfragen an den Tag legen würde, zum Beispiel bei der Grundsatzfrage, warum alle Bundesländer mit Ausnahme Wiens die Ausbildungsplätze für die Krankenpflege reduziert haben? Alle Bundesländer! Wenn Ihre jeweiligen Landesparteien sich in dieser Frage auch so engagieren würden wie Sie das hier vermeidlich tun, dann hätten wir nicht das Problem! Dann hätten wir zum Beispiel auch die Frage der Ausbildung schon lange gelöst. Dann hätten wir zum Beispiel auch gelöst, warum so viele aus Niederösterreich in Wien ihre Ausbildung machen und dann versuchen, mit allen möglichen Tricks sofort wieder zurückzukommen. (GR Mag Helmut Kowarik: Seit zwölf Jahren reden wir schon!) 

Herr Mag Kowarik, seit zwölf Jahren reden Sie! Wir haben seit zwölf Jahren gehandelt und die Ausbildungsplätze nicht reduziert, sondern die Ausbildungsplätze erhöht! Und die Frau Stadträtin selbst (Beifall bei der SPÖ.) hat eine Weisung erteilt, die in Wahrheit natürlich auch nicht einfach war, nämlich: Stopfen wir in die Schulklassen noch einmal etwas hinein - nicht hineinstopfen, denn wir reden immer von Menschen, dass wir uns nicht missverstehen, aber geben wir noch Schüler dazu, um die Ausbildungskapazität hier ja zu verstärken, um aufzubauen und unter anderem das, was sich in Niederösterreich und zugegebenermaßen natürlich auch im Burgenland und in der Steiermark und in Oberösterreich abgespielt hat, auch hier in Wien zu kompensieren. Und so bilden wir viele, viele aus, die hier ganz regulär mit Wiener Wohnsitz kommen, und jeder weiß, wie man zu einem Wiener Wohnsitz kommt. Das wissen Sie genauso gut wie ich es weiß. Und ich kann Sie nur aufrufen: Engagieren Sie sich auch in der Regierung und engagieren Sie sich bei Ihren Landesparteien, dass hier dieses Schulabbauprogramm, welches in den Bundesländern sehr brutal gefahren wurde und wird, nicht auf unserem Rücken stattfindet! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn man hier meint, in Ybbs zum Beispiel mit diesem Krankenstandszettel, der nach meinem Wissensstand anders formuliert ist, aber Fakt ist, Ybbs hat eines, Ybbs hat den größten Prozentsatz an Belegschaft, hat die beste Ausstattung, die optimalste Ausstattung. 

Ich möchte auch bitten, wenn wir über dieses Thema reden, das auch in seiner Gesamtheit zu tun. Natürlich geht es primär um die Betreuung und die Pflege von alten Menschen, natürlich geht es primär darum, dass alte Menschen betreut werden. Aber Frau Mag Schmalenberg, nehmen wir auch zur Kenntnis, dass wir in unseren Förderpflegeheimen 20-jährige, 30-jährige, 40-jährige, 50-jährige schwerst behinderte Menschen betreuen und von diesen Förderpflegeheimen haben wir nicht nur eines.

Und es sei mir hier auch gestattet, eine sehr persönliche Bemerkung zu machen: Wenn hier gemeint wird, da will jemand was werden, so darf ich Sie auch bitten: Seien Sie in der Recherche etwas klarer, denn ich bin seit einiger Zeit nicht mehr dienstfrei gestellt und ich bin seit einiger Zeit kein Bezieher eines Bezugs der Stadt Wien. Seien Sie etwas klarer in der Recherche, bevor Sie da Angriffe tätigen, weil ich glaube, dass es notwendig ist, bevor man angreift, auch zu wissen, was man angreift. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich weiß schon, es klingt populistisch - da ist nichts geschehen die letzten zehn Jahre, alle haben in der Kiste geschlafen. Das klingt toll. Herr GR Kenesei ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Das Kontrollamt!) Das Kontrollamt muss man ganz lesen. Im GZW haben wir ein Drittel der Betten abgebaut. Zu Ihnen komme ich dann noch, Frau Dr Pilz, aber wir haben ein Drittel der Betten abgebaut. 

Wir haben zum Beispiel nicht nur Nord gebaut, nicht nur Süd gebaut, wir haben auch Stationssanierungen gemacht, im GZW Stationssanierungen gemacht, keine Pavillonsanierung, aber Stationssanierungen. Wir sind in Vorbereitung der Sanierung des Pavillons IV. Das alles ist ja nicht erst in der jüngsten Zeit geschehen und es ist natürlich ein zähflüssiges Programm. Das ist gar keine Frage. Es ist aber auch deshalb ein zähflüssiges Programm, weil es sehr kommunizierende Gefäße sind. 

Und das darf ich auch sehr offen sagen: Dass der private Sektorbereich jetzt bereit ist, Pflegeheime an allen Ecken Wiens zu bauen - seit wann ist das wirklich? Reden wir das auch sehr offen. Der private Sektor ist seit einem halben Jahr bereit, an allen Ecken Wiens Pflegeheime zu bauen, weil der private Sektor auch vor einiger Zeit animiert werden musste: Bitte tut etwas, bitte helft mit, bitte baut. Es ist ja nicht so, dass das alles hier aus Jux und Tollerei so gewesen ist. 

Und, sehr geehrte Frau Lakatha, wenn Sie hier kritisieren, dass bei den Freiheitsbeschränkungen das alles nicht geregelt ist. Bitte seid mir nicht böse, aber dann lesen Sie das Heimaufenthaltsgesetz des Bundes, welches rechtskräftig und erlassen ist. Und dieses Heimaufenthaltsgesetz des Bundes regelt diese Frage der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen ganz genau und gilt vom Bodensee bis zum Neusiedlersee. Ich darf wirklich bitten, das genau zu lesen, bevor man sich hier herstellt und sagt, da ist irgend etwas nicht geregelt. Und da ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Nein! Nein!) Es ist geregelt, sehr geehrte Frau Dr Pilz, dieser Regelungsbedarf ist abgeschlossen, vom österreichischen Nationalrat beschlossen, kundgemacht und, und, und.

Und, sehr geehrte Frau Dr Pilz, der Herr Barnet, mit dem ich ja selten, aber hie und da doch übereinstimme, hat gemeint (Heiterkeit bei der FPÖ.), Sie ziehen hier mit flammendem Schwert durch die Gegend und glauben, ein paar Köpfe sind die Lösung des Problems. Ich darf Sie hier alle einladen, bemühen wir uns doch gemeinsam, Mitarbeiter für diesen schwierigen Sektor zu finden. Bemühen wir uns doch gemeinsam, Mitarbeiter zu finden, die bereit sind, in der Geriatrie einen Teil ihres Berufslebens zu verbringen. Ich möchte das hier nicht jeden einzelnen fragen, ob er bereit ist, fünf Jahre, zehn Jahre in diesem Segment zu arbeiten. Hier müssen wir ganz einfach auch ansetzen, ganz genau wissend, dass es ein kleiner Prozentsatz ist, wo wir immer wieder die Schwierigkeiten haben und ganz genau wissend, dass es im Geriatriezentrum Am Wienerwald Stationen gibt, Pavillons gibt, die international ausgezeichnet wurden und werden und Stationen gibt, die internationale Preise bekommen und, und, und, denn bei der Verleihung sind wir auch immer alle dabei. 
Ganz genau wissend dieses Umstands darf ich Sie trotzdem alle gemeinsam einladen: Ziehen wir nicht mit flammendem Schwert durch die Gegend - alles ist total daneben -, sondern bemühen wir uns doch gemeinsam, hier vor allem in der Frage der Mitarbeiter welche zu finden, zu motivieren, zu schauen, dass sie kommen und in diesem Beruf bleiben. Das ist mühselig, das ist schwierig, das ist kompliziert und das ist auch einer der Punkte, wo sich die Gewerkschaft sehr, sehr bemüht, dass das passiert. Es ist auch die Frage der Rotation zwischen Akutbereichen und geriatrischem Bereich. Ein Punkt, wo es natürlich dauernd notwendig ist, darüber zu reden, das auszuarbeiten und, und, und. 

Ich bewege mich ja relativ viel in diesem Bereich - es kann mehr sein, gar keine Frage, aber einmal in der Woche bin ich in diesem Sektor unterwegs - und ich weiß, dass natürlich heute, wenn du das Thema mit einer Kollegin oder einem Kollegen, der 50, 52 ist, besprichst, der oder die sagt: Eigentlich hast du schon recht, das hab’ ich versäumt, dass ich zum Beispiel rotiere. Aber versuchen wir doch, hier für die Zukunft anzusetzen und das können wir nur gemeinsam, das können wir nicht durch Skandalisierung. 

Zur Skandalisierung möchte ich abschließend wirklich ersuchen, ich sag’ das jetzt absichtlich so: Lassen wir Todesfälle diejenigen untersuchen, die dafür verantwortlich sind, deren Arbeit das ist und behaupten wir nicht etwas, was schlichtweg nicht stimmt! Die Dialyse jener Patientin, sehr geehrte Frau Dr Pilz, wo Sie dauernd sagen, das ist die vierte Schicht gewesen, die sehr problematisch ist und das ist von allen hier schon gesagt worden, hat um 19 Uhr begonnen und hatte eine Dialysezeit von 3,5 Stunden. Die Kollegin, die diese Dialyse gesetzt hat, betreut hat, ist ebenfalls um 19 Uhr gekommen. Sie hat frisch ihren Nachtdienst angetreten und was immer sie untertags gemacht hat, für den Dienstgeber war sie neu im Dienst. Das hat nichts mit der vierten Schicht zu tun! Lassen wir doch die Diskussion dort, wo sie hingehört und versuchen wir nicht, einen schwierigen, einen tragischen Fall, der gerichtsmedizinisch noch nicht abgeschlossen ist, der dadurch auch staatsanwaltschaftlich noch nicht abgeschlossen ist ... (Aufregung bei den GRÜNEN.) Glauben wir wirklich, dass man hier mit toten Menschen politisches Kapital schlagen kann und Vertrauen erwecken kann? Sie können überhaupt ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie putzen sich ab!) Ich putze mich an dieser Schwester überhaupt nicht ab! Ich putze mich an Ihnen ab, weil Sie etwas skandalisieren, was gar nicht stattgefunden hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese eine Schwester genießt gewerkschaftlichen Rechtsschutz, die wird unterstützt! Das ist kein Abputzen, sondern es geht darum, hier einen Skandal zu provozieren, wo weit und breit weder von der Uhrzeit noch von den Tätigkeiten her etwas mit einem Skandal verbunden ist. Das ist etwas, was unglaubwürdig ist! Aber wir brauchen in der Gesundheitspolitik eine würdige, eine glaubwürdige, konstruktive Diskussion. Wir brauchen nicht den Skandal, sondern was wir alle brauchen ist, dass wir gemeinsam versuchen, uns zu bemühen - schwierig genug ist das Problem -, wissend, dass es Fehlleistungen gibt und wissend, dass diese Fehlleistungen manchmal fatal enden können, das dort zu lassen, wo es hingehört.

Bemühen wir uns gemeinsam, für unsere zu betreuenden Menschen, ganz egal ob 20, 30 oder 80 Jahre alt, für diesen Sektor genügend Personal zu finden! - Ich danke Ihnen schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine zweite Wortmeldung von Herrn GR Barnet. Er hat noch fünf Minuten. 

Abg Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Kollege Hundstorfer, wo immer er auch ist - (GR Rudolf Hundstorfer: Hier!) hier -, das haben wir uns gedacht, dass das kommen wird! Vieles mag richtig sein, viele Erklärungen für viele Probleme, die wir alle kennen und die, wie ich es vorhin gesagt habe, seit über zehn Jahren immer wieder angesprochen werden und Sie sagen: Na machen wir halt was miteinander gemeinsam. Ja, machen wir was miteinander gemeinsam! Das sagen wir seit über zehn Jahren! Nach jedem Missstand in einer Geriatrie, in einem Pflegeheim, passiert jedes Mal dasselbe: Ihr sagt, die anderen skandalisieren, selbst mauert ihr und gebt groß an.

Es wird diesmal auch wieder nicht anders sein! Wir werden wieder einen Bericht aus der Kommission mit ich weiß nicht wie viel Empfehlungen beschließen. Was wird davon umgesetzt werden? Wenig bis nichts oder umgekehrt nichts bis wenig. 

Der Punkt ist: Natürlich kann ich immer appellieren: Übernehmen wir in Zukunft miteinander die Verantwortung. Aber wer übernimmt die Verantwortung für die Vergangenheit? Die Verantwortung für die Vergangenheit und zwar für konkrete Missstände bleibt aus verschiedenen Gründen bei der SPÖ. 

Und ich bringe Ihnen noch einmal das eine Beispiel und da hilft kein Reden wie: Ach wir finden niemanden, das ist alles so schwierig und selbst mit Geld und ich weiß nicht was. Da geht es um eine ganz konkrete Frage. Da geht es um die Frage und der Kontrollamtsbericht hat es dargelegt: Hat aufgrund von Vorfällen der letzten 15 Jahre – Lainz I und Liesing in den 90iger Jahren - die Behörde das Gesetz vollzogen und ist sie ihrer Aufsichtspflicht nachgekommen, „Ja“ oder „Nein“? Der Kontrollamtsbericht ist eindeutig „Nein“! Dafür muss es Verantwortliche geben, entweder politisch Verantwortliche oder beamtete Verantwortliche und daran werden wir Sie in der SPÖ messen! Wir werden Sie daran messen, ob Sie bereit sind, die Verantwortung für Fehler der Vergangenheit zu übernehmen und nicht zu sagen: Ja das ist einer von uns, den haben wir eh in Pension geschickt, aber sonst lassen wir ihn aus dem Kraut. So geht es nicht! Disziplinarverfahren für ein paar Schwestern schon, aber keine politische Verantwortung der politischen Führung! Um den Kaspar und den Hauke ein bissel herumreden und den, der jetzt tatsächlich schon namhaft und dingfest gemacht worden ist, nämlich der ehemalige Leiter der MA 47, der selber gesagt hat: „Ich habe eine Pflichtverletzung begangen, ich kann mich nicht mehr erinnern, ob ich das gemeldet habe, aber vermutlich eher nicht“, den lasst ihr aus dem Kraut! So wird es nicht gehen. Das ist eine eindeutige Pflicht, hier die Verantwortung zu übernehmen und daran werden wir Sie und den Bürgermeister messen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Prochaska.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In aller Kürze: Nach dem Pathos des Kollegen Hundstorfer muss man hier in diesem Saal doch ein bisschen mit dem Langzeitgedächtnis beeindrucken dürfen. 

Auch ich bin der Meinung, dass es darum geht, die Zukunft zu bewältigen, gemeinsam die Zukunft zu bewältigen. Ich halte den Einzelfall auch nicht für geeignet, immer einen Skandal daraus zu machen, aber, Kollege Hundstorfer, auch das Einzeldementi ist dafür nicht geeignet, keinen Skandal daraus zu machen und straft Lügen, wenn Ihr Erstredner heute gesagt hat, es gibt keine politische Verantwortung. 

Es gibt eine politische Verantwortung! Das Pflegewesen ist gekennzeichnet durch eine Kette des Leugnens, des Herumredens, des Abstreitens und - gestatten Sie mir den Wiener Ausdruck - des Herumeierns. Ich habe mir die Mühe gemacht, 25 Jahre zurückzugehen.

Im Jahr 1980 hat die Volkspartei das erste Mal etwas beantragt, was Sie heute als große Erfindung in den Raum stellen, nämlich den Pflegeombudsmann, eine Verbesserung des Beschwerdewesens und den Pflegeombudsmann. Wie lautete die Antwort? Ich habe mir das sehr genau angeschaut. Die Antwort war: Das brauchen wir nicht, weil die Leute einen Beschwerdebriefkasten nicht annehmen und einen Pflegeombudsmann brauchen wir nicht, weil man sich ja in der Hierarchie ohnehin an die richtige Stelle beschweren gehen kann. Na ich wünsch’ viel Vergnügen, wenn Sie sich in Lainz hierarchisch beschweren gehen! Dann war der einzige Kompromiss, dass der Beschwerdebriefkasten bei der Entlassungskanzlei angebracht wird! Die Leute, die Lainz verlassen, werfen keine Briefe mehr ein, meine Damen und Herren! Das haben Sie aber auch schon damals gewusst. 

Ende 1981 - es waren Schlick, Härtel, Flemming - wurde erneut auf Mängel im Pflegewesen hingewiesen. Es war genau am 14. Dezember. Wie haben Sie geantwortet? Das Pflegeheim SMZ Ost wird wunderbar. Die Adaptierung von Baumgarten ist eh schon eingeleitet. Außerdem gibt es eine verstärkte Langzeitabteilung im Wilhelminenspital und die B-Stationen in den Seniorenheimen werden ausgeweitet. Also was brauchen wir Ihre Anträge? Was brauchen wir Ihr Mitwirken, zu dem Sie uns heute so herzlich einladen? 

September 1983 - eine mündliche Anfrage über die Kapazitätsausweitung am Pflegesektor. Sie antworteten mit Versprechungen und mussten in der Anfrage zugeben, dass die finanzielle Bedeckung dafür aber nicht vorgesehen sei. 

Dezember 1983 – erneut Beantragung des Pflegeombudsmanns und von Beschwerdebriefkästen. Antwort: Ein wiederholtes „Das brauchen wir nicht, es ist alles in Ordnung.“ 

Dezember 1986 - Personalprobleme werden in Lainz wegen des steigenden Arbeitsanfalls und wegen vieler bedenklicher Einweisungen eigentlich psychiatrischer Fälle aufgezeigt. Wie war die Antwort? Selbstverständlich gibt es eh laufende Bemühungen, es bedarf des Antrags nicht, die Mängel werden reduziert, es gibt eine Qualitätssteigerung und im Übrigen wird dementiert, dass demente Patienten aufgenommen werden, was nachweisbar nicht gestimmt hat, meine Damen und Herren. 

Februar 1988 - Karl Daller, Hilde Schilling: Pflegepersonalwesensverbesserung. Ihre Antwort: „Das fehlende Personal wird aus den Reserven bedeckt oder durch Verordnung von Mehrleistungen.“ 

April 1988 – Schilling/Rasinger-ÖVP-Antrag betreffend Dienstverpflichtungen und unterschiedliche Vorgangsweisen in Krankenanstalten und Pflegeheimen. Was war Ihre Antwort? „Es kommt zu einer Reduzierung der Wochenstunden durch Umstrukturierungen und außerdem ist eh die Entlastung von hauswirtschaftlichen Tätigkeiten eingetreten. Wir brauchen Ihren Antrag, wir brauchen Ihre Mitwirkung nicht.“ 

März 1989 - wieder Schilling/Rasinger, ein Mängelkatalog und ein Sanierungskonzept: Unzumutbare Umstände für Pfleglinge und Personal, veraltete Einrichtungen, klägliche Sanitäranlagen und so weiter, und so fort und die Anregung, man möge doch auch Privatkleidung vorsehen. Wie lautete Ihre Antwort, meine Damen und Herren? „Im SMZ Ost ist eh alles okay. Auch sonst ist es sehr gelungen. Wir haben ohnehin schon auf 10- bis 12-Bett-Zimmer reduziert. Eine weitere Verkleinerung brächte einen Bettenverlust und eine Verschlechterung der Belüftung und der Beleuchtung und Privatkleidung bedeutet besondere organisatorische Maßnahmen. Wir brauchen Ihre Ideen und Anregungen nicht.“ 

Mai 1989 – Schilling/Franz KARL: Supervision für das Personal. Das war der einzige Antrag, der eine sehr zögerliche und sehr klägliche Zustimmung gefunden hat, aber auch in so rüden Worten, dass man, wenn man nicht genau nachliest, annehmen könnte, dass dieser Antrag abgelehnt worden wäre. 

Juni 89 - Ferdinand Maier/Rasinger zum Bericht der internationalen Expertenkommission mit einer Reihe von gravierenden Mängeln. Der Antrag: Verbesserung der Personalsituation, ein modernes Berufsbild, Imagewerbung, Entlastung von bürokratischen Hilfsdiensten beim Personal, neue alternative Pflegeformen im gewohnten Lebensbereich, also im Wohnbereich - jetzt hat es der Herr Bürgermeister neu entdeckt, wir haben es 89 beantragt -, Nachbarschaftshilfezentren, Verbesserung der räumlichen Voraussetzungen. Sie haben geantwortet: „Es wird ohnehin eine forcierte Aufnahmepolitik vorgenommen. Sie wird fortgesetzt und für alternative Formen wird eine Arbeitsgruppe gegründet.“ Die hat offensichtlich ihre Tätigkeit erst am vergangenen Montag beendet, so wie der Herr Bürgermeister uns das im Kontrollamt beziehungsweise im Ausschuss dann erzählt hat. 

Mai 93 – Rothbauer/Pfeiffer: Investitionsplan für mittel- und langfristige Verbesserungen im Pflegewesen, Bezugnahme auf das § 15-Abkommen Bund-Länder. Antwort der SPÖ: „Dieses bezieht sich nur auf Neu- und Zubauten. Wir denken nicht daran, eine sklavische Befolgung der Richtlinien einzugehen und im Übrigen ist die Budgetentwicklung nicht dergestalt, dass man die Dinge vornehmen könnte.“ 

November 93 - Strukturreform, Schwerpunktverlagerung. 

April 95 - Dringliche Anfrage zum selben Thema. 

März 95 - Pflegeeinrichtung, Qualitätssicherung, Auf-wertung alternativer Einrichtungen. 

Jänner 96 - ich zähle es jetzt nicht mehr auf, weil das nicht mehr Langzeitgedächtnis ist. Daran sollten Sie sich eigentlich selbst noch erinnern können, meine Damen und Herren! 

Für all das gibt es eine Verantwortung, das ist nicht nur passiert! Für all das gibt es von den Stadträten Stacher, Rieder, Pittermann und den Bürgermeistern Gratz, Zilk und Häupl eine Verantwortung! Ich möchte Sie nur daran erinnert haben! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Prochaska: Er hat noch 18 Minuten zum Reden. (GR Godwin Schuster: Aber nein, Serles!) Der GR Serles. Er hat noch 18 Minuten zum Reden.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Ausführungen vom Herrn Kollegen Hundstorfer zwingen zu einer kurzen Replik. Herr Kollege Hundstorfer, Sie haben gemeint, da hätte sich irgendjemand über Krankenstände lustig gemacht. Ich darf Sie korrigieren: Wir haben uns über Krankenstände nicht lustig gemacht. Wir sind über die Anzahl der Krankenstände, über die Dauer der Krankenstände im GZW wirklich entsetzt. 

Ich bringe Ihnen das noch einmal in Erinnerung: Von 1 258 Pflegern gab es im Jahr 2003 38 000 Kranken-standstage. (GR Rudolf Hundstorfer: Ich kenne die Zahlen!) Herr Kollege Hundstorfer! 38 000 Krankenstands-tage! (GR Rudolf Hundstorfer: Ich kenne die Zahlen!) Das heißt, es waren dort täglich 104 Pfleger oder 8 Prozent der gesamten Belegschaft krank. Das ist bestürzend, weil es ein bezeichnendes Licht auf die tiefe Depression des Personals dort wirft. Die Leute, Herr Kollege Hundstorfer, Ihre Leute, um die Sie sich als Gewerkschafter eigentlich hätten kümmern müssen, sind mit den Nerven am Ende! Sie können dort nicht mehr arbeiten! Sie flüchten sich in den Krankenstand und das ist ein bestürzendes Zeugnis Ihrer Tätigkeit, der Politik der SPÖ und des Versagens der Gewerkschaft in Lainz! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und, Herr Kollege Hundstorfer, nicht weil es so lustig ist, sondern weil es so tragisch ist: Sie kennen den O-Ton der Mitarbeiterbefragung in Lainz zum Thema Personalvertretung. Da stehen Dinge drinnen, die unglaublich sind! Da steht drinnen, dass sich die Personalvertretung in Lainz darauf beschränkt, Verkaufsaktionen durchzuführen, Weihnachtsschnulzen zu verkaufen, Kleidung und Schmuck zu verkaufen! (Aufregung bei Herrn GR Godwin Schuster!) Das steht da drinnen, Kollege Schuster! Gewerkschaft und Personalvertretung haben dort einen Handel mit Waren aller Art eröffnet anstatt sich um das zu kümmern, was ihre Aufgabe ist, nämlich die Leute dort ordentlich zu vertreten! 

Kollege Hundstorfer, es ist wirklich (Beifall bei der FPÖ.) schlimm, wie Sie diese Dinge ganz einfach ignorieren. Um es auf den Punkt zu bringen: Das Schreiben der Interessensgemeinschaft des GZW ist Ihnen bekannt, den meisten Mitgliedern dieses Gemeinderats nicht und daher darf ich es hier zitieren. Es wurde an den Herrn Bürgermeister geschrieben und dort steht drinnen, wovor sich die Pfleger und Pflegerinnen in Lainz eigentlich fürchten. Ich zitiere: „Sofort nach dem Bekanntwerden dieses Schreibens, wo Missstände in Lainz beschrieben wurden, wird im GZW und im restlichen KAV, dem Krankenanstaltenverbund, die große Verrätersuche einsetzen, die mehr oder weniger erfolgreich die kritischen und damit auch verdächtigen Mitarbeiter ermitteln und anschließend existenziell vernichten wird.“ 

Das ist der lange Arm der Gewerkschaft, vor dem sich die vielen tausend Bediensteten in Lainz fürchten! Es sind ganz schlimme Zustände. Diese Zustände und nicht nur die pflegerischen Zustände erinnern tatsächlich an Albanien! Das ist Nomenklatura der schlimmsten Sorte! Das ist Kommunismus in Wien und dafür haben Sie die Verantwortung! Die Zahl der Krankenstände spricht eine deutliche Sprache. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ein zweites Mal zum Wort gemeldet ist Herr GR Hundstorfer. 

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Auch hier bitte sich ein bissel besser zu informieren! Die Liste der Personalvertretung, die mir nahe steht, sollte Sie etwas besser informieren, weil die Personalvertretung sie bei der Mitarbeiter... (StRin Karin Landauer: Die Krankenstände sind da auch drinnen. Die stehen da drinnen!) Ich komme dann schon, zu denen komme ich dann schon. 

Die Personalvertretung, die 2001 bei der Mitarbeiterbefragung in Amt und Würde war, ist heute von den Personen her eine ganz andere. Ich bitte, sich besser zu erkundigen, denn glauben Sie wirklich - es hat 2002 eine Wahl gegeben -, dass das Ergebnis der Mitarbeiterbefragung spurlos vorübergeht? Haben Sie wirklich diesen naiven Glauben, dass das spurlos vorübergeht? Erkundigen Sie sich vorher, bevor hier wirklich etwas anderes ist, denn wenn das so wäre, wie Sie es hier sagen, dann hätte es zum Beispiel den Brief von vorhin überhaupt nicht gegeben. Punkt 1.

Punkt 2. Der Kontrollamtsbericht ist vollkommen korrekt, gar keine Frage. Der Kontrollamtsbericht hat nur eine einzige Schwäche und ich werde den Herrn Kontrollamtsdirektor ersuchen, diese Schwäche irgendwie zu korrigieren. Woher sind die 104 Krankenstände? Wie viel Beschäftigungsverbote stecken drinnen, denn Sie wissen das in der Krankenpflege genauso gut wie ich: Kaum hat der Akt der Zeugung stattgefunden, ist das ... (Heiterkeit bei der SPÖ. – GR Dr Wilfried Serles: Sie reden das alles schön!) Aber überhaupt nicht! Ich rede ja überhaupt nicht schön (GR Dr Wilfried Serles: Aber ja, Sie reden das alles schön!), sondern ich versuche nur, Ihnen hier etwas klar zu machen, wo das Problem nämlich auch ist, weil wir zum Beispiel bei den Beschäftigungsverboten das Problem haben, dass die Beschäftigungsverbote nicht sofort nachbesetzt werden (GR Mag Helmut Kowarik: Das sind aber Krankenstände!), während der Karenzurlaub mit Beginn der Schutzfrist sofort nachbesetzt wird. Das Beschäftigungsverbot rennt bei der Stadt Wien normal auf dem Krankenstandstopf. Was soll ich denn tun? Wenn das Beschäftigungsverbot heraußen wäre, was eine langjährige gewerkschaftliche Forderung ist, dann würde ein Teil der Zahlen anders ausschauen und wir könnten vor allem sofort nachbesetzen. Das ist ja das wahre Problem! 

Punkt 3. Ich darf Sie auch einladen, schauen wir uns gemeinsam an, wie wir die Langzeitkrankenstände bei uns und bei den Pensionsversicherungen rascher in Pension bringen können, dann könnten wir auch einen Teil des Problems lösen. (StRin Karin Landauer: Das kann doch nicht Ihre Antwort sein! Das ist ja ungeheuerlich! Das ist ja ungeheuerlich! – Aufregung bei der FPÖ. - Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. (StRin Karin Landauer: Das gibt es ja nicht! Das ist ja ungeheuerlich! – Weitere große Aufregung bei der FPÖ.) 

Ich sehe... (StRin Karin Landauer: Das kann doch wirklich nicht die Antwort sein! Das gibt es ja nicht!) Wir sind...Frau Kollegin, wir sind mitten in der Abstimmung!

Ich bitte um ein deutliches Zeichen. – Danke, das ist einstimmig. (GR Harry Kopietz: Bei der FPÖ liegen die Nerven blank!)

Es gelangt nunmehr Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 3. Gemeinderats-subventionsliste 2004.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlungen einzuleiten. (GR Franz Ekkamp: Es gibt keine Wortmeldung!) Ach so, entschuldige, zum Wort ist niemand gemeldet.

Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die bei der getrennten Abstimmung dem Verein Wiener Wohnberatung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen von FPÖ und GRÜNE beschlossen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Rest der Subventionsliste zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Der Rest ist einstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 31 der Tages-ordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7578 im 6. Bezirk.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Ramskogler, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Poststück.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Maria Vassilakou. (GR David Ellensohn: Nein! – GR Günter Kenesei: Nein, schon lange gewechselt!) Ich bitte den Herrn GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nach einigen Stunden Debatte über Geriatrie, Skandal oder nicht Skandal, falsche oder richtige Vorgangsweise verschiedener handelnder Personen rund um die Kontrollamtsberichte zu Lainz kommen wir zu den Tagesordnungspunkten, die Flächenwidmungen betreffen.

Dieser Tagesordnungspunkt hat ja heute schon zu Beginn der Sitzung für einiges an Diskussion gesorgt, da die sozialdemokratische Fraktion beziehungsweise der 1. Vorsitzende des Gemeinderats zur Auffassung gelangt ist, dass der Herr BV Blimlinger aus dem 7. Bezirk zu einem Geschäftsstück, das die Mariahilfer Straße im 6. Bezirk betrifft, hier und heute nicht das Wort ergreifen kann.

Ich möchte aber jetzt nicht nochmals die Debatte führen, warum und welche Argumente dafür oder dagegen sprechen, dass der Kollege Blimlinger hier hätte sprechen dürfen, sondern ich möchte vielmehr auf den Inhalt und auf das Plandokument selbst zu sprechen kommen.

Das Plandokument selbst sieht vor, dass im oberen Teil der Mariahilfer Straße angrenzend an den Gürtel nunmehr die Möglichkeit besteht, eine Geschäftsstraßenwidmung umzusetzen. Eine ähnliche Geschäftsstraßenwidmung haben wir vor knapp zwei Jahren bereits für einen Teil der Mariahilfer Straße im 7. Bezirk gehabt und können uns teilweise sowohl die Auswirkungen als auch die daraus entstandenen Probleme durchaus ansehen. 

Interessant war, dass auf Grund vieler Gespräche zwischen der Bezirksvorsteherin im 6. Bezirk, der Frau Kaufmann, und dem Bezirksvorsteher im 7. Bezirk, Herrn Mag Blimlinger, es so weit gekommen ist, dass durch Abwägen verschiedener Standpunkte und Pro und Kontras der 6. Bezirk einstimmig zu dem Beschluss gekommen ist, dieser Geschäftsstraßenwidmung nicht zuzustimmen. 

Ich kann Ihnen hier ein paar Gedanken des Bezirksvorstehers des 7. Bezirks, BV Blimlinger, näher bringen, die er Ihnen heute hier erklären wollte. Der Kollege Neuhuber hat es schon gesagt, er hätte gerne die Argumente gehört, die der Kollege Blimlinger hier vorbringen wollte. 

Er geht davon aus und wir als GRÜNE gehen davon aus und die gesamte Bezirksvertretung des 6. Bezirk ist dieser Stellungnahme gefolgt, dass ein komplexes Problem wie es die Mariahilfer Straße darstellt, nämlich an beiden Seiten, eine komplexe Lösung erfordert. Das Problem, das derzeit von der Stadtplanung und den handelnden Personen hier im Haus verfolgt wird, ist, dass seitens der Stadt Wien das Glück leider eher in einer sehr eindimensionalen Sicht gesucht wird. Es schaut fast so aus, als müsste man oder wollte man mit aller Gewalt gegen andere Shopping-Center, speziell solchen, die sich nicht in Wien befinden, konkurrenzfähig sein. Man ist erst dann schlussendlich glücklich, wenn die Mariahilfer Straße ein Vienna Center Shopping Walk geworden ist, wobei hier übersehen wird, dass wir uns in einem urbanen Bereich bewegen, der gerade von kleinen, nischenartigen Strukturen, von einem Klein- und Mittelgewerbe und Handel gemischt mit großen Betrieben, aber vor allem von Lokalen und Einkehrmöglichkeiten lebt. 

Vor allem aber unterscheidet sie sich von allen anderen Shopping-Centers in Wien oder jenseits der Landesgrenze, dass hier auch in einem relativ großen Umfang noch Wohnbevölkerung vorherrscht. Gerade das ist es, wo wir eine große Gefahr und ein großes Problem sehen, dass der Fokus in Richtung Geschäftsstraße und Einkaufszentren die Substanz der Urbanität und der Möglichkeiten der Wohngestaltung hintan stellt beziehungsweise langfristig verdrängen wird.

Die Qualität der Straße ist unbestritten: Große Frequenz bringende Geschäfte einerseits, lokale Einkehrmöglichkeiten auf der anderen Seite und nicht zuletzt vielfältige kleine, spezialisierte Geschäfte machen Qualität aus. Gerade diese Kombination der Mariahilfer Straße - das ist nämlich in der Stellungnahme des 6. und 7. Bezirks drinnen gewesen - macht natürlich auch das Konfliktpotential aus. Auf der einen Seite natürlich Geschäftsinteressen, aber auf der anderen Seite natürlich die Interessen der Wohnbevölkerung, hier noch eine funktionierende Nahversorgung in wesentlichen Bereichen ihres Lebens vorzufinden. 

Was mich an der gesamten Vorgangsweise der Sozialdemokratischen Fraktion hier im Haus und der Stadtplanung besonders stört, ist dass auf die Argumente, die von Seiten des 6. Bezirks gekommen sind und mit zwei einstimmigen Beschlüssen gegen dieses Plandokument dokumentiert sind, in keinster Weise eingegangen wurde. Jetzt denke ich mir immer: Mein Gott, in Wien geht es uns ja eh gut. Wir haben Bürgerbeteiligungsverfahren, wir machen Bürgerversammlungen und es gibt in vielen Bereichen dieser Stadt die Agenda 21, wo über lokale Probleme mit den Bürgerinnen und Bürgern gesprochen und versucht wird, gemeinsam einen Konsens zu finden. 

Und dann gibt es eine gewählte Bezirksvertretung im 6. Bezirk, wo insgesamt zwei Mal ein einstimmiger Beschluss gegen dieses Plandokument gefasst wird - und in Wirklichkeit ist das Einzige, was die SPÖ Wien und die zuständigen Dienststellen machen: Nicht einmal ignorieren. Es wurde in keinster Weise auf irgendein Argument sowohl der Bezirksvertretung im 6. Bezirk als auch der einzeln vorgebrachten Einsprüche und Argumente aller anderen, sowohl Bewohner als auch politischer Parteien als auch der Frau Bezirksvorsteherin eingegangen und das ist ja irgendwie skurril. 

Ich rede jetzt nicht für den 7. Bezirk, wo es einen Grünen Bezirksvorsteher gibt. Dass sich da die GRÜNEN in die Bresche hauen, das ist fast verständlich. Ich rede vom 6. Bezirk, von der Frau Renate Kaufmann, Bezirksvorsteherin der Sozialdemokratischen Fraktion und ich gehe davon aus, dass sie auch Mitglied dieser Partei ist. Nicht nur, dass sie hier nicht spricht (darf?) und nicht einmal, dass mit ihr halbwegs normal umgegangen wird so wie mit allen anderen Bürgern dieser Stadt, die zumindest einen Brief mit der Mitteilung zurück bekommen: Ja, wir haben Ihre Stellungnahme erhalten und wir werden Sie dann halt davon informieren, was rausgekommen ist. Nein, ignorieren! Die sollen im 6. Bezirk machen, was sie wollen! Die können beschließen, was sie wollen! Die können tun, was sie wollen! Wir nehmen es einfach nicht zur Kenntnis. Wir – das ist jetzt der StR Schicker mit seiner Sozialdemokratischen Fraktion und allen handelnden Personen, die davon betroffen sind. 

Also was soll sich jeder einzelne Bezirksbürger, jeder einzelne gewählte Mandatar, jede einzelne Bürgerinitiative bei einem Bürgerbeteiligungsverfahren, alle Mitwirkenden bei einer Agenda oder sonstwo denken, wenn nicht einmal auf ein Paket gut gemeinter Ratschläge, guter Fragen, Argumente und Vorschläge, die ein Bezirk zwei Mal einstimmig beschließt, eingegangen wird? Null, nichts gibt es dazu! Wir machen das, denn es ist halt so, denn wir sind da herinnen eh eine Mehrheit und wir beschließen das. Ich würde mir wünschen, dass irgendwer auf der Rednerliste stehen würde, aber es redet nicht einmal wer was dazu oder habe ich eine falsche Liste und es spricht noch wer dazu? (GR Godwin Schuster: Valentin!) Entschuldigung, gut, dann werde ich mir die guten Argumente des Redners der Sozialdemokratischen Fraktion anhören. 

Was ist da passiert? Offensichtlich handelt es sich hier, ich weiß nicht, um einen persönlichen Konflikt mit der Frau Bezirksvorsteherin. Ist man böse auf sie wegen ich weiß nicht Esterházypark? Ich habe keine Ahnung, was dort passiert ist. Oder teilt man ihr mit so einem Beschluss einfach mit, dass man auf die Meinung des Bezirks keinen Wert legt, dass das eh super ist, was die SPÖ hier im Rathaus tut und die SPÖ und alle anderen Fraktionen im Bezirk offensichtlich keine Ahnung davon haben, wie das in dieser Stadt zu funktionieren hat. 

Ich hätte mir hier und heute zumindest eine Diskussion erwartet, an der die Bezirksvorsteherin des 6. Bezirks und unserer Meinung nach auch der Bezirksvorsteher des 7. Bezirks teilnehmen, weil hier genügend Erfahrungswerte vorliegen, wie sich diese Geschäftsstraßenwidmung auswirkt, durchaus unterschiedlich und mit Argumenten und Anregungen. (GR Godwin Schuster schüttelt den Kopf.) Ja Kollege Schuster, mit Argumenten und Anregungen und darum verstehe ich es ja überhaupt schon nicht, warum die SPÖ so darauf gedrängt hat und sich schlussendlich durchgesetzt hat, dass der Kollege Blimlinger nicht reden darf. Er hätte nämlich durchaus auch Argumente gefunden, wie man in Summe mit dieser Geschäftsstraßenwidmung... (GR Godwin Schuster: Ihr habt eine ganze Nacht immer auf die Geschäftsordnung gepocht!) Wie? (GR Godwin Schuster: Ihr habt eine ganze Nacht immer auf die Geschäftsordnung gepocht, der Christoph Chorherr: „Im Übrigen sind Vereinbarungen einzuhalten!“) Ja, im Übrigen sind Vereinbarungen einzuhalten. (GR Godwin Schuster: Wir haben in der Geschäftsordnung eine ganz klare Vereinbarung!) „Im Übrigen sind Vereinbarungen einzuhalten“ - das ist ein Stehsatz. (GR Godwin Schuster: In der Geschäftsordnung haben wir eine ganz klare Vereinbarung!) Ja, ihr... Schau, wir können jetzt über den Begriff „Was ist mittelbar?“ philosophisch diskutieren. Ich weiß nicht, hat ein Bezirksvorsteher auch ein Schauverbot über die Mariahilfer Straße hinüber? Darf man auch nicht in den anderen Bezirk hinüber schauen oder sich mit der Thematik auseinander setzen oder wollt ihr einfach die Argumente... Du sagst selbst „nicht so schlechte Erfahrungen“. Na dann hätten wir ihm diese nicht so schlechten Erfahrungen hier und heute im Gemeinderat darlegen lassen! Vielleicht hätte er in dem einen oder in dem anderen Punkt eine durchaus interessante Information liefern können.

Ich vermisse aber auch, und das tut mir persönlich sehr Leid, die Argumentation oder das Statement der Frau Kollegin Kaufmann, die durchaus als Bezirksvorsteherin des betroffenen Bezirks - und ich gehe einmal davon aus, dass sie nicht aus Jux und Tollerei zwei Mal einen einstimmigen Beschluss gefasst haben, sondern dass sie sich dabei etwas gedacht haben. Also soweit schätze ich die Frau Kollegin Kaufmann und ihre Kolleginnen und Kollegen im 6. Bezirk ein, dass das nicht irgendwie eine Kasperltheatergeschichte gewesen ist, sondern dass die gesagt haben: Nein, aus den und den Argumenten wollen wir das nicht. Und nicht einmal das ist geschehen!

Ich kann so eine Beschlusslage, die sich hier und heute ergibt, einfach nicht nachvollziehen. Ich kann es nicht nachvollziehen, weil einfach sowohl aus dem Akt als auch von allen anderen Diskussionspunkten, wenn man sie geführt hat, kein klarer und deutlicher Hinweis gekommen ist, warum das dort jetzt so sein muss und warum man sich über diese Bezirksinteressen hinwegsetzt. Ich hoffe und erwarte mir dazu vielleicht noch das eine oder andere klärende Wort. Ich kann es aber fast nicht glauben, denn wenn der Bezirk hier zwei Mal einstimmig eine klare Haltung abgibt, dann, glaube ich, ist das Signal genug, auch für uns hier, gemeinsam noch einmal nachzudenken, ob dieser Vorschlag, der hier gemacht wird, tatsächlich ein richtiger ist! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich kann für meine Fraktion in der Folge jetzt aufklären, wieso wir diesem Geschäftsstück heute zustimmen werden. Der Kollege Valentin wird das dann für die Sozialdemokratie tun. 

Kommen wir noch einmal zum Inhalt des Geschäftsstücks, des Plandokuments, zurück. Wir setzen heute also für einen wirklich sehr kleinen Teil der Mariahilfer Straße, nämlich zwischen Mariahilfer Gürtel und Stumpergasse, die Möglichkeit der Geschäftsstraßenwidmung fest. Das heißt, der größte Unterschied zu der bisher herrschenden Rechtslage ist der, dass man dort in Zukunft Einkaufszentren und Geschäftsflächen mit mehr als 2 500 Quadratmeter Flächen wird bauen können. Jetzt ist das, wie gesagt, ein relativ kleines Gebiet und ich war dieser Tage noch einmal dort und habe es mir von der Geschäftsstruktur her ganz genau angesehen. Kollege Kenesei, wenn du willst, ich kann dir dann die Fotos geben. 

Es sind dort eigentlich nur zehn kleinere Geschäfte im Altbau und im Altbau wird es auf Grund der Mietrechte, der Häuserstruktur überhaupt sehr, sehr schwer sein, ein Einkaufszentrum zu bauen Also, dort ist nicht die Gefahr, dass eine zweite Lugner-City entsteht. Das ist unrealistisch. Das wird bei den Altbauten zumindest in absehbarer Zeit nicht der Fall sein. Im Wesentlichen betrifft diese Widmung wahrscheinlich die beiden Neubauten, also die Mariahilfer Straße 121b und die 123er. Dort drinnen gibt es keine Wohnungen, das sind reine Bürohäuser. Da wird keine Wohnbevölkerung vertrieben, sondern es geht im Wesentlichen um diese zwei Häuser und um zukünftige Neubauten. Man kann dort keine großen Stand-alone-Lösungen eines riesigen innerstädtischen Einkaufszentrums schaffen, sondern ohnehin nur kleinere Lösungen. 

Also es wird gar nicht so viel geschehen, wiewohl ich gleich dazu sage, dass wir auch bei zukünftigen Plandokumenten, die die Mariahilfer Straße und vielleicht den 6. Bezirk betreffen, mit hoher Wahrscheinlichkeit für eine Geschäftsflächenwidmung sind. 

Die Wohnzone, weil du heute gesagt hast, der Bezirk muss fürchten, dass die Wohnbevölkerung ihre Behausungen verliert, ist weiter gültig, nur für Neubauten ist sie außer Kraft gesetzt. Also zu Vertreibungen oder zu Umwidmungen im Altbau kann es sowieso nicht kommen. 

Warum sind wir für diese Widmung, meine Damen und Herren? Ich glaube, wir sind uns ja alle einig, dass die Geschäftsstraße Mariahilfer Straße in den letzten Jahren eine Erfolgsstory war. Wir alle kennen die Mariahilfer Straße wie sie vor zehn Jahren während des U-Bahn-Baus war. Da hätte kaum mehr jemand, auch in der Immobilienwirtschaft, sehr viel Geld draufgesetzt. Das war alles sehr unsicher. Wir wussten nicht, wie sich das weiter entwickelt. Kommt die Mariahilfer Straße noch einmal hoch oder nicht? Und ich muss sagen, sie hat sich ganz prächtig entwickelt. Sie ist heute, wenn wir uns das genauer ansehen, von den Zahlen her mit ungefähr 136 000 Quadratmeter Einkaufsfläche ungefähr gleich groß - um die Dimension zu zeigen - wie die gesamte Wiener City und sie ist nur unwesentlich kleiner als die Shopping City Süd mit Hauptteilen und Nebenteilen und Cinema und Fachmarktzentren. Sie ist neben der Wiener City und der Shopping City eigentlich im Raum Wien das einzige echte überregionale - wenn du so willst - Einkaufszentrum, das es ja jetzt schon ist, das auch über die Landesgrenzen hinaus Attraktivität ausstrahlt und Kunden anzieht. 

Sie hat eine Riesenbedeutung jetzt nicht nur für den 6. oder 7. Bezirk, sondern für ganz Wien und ist auch in der Kaufkraft und im Mittelzufluss an ganz hervorragender Stelle. 

Warum ist denn das so? Das ist so, weil die Mariahilfer Straße eine kritische Masse hat, die sie attraktiv macht. Sie hat eine kritische Masse und sie hat die Möglichkeit - ganz im Gegensatz übrigens zur Wiener City, zur Innenstadt -, größere Geschäftsstrukturen durch Neubauten zuzulassen. Du kriegst einen Flagshipstore von Benetton heute nicht unter 2 500 Quadratmeter hin. Das geht einfach nicht. Deshalb haben wir auch gerade in der Innenstadt das Problem, dass wir einzelne Branchen, die wir gerne hätten - ich nehme zum Beispiel nur Multimedia oder Sport -, gar nicht mehr ansiedeln können, weil wir die Flächen nicht zur Verfügung haben. Gott sei Dank haben wir einstweilen wieder einen Multimediahändler im Steffl auf der Kärntner Straße, auch ein Neubau. Dort ist es halt auf einigen Geschoßen möglich. (GR Günter Kenesei: Nicht mehr lange!) Na vielleicht nicht mehr lang, aber an sich würden wir es von der Geschäftsstruktur her brauchen. 

Also die Mariahilfer Straße bietet genau diese Möglichkeit, große Massen zu erzeugen, einzelne Flagshipstores. Wenn du heute die Neubaugasse und die Seitenstraßen anschaust, so ist das ja nicht eine Aneinanderreihung nur von großen Ketten, sondern hier finden wir immer wieder dazwischen auch noch die kleinteilige Struktur, also die kleinen Gewerbetreibenden. Die leben aber alle von der Vielfalt. Die können alleine auch nicht mehr leben, denn sonst würden sie das Schicksal vieler anderer mittlerer oder kleiner Einkaufsstraßen teilen, die nämlich schön langsam aussterben. Die Landstraßer Hauptstraße hat im Wesentlichen auch nur deshalb überlebt, weil es die „Galleria“ gegeben hat und weil die das Ganze wieder mit hochgezogen hat. 

Deshalb sind wir ja auch kontra unsere eigene Bezirksorganisation, die da vielleicht eine andere Argumentation haben mag und für dieses Aktenstück, weil wir der Meinung sind, dass diese Geschäftsstraßenwidmung der Mariahilfer Straße hilft. Sie hilft der Wohnbevölkerung, sie vernichtet nichts und sie hilft insbesondere den kleinen Gewerbetreibenden zu überleben. Sind wir alle froh, meine Damen und Herren, dass wir die Mariahilfer Straße, so wie sie heute ist, haben. 

Und noch ein letztes: Dieser Teil der Mariahilfer Straße, über den wir heute reden, ist der eher weniger belebte. Da gibt es ja bei den Passantenfrequenzen Riesenunterschiede zwischen mittlerer, unterer und oberer, die teilweise gleich um das Doppelte und mehr divergieren. Die größte Frequenz haben wir im Bereich der Neubaugasse und des Generali-Centers mit bis zu 60 000 Passanten pro Tag. Das nimmt dann dramatisch hinauf- und hinuntergehend ab. Ab Stafa beginnt dort dann eigentlich schon die relativ tote Zone. Das heißt, die müssen froh sein, wenn das belebt wird und wenn das in einigen Jahren vielleicht der boulevardähnliche Teil einer neuen Gesamtlösung ist, der Übergang zur Äußeren Mariahilfer Straße und eingebunden natürlich auch in die gesamte Lösung rund um den Westbahnhof. 

Ich halte es deshalb für völlig richtig und gut, dass wir diese Geschäftsstraßenwidmung zulassen und wir werden diesem Geschäftsstück deshalb auch zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR VALENTIN. Ich erteile es ihm. 

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bevor ich auf die inhaltlichen Fragen der Mariahilfer Straße und die Widmung eingehe, die ich im Übrigen für eine maßgeschneiderte Widmung halte, möchte ich kurz über die formalen Dinge sprechen. 

Zum einen hat Kollege Kenesei gesagt, dass es keine ausreichende, er hat sogar gemeint keine Kommunikation mit dem Bezirk gegeben hätte. Das ist richtig. Der Bezirk hat zwei Mal das Geschäftsstück, die Widmung, abgelehnt und hat dann auch noch im Bezirk den zweiten Beschluss, den Beharrungsbeschluss, einstimmig gefasst. Eine Kommunikation im Zuge des Verfahrens ist zwischen der Fachdienststelle und dem Bezirk dann gegeben, wenn Argumente kommen. Das heißt, wenn beispielsweise ein Bezirk sagt, in dem Straßenzug kann ich mir keine Bauklasse III vorstellen, sondern aus diesen und jenen Gründen Bauklasse II oder einen Durchgang einfordert oder die Flächenwidmung in einem anderen Bereich beispielsweise in eine Verdichtung oder eine Verdünnung abändern möchte. 

Das Problem im institutionalisierten Dialog mit dem 6. Bezirk bestand darin, dass der 6. Bezirk keine Veränderungen oder keine Anträge zur vorliegenden Flächenwidmung gemacht hat, sondern diese grundsätzlich abgelehnt hat. Der 6. Bezirk hat beispielsweise nicht gesagt, dass er sich in der Front der Mariahilfer Straße eine andere Widmung wünscht. Er hat gesagt, das vorgelegte Widmungsdokument, so wie es eben vorgelegt wurde, möchte er nicht, ohne Begründung. Sie können sich das im Akt ansehen. Darum ist es auch nicht möglich, dass die Fachdienststelle Argumenten, die einfach nicht gestellt worden sind, ein Gegenargument gegenüberstellt. 

Was falsch ist, ist wenn man daraus den Schluss zieht, dass mit der Frau Bezirksvorsteherin und mit anderen Mitgliedern der Bezirksvertretung kein Kontakt gepflogen worden ist. Ganz im Gegenteil. Es hat eine lange, lange Diskussion über die sehr berechtigten Ängste der Frau Bezirksvorsteherin gegeben. Ängste, bei denen wir meinen, dass sie durch die vorliegende Flächenwidmung nicht nur nicht gegeben sind, sondern sogar auszuschließen sind. Das zu dem einen. 

Und zum Zweiten. Ich bin sehr dafür und ich hoffe, Sie kennen mich auch als einen Mandatar dieses Hauses, der sich vor Demokratie nicht fürchtet und der sich auch nicht vor einem sachlichen Dialog fürchtet und es auch gut findet, dass Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher in diesem Haus das Wort ergreifen dürfen. Nur wenn ich mir den Passus in der Verfassung, in der Geschäftsordnung, ansehe, dann steht dort „In Angelegenheiten des Bezirkes“ und das ist in unserer Verfassung geregelt. Nicht zuletzt auch in der Begrifflichkeit der Dezentralisierung, wo explizit aufgelistet ist, was die Angelegenheiten des Bezirks sind. Die Angelegenheit des 7. Bezirks ist ganz sicherlich nicht die Flächenwidmung des 6. Bezirks. Das ist in unserer Verfassung so nicht definiert. Wir können uns darüber unterhalten, dass wir das in Zukunft wollen. Setzen wir uns zusammen und diskutieren wir, ob da jetzt ein weitergehendes Anhörungsrecht und Diskussionsrecht der Bezirkvorsteher gewünscht ist. Aber nach unserem jetzigen Rechtsstand - und das ist nicht Interpretation, weil die Angelegenheiten der Bezirke in unserer Verfassung definiert sind, nicht zuletzt auch in der Dezentralisierung - ist das explizit nicht beinhaltet. Das heißt, das ist nicht böser Wille. Das ist nicht ein Nicht-anhören-Wollen von Argumenten, sondern das ist ganz im Gegenteil eine Durchflutung der Verfassung mit Leben und es sind einfach die gelebten demokratischen Spielregeln, die wir uns selber gegeben haben. (GR Kurth-Bodo Blind: Gelebte demokratische Spielregeln!) 

Und jetzt, meine Damen und Herren, zum sachlichen Bereich. Ich stimme Ihnen zu und auch der Kollege Blind wird mir da sicherlich Recht geben, dass die Mariahilfer Straße als Nummer 1 der Geschäftsstraßen in Wien gesehen werden kann. Ich sage dazu, das war nicht immer so. Wenn ich mich an die Debatten rund um den U Bahn-Bau erinnere und was man uns da vorgeworfen hat, dass gerade die Bautätigkeit dort nicht geholfen hätte, so ist genau das Gegenteil passiert. 

Wir haben in der Mariahilfer Straße eine Struktur, die so geartet ist, wenn ein Fremder wahrscheinlich einen Portier um den Rat fragt, in welcher Straße man einkaufen soll, was die Einkaufsstraße Nummer eins in Wien ist, dann wird ganz sicher in den meisten Fällen die Mariahilfer Straße genannt. 

Warum hat die Mariahilfer Straße diesen Status? Wie der Kollege Neuhuber richtig gesagt hat, weil es einen interessanten Mix hat, einen Mix, der mittelgroße bis große Betriebe vorsieht, die interessantes Klientel in größerem Maße heranbringen, auf der anderen Seite Klein- und Mittelbetriebe, die sich als Spezialisten betätigen und nicht zuletzt auch das, was der Kollege Kenesei eingefordert und beschrieben hat, nämlich jede Menge von Plätzen, die zum Verweilen einladen, Gastronomie, kleinere Nahversorger, die unter anderem die geschätztermaßen 3 000 bis 4 000 Menschen versorgen, die direkt in der Mariahilfer Straße leben, nicht diejenigen mitgerechnet, die in den hinteren Vierteln ihr Zuhause finden. 

Wenn Sie sich erinnern, wir haben in dem anderen Bereich der Mariahilfer Straße, nämlich im Bereich des Gerngroß, vor einigen Jahren eine Bausperre verhängt. Wir haben diese Bausperre deshalb verhängt, weil die Stadt und die Stadtverantwortlichen gemeinsam mit dem Bezirk gesagt haben, das ist ein Bereich, wo die Gefahr droht, dass Geschäftsinteressen, die wir in der Mariahilfer Straße wollen, aber die dort wesentlich stärker als erwartet sind, die dortige Wohnbevölkerung verdrängen. Wir waren uns darin einig, dass wir die Wohnbevölkerung und das Gut-wohnen-Können in der Mariahilfer Straße so hoch bewerten, dass wir ausufernden Geschäften Einhalt geboten haben. Wir haben damals gemeinsam gesagt, wir wollen eine Bausperre. Dann haben wir, die MA 18 gemeinsam mit der Kammer, diskutiert, wie man den Geschäftsstraßen einen Status verleihen kann, der es ermöglicht, dass es keinen Abfluss in die dezentralen, am Stadtrand liegenden Einkaufszentren gibt und da wurde eine lange Liste von Dingen gefunden und erarbeitet. Dann hat es die Diskussion gegeben, besonders im 7. als auch im 6. Bezirk, wo diese gemeint haben, ob das nicht ein Instrumentarium sei, das die Geschäftsleute und die Ansiedelung von großen Geschäften zu sehr bevorzugen wird. Daraufhin wurde eine, ich würde fast sagen, maßgeschneiderte Widmung geschaffen, eine Geschäftsstraße leicht, eine Softlösung einer Geschäftsstraßenwidmung, die sehr wohl die Wohnbedürfnisse inkludiert. Es wurde weiters gesagt, dass man Geschäftsstraßen etagenweise widmen kann. 

Im gegenständlichen Fall geht es um drei Etagen. Hier sollen, genauso wie im 7. Bezirk, wo das vor zwei Jahren gewidmet worden ist, drei Etagen Geschäftsstraßen gewidmet werden und darüber weiterhin Wohnzone.

Man hat, was wichtig ist für die Mariahilfer Straße, auch gesagt, man kann die Trakttiefe dimensionieren. Im gegenständlichen Fall wird 40 Meter gewidmet. 40 Meter ist bei Weitem nicht einmal ein Drittel von dem, was zwischen der Mariahilfer Straße und beispielsweise der Gumpendorfer Straße liegt. Wir haben Trakttiefen in der Mariahilfer Straße, wo es bis zur Gumpendorfer Straße geht. 

Das heißt, wir haben sehr bewusst dieses Mittel der reduzierten Widmung einer Geschäftsstraße gewählt, um zu ermöglichen, dass interessante Geschäfte zuziehen, aber gleichzeitig zu verhindern, dass die dort Lebenden unter Pression gelangen. Wir haben damit das Ergebnis, dass die Mariahilfer Straße zum einen den erfolgreichen Weg weitergehen kann, auf der anderen Seite über dem dritten Geschoß, aber auch in der Trakttiefe nach dem 41. Meter der Wohnbevölkerung Priorität gegeben wird.

Schon 1994, meine Damen und Herren, haben wir mit dem STEP die Mariahilfer Straße als einen besonderen städtischen Mittelpunkt gesetzt, gerade weil wir damit verbunden haben, dass hier besonders in Richtung Handel und Gewerbe gegangen werden soll. Mit dieser Veränderung der Bauordnung in der Widmung "dosierte Einkaufsstraße" wird auch den Notwendigkeiten des Wohnens Rechnung getragen. Es ist auch klar, wenn auf der einen Straßenseite diese Widmung ist, dass die gegenüberliegende Straßenseite mit der gleichen Struktur eine ähnliche bis gleiche Widmung erhalten soll.

Wenn, meine Damen und Herren, gefragt wird, wie es weitergehen soll, so ist dieses Instrument für die restliche Mariahilfer Straße, aber auch für andere Straßenzüge sicherlich ein ideales Mittel, um die Geschäftstätigkeit zu stärken und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass die Wohnbevölkerung, die für viele Geschäfte besonders wichtig ist, weiterhin verbleiben kann.

Ich glaube, wir haben eine Diskussion gehabt, wo man zur Kenntnis nehmen muss, dass der Bezirk zu einer anderen Meinung gekommen ist, wo man allerdings nach einer sehr intensiven und sachlichen Prüfung auch sagen muss, dass den Befürchtungen des Bezirks Rechnung getragen worden ist, dass Gegenmaßnahmen gesetzt worden sind und dass gerade das, was die Frau Bezirksvorsteherin befürchtet, durch diese Widmung nicht passieren kann.

Dann muss man ein Letztes sagen: Stadtentwicklung ist etwas Übergeordnetes und da werden wir auch demokratiepolitisch damit leben müssen, dass ein Organ wie der Wiener Gemeinderat fallweise anders entscheidet als das eine Bezirksvertretung tut. Dann aber sollte davor eine intensive Diskussion erfolgt sein. Diese hat es gegeben. Schließlich soll man alle Argumente würdigen. Auch das ist in diesem Fall passiert. 

Deshalb kann ich Sie nur auffordern, sich in diesem Falle bei der Abstimmung genauso wie die Sozialdemokraten zu verhalten und in der Verantwortung für die Wohnbevölkerung, aber auch für die Geschäftsleute, die in der Mariahilfer Straße tätig sind, diese Widmung zu beschließen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Madejski. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es kann nicht unwidersprochen bleiben, was die Genossen Valentin und Neuhuber hier in gemeinsamer Eintracht von sich gegeben haben. Die Mariahilfer Straße ist – das hat der Kollege Kenesei schon in seinem Eingangsstatement gesagt und ich kann mich dieses Mal nur anschließen – deswegen die Einkaufsstraße von Wien, weil es dort eben ein gemischtes Gebiet von Wohnen, von Geschäften, Unterhaltung und Gastronomie gibt, was manche Shoppingcenter und Großeinkaufshäuser nicht bieten. Deswegen ist die Mariahilfer Straße an sich die Geschäftsstraße Wiens.

Der Kollege Strobl schüttelt den Kopf, aber ich glaube, er hat auch nicht so viel Ahnung. Nur diesmal ist er einer Meinung ist dem Herrn Kammerpräsidenten Nettig, der, ich hoffe, nicht wegen dem Fall zurückgetreten ist oder nicht zurücktritt, sondern vielleicht wegen etwas anderem. Für mich vollkommen unverständlich ist die Funktion und die Argumentation der Wiener Wirtschaftskammer. Ich darf Ihnen sagen, was ich nämlich nicht verstehe. Im letzten Stadtentwicklungskommissions-Arbeitsausschuss ist hinter mir der Vertreter der Wiener Wirtschaftskammer gesessen. Wir haben uns dort über die Überbauung des Westbahnhofs unterhalten. Da haben wir mitbekommen, dass dort ein relativ großes Gewerbegebiet kommen wird. Hier hat der Kollege der Wiener Wirtschaftskammer gesagt, eigentlich haben wir in Wien ohnedies viel zu viele Flächen und es wird schwierig werden, in diesem Gebiet diese Flächen, seien es die Handelsgeschäfte, Gewerbebetriebe oder Großketten, unterzubringen. Dazu muss ich schon sagen, wenn wir ohnedies schon so viele Flächen haben, wieso gehe ich dann her und beglücke mit Zwang plötzlich die Leute, die in einem Gebiet wohnen, das in Wirklichkeit vor dem U‑Bahn-Bau und nach dem U‑Bahn-Bau, nämlich Stafa und Gürtel, eigentlich nie das Geschäftszentrum war, sondern es war alles Richtung Innenstadt? 
Herr Kollege Valentin, wenn Sie sagen, der Absiedlungsdruck ist dort so groß, frage ich Sie, welcher Absiedlungsdruck? Ich hätte dort an sich, wenn ich oben wohne, gerne eine schöne Wohnung, überhaupt keine Frage. Wieso ist dort ein Absiedlungsdruck? Der wird kommen, wenn Sie Ihre Geschäfte dort widmen. Der wird sicher kommen, wenn ich im Keller, Erdgeschoß und ersten Stock durchgehende Geschäftsflächen schaffe.

Das mit der Blocktiefe ist auch ein Schmäh. Schauen Sie sich den Gerngroß an! Dort ist auch nicht alles gewidmet. Aber wenn dort Geschäfte hineinkommen, miete ich mir, Kollege Neuhuber, das müssen Sie aber auch wissen, als Großer doch nur ein Geschäft, wenn ich eine Zufahrt, eine Parkplatzmöglichkeit und vor allem Anliefermöglichkeiten habe. Da kann ich durch den Block von der anderen Seite jederzeit zufahren. Also das schaue ich mir doch an, wenn Sie jetzt mit der Blocktiefe daherkommen und sagen, es ist ohnedies alles wunderbar geregelt! 

Noch etwas, Kollege Valentin, das Wort der gelebten Demokratie sollte gerade heute die Sozialdemokratie nicht so vollmundig benützen, denn gelebte Demokratie heißt für mich nicht Abstimmungsmaschinerie hier, sondern Überzeugung in den Bezirken. Sie können mir nicht sagen, dass das nicht Ihre Parteifreunde, weder im 6. noch im 7. Bezirk sind, die dort regieren. Zwei Bezirke haben die gleiche Meinung, bringen die gleichen Argumente und Sie fahren einfach drüber! (GR Godwin Schuster: Was heißt "zwei Bezirke"? Es geht um den 6. Bezirk!) Gelebte Demokratie wäre gewesen, wenn sie sich mit den Bezirken auseinander gesetzt hätten, auf die Argumente eingegangen wären und vielleicht etwas anders agiert hätten als heute hier! Herr Kollege Schuster, Sie haben von nichts eine Ahnung! Das ist unglaublich! (Beifall bei der FPÖ.) 

Gelebte Demokratie heißt zu überzeugen. Haben Sie Ihre Kollegen überzeugt? Wieso hat der Kollege Valentin nicht Tag- und Nachtschichten im 6. Bezirk mit der Frau Kollegin Kaufmann oder mit dem Herrn Kollegen Blimlinger verbracht? Wieso haben Sie die denn nicht überzeugt? – Weil die Argumente falsch sind! Weil Sie es sich hier mit Ihrer absoluten Mehrheit einfach machen und abstimmen! Ein bisschen mit Anhängsel der ÖVP diesmal, die haben wir eingekauft, über die Lobbyisten in der Kammer! 

Wir sind dagegen! Das ist der Beginn des Endes, lieber Kollege Schuster! (GR Gerhard Pfeiffer: Machen Sie es sich nicht so leicht, Herr Kollege!) – Herr Kollege Gerstl, du wohnst in Penzing, du hast überhaupt keine Einkaufsstraße! Ach so, der Pfeiffer ist das! Geh bitte, rede doch nicht über Einkaufsstraßen! Du weißt überhaupt nicht, wie man einkaufen geht! (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist doch eine Frechheit!) Entweder kommunizierst du mit dem Computer oder mit mir! (GR Gerhard Pfeiffer: Eine solche Frechheit!) 

Die äußere Mariahilfer Straße wird dem Druck nicht mehr Stand halten, meine Damen und Herren! Wir werden den Westbahnhof überbauen, werden dort tausende Quadratmeter machen, es gibt keine Nord-Süd-Verbin-dung in diesem Bezirk, auf der anderen Seite macht man neue Geschäftszentren auf der inneren Mariahilfer Straße und die äußere wird in der Doppelmühle sterben. Aber das ist den Kollegen Strobl, Nettig und Neuhuber vollkommen egal! 

Meine Damen und Herren, gelebte Demokratie wäre gewesen, auf die Meinungen der Bezirke einzugehen. Mir fällt immer wieder bei Planungsakten auf, es gibt zunehmend Einwände von Bezirken, aber diese werden nicht einmal im Ausschuss behandelt. Darüber reden wir nicht einmal. Da warten wir halt auf die Maschinerie, wo man die ÖVP teilweise mitnimmt.

Wir spielen bei diesem Theater nicht mit! Wir stimmen diesem Akt sicherlich nicht zu! (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Bei welchem Theater?)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Schicker. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wäre sehr verlockend, jetzt im Stil vom Kollegen Madejski weiterzudiskutieren, aber ich freue mich vor allem darüber, dass wir endlich einmal einen Planungsakt haben, wo sich die Freiheitliche Partei gemeldet hat. Denn die Abstimmungsmaschinerie, welche die Freiheitlichen sonst an den Tag legt, schaut so aus: Im Ausschuss auf die Tagesordnung setzen, keine Wortmeldung, im Stadtsenat auf der Tagesordnung, keine Wortmeldung (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt doch gar nicht!), im Gemeinderat, wie heute wieder dann, aber du kannst dich dann gerne noch bei den drei Akten aus dem dritten Bezirk melden, auf die Tagesordnung setzen, keine Wortmeldung. 

Ich bin sehr froh darüber, dass du dieses Mal, lieber Herr Madejski, gesagt hast, worum es geht. Deswegen haben wir auch die Möglichkeit, dazu zu argumentieren und zu erklären.

Zunächst einmal zur Frage der Demokratie und der Mitsprache und des Einschaltens der Bezirke: Wir haben vor zwei Jahren beide Bezirke eingeladen; die Frau Kaufmann, den Herrn Blimlinger, die Wirtschaftskammer an einen Tisch eingeladen und haben genau diese Frage gemeinsam bei mir im Zimmer mit den Experten von der Handelskammer, mit den Experten des Magistrats und mit den Vertretern der Bezirke besprochen. Es ist damals sehr eindeutig und klar herausgekommen, dass die damals gültige Regelung in der Bauordnung für Wien große Gefahren birgt. Diese Regelung hätte ermöglicht, dass die Parzelle, egal wie groß sie ist, als Ganzes hineingenommen wird, dass es keine Untergliederung in der horizontalen Schichtung gäbe, sondern dass eben das Gesamte als Einkaufszentrum zu widmen wäre. Genau das haben sowohl die Wirtschaftskammer als auch die Bezirke eingewandt. Wir haben einige Beispiele durchgespielt, Bundesmobiliendepot im 7. Bezirk zum Beispiel, die Durchgänge, die bis zur Gumpendorfer Straße reichen, im 6. Bezirk. Wir sind das Stück für Stück, Parzelle für Parzelle durchgegangen. 

Ergebnis davon war eine Novellierung der Bauordnung für Wien. Mit dieser Novellierung sind zwei Neuerungen hinzugekommen. Diese zwei Neuerungen behandeln erstens, dass eine Unterteilung in den Parzellen möglich ist. Dies wird vorgenommen und ist in diesem Beispiel, das heute zur Beschlussfassung vorliegt, so gemacht worden. Zweitens ist es auch möglich, die Wohnzone in den oberen Geschoßen zu erhalten. Wir wissen alle, dass es besonders schwierig ist, bei einem Einkaufszentren über das zweite Geschoß hinauszukommen. Das heißt, das sind Flächen, die in Einkaufszentren besonders schwierig verwertbar sind. Daher Beschränkung auf die unteren Geschoße und die oberen Geschoße sollen zur Erhaltung der lebenswerten Stadt auch weiterhin als Wohnungsbereiche gewidmet bleiben und benutzt werden. Daher dort auch die Berücksichtigung der Wohnzone.

Das, was der Frau BV Kaufmann besonderes Kopfzerbrechen gemacht hat, nämlich gewisse Hauseigentümer, die Umwidmungen still und heimlich vornehmen, indem sie schlicht und einfach frei werdende Wohnungen in Büros umwandeln, dem entgegenzutreten und mit einer entsprechend deutlichen Beobachtung des Geschehens durch die Baupolizei in Übereinstimmung mit der Bezirksvertretung festzustellen, wo so etwas im Busch ist, um es dann verhindern zu können. Genau das wird sie auch weiterhin tun können. Ich habe in letzter Zeit zwei sehr lange Gespräche mit Renate Kaufmann gehabt und habe ihr das im Detail erklärt. Es ist Renate Kaufmann bewusst, dass diese Möglichkeit aufrecht bleibt. Es ist aber eine Frage, ob man von den Bezirken in so einer Situation etwas anderes erwarten kann als das, was passiert ist, nämlich ein einstimmiger Beschluss, der nachher in einem Behaarungsbeschluss bestätigt wird.

Zur Demokratie: Was soll diese Aufregung? Schauen Sie sich doch an, wie es im Bundesrat zugeht, was mit dem Bundesrat gemacht wird! Der hat das selbe Recht wie der Bezirk in dieser Situation bei der Gesetzgebung auf Bundesebene, sogar noch um eine Spur weniger, weil er nur einmal die Möglichkeit hat, Stellung zu beziehen. (GR Dr Herbert Madejski: Ich rede nicht vom Bundesrat! Ich rede von hier!) Dort redet niemand davon, dass das undemokratisch ist. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe nicht "undemokratisch" gesagt!) Also kann das hier auch nicht undemokratisch sein. Es ist im Gesetz, in der Bauordnung, statuiert und wir müssen anerkennen, dass Sie, mit einem anderen Hut auf, wenn Sie hier im Landtag sitzen, eine Bauordnung beschlossen haben, die genau diese Vorgangsweise vorsieht. Genau das tun wir hier.

Wir werden daher die Einkaufsstraße Mariahilfer Straße nicht nur einhüftig schützen, sondern damit auch auf der Seite des Bezirks Mariahilf schützen. Das ist ein Vorgang, der, wenn Sie sich ein bisschen die Zentrenentwicklung in Wien anschauen, der einzige ist, mit dem man innerstädtische Einkaufsstraßen analog absichern kann. Ich kann damit ankündigen, dass sie noch in weiteren Einkaufsstraßen mit derartigen Widmungen als Einkaufsstraßen zu rechnen haben werden, denn wir wissen, dass Einkaufsstraßen, die heutzutage noch gut oder sehr gut funktionieren, wie die Meidlinger Hauptstraße, die Landstraßer Hauptstraße oder die Thaliastraße, letztlich in ihrer künftigen Entwicklung abgesichert werden müssen, indem wir dort größere Geschäftsformen ohne Sondergenehmigung und ohne langes Raumordnungsverfahren erlauben. Gerade im Gegensatz verlangen die Einkaufszentren auf der grünen Wiese diese zusätzlichen Auflagen wie Raumordnungsverfahren, Verkehrsgutachten und so weiter.

Ich verstehe nicht ganz, warum man gegen die wachsenden Strukturen, die sich weiterentwickeln müssen, so auftritt und so tut, als wäre das etwas, was gegen die Mariahilfer Straße, gegen die Bewohner dort oder gegen die Geschäftsleute wäre. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass das der einzige Weg ist, wie wir es erhalten, die Mariahilfer Straße weiterentwickeln und auch die äußere Mariahilfer Straße in dieses Geschehen der inneren Mariahilfer Straße wesentlich besser einbinden können. Gerade dieser Abschnitt, der jetzt zur Widmung ansteht, ist an diesem Brückenkopf zum 15. Bezirk. – Ich darf Sie daher um Zustimmung ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das ist gegen FPÖ und Grüne mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 14 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7612 im 16. Bezirk, KatG Ottakring. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herr GR Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Das tue ich gerne und bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte, zu Wort gemeldet ist der Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann es relativ kurz machen, möchte aber hier begründen, warum wir gegen dieses Plandokument stimmen werden. 

Es hat ursprünglich die Diskussion in diesem Bereich Kornhäuselvilla gegeben: Parknutzung? Soll der Park im Bereich des angrenzenden WAT‑Sportplatzes wegkommen? Was passiert mit der Garage? Wo kommt die Garage hin, die jetzt schlussendlich unter den Tennisplätzen dort situiert wird? Es haben sich sehr viele Bürgerinnen und Bürger mit diesem Thema beschäftigt. Es ist ein Großteil der Sachen, die von den Leuten dort beeinsprucht worden sind, in dem Plandokument so weit geändert worden, dass die Epk‑Widmung für diesen einen Teil, also keine Verbreiterung der Straße, was immer dort auch geplant gewesen war, jetzt kommen wird. 

Das einzige, was uns besonders stört – ich habe es auch im Ausschuss gesagt und dort ist der Hinweis gekommen, dass es sowieso Denkmalschutz ist –, ist der Bereich des Gebäudes Kornhäusel neben dem Neubaubereich. Unabhängig von dem Neubaubereich, wo Architekt Nehrer eine sehr gute Lösung für eine Neubebauung gefunden hat, geht es uns darum, diese Villa, kann man nicht einmal sagen (GR Christian Oxonitsch: Zukünftige Villa!), dieses Gebäude auf diesem Standort sicherzustellen. Jetzt weiß ich schon, es gibt eine Absichtserklärung des Bauträgers, nachdem es den Vertrag mit der Grundeigentümerin gegeben hat, dieses Gebäude im Bestand zu sichern. Was mich ein bisschen stört, was mich ein bisschen stutzig macht und was unser Nichtzustimmen heute begründen wird, ist dass es in dem Vertrag einen Punkt gibt, wo vorgesehen ist beziehungsweise sich die Neue Heimat mit der Grundeigentümerin verständigt, wenn eine Möglichkeit besteht, dass die Villa oder dieses Gebäude abgerissen wird, es dann eine Anpassung beim Kaufpreis gibt. Das heißt, diese Option hat der neue Eigentümer auf Grund der Situation, die in dem Vertrag steht. 

Die jetzige Widmung sieht vor, dass das Gebäude im Bestand gesichert wird. Ich weiß auch, dass auf dem Gebäude Denkmalschutz ist. Das heißt aber leider in dieser Stadt noch lange nicht, dass das Gebäude auch vor einem Abbruch gesichert ist. Beim Nachweis der technischen Abbruchreife – wenn ich mir den Zustand des Gebäudes jetzt ansehe, denke ich mir, ist das fast nicht schwierig nachzuweisen – ist der Denkmalschutz irrelevant und kann in dieser Form nicht mehr aufrecht erhalten werden. Das heißt, der Denkmalschutz kann relativ leicht aufgehoben werden und dann bedarf es keiner sonstigen zusätzlichen Bewilligung mehr, um dieses Gebäude zu entfernen. 

Sie wissen alle wie das funktioniert. Es ist dort weder eine Schutzzone noch irgendein anderer Bereich, der irgendeinen Schutz für dieses Gebäude bieten würde. Daher war auch die Nachfrage, ob man diesen Bereich nicht als Schutzzone ausweisen sollte. Es hat zwar dann richtigerweise den Hinweis gegeben, es gibt in der Schutzzonenverordnung nur den Ensembleschutz und kein Einzelgebäude. Jetzt sage ich dazu, das ist eine Schwäche der Wiener Bauordnung, weil das durchaus bei verschiedenen Objekten in dieser Stadt Sinn machen würde, sie trotzdem unter Schutz zu stellen, auch wenn es einen Ensembleschutz nicht betrifft. 

Wir als GRÜNE wollen nur sicherstellen, dass wir dieser Thematik oder diesem Plandokument deshalb nicht zustimmen. Das Ganze ist nicht klar und auch aus den Plänen nicht klar erkennbar. Es gibt zwar die Absichtserklärung, das zu renovieren und einer anderen Nutzung zuzuführen, ich gehe aber davon aus, wenn sich für den Bauträger eine kostengünstigere Variante mit einem Abbruch ergibt, würde er wahrscheinlich diese Variante nutzen. Aus dem Grund werden wir dieser 
Flächenwidmung nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Andreas Schieder: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich darf kurz auf das eingehen, was gesagt wurde und möchte noch einmal unterstreichen, es geht um einen Flächenwidmungsplan und die Flächenwidmung (GR Günter Kenesei: Na geh! Überraschung!), insofern nur wichtig zu betonen, weil hier in der Diskussion Dinge angesprochen wurden, die nicht wirklich mit dem Flächenwidmungsplan zu tun haben (GR Günter Kenesei: Wieso haben die nichts damit zu tun?) und dass man ein Abstimmungsverhalten über einen Flächenwidmungsplan mit Mutmaßungen über die Zukunft verknüpft, die nichts mit der Flächenwidmung zu tun haben. Es ist durchaus notwendig, darauf hinzuweisen, dass es hier nur um einen Flächenwidmungsplan geht und daher einfach zu sagen, nicht überraschend, weil die Wortmeldung genau auf das vorher Beschriebene hindeutet. 

Ich möchte schon noch einmal sagen, es ist bezüglich der Kornhäuselvilla ein Denkmalschutz darauf und auch eine gesamtschützende Widmung, die genau den Bestand festschreibt. Wie bereits erwähnt, ist eine Schutzzone ein Instrument für Ensembles und eben nicht ein Instrument für einzelne Gebäude. So ist das festgelegt. Für einzelne Gebäude gilt eben der Denkmalschutz als das Bestandsetzende. (GR Günter Kenesei: Das stimmt aber nicht!)

Ich möchte im Weiteren schon noch darauf hinweisen, dass mit diesem Plandokument auch noch einige andere Dinge erledigt werden. So wird zum Beispiel das Pensionistenwohnhaus, das sich in dem Plangebiet befindet, erweitert und werden auch die Bettenstationen massiv ausgebaut, wo Dutzende Betten dazu kommen, vielleicht auch ein wichtiger Punkt, eingedenk der Diskussion von heute Morgen.

Des Weiteren wollte ich noch darauf hinweisen, dass bei der Frage mit dem öffentlichen Gut unweit, also auch in dem Plandokument, das mitunter damit zu tun hat, im öffentlichen Gut zum Beispiel die Errichtung eines Radwegs möglich ist, was in einer Epk‑Widmung nicht möglich gewesen wäre, aber es mit eben dieser Widmung ermöglicht wird, einen diesbezüglichen Ausbau zu machen. 

So möchte ich noch einmal zu dem, was kritisch bemerkt worden ist, sagen, die Flächenwidmung schützt den Bestand, geht genau auf den Bestand ein und ist daher auch eine gute. Ich bitte daher, dem vorliegenden Akt zuzustimmen.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das ist gegen die Stimmen der Grünen beschlossen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7567 im 19. Bezirk, KatG Heiligenstadt. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Über diese Widmung beziehungsweise über die Vorgänge rund um diese Widmung haben wir schon einmal in diesem Gemeinderat diskutiert. Damals ist es um den Vertrag über ein Grundstück im Bereich der Hohen Warte gegangen, das einer Tochtergesellschaft der Oesterreichischen Nationalbank, einer Immobilienfirma mit ganz bestimmten Auflagen verkauft wurde, nämlich unter anderem für die Sanierung und Sicherung der Sportanlage Hohe Warte zu sorgen, zu einem Preis, der damals diskutiert wurde und der in Wirklichkeit ein verdecktes Sponsoring für die Vienna darstellt, denn der Vertragsgegenstand ist so abgefasst worden, dass bei Errichtung der Gebäude in diesem Bereich ein großer Teil des erzielbaren Gewinns in die Sanierung und Erhaltung der Sportanlage Hohe Warte gesteckt werden soll. Dazu hat es auch eine Auflösung des Pachtvertrages von der Vienna gegeben, um diese Vertragskonstruktion überhaupt über die Bühne zu bringen. Nur so nebenbei erwähnt, bei dieser Vertragsunterzeichnung hat ein Vereinsfunktionär den Vertrag unterschrieben, der zu dem Zeitpunkt nicht zeichnungsberechtigt gewesen ist, aber ich gehe davon aus, dass sich andere Stellen mit diesem kleinen Missgeschick, das da offensichtlich passiert ist und eigentlich diesen Vertrag für null und nichtig erscheinen lässt, auseinander setzen werden. 

Die Bürgerinitiative ist in diesem Bereich sehr tätig gewesen, was man anhand der Stellungnahmen, die fast einen halben Meter ausmachen, nachvollziehen kann. Sie hat immer wieder auf den Umstand hingewiesen, dass eigentlich ohne Einbeziehung der Bevölkerung in diesem Bereich die Planungen vorangetrieben wurden. Sehr verdächtig ist erschienen, dass in dem Vertrag zwischen der Stadt Wien und dieser Immobiliengesellschaft schon gestanden ist: "Wir werden dafür sorgen, dass die dementsprechende Flächenwidmung auch beschlossen wird.", also dass das alles wasserdicht funktioniert. Das heißt, wir haben schon vor Monaten gewusst, dass eigentlich an dieser Widmung nichts mehr zu deuten ist, weil sich die Sozialdemokratie gemeinsam mit der ÖVP im Bezirk offensichtlich ausgemauschelt hat, wie dieser Vertrag auszuschauen hat, damit alles wasserdicht über die Bühne geht.

Interessant in diesem Bereich ist, dass mittlerweile schon das nächste Projekt in diesem Gebiet kursiert, nämlich in dem anschließenden Plandokument, das derzeit noch nicht behandelt ist, der Vorplatz der Hohen Warte. Auch für diesen Bereich gibt es mittlerweile schon eine Art Planungsstudie, ein Bürogebäude mit einer Tiefgarage zu errichten und über den kompletten Eingangsbereich in das – ich weiß nicht, ob es noch immer so heißt – Casino‑Stadion Hohe Warte. Ob die Casinos Austria noch immer Sponsor bei der Vienna sind, entzieht sich meiner Kenntnis. 

In Kürze wird es diese Immobilienfirma sein, die dann einen erklecklichen Teil ihrer Gelder in eine angebliche Sanierung und Umgestaltung der Hohen Warte steckt. Ich bin nur sehr neugierig, was die erste Tat dieser Immobilienfirma sein wird, um tatsächlich diesen Schandfleck, muss man fast sagen, den die Stadt Wien sich dort herangezüchtet hat, wieder zu sanieren. Denn jeder, der schon einmal das Vergnügen gehabt hat, in den Katakomben unter der Haupttribüne die Kabinen zu benutzen, weiß, wovon ich spreche. Jeder, der die so genannte Naturarena schon einmal gesehen hat, weiß auch, wovon ich spreche. Jeder, der schon die Bereiche hinter den Toren gesehen hat – ich weiß nicht, wie man das nennen soll, denn Tribüne ist es keine, sondern in Wirklichkeit eine G'stätte im klassischen Sinn – weiß auch, was ich meine. Wenn die Vienna Vikings dort spielen, wird ein Teil der Naturtribüne immer gesperrt, weil sie Angst haben, dass das Ganze dort für die Leute viel zu gefährlich ist. 

Das heißt, dieser Schandfleck soll einer Änderung zugeführt werden, mit Trendsportarten, mit einem Beachvolleyballplatz, mit allem Möglichen, was dort passieren soll, aber vor allem, wenn man es durchrechnet, mit einem sehr hohen Finanzaufwand, der dort notwendig ist. Denn bezüglich der Sanierung und der Neugestaltung dieser Anlage heißt es nämlich, dass das Spielfeld verschoben werden muss und dass ein Teil der Naturarena abgegraben wird, um dort etwas unterzubringen. Das war zumindest im Plan. (GR Franz Ekkamp schüttelt den Kopf.) – Du schüttelst den Kopf, aber das ist in den ursprünglichen, dem Vertrag zu Grunde liegenden Planungen gestanden, was dort alles passiert. Ich erzähle den Stand, den ich als Gemeinderat in diesem Gemeinderat habe, gehe aber davon aus, dass es natürlich Gemeinderäte gibt, die etwas gleicher als wir sind. Die haben offensichtlich einen anderen Zugang sowohl zu dieser Immobilienfirma als auch zu allen anderen Kanälen in dieser Stadt. 

Ich glaube, dass es schön langsam an der Zeit wäre, einmal die tatsächlichen Pläne auf den Tisch zu legen, einen Zeitplan auf den Tisch zu legen, was jetzt tatsächlich mit dem Hohe‑Warte‑Stadion passiert und inwieweit tatsächlich der Bestand des Sportvereins Vienna durch diese Maßnahme gesichert ist. Dass dieser dort nicht ein Bestandsrecht hat, ist zwar recht schön, nur die Jahressummen, die zu bezahlen sind, sind auch nicht wirklich von schlechten Eltern. Ich gehe davon aus, dass die sportliche Zukunft der Vienna in den nächsten Jahren weiterhin die Regionalliga Ost sein wird. Ob daher ein derartig finanzieller hoher Aufwand von Seiten der Vienna erbracht werden kann, wenn man sich die Sponsorensituation in dieser Stadt ansieht, ist in Frage zu stellen, denn so oft wird man die Fernwärme und alle anderen der Gemeinde Wien nahen Betriebe nicht vergewaltigen können. Es gibt genügend, die an dem Kuchen mitnaschen wollen. 

Ich glaube, man hat hier in Summe sowohl der Vienna als auch der dort anrainenden und wohnenden Bevölkerung keinen guten Dienst getan. Man hätte durchaus diesen Gesamtkomplex Hohe Warte, Vorplatz, Parkplatz plus das betroffene Grundstück, das jetzt zur Diskussion steht, in einem Gesamtkonnex sehen und ein gemeinsames Projekt entwickeln und daher sowohl positive Aspekte für die Wohnbevölkerung, nämlich genügend Freiraum für die Leute, die Jugendlichen und die Kinder schaffen können, also eine sinnvolle Maßnahme, um eine Sanierung und Sicherung der Hohen Warte nachvollziehbar und nachweislich auf den Tisch zu legen. All diese Punkte sind überhaupt nicht, weder aus dem Flächenwidmungsplan noch aus dem zugrundeliegenden Vertrag, sondern das ist in Wirklichkeit eine Spekulationsgeschichte der übelsten Sorte, das darin gegipfelt hat, dass die SPÖ am Montag im Kontrollausschuss nicht einmal einer Prüfung durch das Kontrollamt zugestimmt hat, weil wozu braucht man etwas zu prüfen, wenn man das mit Mehrheit beschließt, da muss einfach alles in Ordnung sein. Dem ist aber nicht so. 

Wir werden gemeinsam mit der Bürgerinitiative nicht lockerlassen, bis alle Vertragsdetails tatsächlich ans Tageslicht gekommen sind. Wir werden sehr genau beobachten, was tatsächlich mit der Vienna passiert, was mit der Hohen Warte passiert und wie in Zukunft dort mit diesem Gebiet umgegangen wird. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Pfeiffer, bitte.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Bei diesem Flächenwidmungsplan geht es vornehmlich um die Parkplätze der Vienna, die viele Jahre hindurch verwahrlost vor sich hin vegetierten, Lagerplatz für Baufirmen und Altautofriedhof waren, der Asphalt ist aufgebrochen und somit als Spielplatz eigentlich unbenützbar geworden sowie die Vienna, vernachlässigt von der Gemeinde Wien durch persönliche Animositäten zwischen dem Sportamtsdirektor und verschiedenen Vorstandsmitgliedern. Ein jahrzehntelanger Schandfleck mit spärlichem Grün, versiegeltem Boden, keine Chance auf Geld für einen Park, Döbling als Stiefkind der Stadtentwicklung.

Wir dürfen uns alles selbst finanzieren, was nicht ausdrücklich im Dezentralisierungshandbuch und im Bezirksbudget geschrieben steht. Neue Parks wie zum Beispiel den Setagayapark, ein neues Bezirksamt, das jetzt im Gespräch ist, neue Arbeitsplätze wie wahrscheinlich die Stichstraße und den Autobahnanschluss zum Biocluster Heiligenstadt oder auch die Subvention und das Am‑Leben‑Erhalten von Sportvereinen wie zum Beispiel der Vienna, und zwar zumeist mit unserem höchsten Gut, mit unserem Grund und Boden im Bezirk. 

Da kommt jetzt der Flächenwidmungsplan 7567 ins Spiel. Will man nicht, dass die Sportanlage der Vienna dahinvegetiert und verfällt, sondern neue sportliche Initiativen setzen, will man nicht, dass der Schandfleck vor der Sportanlage weitere Jahrzehnte besteht, so wie er die vergangenen Jahrzehnte bestanden hat, will man für die Döblinger Jugend neue Spiel- und Sportmöglichkeiten schaffen, will man zusätzliche Arbeitsplätze im Bezirk ermöglichen – ich erinnere daran, dass wir 22 000 Auspendler pro Tag zu anderen Arbeitsplätzen haben, weil wir im Bezirk keine mehr in diesem Umfang, die das befriedigen können, haben, also brauchen wir Arbeitsplätze im Bezirk –, will man das alles erreichen, dann muss der Bezirk offensichtlich wieder aus eigener Kraft etwas unternehmen. Damit kommt jetzt dieses Projekt auf den Parkplätzen ins Spiel. 

Es werden Stadtvillen entstehen, eine Begrünung, die 72 Prozent des Areals ausmacht. Nur 28 Prozent Verbauung sind in dieser Flächenwidmung vorgesehen. Es wird ein Bürohaus entstehen, das Arbeitsplätze bietet. Es werden Spiel- und Sportmöglichkeiten mit öffentlichem Zugang entstehen, was den Vertretern der Bürgerinitiative besonders wichtig war. Es werden jetzt 213 eingedeckte Parkplätze zusätzlich zu den Pflichtstellplätzen entstehen. Es wird ebenso eine langfristige Vertragsgarantie für die Vienna geben. All das sind die positiven Seiten. 

Natürlich wollen die Anrainer, eigentlich jeder, einen neuen Park, eine gute Ausgestaltung, viel Grün. Das will jeder. Das ist klar. Aber ich habe schon gesagt, für uns hat diese Stadt kein Geld. Das ist passiert. Daher müssen wir selber zusehen, wie die Situation vor Ort besser wird, denn so wie sie jetzt ist, sollte sie wirklich nicht sein. Natürlich hat sich auch der Bezirksvorsteher vieler Wünsche angenommen, jener positiven Wünsche, die in den Bürgerversammlungen laut wurden, die nicht nur gesagt haben, sie wollen gar nichts, es soll alles so bleiben, wie es ist. Das wollte sicherlich die Mehrheit der Bezirksbewohner nicht, sondern die will, dass das dort genauso schön wird und ist, wie es im restlichen Teil Döblings ist. 

Er hat daher auch 46 neue Parkplatzmöglichkeiten im öffentlichen Bereich geschaffen. Davon werden sechs wieder für eine Einfahrt reduziert werden, aber es sind dann 40 zusätzliche vorhanden. Das Bürohaus wurde in seinem Ausmaß verkleinert, wurde in einem Teil abgerückt, 25 Meter in den Zungen, die nach vorne stehen und 40 Meter im Hauptteil. Meine Damen und Herren, das ist wirklich eine erträgliche Verbauung. Es wurde sogar in dem Bereich der Püchlgasse eine Epk‑Widmung zum Schutz und zur Pflege der Baumreihen, die dort bestehen oder die zusätzlich dazukommen werden, geschaffen. Und es wird Spielplätze auf dem Gelände der Hohen Warte geben, die für alle zugänglich sind, Spielanlagen von Snowboard bis Streetsoccer. Es wird also dort 25 neue Sportanlagen für die Döblinger Jugend geben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Eine Snowboardhalle?) – Ja, das wird sein! Sie werden staunen, das wird kommen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Eine Snowboardhalle in Döbling? Das gibt es ja gar nicht!) Nicht eine Snowboardhalle; Herr Kollege Maresch, (GR Mag Rüdiger Maresch: Snowboarden in Döbling! Das finde ich gut!) es ist schon schwer, wenn Sie sich äußern zu Dingen, von denen Sie etwas verstehen sollten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Snowboarden in Döbling! Das schaue ich mir an!) Lassen Sie es zu Dingen, von denen Sie nichts verstehen, lieber bleiben! (GR Günter Kenesei: Aber wenn Sie zur Planung reden, ist das genauso!) Dort ist das Gelände dafür vorhanden. Sie haben es wahrscheinlich noch nie wirklich gesehen oder zu Fuß bewandert. Dort haben Sie die Möglichkeit, dass das passieren kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es wird auf meine Anregung hin auch eine neue Verkehrsorganisation geben, denn es ist jetzt für dieses Gebiet, nämlich insbesondere in der Gallmeyergasse, ein sehr großer und starker Durchzugsverkehr gegeben. Diesen Durchzugsverkehr soll ein Projekt der MA 46, das auf meine Anregung hin geschehen wird, verhindern. Es soll eine Linksabbiegemöglichkeit auf der Heiligenstädter Straße in die Barawitzkagasse geben, sodass dieser Durchzug verhindert werden kann. Wir werden auf Grund der Verkehrszählungen sehen, ob das tatsächlich möglich ist, aber an sich sollte es möglich sein, denn es gibt auch einen Linksabbieger stadteinwärts, der gleichzeitig bedient werden könnte. Niemand kann mir erklären, warum stadteinwärts mehr Fahrzeuge fahren sollten als stadtauswärts. Daher ist das sicherlich im Bereich des Möglichen und wird den Anrainern sehr viel an Lebensqualität zurückgeben, die ihnen jetzt genommen wurde.

Diese neue Flächenwidmung wird der Gegend sicherlich eine Aufwertung bringen. Das muss man auch sagen, denn ordentliche und gepflegte Grünanlagen in diesem Bereich werden sicherlich schöner und auch gesünder sein. Es werden eine Sanierung der Vienna und eine Verkehrsberuhigung kommen. Wenn man all das betrachtet, so kann man durchaus sagen, dass sowohl die Flächenwidmung, so wie sie gestaltet ist, eine durchaus moderate ist und eigentlich insgesamt der Döblingcottage durchaus entspricht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist sozusagen ein Paradies!)

Ich verhehle hingegen nicht, dass der Schönheitsfehler der Dreiecksdeal ist, der zwischen Vienna, Sportamt und Stadt Wien beziehungsweise dem Projektanten gemacht wurde. Das Ganze hätte man aus meiner Sicht nicht in einer etwas eigenartigen Private‑Public‑Partner-ship machen müssen, sondern genauso gut zu einem normalen Preis verkaufen und dieses Geld dann der Vienna zur Verfügung stellen können. Aber das geht ja nicht, denn Döbling kann man offensichtlich kein Geld zur Subvention seiner Vereine geben. Wir Döblinger müssen uns – ich sage es wieder – die Gestaltung unseres Bezirks mit eigenen Mitteln erarbeiten. So ist das halt. 

Ich möchte noch ganz kurz zu einigen Bemerkungen des Herrn Kollegen Kenesei Stellung nehmen: Ich möchte vorausschicken, dass die Grün‑Alternativen im Bezirk, in der Bezirksvertretung, zugestimmt haben. (GR Günter Kenesei: Nein, das stimmt nicht!) Sie haben gesagt, sie haben es sich nicht leicht gemacht. (GR Günter Kenesei: Das stimmt nicht!) Ich war dort persönlich anwesend. Sie können sagen, es stimmt nicht, aber sie haben zugestimmt. (GR Günter Kenesei: Unterschiedliche Abstimmung!) Es ist schon faszinierend, was Sie sich alles trauen! Das ist interessant! (GR Günter Kenesei: Wie war die Abstimmung?) Ich war dort und der Kollege RUDOLPH, glaube ich, war auch dort, wenn ich mich richtig entsinne. Dort ist Ihr Bundesrat aufgestanden und hat gesagt: "Wir haben uns die Diskussion nicht leicht gemacht, aber wir stimmen zu." (GR Günter Kenesei: Wirklich nicht! Wie viele haben zugestimmt und wie viele haben nicht zugestimmt?) Dann können Sie nicht sagen: "Wirklich nicht!". (GR Günter Kenesei: Können Sie das nicht richtig erzählen?) Das ist Ihre übliche Argumentation. Ich traue Ihren Argumenten immer weniger. Das ist die Wahrheit. (GR Günter Kenesei: Ich weiß nicht, haben Sie die Brille herunten gehabt, als abgestimmt wurde?) 

Das ist auch kein verdecktes Sponsoring für die Vienna, sondern das ist ein ganz klares und offenes Sponsoring für die Vienna. (GR Günter Kenesei: Sie reden so viel Stuss da draußen! Das ist unglaublich!) – Lieber Herr Kenesei, bitte kommen Sie heraus! Kommen Sie wieder heraus, wenn Sie etwas Besseres wissen, aber schreien Sie da nicht ständig herum! Das ist völlig sinnlos! (GR Günter Kenesei: Sie sind sinnlos da draußen, wenn Sie so etwas Falsches erzählen!) Was habe ich Falsches erzählt? Ich habe gesagt, Ihr Bundesrat ist aufgestanden. (GR Günter Kenesei: Es ist in der Grünen Fraktion unterschiedlich abgestimmt worden!) Ja, von zweien. Das ist man vielleicht bei Ihnen gewohnt, aber bei uns ist es halt so, dass der Fraktionsführer weiß, wo es langgeht. (GR Günter Kenesei: Na super!) Bei Ihnen stimmt jeder irgendwie offen, ich weiß es nicht, das programmierte Chaos sozusagen, aber so ist es halt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das programmierte Chaos ist die ÖVP!) 
Ich habe mich erkundigt, die Hauptversammlung der Vienna hat die Vertragsunterzeichnung ausdrücklich als in Ordnung befindlich bestätigt und der Finanzreferent, um den es dabei geht, hat die statutarische Richtigkeit bestätigt. Sie wissen, dass ich im Kontrollausschuss Ihrem Antrag auf Untersuchung zugestimmt habe, weil ich der Meinung bin, dass es okay ist, dass man solche Dinge untersuchen muss. Ich habe jetzt diese Auskunft erhalten, ich sage es Ihnen nur. 

Dass das alles ohne Einbeziehung der Bevölkerung geschehen sein sollte, ist maximal lächerlich. Es hat eine offizielle Veranstaltung gegeben. (GR Günter Kenesei: Das habe ich nicht gesagt! Es ist nur auf die Argumente nicht eingegangen worden!) Es hat etliche Versammlungen, die öffentlich waren und wo jeder mitsprechen konnte, durch die Bürgerinitiative gegeben. Es wurde auf die Argumente Rücksicht genommen und darauf eingegangen, aber einfach nichts zu machen, das hat man halt nicht getan. Bitte schön, entschuldigen Sie schon, aber man kann nicht einfach nichts machen, wenn es notwendig ist, dass in dieser Gegend Mehreres passiert, die Sanierung der Vienna, die Sanierung des Zustands dort, die Sanierung der Verkehrsangelegenheiten und als Letztes gibt es zwar neue Pläne, aber nicht für ein Hochhaus beim Eingang der Vienna, sondern – das habe auch ich vorgeschlagen – dass unter dem Eingang der Vienna die Parkplätze situiert werden sollen, zusätzlich auch noch unter den Tennisplätzen, die jetzt aus dem Bürohaus herauskommen und dorthin kommen, weil das zielführender und gescheiter ist und die Anrainer noch weniger stören sollte. Aus diesem Grund wird das auch geschehen. So ist es. Einfach immer leicht mit Verdächtigungen gezogene Äußerungen sind dabei völlig unnotwendig. 

Ich sage, das ist eine moderate Flächenwidmung. Mir wäre auch ein Park lieber gewesen. Das Geld dafür haben wir von hier nicht bekommen. So haben wir die zweitbeste Möglichkeit, viel Grün, dennoch Möglichkeiten des Wohnens, eine Vienna, die es besser und schöner haben wird, Spielplätze und Sportmöglichkeiten für die Jugend. Natürlich sollte man eigentlich zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Ing Rudolph. Bitte. 

GR Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ganz besonders begrüße ich zu diesem Aktenstück im Sitzungssaal auch die Frau Vizebürgermeisterin, denn der Herr Planungsstadtrat kommt hier quasi nur als Mittel zum Zweck zum Handkuss, denn das Ganze ist eine Geschichte, die zwischen der MA 51 und dem Bezirksvorsteher von Döbling vereinbart worden ist, und zwar im Wissen der Frau Vizebürgermeisterin. Die kennt die ganze Geschichte. Es wäre durchaus sehr interessant, wenn dieser Antrag, der im Kontrollausschuss bislang niedergestimmt wurde, eine Mehrheit findet und wenn man dann auch die Frau Vizebürgermeisterin dazu befragt, was sie denn noch über das offizielle Aktenstück hinaus weiß, das hier der Hintergrund ist. 

Der Herr GR Pfeiffer hat heute in einer sehr interessanten Art und Weise versucht, für diesen Akt Zustimmung zu gewinnen. Er hat das eine oder andere sehr offen angesprochen, nämlich dass die Art und Weise, wie man der Vienna Geld zukommen lässt, eine sehr eigentümliche ist. Mich freut, dass Sie, Herr Kollege, gesagt haben, dass Ihnen seinerzeit der Beschluss vom 12.12.2002 nicht behagt hat. Es war damals Ihr Fraktionskollege, der hier schon damals versucht hat, uns auch noch mit bemühten Worten für diesen Pachtvertrag zu gewinnen, in dem als Vertragsbedingung steht – das soll man sich durchaus in Erinnerung behalten –, wenn nicht mindestens zwei Jahre nach Gültigkeit dieses Vertrags der Entwurf eines Flächenwidmungs- und Bebauungsplans, der den Eintritt unter den vorgenannten Bedingungen nicht entspricht, rechtsverbindlich vorliegt. Das ist die Grundlage für diesen heutigen Tagesordnungspunkt. Das ist nicht ein Anliegen, das die Stadtplanung hat, sondern es geht schlicht und einfach darum, hier ein Geschäft auf Kosten der Wienerinnen und Wiener, der Döblinger, zu realisieren. 

Es stimmt schon, die Bürgerinnen und Bürger in Döbling haben sich natürlich in diese Diskussion eingebracht. Sie haben diese eingefordert, sie haben sie erzwungen, weil formal hätte sie nicht stattgefunden. Erst durch entsprechenden Druck hat sich dann auch der Bezirksvorsteher bereit erklärt, zu einer dementsprechenden Veranstaltung einzuladen. Diese war etwas inferior, weil in Summe ist es darauf hinausgelaufen – das dürfte auch Vertragsbedingung sein –, dass man über alles reden kann, aber die Zahl der Quadratmeter, die hier genutzt wird, wird nicht um einen verringert. Wir können im Bereich der Behübschung alles machen, was wir wollen, aber dort, wo es knallhart ums Geld geht, verzichten wir auf nichts. 

Man kann sich das ja überlegen, warum das überhaupt passiert ist. Es geht um knapp 20 000 Qua-dratmeter, die um 130 EUR pro Quadratmeter verkauft werden. Ich kann mich noch an das Beispiel mit dem Verteilerkreis Favoriten erinnern. Dort kostet der Quadratmeter genauso viel wie jetzt dank Ihrer Mithilfe in erstklassiger Döblinger Wohnlage. Durch Ihre Mithilfe, meine Damen und Herren der SPÖ und ÖVP, steigt der Betrag von 130 EUR pro Quadratmeter auf 480, manche meinen sogar 600 EUR pro Quadratmeter. Aber bleiben wir bei der weiteren Betrachtung bei den 480 EUR, setzen wir es durchaus unten an. Das heißt, wenn ich mir die Differenz ausrechne, produzieren Sie heute mit Ihrer Zustimmung einen Spekulationsgewinn von zwischen 6 und 9 Millionen EUR. Sie heben einfach die Hand und machen damit de facto jemand Dritten um zwischen 6 und 9 Millionen EUR reicher. Das muss Ihnen nur bewusst sein, weil ich nehme an, viele der Damen und Herren, insbesondere der SPÖ‑Fraktion, haben keine Ahnung davon, was hier in Wahrheit läuft. 

Für wen passieren denn diese Spekulationsgeschäfte? Für diese 35 000‑EUR‑GesmbH, die für dieses Projekt gegründet wurde, die Subtochter der Nationalbank, die Hohe Warte Projektentwicklungs- und ErrichtungsgesmbH? Die ist nämlich speziell für dieses Projekt errichtet worden. Das können Sie nachlesen. 35 000 EUR sind hinterlegt worden. Also man hat eine GesmbH in der kleinstmöglichen Form ausschließlich für dieses Projekt gegründet. Und genau diese GesmbH soll diejenige sein, die dann über 80 Jahre lang sicherstellt, dass die Sanierung der Vienna tatsächlich erfolgt. Oder macht den Rewach die Immobiliengesellschaft, die die Muttergesellschaft dieser Hohen Warte Errichungsgesellschaft ist? Praktischerweise haben Mutter und Tochter idente Geschäftsführer. Beide zeichnen hier und es tritt üblicherweise nur die IG mit ihren beiden Geschäftsführern in Erscheinung. 

Was ist die offizielle Begründung für diese sehr eigenartige Finanzierungskonstruktion? Man will die Sanierung der Sportanlagen der Vienna auf der Hohen Warte sicherstellen. Knapp 3 Millionen EUR sind es, genau 2 906 913 EUR, ist man per Vertrag gebunden, in die Sanierung dieses Stadions zu investieren. Würde es zu einer Untersuchung kommen, könnte man vielleicht auch die Frage stellen, ob in der Kalkulation im Bereich der IG für die Sanierung der Sportanlage Vienna, welche genau diese 2 906 913 EUR beinhaltet, möglicherweise die Errichtungskosten für 150 Stellplätze in der Größenordnung von etwas über 2 Millionen EUR enthalten sind und dann beim ganz besonderen Betrag Auflösung der Pachtrechte Vienna 1,3 Millionen EUR. Wenn man diese Frage stellt, dann möglicherweise eine Antwort bekommt und die drei Beträge zusammenzählt, kommt man auf knapp 6,4 Millionen EUR. Und diese knapp 6,4 Millio-nen EUR, wo diese 1,308 Millionen EUR möglicherweise enthalten sind, ist genau der Spekulationsgewinn, den Sie heute machen. Da könnte man dann die Frage stellen, wenn es diese Kalkulation gäbe, was denn in dieser Auflösung der Pachtrechte für die Vienna alles abgerechnet wird. Das wäre dann durchaus interessant. Aber das Ganze ist natürlich höchst hypothetisch und rein theoretischer Natur, weil man müsste erst in einer Untersuchung feststellen, ob es diese Kalkulation überhaupt gibt. 

Man könnte sich dann natürlich auch überlegen und die Frage stellen, ob das mit den 80 Jahren denn wirklich so gemeint ist. Oder man könnte die Frage stellen, ob es nicht möglicherweise zu einem Zeitpunkt, als wir hier im Gemeinderat gegen die Stimmen der Freiheitlichen am 12. Dezember diesen Pachtvertrag beschlossen haben, ein Schreiben der IG Immobilien gibt, worin vielleicht rein theoretisch zu lesen ist, dass man sagt, dass man bis Ende 2005 diese Liegenschaft um den bereits verein-barten Kaufpreis unter gleichzeitiger Auflösung des Hauptpachtvertrags erwerben kann und der First Vienna Footballclub wieder Hauptpächter der verbleibenden 65 000 Quadratmeter wird. Rein theoretisch könnte man natürlich diese Frage stellen, weil im Akt ist das alles nicht enthalten. Daher wissen wir das alles offiziell gar nicht. Wenn das so wäre, dann ist natürlich diese Hohe Warte Projektentwicklungs- und ErrichtungsgesmbH beziehungsweise ihre Muttergesellschaft IG ImmobiliengesmbH aus dieser 80‑jährigen Verpflichtung wieder elegant draußen. 

Das ist ja nur dann gültig, wenn Sie auch Hauptpächter sind, und sobald Sie nicht mehr Hauptpächter sind, ist diese Verpflichtung zur Sanierung sofort wieder erloschen. Diese Sanierungsverpflichtung, die man da eingegangen ist, war ja angesichts der Vorgaben, die man gehört hat - Ziel: Ein Europacup-taugliches Stadion zu schaffen - schon sehr erstaunlich, weil man, um dort ein Europacup-taugliches Stadion hinzustellen, unter Brüdern ungefähr 14 Millionen EUR benötigt. Daher wird man mit den knapp 3 Millionen EUR nicht wirklich weit hüpfen. 

Weil wir gerade beim Spekulieren sind, könnte man natürlich auch die Frage stellen, wie es jetzt weitergeht und ob wir denn wirklich mit denjenigen reden, die auch schlussendlich das Bauwerk dort errichten werden - das würde mich sehr interessieren - oder ob es beispielsweise eine Bank gibt, die grundsätzlich bereit ist, die kompletten Kosten der Umwidmung sowie das gesamte Grundstück zu übernehmen, und ob diese Bank bereit ist, bei erfolgreicher Umwidmung ein Erfolgshonorar in der Größenordnung von 200 000 EUR zu zahlen.

Es gibt hier also offensichtlich jede Menge Nebengeschäfte, die alle nicht aus diesem Akt herauszulesen sind. Daher muss man ein bisschen die Phantasie oder die Fähigkeit zur Recherche bemühen, um schauen zu können, was hinter diesem Akt liegt. Was sich hier als Flächenwidmung tarnt, ist nichts anderes als ein sehr eigenartiges Im-Kreis-Schicken von relativ viel Geld unter Vorspiegelung falscher Argumente. 

Meine Damen und Herren! Ich habe es seinerzeit, am 12. Dezember 2002, gesagt und sage es jetzt wieder: Die Angelegenheit stinkt. Ich kann Ihnen eines garantieren, Sie sind vielleicht bei der letzten Sitzung des Kontrollausschusses noch um einen Prüfungsantrag herumgekommen, aber seien Sie sicher: Dieser Akt und all das, was damit zusammenhängt, wird noch einmal Gegenstand einer Prüfung werden. 

Es wird Sie daher nicht wundern, wenn ich Ihnen sage, dass wir dieser Flächenwidmung nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Ekkamp zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und Herren!

Wenn ein neues Objekt in irgendeinem Stadtteil von Wien entsteht, dann gibt es meistens Diskussionen und des Öfteren auch Widerstand. Ich denke aber, dass es ein demokratisches Grundrecht ist, gegen jede bauliche Veränderung aufzutreten. Das ist legitim. Es ist auch legitim - und, glaube ich, in der Demokratie so gewohnt -, dass es Parteien gibt, die dadurch politisches Kleingeld schlagen wollen. Daran gibt es überhaupt nichts zu rütteln. Aber ich denke, dass es genauso legitim sein muss, dass man, wenn sich eine Mehrheit findet und im öffentlichen Interesse entscheidet, dies auch zur Kenntnis nehmen muss. (GR Mag Hilmar Kabas: Wir werden trotzdem nicht zustimmen!) - Das ist Demokratie! (GR Mag Hilmar Kabas: Eben!)
Ich darf Ihnen ein Beispiel aus Döbling bringen, das sich in unmittelbarer Nähe befindet und daher sozusagen auch geographisch einen Zusammenhang hat. Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass es am Beginn der neunziger Jahre um eine Flächenwidmung für die Errichtung eines Pensionistenwohnhauses auf der Hohen Warte gegangen ist. Da hat es auch massive Proteste gegeben. Der Gemeinderat hat sich aber entschieden, dass dort ein Pensionistenwohnhaus entstehen soll. Dieses ist mit, glaube ich, zirka 360 Plätzen errichtet worden - beliebten Plätzen, denn die Wartezeit für so einen Wohnhausplatz ist sehr lange -, und das ist auch im öffentlichen Interesse gestanden. Ich kann mich daran erinnern, dass dann bei der Eröffnung dieses Wohnhauses auch Politiker von einer Partei, die dagegen war, in der ersten Reihe gesessen sind, wie wir es gewohnt waren. Heute den Menschen zu erklären: Wir waren damals dagegen - das fehlt mir von diesen Parteien. 

Ich darf aber auch daran erinnern, dass das Projekt auf der Hohen Warte im Bezirksentwicklungsplan - ich glaube, im Dezember 1994, da war ich noch in der Bezirksvertretung - manifestiert wurde. Dort ist es mit großer Mehrheit beschlossen worden, und wenn ich mich recht erinnere, hat auch eine Stimme der Freiheitlichen Partei - oder der FPÖ, wie sie damals geheißen hat - dort zugestimmt. Da steht drin: Teilbereiche der Hohen Warte - höherwertige Nutzung des derzeit nur als Parkplatz verwendeten Areals zwischen Gallmeyergasse und Klabundgasse; aufgrund der hohen Standortgunst wäre hier eine Mehrfachnutzung in Form eines Sport-, Kultur- oder Veranstaltungszentrums denkbar. - Also bereits 1994 wurde das manifestiert und mit einer großen Mehrheit beschlossen!

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Betrachten wir es einmal sehr sachlich. Ich glaube, das Areal - Kollege Pfeiffer hat das schon zum Ausdruck gebracht - mit einem Nutzwert von zirka 18 000 Quadratmetern gab oft Anlass zu Kritik und massiven Beschwerden. In Wahrheit - die Döblinger werden das kennen - ist das eine asphaltierte G'stätten, nichts anderes als eine asphaltierte G'stätten, die für Lagerungen genutzt wird, aber auch für die Ablagerung von Unrat bis hin zur Entsorgung von alten Autos. Ich habe es schon gesagt, die ständigen Beschwerden führten dazu, dass sich Bezirksmandatare veranlasst sahen, des Öfteren zu intervenieren, dass diese Missstände beseitigt werden.

Jetzt haben wir ein Projekt, das einem vernünftigen Kompromiss gleichkommt, und zwar - ich habe es schon gesagt - im Sinne des Bezirksentwicklungsplans und im Sinne der Bezirksvertretung. Ich darf hier vielleicht noch kurz daran erinnern, dass auch von der Grünen Fraktion mit insgesamt sechs Mandaten - ich war bei dieser Sitzung nicht anwesend und habe mir das berichten lassen - fünf Mandate zugestimmt haben, ein Mandatar hat dagegen gestimmt. (GR Günter Kenesei: Im 6. Bezirk hat der ganze Bezirk dagegen gestimmt, gegen ein Plandokument!) Ich rede von Döbling und nicht vom 6. Bezirk. Wir sind beim Geschäftsstück Hohe Warte, Kollege Kenesei. (GR Günter Kenesei: Alle!) Ich will es nur sagen. (GR Günter Kenesei: Alle Fraktionen!)
Ich denke, es ist ein vernünftiges Projekt. Es ist auch schon gesagt worden, dass es Bürgerversammlungen gegeben hat. Ich möchte hier nur noch einmal sagen, dass die MA 21 das erste Mal zur Bürgerinformation eingeladen hat. Ich habe gehört, es war eine sehr turbulente Sitzung, aber es hat dann bei diesem Projekt doch noch einige Veränderungen gegeben. Kollege Pfeiffer hat das bereits ausgeführt.

Wenn es hier aber so dargestellt wird, dass es Spekulationen oder schon wieder ein neues Projekt vor dem Stadion gibt, hat darauf, glaube ich, Kollege Pfeiffer ohnedies schon eine Teilantwort gegeben. Das dürfte auch auf das Abstimmungsverhalten der GRÜNEN im Bezirk zurückzuführen sein, die haben sich nämlich schlau gemacht, die haben sich informiert. Es geht um nichts anderes als darum, dass vor dem Eingang des Stadions Hohe Warte, das eben neu und modern gestaltet werden soll, die Parkplätze für dieses Areal und für diese Sportarena von der Püchlgasse herüber zum Eingang des Sportzentrums verlegt werden. Dort gibt es, wie schon gesagt, nicht 150 Parkplätze mehr, sondern jetzt 170 Parkplätze, und darüber hinaus sollen auf der oberen Fläche dieser Garage zusätzlich 43 Stellplätze entstehen.

Zu dem, was hier in Richtung Spekulation angeklungen ist, darf ich noch kurz ein paar Summen in Erinnerung rufen. Ich habe mich selbst darüber schlau gemacht, worum es geht, wenn man so ein Objekt plant und baut, auch solche Wohnungen in leichter Verbauung. Ich glaube, es ist schon gesagt worden, dass 28 Prozent verbaut werden und 72 Prozent Grünland sein werden, und zwar dort, wo vorher, also in der jetzigen Situation, viel Asphalt und G'stätten gewesen ist.

Der Kaufpreis: Über 2,5 Millionen EUR. Für die Modernisierung, das ist auch schon dargestellt worden, 2,9 Millionen EUR. Wenn ich die Kosten für 170 Gara-genplätze berechne, kann man heute davon ausgehen - das ist ein Durchschnittswert, vielleicht ist es ein bisschen billiger, vielleicht wird es ein wenig teurer werden -, dass ein Garagenplatz durchschnittlich 25 000 EUR kostet; bei 170 Garagenplätzen sind es über 4 Millionen, 4,2 Millionen EUR, die zusätzlich daraus erwachsen. Das ergibt einen Gesamtpreis - wobei man nicht von Spekulationen reden kann - von knapp 9,7 Millionen EUR, die dort von der so genannten IG investiert werden.

Wenn ich das durch die Anzahl der Quadratmeter dividiere, dann komme ich auf einen Grund-Quadrat-meterpreis von zirka 540 EUR. Wie ich schon gesagt habe, habe ich mich auch informiert, aber nicht bei der IG, sondern bei anderen: Das ist ein durchaus üblicher Preis, wenn man dort Wohnungen bauen will, ein durchaus gangbarer Preis. Von den 130 EUR sind sie hier weit weg.

Darüber hinaus rede ich noch gar nicht von dem so genannten Vertrag, der zugegebenermaßen für viele schwer verständlich ist, weil 80 Jahre eine lange Zeit sind. Dafür haben sie sich vertraglich verpflichtet, die Instandhaltungskosten zu übernehmen. Wenn man bei der Modernisierung einer solchen Anlage von den Instandhaltungskosten redet, dann wird es am Anfang sicher weniger sein. Aber wer ein Haus hat, wird wissen, oder wer Immobilien hat, wird das auch wissen, dass mit den Jahren - das fängt schon nach den ersten fünf Jahren an - Kosten auftreten. Einen Durchschnittswert von 50 000 EUR pro Jahr kann man annehmen, es gibt sogar Schätzungen in Höhe von 70 000 EUR. Bleiben wir fair, 50 000 EUR pro Jahr - das ist zusätzlich Geld, das die Steuerzahler nicht belastet, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich denke, wenn so ein Areal geschaffen wird, dann wird es nicht nur für die Vienna geschaffen. Ich kann es ja offen und ehrlich sagen, ich bin kein Vienna-Anhänger. Sie haben vielleicht Sympathien; meine Sympathie gehört einem anderen Wiener Großklub, von Kindheit an, dieser ist derzeit leider in Favoriten (Zwischenruf des GR Harry Kopietz), aber jeder kann es sich ausmalen. (GR Johann Driemer: Favoriten! - Ruf bei der FPÖ: Ist das gescheit?) Ob das in der heutigen Situation gescheit ist, weiß ich nicht, darüber könnten wir diskutieren. (GRin Mag Sonja Wehsely: Man muss dazu stehen!) Die wechseln zwar die Trainer wahrscheinlich schneller als die Spieler die Dressen, aber man muss trotzdem zu einem Verein stehen.

Trotzdem soll man aber auch zur Vienna stehen. Denn ich glaube, auch der Sportverein SK Vienna macht gute Arbeit, nicht nur, wenn er mit der Kampfmannschaft in der Regionalliga ist, sondern er bietet vielen jungen Mädchen und Burschen eine sinnvolle Möglichkeit, in ihrem Verein dem Sport nachzukommen. Ich denke, dass das sehr gut ist, und man soll ihnen auch helfen, wo zu helfen ist. 

Wer noch nicht weiß, was dort alles gemacht wird: Ich habe mir vor einem Monat einen jüngsten Plan darüber besorgt, wie das multifunktionale Sportzentrum wirklich ausschaut. Beim Fußball haben wir schon gesagt, was es gibt, außerdem Tennis, Rugby; Kollege Kenesei ist ja auch ein Fan von den Vikings. Aber es kommt zusätzlich noch: Golfplatz, Minigolfplatz, Kletterwand, Laufschule, Beach Volleyball, Beach Soccer, Skateboard, Street Soccer und Basketball. Das alles ist möglich und frei zugänglich. Sogar an den Winter ist gedacht: Eislaufen, Eisstockschießen, Langlaufen, Rodeln und eine Snowboard Halfpipe. Es ist also durchaus ein gutes Projekt im Sinne unserer Jugend.

Ich denke, wenn man alles in allem betrachtet, wenn man trotz unterschiedlicher Zugänge zu diesem Objekt alles berücksichtigt, kann man der Flächenwidmung doch zustimmen. Denn es bedeutet auch eine Aufwertung des Bezirkes.

Abschließend sage ich es noch einmal: Wir bringen das Problem der G'stätten weg; die Wohnverbauung auf den ehemaligen G’stätten-Plätzen ist wirklich sehr sanft und mit viel Grün versehen; wir bekommen eine moderne, multifunktionale Sportstätte, die insbesondere der Jugend zugute kommt; und wir vertreten heute mit diesem Beschluss natürlich auch die Interessen der Anrainer, des Bezirkes und der Bezirksbewohnerinnen und ‑bewohner. Ich ersuche daher um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor wir dort sporteln können, müssen wir noch etwas tun.

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. Ich komme zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück ist, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und ÖVP angenommen, die Freiheitlichen und die GRÜNEN haben dagegen gestimmt. 

Es gelangen nun die Geschäftsstücke 28, 29 und 30 zur Verhandlung. 

Hier gibt es keine Wortmeldungen. Ich komme demzufolge gleich zur Abstimmung. Alle drei Geschäftsstücke betreffen Flächenwidmungen in der Katastralgemeinde Landstraße.

Wer für die Postnummer 28 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Wir stimmen über das Geschäftsstück 29 ab.

Wer dafür ist, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das Geschäftsstück ist angenommen, das Abstimmungsergebnis ist das gleiche wie bei 28.

Wir gelangen zur Abstimmung über Postnummer 30.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dieses Geschäftsstück ist angenommen, ebenfalls mit dem gleichen Abstimmungsverhalten wie vorher. 

Es kommt nun die Postnummer 13 zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenvertrag zur Förderung von mehreren Theaterprojekten im Jahr 2004.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet.

Zu Wort gelangt Herr GR Kenesei. - Bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr StR Mailath-Pokorny!

Sie haben heute früh in der Fragestunde den GRÜNEN unterstellt, im Speziellen Herrn Dr Pilz, dass er Bilder, die sich der Grüne Klub im Jahr 1991/1992 ausgeborgt hat, nicht gemeldet hätte, dass der Leihnehmer Dr Pilz nicht mehr der Leihnehmer ist und dass jetzt ein anderer Leihnehmer zu melden gewesen wäre. Sie haben auch in Zweifel gezogen - ich habe Ihre Aussage hier -, dass sich diese Bilder überhaupt noch hier im Haus befinden beziehungsweise dass sie sich überhaupt noch in der Obhut des Grünen Klubs befinden.

Sie haben vorgelesen, um welche Bilder es sich handelt: Um ein Bild von einem Herrn Wolfgang Haidinger - dieses Bild ist in Wirklichkeit eine Skulptur und befindet sich noch beim Grünen Klub. Weiters ist es um ein Bild des Herrn Wolfgang Denk gegangen, das tatsächlich ein Bild ist; um ein Bild des Herrn Hubert Fiala - auch das ist eine Skulptur und befindet sich noch im Grünen Klub; ein Bild des Herrn Peter Weiss - auch Herr Peter Weiss hat eine Skulptur gestaltet, und auch diese befindet sich noch im Grünen Klub. Das nächste Bild stammt - haben Sie gesagt - von einem Künstler oder einer Künstlerin Onemo; die Künstlerin heißt tatsächlich Onemu und hat eine Skulptur geschaffen, die ebenfalls im Grünen Klub ist.

Das haben wir Ihnen schon zu erklären versucht. Das Perfide an Ihrer Stellungnahme ist - jetzt sage ich es in aller Schärfe, auch auf das Risiko hin, einen Ordnungsruf zu bekommen -, hier offensichtlich wissentlich eine Lüge unters Volk zu bringen, nämlich zu unterstellen, dass hinsichtlich dieser Skulpturen - oder dieser Bilder, wie Sie sie genannt haben - nicht gemeldet worden wäre, dass sie entweder noch im Grünen Klub sind oder bei Herrn Dr Peter Pilz irgendwo in dieser Stadt herumgeistern.

Ich gehe davon aus, dass Sie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 7 kennen, das hoffe ich zumindest. Es gibt jährlich - Herr Stadtrat, jährlich! - eine Anfrage dieser Dienststelle bei uns, ob sich diese Kunstgegenstände, diese Ausleihungen noch im Grünen Klub befinden. Und jährlich, das letzte Mal am 15. Oktober 2003, gibt es vom Grünen Klub die Rückmeldung und den Hinweis (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: War aber nicht das Thema!): Sehr geehrte Frau Sowieso - die da angefragt hat (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: War überhaupt nicht das Thema!) -, es hat sich bei unseren Kunstwerken nichts geändert, die Bilder beziehungsweise die Skulpturen sind selbstverständlich noch im Grünen Klub.

Ich finde es als eine bodenlose Frechheit, sich als amtsführender Stadtrat in einer Fragestunde hier heraußen hinzustellen und offensichtlich sowohl in der Öffentlichkeit als auch gegenüber den Journalisten als auch hier im Gemeinderat dem Grünen Klub und insbesondere dem Dr Peter Pilz zu unterstellen, dass sie sich irgendwelche Bilder oder Skulpturen unter den Nagel gerissen haben, noch dazu in der Fragestunde, in der es darum gegangen ist, Auskunft darüber zu geben, welche Bilder tatsächlich gestohlen wurden, und uns in einem Konnex mit diesen gestohlenen Bildern zu nennen.

Ich fordere Sie jetzt an dieser Stelle auf, hier herauszukommen, sich für diese ungeheuerliche Vorgangsweise zu entschuldigen und das zurückzunehmen! Denn Sie wissen genauso gut wie ich, dass Sie bei weitem über das Ziel hinausgeschossen haben und dass Sie vielleicht einen flapsigen Nebensatz hier nicht so angebracht haben, wie Sie es eigentlich - als Spaß, als "Gspassettl", als lockeren Zwischenruf oder als Sager - hätten tun wollen. 

Faktum ist, dass Ihnen als amtsführender Stadtrat bekannt ist, dass die MA 7, die zuständige Stelle, jedes Jahr bei uns nachfragt und jedes Jahr die Meldung bekommt, dass diese Exponate selbstverständlich bei uns vorhanden sind und Sie sich jederzeit davon überzeugen können, dass diese Exponate im Grünen Klub auch anzutreffen sind. Ich weiß nicht, was daran besonders lustig ist oder ob man besonders cool ist, wenn man herausgeht und sagt: Haha, na ja, aber einmal ist es gesagt, und derart angepatzt wird schon ein bisschen etwas hängen bleiben! 

Offensichtlich ist das eine Strategie, die Sie verfolgen. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Dr Michael LUDWIG: Nein, Sie!) Ich kenne das immer nur von Politikern, deren zeitliches Ende irgendwie herannaht. Jetzt weiß ich schon, dass die halbe Stadtregierung auf einem Austauschposten sitzt; ich weiß nicht, ob Sie zu den Playern gehören, die auf diesen Austauschposten sitzen. Ich hätte auch angenommen, dass Sie den Unterschied zwischen einer Skulptur und einem Bild kennen. Zumindest gehe ich bei einem Kulturstadtrat davon aus, dass er das kennt. Zumindest das hätte man annehmen können, doch auch in dieser Sachlage wurde ich enttäuscht.

Aber ich habe gesehen, Sie haben sich schon zum Wort gemeldet, und vielleicht brauche ich meine restlichen 14 Minuten noch. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist der Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Gemeinderat!

Ich weise natürlich den Ausdruck "Lüge" oder "Unwahrheit" mit aller Entschiedenheit zurück. 

Ich habe auch von Objekten gesprochen, Artefakten, Kunstwerken, und habe die Bilder hergezeigt. (GR Günter Kenesei: "Bild" haben Sie gesagt!) Aber ich lese es Ihnen gerne noch einmal vor, weil Sie offensichtlich in der Tat überhaupt nicht verstanden haben, worum es geht. (GR Kurth-Bodo Blind: Werden Sie sich jetzt entschuldigen oder nicht?) Ich lese Ihnen vor, was ich heute am Vormittag gesagt habe. (GR Günter Kenesei: Ich habe es eh da!)
Ich darf Ihnen dazu - zu den Problemen, die die Kulturabteilung in der Auffindung von Kunstwerken hat, nämlich dass es oftmals Personen- und Standortwechsel gibt - ein Beispiel nennen, habe ich heute am Vormittag gesagt. Der grüne Gemeinderat Dr Pilz hat im Jahr 1992 fünf Kunstwerke im Ankaufswert von insgesamt 6 500 EUR von der MA 7 entlehnt. Bis dato wurde der Kulturabteilung weder eine Änderung des Leihnehmers bekannt gegeben, noch wurden die Werke retourniert. Das heißt, jene im Jahr 1992 entlehnten Bilder mit einem Zeitwert von 9 800 EUR laufen noch immer auf den Leihnehmer GR Pilz. 

Nun, habe ich gesagt, in diesem speziellen Fall konnten unsere Beamten aus den Medien entnehmen, dass Herr Dr Pilz seinen Arbeitsplatz gewechselt hat. (GR Kurth-Bodo Blind: Das darf nicht wahr sein!) Wenn Beamte ihre Dienststelle wechseln, wird das selten in der Öffentlichkeit diskutiert und ist daher der Kulturabteilung nicht automatisch bekannt. In diesem Fall sind die Beamten der Kulturabteilung auf genaue Mitteilungen der Leihnehmer angewiesen. 

Ich darf Sie, habe ich dann weiter gesagt, nun von hier aus bitten, den Verpflichtungen eines gewissenhaften Leihnehmers nachzukommen und eine schriftliche Mitteilung an meine Abteilung zu übermitteln, wer der neue Leihnehmer der oben genannten Bilder im Grünen Klub ist. Ich nehme an, dass sich die Bilder noch immer im Klub der Wiener GRÜNEN befinden, andernfalls müsste eine Verlustmeldung gemacht werden. 

Dieses habe ich gesagt, nicht mehr und nicht weniger! Dem ist weder etwas hinzuzufügen, noch ist etwas zu beschönigen oder hätte man sich dafür zu entschuldigen. Ich entschuldige mich für eines: Es tut mir Leid, dass ich Sie heute in der Früh mit dem GR Ellensohn verwechselt habe. Dafür entschuldige ich mich, aber das wird hoffentlich auch nicht mehr vorkommen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Das war nicht das Problem!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Er hat noch 14 Minuten.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Offensichtlich haben Sie ein Problem, das Ihre Abteilung nicht hat. In Ihrer Abteilung, MA 7, ist Frau Jarl bekannt, wo sich die Bilder befinden. Denn die Bilder sind ausgeliehen worden. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist überhaupt nicht das Thema!) O ja, ich habe es hier, ich habe den Leihschein hier. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich auch!) Sehen Sie, da steht drauf: Leihnehmer: 29. 4. 1992, Klub der GRÜNEN. Telefonnummer: 81800, Klubsekretariat, zu Handen Herrn Peter Pilz - weil er damals Klubobmann war -, Rathaus, Stiege 6, Hochparterre. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja! Und ist er noch da?)
Jetzt erklären Sie da heraußen - das haben Sie gerade vorgelesen -, Sie wissen nicht, oder sie nehmen an - einmal so in den Raum gestellt -, dass die Bilder noch immer bei uns sind. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Ihrer Abteilung brauchen da nichts anzunehmen, sie wissen es - im Gegensatz zu Ihnen! Offensichtlich wissen Sie einiges nicht, was in Ihrer Abteilung los ist, aber Ihre Mitarbeiter sind Gott sei Dank so fähig, dass sie es wissen. Sie sollten sich vielleicht an Ihren Mitarbeitern ein Beispiel nehmen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was ist mit Pilz? Wo ist er jetzt? Ist Pilz jetzt Leihnehmer oder nicht? - GR Günter Kenesei: ... Klub nachfragen! Denken Sie nach, bevor Sie so einen Blödsinn sagen!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, jetzt hören wir bitte damit auf, uns gegenseitig mit Worten zu beflegeln. Fakt ist ... (GR Günter Kenesei: Ach so, wir haben alles zur Kenntnis zu nehmen, was der Herr Stadtrat sagt?) Ich habe das Wort "Blödsinn" gemeint. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.)
Sehr geehrter Herr GR Kenesei! Man kann seinen Unmut, man kann seine Kritik wohl gesetzt mit Worten hier von sich geben (GR Günter Kenesei: Habe ich!) und muss nicht zu einem Slang greifen, den wir alle gemeinsam nicht notwendig haben. (GR Günter Kenesei: Ich rede aber so!) Ist okay, aber das Wort "Blödsinn" können wir trotzdem hintanstellen. (GR Günter Kenesei: Tut mir Leid!)
Bitte, Frau GRin Zankl.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Nachdem zum gegenständlichen Akt nicht diskutiert worden ist, bitte ich Sie nochmals um Zustimmung zu den Zuschüssen für die Freien Gruppen im Wert von 809 000 EUR.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 13. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. 

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 19 und 20 - sie betreffen Vereinbarungen zwischen der MA 48 und einerseits der Firma ÖKK Österreichischer Kunststoff Kreislauf AG, andererseits der ARGEV Verpackungsverwertungs-GesmbH - zusammenzuziehen, die Abstimmungen aber selbstverständlich getrennt durchzuführen. - Dagegen wird keine Einwendung erhoben.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klier, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Helga Klier: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu den beiden Akten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und erkläre die Debatte für eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Professor Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es geht darum, dass die Stadt Wien rund um die Kunststoffverwertung gute Geschäfte macht. Ich möchte nur daran erinnern, dass vor kurzem - so lange ist das noch nicht her - in dieser Legislaturperiode die Müllgebühren saftig erhöht wurden. Momentan zahlt man für 200 Liter, 52-mal im Jahr ausgeleert, 328,64 EUR - also eine satte Erhöhung, um sich den Stadtsäckel ein bisschen anzufüllen. - Das ist einmal die eine Situation. 

Die andere Situation ist, dass wir eine Verpackungsverordnung haben, die die Stadt Wien angefochten hat - meiner Meinung nach zu Recht. Im Moment gilt in Österreich eigentlich gar nichts, man kann im Grunde genommen tun, was man will. Es ist sozusagen Tür und Tor dafür geöffnet, endlich mit den Glasflaschen und Mehrwegflaschen ein Ende zu machen und mit Einweg und ganz viel Plastik weiterzumachen. Die Frau Stadträtin hat damals meiner Meinung nach durchaus richtig gehandelt. Das Ministerium der schwarz-blauen Bundesregierung hat daraufhin gar nichts unternommen und es so gelassen, wie es ist - sozusagen Wildwuchs.

Aber in der Zwischenzeit ist einiges passiert. Ich möchte Sie nur daran erinnern, dass wir alle mit Milchflaschen aus Glas aufgewachsen sind. Mehrweg-Mineral-wasserflaschen, ‑Bierflaschen und ‑Weinflaschen waren durchaus gang und gäbe. Im Moment haben wir eine Situation, dass es kaum noch Mehrweggebinde gibt - Glasflaschen bei der Milch, bei Mineralwasser kann man im wahrsten Sinne des Wortes sagen, dass die Mehrweg-Mineralwasserflasche aus Glas den Bach hinunter geht und dass dies im Grunde genommen zu Einweg geworden ist. Bier und Wein werden folgen. 

Die Folgen davon sind eine riesige Zunahme beim Verpackungsmüll in den Mülltonnen und letztendlich eine Kostenexplosion bei den Müllgebühren. In Wien haben wir es schon hinter uns, in den anderen Bundesländern kommt das jetzt. Wie stellt sich das für den Konsumenten und die Konsumentin dar? Sie alle müssen Müllgebühren bezahlen, über die Betriebskostenabrechnung als Mieter beziehungsweise als Eigentumswohnungs- oder Hausbesitzer. Gleichzeitig muss man auch Lizenzgebühren bezahlen, wenn man es im Geschäft kauft. Das heißt für die Konsumenten eigentlich: Doppelt geschröpft! Das ist der Punkt.

Wovon ich heute rede: Die Stadt Wien hat je einen Vertrag mit der ARGEV und der ÖKK - deswegen auch die beiden Akten -, sie bekommt oder lukriert, wenn man so will, aus den Verträgen 5,7 Millionen EUR jährlich. Und pro Tonne verbranntem Kunststoff - das mit der Verbrennung ist auch so eine Sache - bekommt man zwischen 86 und 88 EUR, und das aufsteigend in den nächsten paar Jahren. Das heißt, wir haben eine Situation, dass einerseits die Stadt oder besonders die Frau Stadträtin immer wieder hinausgeht und sagt: Mehrweg ist ganz wichtig, und wir sollten auf Mehrweggebinde umstellen! Gleichzeitig erzielt die Stadt Wien auf der anderen Seite Mehreinnahmen aus mehr Plastik. Das ist ein Widerspruch!

Das heißt, auf der einen Seite kann ich sagen: Betriebswirtschaftlich ist das ganz toll für die MA 48 und für die Stadt Wien, sie bekommt mehr Geld aus der Plastikverbrennung. Auf der anderen Seite wäre es volkswirtschaftlich viel klüger, Mehrweggebinde zu verwenden. Die Stadt Wien hat sich für die betriebswirtschaftlichen Argumente entschlossen, und die Sonntagsreden werden mit Müllvermeidung angefüllt.

Kleines Detail am Rande: 5,7 Millionen EUR machen ungefähr gleich viel Geld aus, wie die Stadt Wien derzeit für Müllvermeidung ausgibt. Darum denke ich mir, viel interessanter wäre es gewesen zu sagen: Wir bekommen mehr Geld aus der Kunststoffverbrennung, deswegen keine Erhöhung der Müllgebühren!

Es war nicht so. Die Stadt Wien zieht sich bei der Müllvermeidung auf Sonntagsreden zurück und bleibt in der Wirklichkeit bei der Geldeinnahme. Das finden wir nicht gut, deswegen bei beiden Akten: Minus! - Danke schön. (Befall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet: Herr GR Klucsarits.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute befassen wir uns mit den Sammel- und Verwertungsverträgen, mit denen die Grundlage für das mehr oder weniger funktionierende Müllsammelsystem in Wien garantiert werden soll. Wir wissen schon, dass diese Aufgabe eine der ganz wichtigen ist, da schließlich von der Sammlung und Verwertung der ökologische Erfolg der Abfallwirtschaft dieser Stadt abhängig ist. Wir bekennen uns zum Gedanken sowohl der Mülltrennung als auch der Müllsammlung, die ja eine Voraussetzung dafür ist, dass Wiens Restmüllmenge nicht weiter ansteigt (GR Mag Rüdiger Maresch: Die steigt aber an!) und damit nicht noch weitere Müllverbrennungsanlagen in Wien notwendig sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was du sagst, ist verkehrt!)

Meine Damen und Herren! Neben der Luftreinhaltung - Kollege Maresch regt sich wie immer auf. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja! Weil Sie keine Ahnung haben, Kollege Klucsarits!) Danke! (GR Mag Rüdiger Maresch: Es wird mehr Müll durch den Vertrag! Lesen Sie ihn durch, zur Abwechslung einmal!) Sind Sie fertig? (GR Mag Rüdiger Maresch: Schauen Sie sich den Vertrag an!) Der Herr Professor glaubt immer, er ist in der Schule (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, eh!), und bewertet die anderen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn die Schüler keine Ahnung haben, dann schauen sie nach! ... steigende Müllmengen! - Weitere Zwischenrufe.)
Meine Damen und Herren! Neben der Luftreinhaltung gehört der Stopp des in den letzten Jahren wieder stark zunehmenden Müllberges in ganz Wien zu den wichtigsten umweltpolitischen Aufgaben dieser Stadtverwaltung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Lesen Sie den Text einmal durch!) Uns kommt aber vor, dass diese Erkenntnis noch nicht in ausreichendem Maße Eingang in die Politik dieser sozialistischen Stadtregierung gefunden hat. Die einzige Antwort, die diese sozialistische Stadtregierung abfallwirtschaftspolitisch bis jetzt gegeben hat, ist die saftige Müllgebührenerhöhung von unglaublichen 25 Prozent!

Aber ich glaube, das ist keine Antwort, sondern das ist Geldbeschaffung, und mit Kostenwahrheit hat das auch nichts zu tun. (Beifall bei der ÖVP.) Würde unsere Forderung erfüllt werden, dass dieses Geld aus der Erhöhung der Müllgebühr zweckgebunden verwendet wird, dann würden wir das vielleicht noch ein bisschen verstehen. Aber da dies nicht so ist, bleibt es bei dieser Müllgebührenerhöhung, die gleich zu Beginn durchgeführt wurde: Kaum hatten Sie die absolute Mandatsmehrheit in diesem Haus, haben Sie eine 25-prozentige Gebührenerhöhung beschlossen! Das zeigt wieder, wenn irgendwo ein Problem ist, machen wir in Wien eine Gebührenerhöhung. Ich glaube, das kann nicht in unserem Sinn sein.

Aber auch abfallwirtschaftspolitisch kann ich nichts Gutes berichten. Oder erklären Sie uns bitte, warum Wien nach wie vor das österreichische Schlusslicht bei der Sammlung einiger Müllfraktionen ist! Gerade hier fehlt es an Maßnahmen, um zu den anderen Bundesländern aufzuschließen, damit wir nicht überall das Schlusslicht wären. 

Vor allem sehen wir einen Handlungsbedarf bei den biogenen Abfällen. Vor Jahren wurde mit Hilfe der Biotonne begonnen, diesen Anteil im Restmüll durch getrennte Sammlungen herauszufiltern. Das ist an sich ein sicher sehr guter Ansatz, weil biogener Müll einen großen Anteil am Hausmüll darstellt und ein gutes Verwertungspotenzial in Form der Kompostierung bis hin zum Einsatz in Biogasanlagen aufweist. Was ist aber geschehen? Die Stadtverwaltung hat die Biotonnen größtenteils wieder abgebaut, und heute landet wieder verstärkt biogener Müll im Restmüll, der dann verbrannt wird, und wir brauchen wiederum ein zusätzliches Fernheizwerk, um diesen Müll zu verbrennen. Das ist für uns schon deshalb keine besonders gute Lösung, weil man für die geplante Biogasanlage sicher - das brauche ich Ihnen nicht zu sagen - Biomüll brauchen wird.

Meine Damen und Herren! Angesichts dieser Fehlentwicklung und der Tatsache, dass offenbar trotz aller teuren Werbemaßnahmen der MA 48 der Restmüllberg in Wien nach wie vor wächst, besteht ein eklatanter Handlungsbedarf in Sachen Müllverwertung. - (In Richtung GR Mag Rüdiger Maresch:) Jetzt schütteln Sie schon wieder den Kopf? Jetzt geben Sie mir auch nicht Recht, egal, was ich sage? (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, weil Sie ...!)
Wir haben schon im Zuge der Diskussion um die Errichtung der Müllverbrennungsanlage Pfaffenau darauf hingewiesen, dass ihre Dimensionierung nur dann ausreicht, wenn der Restmüll nicht noch weiter ansteigt. Leider Gottes tut er das aber noch immer ungebremst. Wir warten nach wie vor darauf, dass die Stadtregierung dieser Entwicklung erfolgreich entgegensteuert. Denn allein mit dem Bau einer dritten Müllverbrennungsanlage wird das sicher nicht gelingen.

Wir haben daher wiederholt darauf hingewiesen, dass es unbedingt notwendig sein wird, die Sammlung und Verwertung in Wien auszubauen. Das fängt damit an, dass die Bürger eine ausreichende Anzahl von Sammelinseln in ihrer unmittelbaren Wohnumgebung vorfinden, allerdings solche, die eine entsprechende, oftmalige Säuberung erfahren und nicht als Ursache einer unangenehmen Geruchsbelästigung fungieren.

In diesem Zusammenhang fordern wir die Errichtung einer größeren Container-Waschanlage, die schon seit Jahren versprochen worden ist, Frau Stadträtin, auf die wir aber noch immer warten. Ich vermute ein bisschen, das Geld, das wir für diese Waschanlage gebraucht hätten, ist doch in die Waagner-Biró-Gründe geflossen. Mein Kollege hat ja heute trefflich vorgebracht, wie unnötig dieses Geld dort angebracht wurde, und jetzt fehlt es uns eben bei einer Optimierung der Wiener Abfallwirtschaft. 

Aber Sie haben dieses Geld damals dem Herrn Liaunig gegeben, und dieser Herr baut jetzt ein Museum, allerdings zu unser aller Enttäuschung nicht in der Donaustadt, wo wir dieses Museum gerne gehabt hätten, weil ja wahrscheinlich Wiener Steuergeld dafür verwendet wird. Aber zu Ihrer Beruhigung, meine Damen und Herren von der SPÖ, wird es in keinem schwarzen Bundesland gebaut! Es wird auch nicht in einem roten Bundesland gebaut, sondern - wo glauben Sie? Na? Ihr neuer Koalitionspartner Haider wird das mit diesem Geld dort unten bauen! Aber Sie können froh sein, die Kärntner SPÖ-Genossen werden bei der Eröffnung sicher dabei sein, und das Wiener Steuergeld wird eben nach Kärnten hinunter geflogen, in ein Museum. Ja, so kann man es auch machen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Sicherung der sinnvollen Müllverwertung ist für uns ein ganz wichtiges Anliegen, und wir werden darauf dringen, dass auch die Stadt Wien ihren Teil dazu beitragen wird. Das heißt für uns aber auch, die Stadt Wien kann sich nicht aus der Verantwortung stehlen und sagen: Müllentsorgung ist Sache der Wirtschaft. Nein, so einfach wird es nicht gehen, denn Müll ist Landessache, meine Damen und Herren! Natürlich ist die Wirtschaft bereit, hier mitzuhelfen, um der Mülllawine Herr zu werden. Das tut sie eben auch, indem sie die Sammel- und Verwertungsgesellschaften mitträgt, also etwa für die Entsorgung des Verpackungsmülls selbst Sorge trägt. 

Es kann aber nicht so sein, dass sich die Stadt zurücklehnt und abwartet, was die Sammelsysteme mit sich bringen. Das wäre zu einfach, weil die Sammelsysteme - wie wir den Verträgen entnehmen - der Stadt auch sehr viele Einnahmen verschaffen. Bei manchen dieser Einnahmen wie etwa jenen für die Sammlung des Plastikmülls lukriert man gleich zweimal Geld: Einmal, wenn man für das Einsammeln kassiert, und das zweite Mal bei der Fernwärme, wenn man das Sammelgut zur Befeuerung anliefert. Das ist vielleicht eine moderne Form einer geschlossenen sozialistischen Kreislaufwirtschaft, die wir so aber eigentlich nicht für richtig finden. (GR Johann Hatzl: Erklären Sie mir doch, wie das bei den Landesgesellschaften woanders ist!)
Aber wir glauben, dass das Vorliegen dieser Verträge die Voraussetzung dafür sein kann, dass genau das in Zukunft nicht mehr die Politik dieser Stadtregierung sein kann. Daher geben wir dem vorliegenden Geschäftsstück unsere Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gelangt Herr GR Blind. - Bitte.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr GR VALENTIN hat bei Post 31 locker die Worte "gelebte demokratische Spielregeln" verwendet. Er hat dieses Wort - "gelebte demokratische Spielregeln" - in den Mund genommen und hat mich sehr, sehr böse gemacht, der Herr GR VALENTIN! (GR Heinz Hufnagl: Was haben Sie gegen demokratische Spielregeln? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, ich erkläre es gleich, was ich damit meine. (GR Heinz Hufnagl: Bitte! Das wird spannend!)
Was heißt in Wien "gelebte demokratische Spielregeln"? Die SPÖ darf alles, die anderen, speziell die FPÖ, darf gar nichts! (Ruf bei der SPÖ: Was hat das mit der Umwelt zu tun?) So schaut die Demokratie in Wien aus - ich komme gleich auf die Umwelt -: Die SPÖ agiert brutal, machtbesessen und abgehoben und bricht alle Verordnungen, die sie selbst von anderen einfordert. (GR Paul Zimmermann: Brutal? - Weitere Zwischenrufe.) "Wos?" rufen Sie - ich erkläre es Ihnen schon -, das heißt auf Hochdeutsch: "Was?" (GR Johann Driemer: Tun Sie das, bitte!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich zu den Tagesordnungspunkten 19 und 20 spreche, muss ich allgemein feststellen, dass Wien immer mehr verdreckt und verkommt. Die geistige und tatsächliche Umweltverschmutzung findet heute - Sie können sich persönlich davon überzeugen - vor dem Wiener Rathaus statt!

In Penzing, meinem Heimatbezirk, hat die rote Rathausdiktatur 60 von 90 Dreieckständern per Bescheid aufheben lassen. (GR Heinz Hufnagl: Das ist eine Maßnahme für die Umwelt!) Das ist eine geistige Umweltverschmutzung, weil diese (GR Heinz Hufnagl: Verkehrssicherheit ist das! Stadtbildpflege!) - ja, plaudern Sie nachher, kommen Sie heraus! -, weil diese Dreieckständer angeblich nicht 5 Meter neben einem Zebrastreifen stehen dürfen (GR Karlheinz Hora: 2,50 Meter, um genau zu sein!) und weil diese freiheitlichen Dreieckständer nicht 29 Zentimeter vom Gehsteigrand entfernt stehen dürfen. Sie müssten 30 Zentimeter neben dem Gehsteigrand stehen. (GR Heinz Hufnagl: Habt ihr doch einen Kandidaten bei der Präsidentschaftswahl?) Meine Herrschaften, nicht: Habt ihr einen Kandidaten?, es geht hier um die Verschmutzung dieser Stadt durch Ihre Ständer!

Die FPÖ- Dreieckständer dürfen natürlich nicht neben einem Zebrastreifen stehen, die FPÖ-Ständer dürfen auch nicht 29 Zentimeter zum Gehsteigrand stehen. Aber die SPÖ-Ständer dürfen das! Gehen Sie jetzt zum Rathausausgang Felderstraße, dort steht der SPÖ-Dreieckständer vor dem Rathaus natürlich neben dem Zebrastreifen und natürlich keine 30 Zentimeter vom Gehsteigrand entfernt. Das ist Ihre politische Kultur! (GR Heinz Hufnagl: Haben Sie einen verschoben?) Reden Sie doch nicht so komisch drein! Es traut sich ja keiner, so einen Kandelaber zu verschieben, das bringen Sie ja nicht einmal zusammen! (Heiterkeit des GR Paul Zimmermann.) Das ist doch dieser Dreieckständer um den Kandelaber.

Also das ist Ihr Verständnis von Demokratie! Das sind Ihre "gelebten demokratischen Spielregeln", nach denen es hier in Wien geht: Uns die Dreieckständer per Bescheid wegzunehmen, aber selbst sie vor dem Rathaus aufzustellen und zu sagen: Kein Gemeinderat von der roten Fraktion hat das bemerkt - es ist keiner dort bei der Rathaustür hereingekommen, es sind ja alle bei der anderen Tür hereingekommen -, und keiner der Beamten hat das bemerken können. Nur die freiheitlichen Ständer will man wegputzen, weil euch Herrschaften von der "Demokratie" die Opposition einfach nicht passt. 

Aber das ist keine Demokratie, so spielt es die Spielregeln in Wien nicht! Wir werden uns zu wehren wissen. Das UVS-Urteil habt ihr erlebt: Wir haben gewonnen. Und wir werden dieses wieder durchfechten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn das nicht rote Diktatur ist, dann weiß ich nicht, was rote Diktatur ist. (Widerspruch bei der SPÖ.) Wo ist das Geseufze? Ihr könnt in Wien alles aufführen? (GR Paul Zimmermann: Kollege Blind, wieso habt ihr jetzt Dreieckständer?) Nein - Sie sind in der Sache offensichtlich ein bisschen zu wenig informiert -, im letzten Wahlkampf wurden uns die Dreieckständer von der MA 48 weggeräumt. (GR Paul Zimmermann: Im letzten Wahlkampf! In Ordnung!) Der Unabhängige Verwaltungssenat hat natürlich uns Recht gegeben, und die MA 48 hat in dieser Entscheidung verloren. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Geh bitte, soll ich das Ganze noch einmal erzählen? (GR David Ellensohn: Ja, bitte! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Dass eure Klubobfrau in Penzing gesagt hat: Diesmal wird die MA 48 kommen und euch das alles wegräumen! Nein, Herr Kollege Driemer ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren! Versuchen Sie nicht, Herrn GR Blind seine wertvolle Redezeit mit Dreieckständern zu blockieren. - Bitte, Herr GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Gut, ihr habt also gesehen, die Herrschaften von der Sozialdemokratie sind undemokratisch. Sie sind hier in diesem Haus wirklich nicht bereit, gleiche Spielregeln für alle politischen Fraktionen gelten zu lassen. Das muss einmal festgestellt werden! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war schön, noch einmal ...!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich spreche hier zum Tagesordnungspunkt Nummer 19. Hier geht es um einen Vertrag zwischen ... (GR Heinz Hufnagl: Das haben wir aber noch nicht gemerkt, bis jetzt!) Sind Sie auch noch stolz darauf, dass Sie in diesem Haus die Demokratie mit Füßen treten? Dass Sie die MA 48 anweisen, von der Freiheitlichen Partei die Dreieckständer im letzten Wahlkampf wegzuräumen, und das auch vorher noch in Penzing durch Ihre Klubobfrau im Bezirksparlament ankündigen lassen? Darauf sind Sie stolz? Da machen Sie Zwischenreden? Das ist Ihr Verständnis von Demokratie? - Genieren Sie sich einmal ein bisschen! (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich setze fort: Hier geht es um einen Vertrag zwischen der MA 48 und der Firma ÖKK, der Österreichischen Kunststoff Kreislauf AG, und zwar ums Verbrennen von Kunststoffen. (GR Heinz Hufnagl: Sie werden nie fertig werden!) Ich werde schon fertig werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt bei diesem Vertrag keine Win-Win-Situation. Ja, schon: Eine Win-Situation für die MA 48 und eine für die ÖKK - aber der Blöde bei diesem Vertrag ist der Wiener, der Bürger und der Steuerzahler, und selbstverständlich auch die Umwelt! Denn erstens hat der Konsument für die Verpackung zu zahlen, wenn er die Konsumgüter im Geschäft kauft; zweitens muss er für die Verpackung zahlen, wenn er diese in den Restmüll wirft, nämlich über die Müllgebühren - sprich: Es werden die Betriebskosten in jedem Haushalt höher sein. 

Die rote Gemeinde ist gar nicht daran interessiert - da helfen keine Schalmeientöne -, dass die Kunststoffe neben dem Restmüll gesondert, getrennt gesammelt werden. Denn jede Tonne mehr Kunststoff im Restmüll bedeutet höhere Einnahmen für die rote Gemeinde. Das heißt, die Gemeinde Wien ist die eigentliche Gewinnerin dieses gescheiterten - und ich behaupte, des nie gewollten - Konzeptes der Müllvermeidung und der Mülltrennung. Sonst könnte so ein Zustand jetzt nicht eintreten.

Denn ohne den zusätzlichen Kunststoff würde 
sich die neue Müllverbrennungsanlage in Simmering 
nie rechnen. Wien ist geradezu froh, im Jahr 2004 11 500 Tonnen, im Jahr 2005 12 500 Tonnen und im Jahr 2006 13 550 Tonnen Kunststoff verbrennen zu kön-nen. Das bringt Einnahmen für die ÖKK - nein, das ist schlecht ausgedrückt: Es bringt Gewinn für die ÖKK. Sie braucht sich nämlich um das Entsorgen dieser Kunststoffmengen nicht zu kümmern. Sie zahlt der Stadt Wien 1,1 Millionen EUR als Verbrennungsentgelt und ist alle ihre Probleme los. 

Dass auch der ÖKK überhaupt nicht an der Umwelt gelegen ist, sieht man daran, dass nur 3 Prozent des Umsatzes der ÖKK für Müllvermeidung - was ja etwas Wichtiges für die Umwelt wäre - aufgewendet wird. Diesen Unfug im Tagesordnungspunkt 19 lehnen wir Freiheitliche entschieden ab! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun komme ich zu Punkt 20 der Tagesordnung. Hier geht es nicht ums Verbrennen, sondern ums Sammeln der Kunststoffe. Man muss bei den Wiener Sozialisten kein Hellseher sein, denn dass der StR Rieder weder im Gesundheitsbereich noch im Finanzbereich etwas Ordentliches zusammenbringt, war zu erwarten, außer - was bringt er zusammen? - Abkassieren! Dass er im Gesundheitsbereich nichts zusammenbringt, ist nicht von mir, sondern von Werner Vogt. 

Die Zeche sozialistischer Politik zahlt wie üblich der Bürger, und hier dazu auch noch die Umwelt, die sich ja nicht wehren kann. 1999 wurden laut Vertrag 8 620 Ton-nen Kunststoff im Restmüll so genannt mitgesammelt, 2006 werden es 13 550 Tonnen sein. Das heißt innerhalb von sieben Jahren um 57 Prozent mehr Kunststoff im Müll - na, das ist eine schöne Umweltmusterstadt! Der Erlös für die Stadt aus diesem so genannten Mitsammeln - das heißt, wenn man den Bürger zwingt, den Kunststoff in den Restmüll zu werfen, weil der ja nicht mehr in die Kunststofftonne kann - wird 4,6 Millionen EUR betragen, obwohl der Bürger einen Großteil davon eigentlich schon über die Müllgebühren gezahlt hat. 

Wir, die Wiener Freiheitlichen, haben das alles schon vorausgesagt, daher werde ich Ihnen, solange die Zeit noch reicht, aus meiner Rede vom 25. Oktober 2002 möglichst lange zitieren. (GR Harry Kopietz: Haben Sie keinen Schreiber gefunden für eine neue Rede?) Ist nicht notwendig! (GRin Mag Marie Ringler - in Richtung Vorsitz -: Wie viel Zeit hat er noch?) Die Sozialisten bleiben bei ihren alten Fehlern, da taugt die Rede vom 25. Oktober 2002, sie war hellseherisch genug. Sie werden es bemerken, ich lese daraus vor. (GR Harry Kopietz: Blind, der Hellseher!)
Ich zitiere: "Wozu braucht man in der MA 48  1,5 bis 2,5 Millionen EUR - sprich 20 bis 34 Millionen S - jährlich für Marketing und Werbemaßnahmen? - Da hat Herr Kollege Maresch sicher Recht: Das Müllmonster will mehr Mist! Sicherlich braucht man diese 34 Millionen S nicht, um den Wienern zu erklären, dass sie den Müll trennen sollen. Denn sie trennen den Müll schon sehr gut, und ich muss dazusagen: Viel zu gut!"

Das war ja auch der Grund dafür, dass Sie jetzt beim Sammeln auf den neuen Plastik-Containern die neuen Deckel draufgemacht haben, damit eben nicht so viel Kunststoff in die Kunststoff-Container hineinkommt, son-dern dass möglichst viel in den Restmüll kommt und dass möglichst viel an Müllgebühren kassiert werden kann. Ihnen ist dabei ganz egal, ob dadurch für die Gemeindemieter die Betriebskosten erhöht sind oder nicht. So schaut die Umweltmusterstadt Wien aus!

Ich zitiere weiter: "Die Techniker der MVA Spittelau erklären, es korrodieren dort die Brennroste, weil zu wenig Kunststoff, zu wenig Plastik im Müll enthalten ist." Das habe ich im Oktober 2002 gesagt, und jetzt sieht man es: Jetzt haben wir den Vertrag, dass wieder vermehrt Kunststoff in die Restmüllmenge hineinkommt, damit eben die Müllverbrennungsanlagen wieder besser funktionieren. 

Sie haben eben aufs falsche Pferd gesetzt. Statt auf Müllvermeidung und Mülltrennung haben Sie hundertprozentig auf die Müllverbrennung gesetzt, und Ihnen war ganz egal, dass an und für sich die Schlacke, die daraus entsteht, und der Filter relativ giftige Stoffe sind. 

"Daher wird nun sicherlich ein Konzept erarbeitet", habe ich schon im Oktober 2002 gesagt, "damit die Wiener mehr Plastik, sprich mehr Kunststoff in den Hausmüll werfen sollen. Es ist alles nicht wahr, was derzeit in diesen Publikationen über Müllvermeidung verbreitet wird." Wenn Sie wollen, können Sie diesen Langtext vom 25. Oktober 2002 nachlesen. 

Es ist gekommen, wie wir gesagt haben: Müllvermeidung und Mülltrennung werden in Wien zukünftig nicht stattfinden. Sie haben sich entschlossen, jetzt Verträge abzuschließen, wodurch Sie die Verpacker vom Einsammeln befreien und diejenigen, die fürs Entsorgen zuständig sind, von der Entsorgung befreien. Denn Sie brauchen in Wirklichkeit diesen Kunststoff, damit Ihre Müllverbrennungsanlagen funktionieren. Sonst könnten Sie in Simmering nicht eine weitere Müllverbrennungsanlage errichten. Es würde dort der Müll stinken, aber niemals verbrennen. 

Ihr Müllvermeidungs- und Mülltrennungskonzept ist endgültig gescheitert. Sie produzieren mehr Mist, und man kann eigentlich sagen: Nur Mist! (Beifall bei der FPÖ. - GR Heinz Hufnagl: Eine super Sache!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Polkorab. - Bitte.

GRin Rosemarie Polkorab (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Zuerst möchte ich Sie daran erinnern, dass es neun Jahre gedauert hat, bis die Müllgebühren erhöht wurden. - Nur zur Erinnerung für Sie alle von der Opposition.

Nun einige Worte zum Mitdenken für die Besserwisser von den GRÜNEN, ÖVP und FPÖ: Es ist absolut sinnvoll und kostengünstig, PET-Flaschen zu sammeln und daraus neue PET-Flaschen, Fasern für Teppiche, Schlafsackfüllungen sowie Folien zu Verpackungen und so weiter herzustellen. Man nennt dies bekanntlich Recycling. Viel zu teuer käme die Sammlung beziehungsweise Sortierung von Verpackungsmaterial, zum Beispiel Plastiksackerln, da dies händisch geschehen müsste.

In Wien werden rund 495 000 Tonnen Restmüll gesammelt. Durch die geplante Umstellung auf Flaschensammlung soll die Kunststoffmenge im Restmüll um 1 500 Tonnen reduziert werden, dies entspricht zirka 0,3 Prozent der Gesamt-Müllmenge. Dadurch ist sichergestellt, dass der Heizwert des Wiener Restmülls durch die geplante Flaschensammlung nicht beeinflusst wird. Modellversuche im 15. Bezirk am Storchengrund in den Jahren 2002 und 2003 haben ergeben, dass eine Umstellung auf eine Plastikflaschensammlung volkswirtschaftlich sinnvoll ist.

Nun für die Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, die anscheinend von kaufmännisch-wirtschaft-licher Verantwortung noch nie etwas gehört haben: Das Geld, das der Bürger über den Verkaufspreis für die Verpackungsentsorgung zahlt, geht in den Topf der ARA, im Falle von Kunststoffverpackungen weiters an die ARGEV beziehungsweise ÖKK. In Österreich werden über 140 000 Tonnen an Kunststoffverpackungen auf den Markt gebracht.

Bei der ARA sind aber nur 100 000 Tonnen lizenziert; von diesen ist die ARGEV aber nur für 70 000 Tonnen - das sind 70 Prozent - verantwortlich. Das sind Verträge der ARA mit dem Bund. Die Übermenge von zirka 50 000 Tonnen entsteht durch so genannte Trittbrettfahrer beziehungsweise Verträge, die der Bund hätte anpassen müssen.

Was bedeutet das für Wien? - In Summe zahlt die ARGEV die in den gelben Tonnen erfassten Verpackungen; das sind zirka 5 600 Tonnen. Weiters bezahlt die ARGEV/ÖKK die energetische Nutzung von Verpackungen, die über den Restmüll mitgesammelt werden; das sind 11 550 Tonnen. In Summe bezahlt die ARGEV/ÖKK also nur die Entsorgung von 17 150 Tonnen Kunststoffverpackungen. Da in Wien jährlich zirka 35 000 Tonnen Kunststoffverpackungen anfallen, muss die verbleibende Restmenge von 18 450 Tonnen über die Müllgebühr bezahlt werden.

Nun ist die ÖKK AG an die MA 48 herangetreten, um eine mehrjährige Vereinbarung über die energetische Nutzung der im Restmüll miterfassten Kunststoffmengen abzuschließen. Gegenstand dieser Vereinbarung ist in Ergänzung zu den Bestimmungen im ARGEV-Hauptver-trag und dessen Nachträgen die Festlegung des Ver-brennungsentgeltes bis 2006.

Auf Grund der Kompetenzverteilung zwischen ARGEV und ÖKK kann das Verbrennungsentgelt nicht mit der ARGEV vereinbart werden. Im Vertragsnachtrag 2004 werden mit der ARGEV folgende Mengen für die energetische Nutzung vereinbart: 2004:11 550 Tonnen, rückwirkend ab 1.1.2004. 2005: 12 550 Tonnen, 2006: 13 550 Tonnen.

Für die Verbrennung der oben angeführten Mengen werden mit der ÖKK folgende Entgelte vereinbart: Für 2004: 1 015 000 EUR pro Jahr; für 2005: 1 090 000 EUR pro Jahr; für 2006: 1 165 000 EUR pro Jahr. - Damit können die Verbrennungskosten der MA 48 bei der FWW für die thermische Behandlung sowie die interne Administration voll abgedeckt werden.

Die besten Abfälle sind diejenigen, die erst gar nicht entstehen, wie wir alle wissen. Es ist daher logisch, dass die Stadt Wien die Forcierung der Mehrwegverpackungen fordert. Die Abfallvermeidung ist daher auch ein erklärtes Ziel unserer sozialdemokratischen Wiener Umweltpolitik. Als ein wesentlicher Beitrag zur Abfallvermeidung gilt auch der Einsatz von Mehrwegverpackungen. Es wäre in dem konkreten Fall höchst fahrlässig, so zu tun, als gäbe es heute keine Verpackungsabfälle. Als politisch Verantwortliche und auch als Auftragnehmer des ARA-Systems haben wir die Pflicht, für eine geordnete Entsorgung des Mülls zu sorgen. Dazu ist es notwendig, Einwegverpackungen durch Recycling sinnvoll zu entsorgen. Auf berechtigte Einnahmen aus dem ARA-System zu verzichten, wäre allerdings gegenüber der Wiener Bevölkerung höchst unverantwortlich. 

Wie eine Umfrage ergeben hat, sind 85 Prozent der Wienerinnen und Wiener mit der Lebensqualität in ihrer Stadt zufrieden. Dies betrifft auch die Sauberkeit und die Müllentsorgung. Daher mein spezieller Dank an unsere MA 48 und an ihre Mitarbeiter. Wien ist und bleibt Umweltmusterstadt!

Ich ersuche um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es hat sich noch Herr Kollege Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nach dieser netten Schulstunde mit Frau Prof Polkorab, in der die Opposition der Besserwisserei geziehen wurde und uns gesagt wurde, wir würden uns nicht auskennen, denke ich mir: Es ist natürlich schon so, dass ich nicht so eine feine Unterlage gehabt habe – okay, es hat mir auch niemand die Unterlage gemacht, sage ich gleich einmal dazu. (Zwischenruf der GRin Rosemarie Polkorab.) Aber, Frau Polkorab, der Unterschied, der noch nicht ganz klar war, war erstens einmal, dass die Opposition die Aufgabe hat, die Stadtregierung und die Mehrheit zu kontrollieren und Oppositionspolitik zu machen und nicht dauernd zu sagen: Die Umweltmusterstadt Wien wird von der SPÖ super, super, am allersupersten verwaltet! - Das ist nicht unsere Aufgabe. (GRin Rosemarie Polkorab: Hin und wieder könnt ihr es schon sagen!) 

Unsere Aufgabe ist es, Frau Polkorab, zu schauen, ob da Dinge in der Politik unserer Meinung nach nicht richtig sind oder nicht. Das können Sie als Besserwisserei abtun oder nicht. 

Grundsätzlich habe ich gesagt – und, Frau Polkorab, da möchte ich Sie bitten, dass Sie genau zuhören -, man muss zwischen zwei Dingen unterscheiden: Entweder ich betrachte es betriebswirtschaftlich - dann ist das, was Sie sagen, völlig richtig: Es ist richtig, dass man aus dem Kunststoffmüll, aus der ÖKK und aus der ARGEV mehr Geld für den Stadtsäckel lukriert. Völlig richtig! – Nur: Volkswirtschaftlich würde ich mir wünschen, dass die Stadtregierung und die SPÖ-Fraktion im Bund endlich eine Initiative setzen würde, dass nämlich Mehrweggebinde verpflichtend wieder eingeführt werden, so wie es in Skandinavien - und wir werden uns das ja bald anschauen - passiert ist, wo zum Beispiel mit Pfandsystemen sehr wohl Mehrweggebinde in Verwendung sind. Und auch die rot-grüne deutsche Bundesregierung hat, zwar mit einem relativ komplizierten System, sehr erfolgreich Einweggebinde zurückgedrängt. – Dass Sie sich dann hier heraus stellen und von Besserwisserei der Opposition reden, das war nicht das, was man als Opposition so gerne hört. Faktum ist vielmehr, dass man unterscheiden muss zwischen Betriebswirtschaft und Volkswirtschaft, Frau Polkorab. - Das ist das eine.

Das Zweite ist, dass ich natürlich noch etwas zur berühmten Biotonne, die heute auch schon erwähnt worden ist, sagen muss: Ich würde mir wünschen, dass die Stadt Wien den Menschen draußen erklärt, warum die Biotonnen plötzlich verschwinden! - Das stimmt, denn die sind einfach weg, und kein Mensch weiß, dass man in der MA 48 anrufen muss, um so eine Biotonne auf dem eigenen Grundstück zu bekommen. Die wird auch gratis abgeholt und alles Mögliche, nur: Das weiß genau niemand, und die Leute, die früher gewohnt waren, Biomüll dort hineinzuschmeißen, die das auch vielfach richtig gemacht haben, wissen das nicht! – Und da denke ich mir: Das ist nicht Besserwisserei, sondern ein richtiges Argument der Opposition! Statt dass man sich dann hier herausstellt und sagt: Ich weiß alles besser!, Frau Polkorab, würde ich mir wünschen, dass wir das im Umweltausschuss auch diskutieren. Da aber habe ich das von Ihnen leider noch nicht gehört. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 19 ihre Zustimmung erteilen können, die Hand zu erheben. – Dies ist mit den Stimmen der SPÖ und der ÖVP mehrheitlich angenommen. Die FPÖ und die GRÜNEN haben dagegen gestimmt.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 20. 

Auch hier bitte ich diejenigen Damen und Herren, die der Postnummer 20 zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist wiederum mit den Stimmen der SPÖ und der ÖPV mehrheitlich angenommen. Die FPÖ und die GRÜNEN haben dagegen gestimmt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Austrian Players League". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Novak, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich werde nicht allzu lange zu diesem Geschäftsstück sprechen, aber wir werden doch einiges dazu sagen, da wir ja im letzten Jahr gegen die Subvention des Vereins "Austrian Players League" gestimmt haben und in diesem einen Jahr unser Abstimmungsverhalten geändert haben. 

Wir haben nach wie vor Bedenken gegenüber den Spielen, die auf den LAN-Partys, die dieser Verein ja auch organisiert, gespielt werden; aber wir haben uns auch mit dem Verein getroffen - und nicht nur mit diesem Verein, sondern auch mit anderen Jugendlichen - und haben unsere Meinung diesbezüglich revidiert. 

Wenn wir uns den Akt ansehen, so muss ich sagen, es ist dies ein Akt, der, wie nur wenige Akte, sehr umfangreich beschreibt, was dieser Verein macht, und auch sehr gut die Vorteile beziehungsweise den Nutzen dieses Vereins auflistet und auch klarmacht, was in diesem Verein alles geleistet wird von den Jugendlichen, die sich dort ehrenamtlich engagieren. Dem ist auch sehr positiv gegenüberzustehen, und das werden wir auch machen, indem wir diesem Akt diesmal zustimmen.

Dass Jugendliche neue Medien verstärkt nutzen und auch immer mehr nicht nur zur Freizeitgestaltung, sondern auch im beruflichen Leben verwenden, ist uns allen klar. Der Verein "Austrian Players League" hilft sehr wohl auch Jugendlichen, sich mit diesem neuen Medium auseinander zu setzen, vor allem jenen Jugendlichen, die zu Hause nicht so sehr den Zugang dazu haben, sondern die eben auf Räumlichkeiten angewiesen sind, wie sie auch in der "Area 52" vorhanden sind, um diese Geräte, diese Möglichkeiten auch woanders zu nutzen und nicht nur zu Hause.

Unser Problem, das ich vorher schon angedeutet habe, bezüglich der LAN-Partys sind nicht die Partys an sich - das habe ich auch im letzten Jahr schon gesagt; das ist die Sache der Jugendlichen und ein Teil der Jugendkultur, die wir auch zur Kenntnis nehmen, dass man sich eben nächtelang zusammen setzt und Spiele spielt  -, sondern unser Problem, also das, was uns dabei Bauchweh verursacht, sind die Spiele, die die Jugendlichen selbst mitbringen, die hauptsächlich so genannte Ego-shooter- oder First-person-shooter-Spiele sind. Unserer Meinung nach ist schon die Frage zu stellen, ob die Stadt Wien mit öffentlichen Geldern subventionieren soll, ob wir es unterstützen sollen, dass Spiele gespielt werden - wofür der Verein nichts kann, weil die Spiele ja von den Jugendlichen selbst mitgebracht werden -, die eigentlich mit Gewaltprävention nichts am Hut haben, sondern eher in den Bereich der Gewaltverherrlichung fallen und die Jugendlichen dazu motivieren, in ihrer virtuellen Welt zu versinken, in der man sich gegenseitig niederschießt oder mit sonstigen Waffen bekriegt. Wir sehen schon ein Problem darin, dass bezüglich dieser Spiele für die Jugendlichen eigentlich keine Reflexionsmöglichkeiten bestehen, wenn sie auf diesen LAN-Partys sind und dort nächtelang diese Spiele spielen.

Deshalb möchte ich hier einen Antrag einbringen, nämlich dass die zuständige Magistratsabteilung ermächtigt werden soll, dem Verein "Austrian Players League" eine Expertin aus dem spielpädagogischen Bereich beziehungsweise aus dem Bereich der Jugendbetreuung bedarfsorientiert zur Verfügung zu stellen, da einerseits der Verein aus finanziellen beziehungsweise auch aus zeitlichen Ressourcen das nicht aufbringen kann und andererseits die gute Entwicklung des E-Sports als Teil der Jugendkultur der Stadt Wien ein Anliegen sein sollte.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport.

Es ist schon im Laufe des heutigen Tages über die Frage gewitzelt worden, warum die GRÜNEN jetzt zustimmen. - Wir haben das letzte Jahr, so hoffe ich, begründet, dass es uns um diese Spiele geht und dass unser damaliges Abstimmungsverhalten nicht gegen den Verein gerichtet war. Wir hatten letztes Jahr nichts gegen diesen Verein und haben natürlich auch dieses Jahr nichts gegen ihn, aber wir sollten uns sehr wohl darüber unterhalten, wie wir damit umgehen, dass Jugendliche nächtelang diese gewaltverherrlichenden Spiele spielen. Wir hoffen daher, dass unserem Antrag zugestimmt wird und dass es eine spielpädagogische Begleitung von LAN-Partys - in welcher Form auch immer – geben wird, vor allem dann, wenn die LanCity 2004 stattfindet, dass es zumindest bei diesen Großveranstaltungen eine spielpädagogische Begleitung geben wird, sodass die Jugendlichen zumindest die Chance bekommen zu reflektieren, was sie da machen, dass es nicht der Normalität entspricht, dass Menschen mit Turban oder Menschen, die man ihrem Aussehen nach dem asiatischen-arabischen Raum zuordnen könnte, auf Soldaten schießen, dass das nicht die Normalität ist und dass wir das nicht unterstützen. Es geht darum, dass sie lernen, sich damit auseinander zu setzen, und dass sie lernen, sehr wohl zu unterscheiden, dass das die virtuelle Welt ist und nicht die Realität.

Wir werden diesem Akt zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn, zum Rednerpult zu kommen.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich darf es ganz kurz machen. Wir haben uns beim letzten Mal, also voriges Jahr, beim gleichen Thema schon ausführlich dazu geäußert. Es hat sich für uns, auch wenn man die Homepage von "Austrian Players League" genau betrachtet, nichts geändert. Wir glauben ganz einfach, dass die Kombination, die derzeit dort angeboten wird, vor allem über "Area 52", eine pädagogisch nicht sehr glückliche Linie ist. Ich will Ihnen Ausführungen darüber, welche Art von Spielen dort gespielt wird, ersparen, darf aber schon erwähnen, dass das dort von den Jugendlichen in einem Ausmaß von zum Beispiel 145 Stimmen für "Half-Life 2" gewählt wurde. Wer immer sich damit auseinander setzt, weiß, dass es sich dabei um ein Gewaltspiel handelt. 

Das heißt, es geht sehr wohl um die Frage: Unterstützt die Öffentlichkeit derartige Spiele, unterstützt die Öffentlichkeit derartige Organisationsformen, die viel kritisches Potential beinhalten? 

Ich darf in diesem Zusammenhang nur kurz ein paar Dinge erwähnen: Es geht auch um die Frage der Gesundheit der Jugendlichen. Solche Spiele dauern ja, wie Sie wissen, 24 Stunden – mindestens, sage ich -, weil man das ja ohne diese Konstellationen und ohne die taktischen Einstellungen, die dafür notwendig sind, gar nicht in diesem Ausmaß spielen kann; das ist ja auch das Faszinosum an dieser Sache.

Es gibt viele Sorgen auf Seiten von Eltern. Wenn man sich mit Eltern mit diesem Thema auseinander setzt oder Eltern zuhört, welche Probleme, welche Sorgen sie in diesem Zusammenhang haben, dann weiß man, dass das eine Entwicklung ist, die man zwar gesetzlich nicht verbieten kann, die man aber zumindest nicht gesellschaftlich durch staatliche - oder in diesem Fall durch städtische - Einrichtungen mit Geld, mit öffentlichem Geld fördern soll. 

Es ist natürlich auch ein Problem der Teilnehmer selbst. Wenn Sie sich die Spiele genau anschauen, dann sehen Sie, dass es dabei auch um die Frage der Geschlechterrollen geht und um die Verfestigung dieser Geschlechterrollen, die in diesen Spielen sozusagen grundgelegt sind. Da geht es also auch um die Frage patriarchalischer Rollenverständnisse, die genau damit noch verfestigt werden. Es fehlt für mich hier also der gesamte Rahmen, der, pädagogisch sinnvoll beziehungsweise mit gewissen ethischen Grundregeln ausgestattet, zum Ausdruck bringt: In der Öffentlichkeit wollen wir unter bestimmten Rahmenbedingungen, dass bestimmte Spiele nicht gespielt werden, nicht angeboten werden, ja sogar, wenn es sich um Einrichtungen der Öffentlichkeit handelt, verhindert werden.

Ein letzter Gedanke noch: Ich glaube, dass die Überlegung, die sonst noch von "Austrian Players League" wahrgenommen wird, nämlich die Schulung, das technische Verständnis, die Hintergrundinformation für das Computerwesen sehr gut auch von anderen Organisationen wie wienXtra selbst oder auch vom Landesjugendreferat wahrgenommen werden kann. Dazu brauchen wir keinen eigenen Verein, dazu brauchen wir nicht zusätzlich wieder Geld für diesen Verein, der in seinen Strukturen, auch wenn viele dort ehrenamtlich arbeiten, wieder viel Geld kostet. 

Abschließend: Ich glaube, wir sollten uns wirklich mit der Frage der medienpädagogischen Rahmenbedingungen auseinander setzen, und aus diesem Grund werden wir auch den Antrag der GRÜNEN unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner gelangt Herr GR Strache zum Wort.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte, bevor ich auf diesen Tagesordnungspunkt zu sprechen komme, noch ganz kurz auf ein paar Worte eingehen, die heute Herr Klubobmann Oxonitsch zum Besten gegeben hat, weil sie nicht der Wahrheit entsprechen und wir aber laut Geschäftsordnung auch nicht die Gelegenheit haben, eine tatsächliche Berichtigung vorzunehmen, wenn in der Aktuellen Stunde etwas Unwahres dargestellt wird. Daher baue ich das in meine Ausführungen zu diesem Punkt ein.

Herr Oxonitsch ist heute hier am Rednerpult gestanden und hat behauptet, ich hätte eine Mehrwert-Telefonnummer inseriert. Das ist eine unwahre Behauptung und eine Unterstellung, die nicht der Realität entspricht. Vielmehr ist es so, dass ein Internet-Fern-sehsender mich, aber auch andere Politiker aller Parteien - auch Ihrer Partei, auch der ÖVP, auch anderer Parteien (GR Christian Oxonitsch: Westenthaler! – GR Godwin Schuster: Ist der schon "andere Partei"?) - eingeladen hat, um dort zu diskutieren, und ohne das Wissen der Eingeladenen ein Inserat geschaltet hat und uns – diejenigen, die dort eingeladen worden sind – missbraucht hat. Es entspricht also nicht der Wahrheit, was Sie behauptet haben, nämlich dass ich ein Inserat geschaltet hätte - und das ist hiermit auch klargestellt. (GR Christian Oxonitsch – aus einer Zeitung vorlesend -: "... ein persönliches Treffen mit Herrn Strache ..."!)

Schauen Sie, was jemand macht, ohne einen zu informieren, werden Sie doch nicht mir unterstellen! - Wenn Sie ein Inserat schalten, dass der Herr Müller etwas gestohlen hat, dann kann ja der Herr Müller nichts dafür, dass Sie den Herrn Müller verunglimpfen! (GR Harry Kopietz: Aber der Herr Müller wird klagen!) Deshalb sollten Sie doch nicht auf eine solche Verunglimpfungsmethode einsteigen! 

Wenn wir für Sie inserieren (GR Godwin Schuster: Haben Sie rechtliche Schritte ergriffen?), dass Sie den Menschen ich weiß nicht was wegnehmen, was dann nicht der Wahrheit entspricht, dann ist das Inserat ja nicht von Ihnen geschaltet, sondern von jemand anderem. Ich denke, das sollten Sie zur Kenntnis nehmen. Aber ich bitte Sie, dass Sie mir das Inserat geben (GR Christian Oxonitsch: Es ist in der "Kronen Zeitung"!), dann kann ich diesbezüglich auch den Klagsweg bestreiten. Aber ich habe lange gebraucht, überhaupt darauf zu kommen, was Sie bei Ihrer abstrusen Wortmeldung, die Sie heute von sich gegeben haben, gemeint haben. (Beifall bei der FPÖ. - VBgmin Grete Laska: Kann man Sie jetzt treffen oder nicht?) 

Und jetzt zu dem Geschäftsordnungspunkt. (GR Harry Kopietz: Sie sind ja jenseits von gut und böse!) – Da redet gerade der Herr richtige Professor von "jenseits von gut und böse"! Danke! Da redet der Richtige! (VBgmin Grete Laska: Kann man Sie jetzt treffen, wenn man Sie dort anruft?) Natürlich kann man mich nicht treffen, denn wenn jemand etwas inseriert und behauptet, was eben nicht der Realität entspricht, wenn jemand etwas macht, ohne dass man es weiß, dann werden Sie doch hoffentlich verstehen, Frau Stadträtin - das wird doch für Sie ausreichen, um das zu verstehen! -, dass man da nichts dafür kann. Das werden Sie hoffensichtlich realisieren (VBgmin Grete Laska: Natürlich!) - ich hoffe doch, ansonsten würde ich mich wirklich äußerst wundern müssen. (VBgmin Grete Laska: Ich wollte nur wissen, ob man Sie treffen kann oder nicht!)
Aber ich komme jetzt auf den Geschäftsordnungspunkt zu sprechen. Der Geschäftsordnungspunkt betreffend die "Austrian Players League" ist etwas, was wir unterstützen, und wir werden daher auch zustimmen. Wir haben das im Ausschuss auch schon festgehalten. 

Eines ist aus unserer Sicht anzumerken: Unserer Meinung nach ist die Gebühr von 5 EUR, die verlangt wird, zu hoch. Es wird ja im Verein auch extra festgehalten, dass dieser auch für sozial schwächere Jugendliche da sein soll, und es ist aus unserer Sicht nicht sozial, wenn man in der Stunde 5 EUR verlangt. Das ist viel Geld, und gerade Jugendliche haben nicht gerade das dicke Geldbörserl, sodass sie sich für mehrere Stunden, wenn sie sich dort treffen, 5 EUR pro Stunde auch wirklich leisten können. Dazu kann ich hier nur festhalten: Sozial ist das nicht! Deshalb möchte ich hier die Anregung machen, dass man diese Stundengebühr reduziert, und zwar deutlich, zumindest um 50 Prozent, damit das auch wirklich sozial wird.

Was heute auch noch gesagt worden ist, nämlich dass Jugendliche, auch zu Hause, Spiele spielen, die manchmal auch mit Gewalt zu tun haben, das wissen wir. Das ist leider ein Problem unserer Zeit. Aber ich halte es für gut, dass in diesem Verein ein freier Zugang vorhanden ist und Jugendliche aus allen Bereichen mit ihren Spielen diesen Verein aufsuchen können, wo man auch die Chance nutzen kann, darüber vielleicht zu diskutieren. Das ist sogar ein Vorteil, dass man dort diskutieren kann - zu Hause kann man mit Jugendlichen nicht darüber diskutieren, wenn sie dort Gewaltspiele zur Anwendung bringen. Im Verein wird diese Möglichkeit gegeben sein. Das wäre auch ein Ansatz, dass man in diesem Verein und in der Vereinsarbeit einmal mit den Jugendlichen darüber spricht und vielleicht versucht, sie diesbezüglich zu sensibilisieren. Von Verboten halte ich gar nichts - das wäre das Schlechteste im Jugendbereich, zumal Spiele ja auch nur nach Altersgrenzen verkauft werden dürfen und es ja nicht so ist, dass da verbotene Spiele verwendet werden, sondern das sind ja im Sinne der Gesetzgebung erlaubte Spiele. Also von Verboten halte ich hier nichts. - Das wolle ich nur anmerken. 

Wir werden diesem Tagesordnungspunkt zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr GR Wutzlhofer zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin der letzte Redner heute, und es ist schön, dass noch so viele im Raum sind. Ich werde aber Ihre Geduld nicht über die Maßen strapazieren, sondern werde es kurz machen. 

Die Computernutzung wird schon längst neben Lesen, Schreiben und Rechnen als vierte Kulturtechnik angesehen, und es wird in Zukunft kaum möglich sein, ohne so genannte Computer Literacy auszukommen. Es muss daher unser Ziel sein, eine durchaus auch in westlichen Demokratien drohende Spaltung der Gesellschaft, einen so genannten Digital Divide, zu verhindern, wo es auf der einen Seite Leute gibt, die Zugang zur Information haben, die Zugang zu Wissen und Kompetenz im Bereich Informationstechnologien haben, und auf der anderen Seite die Verlierer dieser Entwicklung. Es ist daher, so glaube ich, eine grundlegende Aufgabe der Politik, dafür zu sorgen, dass alle Menschen in dieser Stadt auf der einen Seite diesen oft erwähnten Zugang zu Internet-Anbindungen, Hardware und so weiter haben, auf der anderen Seite aber auch - was noch viel wichtiger ist - die Kompetenz im Umgang damit. 

Ein Verein, der beide Ziele verbindet, ist die "Austrian Players League". In der "Austrian Players League" organisieren sich Jugendliche selbst, arbeiten ehrenamtlich daran, anderen Jugendlichen Kompetenzen im Umgang mit Computern, mit Computerprogrammen, mit Spielen zu vermitteln, und zwar in der Lebensrealität dieser jugendlichen Menschen. Ich hoffe, es wissen viele in diesem Haus, wie ein Gutteil aller Jugendlichen sich ihre Computerkompetenzen aneignet, nämlich durch ein Ausprobieren von Dingen, die Spaß machen, und dazu gehört natürlich auch das Spielen. Und genau das macht die "Austrian Players League": Die "Austrian Players League" bietet den Leuten Raum dazu - nämlich zum Spielen. Das ist etwas, was an öffentlichen Plätzen, an Plätzen mit öffentlichem Computerzugang, wie zum Beispiel an den Schulen, leider oft fehlt, und es ist nach wie vor so, dass sehr viele Jugendliche zu Hause keinen Zugang zu einem Computer haben. 

Die "Austrian Players League" bietet Workshops, Seminare an, vermittelt Hardware- und Softwarekenntnisse - das ist heute alles schon erwähnt worden -, und die "Austrian Players League" - was ja die Grundlage für die Debatten in der Vergangenheit war und auch heute ist - hilft jungen Leuten dabei, LAN-Partys zu organisieren. Sie hilft dabei, ein LAN - ein Local Area Network - aufzubauen, verleiht die Hardware dazu, stellt den Raum, die "Area 52", zur Verfügung und lernt jugendlichen Menschen damit auch, selbst große Veranstaltungen zu organisieren. Weil uns diese Arbeit wichtig ist, unterstützt die Stadt die "Austrian Players League". 

Ich glaube, es ist der absolut falsche Weg, die Lebenswelt von Jugendlichen zu verteufeln. Wir wissen, dass Jugendliche, dass viele Jugendliche Computer spielen, und wir wissen, dass gerade in LAN-Partys auch gewalttätige Spiele gespielt werden. Das wissen wir, das ist so. Das kann man schlecht finden oder gut. Ich persönlich mag das auch nicht, aber das ist nun einmal die Lebensrealität von jungen Menschen. Und ich glaube, man kann, um pädagogisch und in der Jugendarbeit tätig sein zu können, diese Lebenswelt nur akzeptieren, denn junge Menschen sind nur dann ansprechbar und fühlen sich nur dann ernst genommen, wenn man nicht sagt, sie sind Problemfälle, sondern wenn man auch in ihrem Lebensraum agiert. 

Es ist spannend: Jeder Mensch weiß - oder viele wissen -, dass es Computerspiele gibt; viele wissen, dass Jugendliche viel Computer spielen; viele wissen auch, dass es sehr viele Computerspiele mit interessantem, pädagogischem Inhalt gibt - die im Übrigen diejenigen sind, die besonders viel Erfolg auf dem Markt haben. Aber Schlagzeilen zu diesem Thema gibt es immer nur dann, wenn es um negative Dinge geht. Debatten - so wie heute oder vor allem auch vor einem Jahr - gibt es immer nur dann, wenn man hört: Computerspieler sind süchtig, Computerspieler kapseln sich von der Gesellschaft ab, Computerspieler spielen gewalttätige Spiele. Und das Feedback für Jugendliche ist folgendes: Aha, die Gesellschaft bekommt mit, es gibt uns - aber ausschließlich mit dem Stigma des Abnormen, des Bedrohten, des Gefährlichen. 

Ich glaube, das ist in der Jugendarbeit absolut der falsche Weg, und genau darum geht es auch in dieser ganzen Debatte um Prohibition. Ich glaube, die Zeit der Bewahr-Pädagogik ist vorbei, und ich glaube, das sollten auch alle hier endlich anerkennen. 

Ich möchte an dieser Stelle, wo es um die pädagogische Debatte, die Arbeit mit den Jugendlichen geht, ausdrücklich erwähnen, dass ich mich sehr darüber freue, dass die Debatte eine ganz andere Qualität hat als noch vor einem Jahr. Ich freue mich auch darüber, dass die GRÜNEN ihre Meinung geändert haben, dass Kollegin Sommer-Smolik auch vor Ort war und sich dort informiert hat. 

Was die im Beschlussantrag gestellte Forderung nach enger Zusammenarbeit mit den spielpädagogischen und jugendarbeiterischen Raum betrifft, so kann ich nur sagen: Man rennt damit in Wien weit offene Türen ein, weil wir das auch gut finden, und weil es aber auch seit Jahren der Fall ist. Gerade die "Austrian Players League" kooperiert eng und laufend zum Beispiel mit wienXtra und netbridge, und die ExpertInnen in Wien im spielpädagogischen Bereich und im Jugendarbeitsbereich interessieren sich sehr für die laufende Arbeit in den LAN-Partys, für die laufende Arbeit der "Austrian Players League". 

Es hat auch 2001 die von der Stadt veranstaltete LANCity gegeben, mit einem umfassenden Angebot an pädagogischen Podiumsdiskussionen, Workshops und Publikationen dazu, und ich glaube, das hat gerade die Jugendarbeit in dieser Stadt sehr viel weitergebracht. Es besteht auf Seiten des Vereins der Wille, auch 2004 wieder eine LAN-City zu veranstalten, aber es ist auch zwischendurch laufend bei den großen LAN-Chatten, wie zum Beispiel jetzt bei der Millannium in der Millennium City immer wieder so, dass dort netbridge anwesend ist und dass es natürlich den pädagogischen Raum laufend gibt. 

Insofern stimmen wir der Zuweisung des Antrags gerne zu. Ich lade euch auch auf eurer Informationstour ein, einmal mit netbridge oder mit wienXtra zu reden und mehr darüber zu erfahren, wie die Arbeit dort abläuft. 

Zur Argumentation bezüglich der Preise kann ich nur Folgendes sagen: Ich habe um die Mittagszeit mit dem Verantwortlichen der APL gesprochen, und dieser hat gemeint, das sei lustig, denn sie bekommen sehr oft den Vorwurf von der anderen Seite, nämlich dass sie weit unter der Kostendeckung arbeiten und dass die Preise für das Angebot, das sie stellen, zu niedrig seien. Das ist definitiv eine Sache, die man von zwei Seiten sehen kann. Aus der Sicht der KonsumentInnen ist es immer schön, wenn die Dinge billig sind, aber das ist sicher eine Frage von Machbarkeiten.

Ich möchte damit auch schon zum Schluss kommen: Die Stadt Wien unterstützt die Vermittlung von Medienkompetenz, und die Arbeit der "Austrian Players League" ist ein wichtiger Schritt dazu. Ich glaube, dass Tabuisierung und Prohibition der falsche Weg sind, denn wer Jugendliche ernst nimmt, der muss auch ihren Lebensraum ernst nehmen. 

Ich bin guter Dinge, zumal es in diesem Bereich über die Jahre offensichtlich eine Entwicklung gibt, dass vielleicht im nächsten Jahr auch die ÖVP ihre Meinung noch ein bisschen ändert. Ich hätte einen Internet-Recherche-Tipp: Unter www.downunder4lan.net gibt es ziemlich viel zu einem Projekt aus Niederösterreich. Die niederösterreichische Landesregierung organisiert gemeinsam mit der JVP und einem gemeinnützigen Verein jährlich große LAN-Partys, wo mehr als 400 Leute spielen. Es ist sicher nicht so schlecht, wenn man sich das anschaut: Vielleicht kann man Anregungen von Parteifreunden eher anerkennen und doch ein bisschen mit der Zeit gehen, sodass wir uns nächstes Jahr bei einem einstimmigen Beschluss zu diesem Punkt wieder sehen. Das würde mich sehr freuen. 

Ich wünsche einen schönen Abend! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem 

Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist ohne die Stimmen der ÖVP mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschlussantrag der GRÜNEN von Frau GRin Claudia Sommer-Smolik betreffend Expertin aus dem spielpädagogischen Bereich und der Jugendbetreuung für den Verein "Austrian Players League". Hier wurde in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Wer dieser Zuweisung zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist einstimmig der Fall. Die Zuweisung ist angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 6 und 7 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an die Vereine "Kulturzentrum Spittelberg" und "Public Art Projects" - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 6 zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrheitlich ohne die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Wer der Postnummer 7 zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Auch das ist mehrheitlich ohne die Stimmen der FPÖ angenommen.

Wir kommen nun zur nichtöffentlichen Sitzung. Ich bitte die Herrschaften auf der Tribüne, den Sitzungssaal zu verlassen.

(Schluss um 18.33 Uhr.)
